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Management Summary  
Das Landestransparenzgesetz (LTranspG) trat am 01. Januar 2016 in Kraft, führte dabei eine 
proaktive Veröffentlichungspflicht auf einer neu zu schaffenden Transparenz-Plattform (TPP) 
im Internet ein und fusionierte das Recht auf Informationszugang auf Antrag aus dem Landes-
informationsfreiheitsgesetz (LIFG) und dem Landesumweltinformationsgesetz (LUIG).  
Die vorliegende retrospektive Evaluierung des Gesetzes befasst sich schwerpunktmäßig ers-
tens mit dem Gesetzesvollzug und insbesondere der Implementierung der TPP, zweitens mit 
den Auswirkungen auf die Verwaltung und drittens mit der Erreichung der Gesetzesziele sowie 
weiterer Nebeneffekte, die auf Basis des Forschungsstandes als möglich erschienen.  
Gesetzesvollzug 
Das LTranspG räumt jeder Person das Recht ein, Anträge auf Informationszugang bei den 
transparenzpflichtigen Stellen (TPS) des Landes Rheinland-Pfalz zu stellen. TPS sind die Be-
hörden auf Landesebene und kommunalen Gebietskörperschaften sowie einige weitere Stel-
len, die Verwaltungstätigkeiten ausüben.1 Das Aufkommen von Anträgen auf Informationszu-
gang lag bei durchschnittlich 82 Anträgen im Jahr pro TPS, wobei die meisten Anträge pro TPS 
auf Ebene der Staatskanzlei und der Ministerien sowie den oberen Landesbehörden eingin-
gen. Bedingt durch die retrospektive Erhebungsform wurden mündliche und telefonische An-
fragen vermutlich häufig nicht oder nicht als Anträge nach dem LTranspG dokumentiert, was 
wahrscheinlich zu einer Unterschätzung dieser Antragsformen führte. Selbst unter Berücksich-
tigung dieser Unterschätzung ist das Aufkommen insgesamt als gering zu bewerten. In wel-
chem Maße das geringe Aufkommen in mangelnder Bekanntheit oder in mangelndem Inte-
resse begründet ist, könnte ohne erheblichen Mehraufwand (in Form einer repräsentativen 
Bevölkerungsumfrage) nicht beurteilt werden. Zu einer nachrangigen Bearbeitung anderer Tä-
tigkeiten aufgrund von Anträgen auf Informationszugang kam es bei 7 Prozent der TPS, wobei 
es sich hierbei vermutlich um temporäre Belastungsspitzen handelte. 
Implementation der TPP  
Die Verpflichtung zur proaktiven Veröffentlichung von Informationen auf der TPP bildet die 
zentrale Erweiterung des Informationszugangs durch das LTranspG. Die Nutzung des Infor-
mationsangebots entwickelte sich mit zunehmendem Fortbestand positiv, fiel aber bisher ge-
ring aus. Da für die Nutzung des Informationsangebots die Nutzungsqualität neben der Be-
kanntheit eine entscheidende Voraussetzung darstellt, wurde diese mithilfe verschiedener em-
pirischer Erhebungsinstrumente und -methoden untersucht. Ferner zeigte sich, dass sich die 
Nutzungsqualität auf einem guten Weg befindet, aber noch Optimierungspotenzial insbeson-
dere in den Bereichen Nutzerführung, Recherchefunktionen sowie Vereinfachung der Sprache 
besteht.  
Auswirkungen auf die Verwaltung  
Auf Basis des Aufkommens von Anträgen und der damit verbundenen durchschnittlichen Be-
arbeitungszeit von 3,1 Stunden pro Antrag, ergaben sich keine personellen Auswirkungen, die 
einen erhöhten Stellenbedarf rechtfertigten. Eine Ausnahme hiervon bildet die Struktur- und 
Genehmigungsdirektion (SGD) Süd, auf die über 70 Prozent der Anträge entfielen. Dabei han-
                                               
1 In Kapitel 1 wird erläutert, welche Stellen transparenzpflichtig im Sinne des Gesetzes sind.  
2 Im vorliegenden Bericht werden zur besseren Auffindbarkeit und Vergleichbarkeit Zahlen nicht ausge-
schrieben, sondern mit Ziffern dargestellt. 
Hierbei wurden die beiden oberen Landesbehörden SGD Süd und SGD Nord eingeschlossen, bei de-
nen es sich um spezifische Fallkonstellationen handelt (5.2.2.1.). Werden diese von der Berechnung 
des arithmetischen Mittels ausgenommen, liegt der Jahresdurchschnitt pro TPS noch bei 2 Anträgen. 
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delte es sich jedoch um ein spezielles Aufgabengebiet und einen Einzelfall, bei dem der Per-
sonalbedarf und damit ggf. eine Erhöhung der Personalkapazitäten weitergehend zu prüfen 
wären.  
In finanzieller Hinsicht hatte das Gesetz Auswirkungen durch die entstehenden Personalauf-
wände im Rahmen des Einstellprozesses von Veröffentlichungen auf der TPP und der An-
tragsbearbeitung. Weiter ist als Einzelposition die TPP zu nennen, deren Einführung, Betrieb  
und Betreuung im Zeitraum von 2013 bis zum Jahresende 2020 etwa 2,8 Mio. EUR, d. h. im 
Jahresdurchschnitt ca. 350.000 EUR an Sachkosten nach sich zog. In diesem Zusammenhang 
entstand im Zeitraum von 2013 bis 2020 beim Ministerium des Innern und für Sport ein jährli-
cher Personalaufwand in Höhe von etwa 0,35 Vollzeitäquivalenten (VZÄ), welcher vor allem 
dem vierten Einstiegsamt (ehemals höherer Dienst) zuzuordnen war.  
Abgesehen von der SGD Süd als besonderem Einzelfall wurden nur in einem kleinen Teil der 
Anträge (5,5 Prozent) Kosten bei den Antragstellenden erhoben. Dabei lag die durchschnittli-
che Kostenhöhe bei 160 EUR, variierte aber stark nach Art der TPS von durchschnittlich 42 
EUR bei Verbandsgemeinden bis hin zu 540 EUR bei der Staatskanzlei und den Ministerien. 
Von den TPS wurde auf Schwierigkeiten bei der Begründung der Gebührenfestsetzung ver-
wiesen.  
Erreichung der Gesetzesziele und Nebeneffekte des Gesetzes 
In Hinblick auf die Erreichung der Gesetzesziele wurden anhand einer Umfrage auf der TPP 
Einschätzungen von Nutzerinnen und Nutzern zur Wirkung der TPP eingeholt. Demnach ver-
einfacht die TPP den Zugang zu Informationen; hinsichtlich des Beitrags zur Bildung einer 
Meinung zu Entscheidungen der rheinland-pfälzischen Politik und Verwaltung, insbesondere 
der Förderung der Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen oder der Kontrolle staatli-
chen Handelns, erwarteten die Nutzenden jedoch keine erheblichen Auswirkungen auf ihre 
Meinungsbildung.  
Die TPS wurden ebenfalls nach Einschätzungen zur Erreichung der Gesetzesziele befragt, 
allerdings nicht nur in Bezug auf die TPP, sondern in Bezug auf das LTranspG insgesamt. Die 
TPS kamen dabei diesbezüglich zu einer ähnlichen Einschätzung: Die TPS erwarteten keine 
großen Auswirkungen der Maßnahmen des Gesetzes auf die Ziele des Gesetzes im Bereich 
der demokratischen Meinungs- und Willensbildung. Allerdings zeigten sich doch zumindest ein 
mittlerer Grad der Bekanntheit des Gesetzes in den Behörden und eine hohe Akzeptanz von 
Transparenz und Offenheit. Auf Basis des Bekanntheitsgrades und der Akzeptanz wurde von 
einem mittleren Etablierungsgrad der Leitlinie von Transparenz und Offenheit in der Verwal-
tung ausgegangen.  
Durch die vorliegende Untersuchung zur Transparenz und Offenheit der Verwaltung wurden 
mögliche Auswirkungen auf das Vertrauen in Politik und Verwaltung sowie in die Verwaltungs-
tätigkeit identifiziert. Dabei zeigten sich kleine, statistisch signifikante Vertrauensgewinne von 
Nutzerinnen und Nutzern in die Verwaltung durch den Besuch der TPP und darüber hinaus 
eine kleine Steigerung der Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen. Kein Effekt war hin-
sichtlich des Vertrauens in die Politik zu beobachten.  
Handlungsempfehlungen  
Auf Grundlage der durchgeführten Evaluation konnten konkrete Handlungsempfehlungen ent-
wickelt werden, um das in der Untersuchung identifizierte Optimierungspotential möglichst 
auszuschöpfen und die Erreichung der Gesetzesziele zu unterstützen. Dabei wurden Empfeh-
lungen zum Prozess der Bearbeitung der Anträge auf Informationszugang, zur Nutzungs-
freundlichkeit in technischer Hinsicht der TPP sowie zur verbesserten Erreichung der Geset-
zesziele im Allgemeinen aufgezeigt.  
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1 Ausgangslage und Gegenstand der Evaluation 
Rheinland-Pfalz hat als zweites deutsches Bundesland und als erstes Flächenland ein Lan-
destransparenzgesetz eingeführt. Zudem ist es das zweite Bundesland nach Schleswig-Hol-
stein, das sein Informationsfreiheits- und sein Umweltinformationsgesetz fusioniert hat. Das 
Landestransparenzgesetz Rheinland-Pfalz (LTranspG) vom 27. November 2015 (GVBl. 2015, 
S. 383) ist am 01. Januar 2016 in Kraft getreten. Zweck des Gesetzes ist, die Transparenz der 
Verwaltung durch den Zugang zu Informationen zu erhöhen und damit die demokratische Mei-
nungs- und Willensbildung der Bürgerinnen und Bürger zu fördern. 
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum LTranspG wurde im Sinne der Transparenz 
ein öffentliches Beteiligungsverfahren mit dem Ziel durchgeführt, die Öffentlichkeit in den Pro-
zess einzubeziehen und für das Thema zu sensibilisieren. Hierzu wurden u.a. mehrere Work-
shops durchgeführt und es bestand die Möglichkeit, den Gesetzentwurf über eine webbasierte 
Beteiligungsplattform online zu kommentieren. Die Ergebnisse wurden veröffentlicht. 
Das Gesetz beinhaltet 2 wesentliche Bestandteile: Erstens wird natürlichen und juristischen 
Personen ein Anspruch auf Informationszugang auf Antrag nach §§ 11 ff. LTranspG gewährt. 
Diese Anträge können sich sowohl auf amtliche Informationen wie auch auf Umweltinformati-
onen beziehen, die bei der transparenzpflichtigen Stelle vorhanden sind. Transparenzpflich-
tige Stellen (TPS) sind insbesondere alle Behörden des Landes, der Gemeinden und der Ge-
meindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, soweit sie in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 
Form Verwaltungstätigkeit ausüben. 
Der Antrag kann grundsätzlich formlos gestellt werden. Die Information ist bei Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen in angemessener Form, etwa durch Auskunftserteilung oder Ak-
teneinsicht, binnen eines Monats zu gewähren. Grenzen findet der Informationsanspruch in 
entgegenstehenden öffentlichen oder privaten Belangen wie staatlichen Geheimhaltungser-
fordernissen, Schutz von personenbezogenen Daten oder Betriebsgeheimnissen. Dabei han-
delt es sich gegenüber der vorher bestehenden Rechtslage um keine substanzielle Änderung 
(Athen 2019: 247).  
Zweitens wurde mit dem LTranspG eine aktive Veröffentlichungspflicht neu geschaffen. Durch 
diese werden die TPS verpflichtet, Informationen proaktiv der Allgemeinheit zur Verfügung zu 
stellen – unter Berücksichtigung der soeben beschriebenen entgegenstehenden Belange. 
Diese Informationen werden auf der neu geschaffenen digitalen Transparenz-Plattform (TPP) 
veröffentlicht (§§ 6 ff. LTranspG).3 Die Veröffentlichungspflichten werden in 3 Stufen umge-
setzt, wobei der Umfang der Pflichten und der Kreis der Pflichtigen sukzessive zunehmen, vgl. 
§ 26 Abs. 2 LTranspG. 
Die erste Umsetzungsstufe sieht vor, dass die obersten Landesbehörden4 seit dem 01. Januar 
2018 folgende Informationen veröffentlichen:  
1. Ministerratsbeschlüsse (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 LTranspG), 
                                               
3 Erreichbar unter https://tpp.rlp.de. 
4 Bei den obersten Landesbehörden handelt es sich um die Staatskanzlei und die Landesministerien, 
namentlich das Ministerium der Finanzen, das Ministerium des Innern und für Sport, das Ministerium für 
Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie, das Ministerium für Bildung, das Ministerium für Wissen-
schaft, Weiterbildung und Kultur, das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, 
das Ministerium der Justiz, das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten sowie das 
Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz. 
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2. Berichte und Mitteilungen der Landesregierung an den Landtag (§ 7 Abs. 1 Nr. 2 
LTranspG),  
3. in öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 LTranspG), 
4. Haushalts-, Stellen-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne (§ 7 Abs. 
1 Nr. 5 LTranspG), 
5. Verwaltungsvorschriften und allgemeine Veröffentlichungen (§ 7 Abs. 1 Nr. 6 
LTranspG),  
6. amtliche Statistiken und Tätigkeitsberichte (§ 7 Abs. 1 Nr. 7 LTranspG), 
7. Geodaten (§ 7 Abs. 1 Nr. 9 LTranspG). 
8. öffentliche Pläne und andere landesweite Planungen (§ 7 Abs. 1 Nr. 10 LTranspG),  
9. Zuwendungen an die öffentliche Hand (§ 7 Abs. 1 Nr. 12 LTranspG), 
10. wesentliche Unternehmensdaten von Beteiligungen des Landes an privatrechtlichen 
Unternehmen etc. (§ 7 Abs. 1 Nr. 13 LTranspG), 
11. im Antragsverfahren elektronisch zugänglich gemachte Informationen (§ 7 Abs. 1 Nr. 
14 LTranspG) und  
12. bestimmte Umweltinformationen (§ 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3 LTranspG). 
Die Veröffentlichungspflicht gilt dabei für Informationen, die ab Inkrafttreten des Gesetzes erst-
malig vorliegen. Informationen, die bereits bei Inkrafttreten in veröffentlichungsfähiger elektro-
nischer Form vorliegen, sollen – soweit möglich – auf der TPP bereitgestellt werden (§ 26 Abs. 
1). 
Seit dem 01. Januar 2019 (Umsetzungsstufe 2) veröffentlichen die obersten Landesbehörden 
darüber hinaus:  
1. wesentliche Inhalte von Verträgen von allgemeinem öffentlichen Interesse mit einem 
Auftragswert von mehr als 20.000,00 EUR, soweit es sich nicht um Beschaffungsver-
träge oder Verträge über Kredite und Finanztermingeschäfte handelt (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 
LTranspG), 
2. Gutachten und Studien, soweit sie von Behörden in Auftrag gegeben wurden, in Ent-
scheidungen der Behörden einflossen oder ihrer Vorbereitung dienten (§ 7 Abs. 1 Nr. 
8 LTranspG), 
3. Zuwendungen von der öffentlichen Hand ab 1.000 EUR (§ 7 Abs. 1 Nr. 11 LTranspG) 
und  
4. weitere Umweltinformationen (§ 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6 LTranspG). 
Ab dem 01. Januar 2021 (Umsetzungsstufe 3) werden auch die oberen und unteren Landes-
behörden alle oben genannten Informationsgegenstände veröffentlichen. Die Veröffentli-
chungspflicht der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie die der sonstigen der Rechtsauf-
sicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts beschränkt 
sich gemäß § 7 Abs. 4 LTranspG auf Organisationspläne nach § 7 Abs. 1 Nr. 5 LTranspG und 
Umweltinformationen nach § 7 Abs. 2 LTranspG. Diese müssen ebenfalls ab dem 01. Januar 
2021 veröffentlicht werden. Weiter ermöglicht das LTranspG ab der Umsetzungsstufe 3 trans-
parenzpflichtigen Stellen, die nicht zur Veröffentlichung von Informationen nach § 7 Abs. 1 
LTranspG verpflichtet sind, die bei Ihnen vorhandenen Informationen auf der TPP bereitzu-
stellen (§ 7 Abs. 5 LTranspG).  
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2 Evaluationsauftrag und -umfang 
Gemäß § 23 S. 1 LTranspG hat die Landesregierung die Auswirkungen des LTranspG 4 Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes mit Hilfe wissenschaftlicher Unterstützung zu überprüfen. Da-
mit wurde das Deutsche Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung, Speyer, (FÖV) im De-
zember 2019 beauftragt.  
Zielsetzung der Evaluation war es, Erkenntnisse zum Gesetzesvollzug und zur Implementie-
rung der TPP zu generieren, die organisatorischen, personellen und finanziellen Auswirkungen 
des Gesetzes zu untersuchen und die Erreichung der in § 1 LTranspG genannten Ziele zu 
überprüfen.  
Die Evaluierung bezog sich ausschließlich auf die ersten beiden Umsetzungsstufen der Ein-
führung der TPP, die dritte Umsetzungsstufe, die zum Zeitpunkt der Erhebungen noch nicht in 
Kraft getreten war, war nicht Teil der Evaluierung. Der Informationszugang auf Antrag war 
ebenfalls Gegenstand der Evaluation. In zeitlicher Hinsicht bezog sich die Evaluation auf den 
Zeitraum von 01. Januar 2016 bis Ende des Jahres 2020. Die Bezugszeiträume der Erhe-
bungsinstrumente unterschieden sich erhebungsbedingt teilweise. Die Erhebungen zum Auf-
kommen von Anträgen auf Informationszugang und Veröffentlichungen auf der Transparenz-
Plattform bezogen sich auf den Zeitraum von 01. Januar 2016 bis 31. Dezember 2019. Andere 
Erhebungsformen wie z. B. die Umfrage auf der TPP wurden begleitend im Jahr 2020 durch-
geführt (vgl. Kapitel 4.3).  
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3 Untersuchungsgegenstände  
Die Untersuchungsgegenstände der Evaluation lassen sich in 3 Schwerpunkte unterteilen: 
Erstens die Überprüfung des Gesetzesvollzugs und der Implementierung der TPP, zweitens 
die Auswirkungen auf die Verwaltung in organisatorischer, personeller und finanzieller Hinsicht 
und drittens die Erreichung der Ziele des Gesetzes. Die Ziele formulieren angestrebte Auswir-
kungen des Gesetzes auf die Verwaltung und die Gesellschaft. Neben den Gesetzeszielen, 
die intendierte Auswirkungen darstellen, sind auch nicht-intendierte Nebeneffekte möglich, 
welche auf Basis des aktuellen Forschungsstandes identifiziert und ebenfalls untersucht wur-
den.  
3.1 Überprüfung des Gesetzesvollzugs  
Bei der Überprüfung des Gesetzesvollzugs wurde die konkrete Umsetzung des LTranspG 
durch die TPS untersucht und eruiert, an welchen Stellen bzw. zu welchen Zeitpunkten im 
Veröffentlichungsprozess bzw. bei der Gewährung des Informationszugangs auf Antrag Prob-
leme auftreten und wie diese Probleme gelöst werden könnten.  
3.2 Überprüfung der Implementierung der Transparenz-Plattform 
Die TPP bietet Interessierten kostenfrei und jederzeit Zugang zu den auf Basis des LTranspG 
veröffentlichten Informationen. Für die erfolgreiche Umsetzung des LTranspG spielt sie eine 
entscheidende Rolle. Daher wurde das Portal im Rahmen der Evaluation einer intensiven Ana-
lyse unterzogen. Neben statistischen Informationen zur Nutzung des Portals und zu Art und 
Umfang der veröffentlichten Informationen wurde untersucht, welche Personengruppen das 
Portal nutzen. Zudem wurden die technische Umsetzung der TPP und unterschiedliche As-
pekte der Nutzerfreundlichkeit analysiert. Schließlich wurde bewertet, ob das Portal und die 
dort veröffentlichten Informationen zu einer Befriedigung des Informationsbedürfnisses der 
Nutzerinnen und Nutzer beitragen. 
3.3 Überprüfung der administrativen Auswirkungen 
Im Rahmen der Überprüfung der Auswirkungen des LTranspG auf die Verwaltung wurden die 
organisatorischen, personellen und finanziellen Aspekte untersucht. In Hinblick auf die Orga-
nisation wurde erhoben, inwiefern die Aufbau- und Ablauforganisation in den TPS durch den 
Gesetzesvollzug beeinflusst wurde. Dabei wurde unter anderem geprüft, ob zur Bewältigung 
der hinzugekommenen Aufgaben neue Organisationsbereiche geschaffen oder neu anfal-
lende Aufgaben auf bereits bestehende Einheiten verteilt wurden. Auch veränderte Zuständig-
keiten und Arbeitsabläufe sowie möglicherweise unterschiedliche Strategien zur Sicherung der 
Qualität und Prüfung der zu veröffentlichenden Informationen nach § 7 LTranspG wurden im 
Rahmen der Evaluation untersucht. In diesem Zusammenhang wurde erhoben, ob es interne 
Verschiebungen gab, die zu einer nachrangigen Erledigung anderer Aufgaben führten. 
Schließlich sollte die Evaluation Erkenntnisse über mögliche technologische Veränderungen 
innerhalb der Organisation liefern. 
Im Zuge der Überprüfung der personellen Auswirkungen war es für die Evaluation zunächst 
von Belang, in welchem Maße das Verwaltungspersonal durch den Gesetzesvollzug zeitlich 
beansprucht wurde und ob eine etwaige Mehrbelastung zu einer Aufstockung des Personals 
führte. Darüber hinaus wurde in der Evaluation untersucht, ob und in welchem Umfang das 
Verwaltungspersonal zur Wahrnehmung der neuen Aufgaben durch Schulungen und Fortbil-
dungen, Leitfäden oder Handreichungen vorbereitet und unterstützt wurde. 
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Bei den finanziellen Auswirkungen wurden die Personalkosten anhand der Beanspruchung 
des Verwaltungspersonals und der Sachkosten für den Betrieb der TPP dargelegt. Darüber 
hinaus wurde die Erhebung von Gebühren und Auslagen im Rahmen des Antragsverfahrens 
erfasst.  
3.4 Überprüfung der Zielerreichung 
Gemäß Leistungsbeschreibung bestand ein zentrales Evaluationsziel darin, die Erreichung 
der in § 1 LTranspG festgelegten Ziele des Gesetzes zu überprüfen. Die Gesetzesziele werden 
in § 1 LTranspG wie folgt beschrieben:  
(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den Zugang zu amtlichen Informationen und zu 
Umweltinformationen zu gewähren, um damit die Transparenz und Offenheit der 
Verwaltung zu vergrößern. 
(2) Auf diese Weise sollen die demokratische Meinungs- und Willensbildung in der 
Gesellschaft gefördert, die Möglichkeit der Kontrolle staatlichen Handelns durch 
die Bürgerinnen und Bürger verbessert, die Nachvollziehbarkeit von politischen 
Entscheidungen erhöht, Möglichkeiten der demokratischen Teilhabe gefördert so-
wie die Möglichkeiten des Internets für einen digitalen Dialog zwischen Staat und 
Gesellschaft genutzt werden. 
(3) Transparenz und Offenheit sind Leitlinien für das Handeln der Verwaltung. Sie 
finden ihre Grenzen in entgegenstehenden schutzwürdigen Belangen. 
 
Die Ziele beziehen sich einerseits auf die Verwaltung und andererseits auf die Bürgerinnen 
und Bürger. Nachfolgend wird auf die Ziele im Einzelnen eingegangen und diese, soweit für 
die Evaluation erforderlich, spezifiziert.  
3.4.1 Vergrößerung der Transparenz und Offenheit der Verwaltung  
Das Ziel aus § 1 Abs. 1 ist die Vergrößerung der Transparenz und Offenheit der Verwaltung. 
Das Mittel zur Erreichung dieses Ziels ist der Zugang zu amtlichen Informationen und zu Um-
weltinformationen. Die beiden Begriffe „Transparenz“ sowie „Offenheit“ werden für die Evalu-
ation definiert, um diese klarer zu fassen.  
Transparenz wird in Bezug auf Politk- und Verwaltungshandeln definiert als „the availability of 
information to the general public and clarity about government rules, regulations and decisions” 
(Hood 2006, S. 4; Richter 2017, S. 236). Transparenz bedeutet demnach, Vorgänge und Ent-
scheidungen nachvollziehen zu können. Transparenz wird erreicht, wenn einerseits der Öf-
fentlichkeit Informationen zugänglich gemacht werden und wenn andererseits die Regeln des 
Regierens, Regulierungen und Entscheidungen bekannt sind. Zu welchen Informationen die 
Öffentlichkeit Zugang erhalten soll, wird im LTranspG geregelt. Davon erfasst sind zum einen 
amtliche Informationen, die sich vorwiegend auf staatliches Handeln und dabei überwiegend 
auf Verwaltungshandeln beziehen. Zum anderen kommen Informationen über die Umwelt, die 
sowohl staatliches als auch privates Handeln umfassen, hinzu.  
Die Regeln des Regierens, Regulierungen und Entscheidungen sind in verschiedener Weise 
Gegenstand des Gesetzes: Als Entscheidungen, die auf der TPP veröffentlicht werden, sind 
insbesondere Ministerratsbeschlüsse, aber auch Zuwendungen von der öffentlichen Hand und 
in öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse. Im Bereich von Regulierungen sind Verwaltungs-
vorschriften zu nennen, die ebenfalls auf der TPP öffentlich zugänglich gemacht werden. An-
hand von Verwaltungsvorschriften kann für Bürgerinnen und Bürger besser verständlich wer-
den, nach welchen Regeln die Verwaltung bzw. einzelne Behörden Gesetze auslegen.  
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Transparenz der Verwaltung betont die Sichtweise der Bürgerinnen und Bürger, für die staat-
liches Handeln verständlich werden soll. Offenheit der Verwaltung ergänzt dabei die Perspek-
tive der Verwaltung. Die Verwaltung öffnet sich, indem sie Informationen herausgibt und diese 
den Bürgerinnen und Bürgern in verständlicher Weise zugänglich macht.  
Wie transparent staatliches Handeln ist, lässt sich demnach daran bemessen, welche und wie 
viele Informationen über Ergebnisse und Prozesse staatlichen Handelns öffentlich zugänglich 
sind und ob Klarheit über die handlungsleitenden Regeln staatlichen Handelns besteht. Auf 
dieser Basis lässt sich eine Zustandsbeschreibung vornehmen. Vollständige Transparenz liegt 
diesem Verständnis nach dann vor, wenn alles Wissen über alle Prozesse und Ergebnisse 
von Verwaltungshandeln öffentlich bekannt ist. Selbst das LTranspG strebt nicht vollständige 
Transparenz an. Stattdessen werden im Gesetz auch entgegenstehende Belange und Ableh-
nungsgründe aufgeführt, die mit dem Informationsinteresse abgewogen werden müssen und 
zu einer Einschränkung oder einer Verwehrung des Informationsanspruches führen können. 
Beispiele für entgegenstehende Belange sind etwa die exekutive Eigenverantwortung der Lan-
desregierung oder die Wahrung der Interessen Dritter etwa in Bezug auf Datenschutz oder 
zum Schutz von geistigem Eigentum, Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. 
In welchem Maß sich die Transparenz vergrößert, kann in rechtlicher Hinsicht daran bemessen 
werden, in welchem Maße der Informationszugang gegenüber den zuvor bestehenden Infor-
mations(freiheits-)gesetzen ausgeweitet wurde. Das LTranspG weitete den Zugang zu Infor-
mationen auf Antrag nicht aus, sondern führte diesen fort (Athen 2019: 247). Allerdings hat 
der in § 7 Abs. 1 Nr. 14 LTranspG verankerte Grundsatz des "access for one - access for all" 
den Adressatenkreis der zur Verfügung gestellten Information substantiell erweitert. Fortan 
wird eine im individuellen Antragsverfahren elektronisch zugänglich gemachte Information auf 
der Transparenz-Plattform veröffentlicht. Insofern war folglich auch eine rechtliche Erweiterung 
festzustellen. Ob sich auch das Aufkommen von Anträgen erhöhte, wurde in der Erhebung 
untersucht. Die proaktive Veröffentlichungspflicht von weiteren Informationen stellte eine sub-
stanzielle Erweiterung des Informationszugangs in rechtlicher Hinsicht dar. Empirisch wird er-
fasst, in welchem Maße eine solche rechtliche Ausweitung auch zu einer Vergrößerung der 
Menge an öffentlich zugänglichen Informationen führte. Zusätzlich kann auch gefragt werden, 
ob die Bürgerinnen und Bürger der Ansicht sind, dass sich Transparenz und Offenheit erhöht 
haben. Zwar handelt es sich dabei um Einstellungen, die nicht zwangsläufig mit der tatsächli-
chen Vergrößerung von Transparenz einhergehen müssen. Allerdings ist die Zielsetzung, 
Transparenz und Offenheit für Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen. Deshalb sind die Wahr-
nehmungen und Einschätzungen von Bürgerinnen und Bürger auch unabhängig vom rechtli-
chen Anspruch und dessen Umsetzung von Interesse. Der Bezugspunkt zur Feststellung der 
Veränderung ist der Zustand vor Inkrafttreten des Gesetzes bzw. vor Inkrafttreten der ver-
schiedenen Umsetzungsstufen.  
3.4.2 Etablierung von Transparenz und Offenheit als Leitlinie 
Gemäß § 1 Abs. 3 soll mit dem Gesetz Transparenz und Offenheit als Leitlinie in der Verwal-
tung etabliert werden. Der Gesetzesbegründung zufolge soll damit ein „Kulturwandel im Staat“ 
(LT RLP Drs. 16/5173: 22) erreicht werden; im Praxiskommentar zum Gesetz wird von einem 
„Paradigmenwechsel“ geschrieben (Heinemann 2019: 7, 13). Nachfolgend wird für die Evalu-
ierung definiert, was unter Leitlinie und deren Etablierung verstanden wird.  
Anders als Gesetze, Verwaltungsvorschriften oder Richtlinien, sind Leitlinien zwar meist vor-
gegeben, aber nicht rechtlich bindend. Eine Leitlinie kann somit nur nachrangig im Rahmen 
rechtlicher Vorgaben handlungsleitende Wirkung entfalten. Mit anderen Worten kann eine Leit-
linie nur dort greifen, wo durch das Gesetz und die spezifizierende Verwaltungsvorschrift nicht 
schon genau geregelt wurde, wie zu entscheiden bzw. zu handeln ist.  
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Leitlinien sind Maßstäbe, die bei Entscheidungen und Handlungen berücksichtigt werden sol-
len. Sie sollen dabei helfen, Entscheidungen begründet fällen zu können, sofern die rechtli-
chen Vorgaben nicht hinreichend konkret sind. Die Leitlinie zur Transparenz und Offenheit der 
Verwaltung kann als Maßstab auch im professionellen (Selbst-)Verständnis der TPS verankert 
sein. Der Maßstab findet seinen Ausdruck in der Bestrebung, Verwaltungshandeln transparent 
und offen zu gestalten.  
Leitlinien können auf institutioneller Ebene auch in Form von weiteren Dokumenten konkreti-
siert werden, etwa als Handlungsempfehlungen oder Leitfäden. Insofern bestimmen die kon-
kretisierenden Dokumente genauer, was unter Transparenz und Offenheit im jeweiligen Kon-
text zu verstehen und wie auf dieser Basis zu entscheiden ist.  
Die Leitlinie der Transparenz und Offenheit ist mit anderen schutzwürdigen Belangen gemäß 
§§ 14 bis 17 LTranspG abzuwägen. Somit gibt die Leitlinie den Erwägungsgründen der Trans-
parenz und Offenheit bzw. dem Informationsinteresse der Bürgerinnen und Bürger ein Ge-
wicht, das bei der Abwägung mit anderen Belangen angemessen berücksichtigt werden soll 
(Pautsch 2019: 318).  
Eine Leitlinie kann als etabliert gelten, wenn diese gekannt, verstanden und befolgt wird. Wann 
dies der Fall ist, wird im Rahmen der Operationalisierung genauer dargelegt (vgl. Kapitel 
4.2.4.2).  
3.4.3 Gesetzesziele nach § 1 Abs. 2 – Förderung der Beziehung zwischen Staat 
und Gesellschaft 
§ 1 Absatz 2 LTranspG umfasst verschiedene Wirkungen, die durch die Vergrößerung von 
Transparenz erreicht werden sollen. Heinemann (2019) fasst die Ziele aus Absatz 2 unter dem 
Begriff des „Miteinander“ zusammen, das zwischen Verwaltung, Gesellschaft und Wirtschaft 
bestehe und gefördert werden solle (ebd. 8). Den Zielen ist gemein, dass sie sich auf das 
Verhältnis zwischen Staat und Bürgerinnen und Bürgern, Staat und Gesellschaft und – Heine-
mann (ebd.) zufolge – auch Staat und Wirtschaft beziehen. Nachfolgend werden die Teilziele 
konzeptualisiert und die Beziehungen zwischen diesen dargestellt.  
3.4.3.1 Demokratische Meinungs- und Willensbildung 
Die demokratische Meinungs- und Willensbildung wird hier definiert als die politische Willens-
bildung in einem demokratisch verfassten Staat. Dabei handelt es sich um den „Prozess, bei 
dem (mit unterschiedlichem Gewicht) bestimmte Gegebenheiten (Zustände, Fakten) und be-
stimmte Absichten (Interessen, Ideen) zu politischen Überzeugungen, zu politischen Zielen 
und ggf. politischen Handlungen führen“ (Schubert/Klein 2018). In diesem Prozess werden die 
Meinungen und Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger direkt oder mittels Parteien und In-
teressengruppen gegenüber den politischen Einrichtungen übermittelt und artikuliert und von 
letzteren aufgenommen sowie unter Berücksichtigung weiterer Interessen aggregiert und 
schließlich zur Entscheidung gebracht. Folglich können vereinfachend 2 Gruppen von Akteu-
ren unterschieden werden: Die Bürgerinnen und Bürger einerseits und die Intermediären 
(Pressevertreterinnen und Pressevertreter, Interessengruppen, politische Parteien etc.) ande-
rerseits. Deliberativen und liberal-input-orientierten Demokratietheorien zufolge führt Transpa-
renz zu einem verbesserten Informationsstand, der wiederum zu einer qualitativ besseren Mei-
nungs- und Willensbildung führt (Richter 2017: 239). Der Informationsstand kann auf 2 Weisen 
verbessert werden: Erstens, indem mehr Informationen zugänglich gemacht werden und zwei-
tens, indem der Zugang zu Informationen einfacher, d. h. weniger aufwändig, gestaltet wird.  
Die Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen wird hier nicht als eigenständiges Ziel auf-
gefasst, sondern ebenfalls als Teil des Ziels, demokratische Meinungs- und Willensbildung zu 
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fördern, verstanden. Die Vereinfachung und Erweiterung des Informationszugangs kann die 
Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen und somit auch die demokratische Meinungs- 
und Willensbildung fördern.  
3.4.3.1.1 Demokratische Teilhabe 
Demokratische Teilhabe wird hier definiert als politische Partizipation in einer Demokratie. Po-
litische Partizipation wiederum wird verstanden als die aktive Beteiligung am Prozess der po-
litischen Willensbildung, insbesondere an Wahlen und Referenden (Schubert/Klein 2018). Bei 
demokratischer Teilhabe und demokratischer Meinungs- und Willensbildung kommt es zu ei-
ner konzeptionellen Überschneidung. Zwar sind die Gegenstände konzeptionell durchaus un-
terschiedlich, aber demokratische Meinungs- und Willensbildung ist ohne demokratische Teil-
habe nicht vorstellbar. Teilhabe ist somit ein Teil der Meinungs- und Willensbildung.  
Im Gesetz wird ausgeführt, dass durch die Vergrößerung der Transparenz und Offenheit die 
Möglichkeiten des Internets für einen digitalen Dialog zwischen Staat und Bürgerinnen und 
Bürgern genutzt werden sollen (§ 1 Abs. 2 S. 1 LTranspG). Dabei handelt es sich um eine 
diskursive Form der demokratischen Teilhabe und damit auch Bestandteil der demokratischen 
Meinungs- und Willensbildung.  
Demokratische Teilhabe kann in gleicher Weise wie demokratische Meinungs- und Willensbil-
dung gefördert werden: Durch die Vereinfachung und Erweiterung des Zugangs zu Informati-
onen. Aus diesem Grund wird demokratische Teilhabe hier nicht getrennt, sondern gemeinsam 
mit der Förderung demokratischer Meinungs- und Willensbildung behandelt.  
3.4.3.2 Kontrolle staatlichen Handelns  
Im Ziel der Förderung der Möglichkeiten zur Kontrolle staatlichen Handelns (§ 1 Abs. 2) ist 
angelegt, dass der Staat im Sinne seiner Bürgerinnen und Bürger handeln soll. Die Bürgerin-
nen und Bürger sollen die Möglichkeiten zur Kontrolle des Staates nutzen können, um selbst 
überprüfen zu können, ob der Staat in ihrem Sinne handelt. Für die vorliegende Studie wird 
die Kontrolle staatlichen Handelns als politische Kontrolle verstanden, nicht aber solche, die 
auf die Kontrolle von Korruption oder Amtsmissbrauch abzielt. Der Begriff „Kontrolle“ staatli-
chen Handelns impliziert dabei Misstrauen gegenüber dem Staat, das jedoch nicht durch kon-
kretes Regierungshandeln begründet sein muss, sondern strukturell aus der Machtkonzentra-
tion in staatlichen Stellen beruht (August 2019: 201-203).5  
Zur Verdeutlichung des Kontrollverhältnisses zwischen Staat einerseits und Bürgerinnen und 
Bürgern andererseits, eignet sich die spieltheoretische Prinzipal-Agenten-Konstellation (Rich-
ter: 240). Der demokratische Prinzipal wird dabei von den Bürgerinnen und Bürgern gebildet, 
der Agent – im Sinne des Ausführenden – ist der Staat. Die Bürgerinnen und Bürger beauftra-
gen den Staat mit der Erledigung von Aufgaben, zu denen sie selbst nicht willens oder in der 
Lage sind. Zur Durchführung der Aufgaben sammelt der Staat Informationen und erhält Infor-
mationen über die Aufgabenerfüllung. Die Bürgerinnen und Bürger können zwar das Ergebnis 
beobachten, aber der Prozess bleibt ihnen zumindest teilweise verborgen. Die Beziehung von 
Prinzipal und Agent wird erst dann zum Problem, wenn die Interessen von Prinzipal und Agent 
nicht identisch sind. Der Agent, also der Staat, kann dann den Informationsvorsprung nutzen, 
um seine eigenen Interessen zu verfolgen, und zwar in dem Maße, in dem der Prinzipal nicht 
in der Lage ist, den Agenten zu kontrollieren. Maßnahmen zur Schaffung von Transparenz 
                                               
5 Diese Überlegung geht unter anderem auf die Überlegungen Jeremy Benthams zurück, dass Trans-
parenz ein „system of distrust“ (Bentham 1999: 37, zitiert nach August 2019: 202), also ein System des 
Misstrauens ist. Hintergrund ist die Überlegung, dass Kontrolle nur dann erforderlich ist, wenn kein vol-
les Vertrauen besteht.  
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sollen den Informationsvorsprung des Staates gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern ver-
ringern und so sicherstellen, dass der Staat im Sinne der Bürgerinnen und Bürger handelt.  
In dem Maße, in dem Transparenz erhöht wird, wird der Spielraum zur Verfolgung eigener 
Interessen der Verwaltung oder von Partikularinteressen verkleinert. Demnach sollte aus er-
höhter Transparenz eine noch stärkere Gemeinwohlorientierung folgen.  
Die vom LTranspG vorgesehene Kontrolle staatlichen Handelns kann durch jede Person er-
folgen (Heinemann 2019: 9). In erster Linie bezieht sich diese auf Bürgerinnen und Bürger, in 
zweiter Linie auch auf Intermediäre. Unter Intermediären werden hierbei all jene Gruppen, 
Personen oder Organisationen verstanden, die eine Vermittlungs- oder eine Vertretungsfunk-
tion zwischen Staat einerseits und Bürgerinnen und Bürgern andererseits übernehmen. Dazu 
zählen also bspw. zivilgesellschaftliche Organisationen, Pressevertreterinnen und Pressever-
treter, politische Vertreterinnen und Vertreter. Beim Gegenstand der Kontrolle handelt es sich 
sowohl um das Handeln der Ministerialverwaltung (etwa bei Ministerratsbeschlüssen), als 
auch um reguläres Verwaltungshandeln, wie bei der Vergabe von Verträgen, Tätigkeitsberich-
ten oder öffentlichen Plänen. Die Kontrolle bezieht sich zunächst auf eine vertiefte Einsicht-
nahme. In Hinblick auf die Maßstäbe, anhand derer kontrolliert wird, handelt es sich um eine 
politische Bewertung von Seiten der kontrollierenden Bürgerinnen und Bürger oder weiteren 
Akteure. Aus theoretischer Sicht soll dabei das staatliche Handeln an den Willen der Bürge-
rinnen und Bürger rückgebunden werden. Dabei kann überprüft werden, ob die Regierung 
beschließt, was dem Willen der Bürgerinnen und Bürger entspricht und ob das, was die Ver-
waltung umsetzt, dem ebenfalls entspricht. Für den Beitrag zur Kontrollfunktion ist in gleicher 
Weise, wie bei der demokratischen Meinungs- und Willensbildung, erheblich, ob der Informa-
tionszugang erweitert und vereinfacht wird.  
3.5 Überprüfung möglicher Nebeneffekte  
Bestandteil einer Gesetzesevaluierung ist nicht nur die Abschätzung der beabsichtigten Fol-
gen, sondern auch möglicher nicht-beabsichtigter Folgen (Böhret/Konzendorf 2001: 13-14; 
Ziekow et al. 2013a: 148-149). Mit den Zielen des Gesetzes wurden beabsichtigte Folgen be-
schrieben. Neben diesen bestehen möglicherweise auch nicht-intendierte Nebeneffekte, die 
auf Basis des Forschungsstandes identifiziert wurden. Chen und Rossi (1983: 290-291) spre-
chen dabei von aus der Theorie abgeleiteten Zielen (theory-derived goals). Ausgangspunkt 
bildeten dabei wesentlich die politik- und verwaltungswissenschaftlichen Überlegungen von 
Richter (2017), der bezogen auf Transparenz einen Überblick über den Forschungsstand und 
die zu erwartende (Neben-)Wirkungen von Transparenzmaßnahmen lieferte. Nach Richter 
(2017: 242) folgen aus größerer Transparenz nicht zwangsläufig positive Wirkungen: Je nach 
theoretischem Ansatz sind positive, neutrale bzw. keine Wirkungen oder negative Wirkungen 
von Transparenzmaßnahmen in verschiedener Hinsicht zu erwarten. Ob und in welcher Weise 
Nebeneffekte des Gesetzes bestehen, wurde nach Möglichkeit ebenfalls empirisch überprüft. 
3.5.1 Vertrauen in Verwaltung und Politik 
In Erweiterung der Ziele aus § 1 Abs. 2 LTranspG kann Transparenz als ein Mittel des Staates 
zur Gewinnung von Unterstützung durch seine Bürgerinnen und Bürger angesehen werden, 
das aus systemtheoretischer Sicht erforderlich ist, um das politische System aufrechtzuerhal-
ten (Easton 1965, 1975). Dabei wird Transparenz als eine Beziehung zwischen Herrschenden 
und Herrschaftsunterworfenen, also zwischen Staat und Bürgerinnen und Bürgern verstanden 
(August 2019). Der Staat erlaubt den Bürgerinnen und Bürgern Einblick in sein Handeln, um 
Rechenschaft abzulegen. Auf diese Weise versucht er, Akzeptanz und Unterstützung für sein 
Handeln zu erlangen. Der Staat kann durch Transparenz Vertrauen erlangen, indem er zeigt, 
dass er im Interesse seiner Bürgerinnen und Bürger (Mayntz 2011: 139; Richter 2017: 238) 
und nicht willkürlich, sondern nach formalen Regeln und Prozeduren handelt (Luhmann 1983: 
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37; Richter 2017: 238). Besteht Transparenz, können Bürgerinnen und Bürger dabei selbst 
„nachsehen“ und beurteilen, ob dies der Fall ist.  
3.5.2 Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit 
Neben den im Gesetz formulierten Zielen wird in der Transparenzforschung eine weitere po-
sitive Auswirkung auf die Verwaltung diskutiert: So kann sich Rational-Choice-Theorien zu-
folge im Bereich der Vollzugsverwaltung höhere Transparenz für die Bürgerinnen und Bürger 
als Empfänger von Dienstleistungen positiv auswirken (Richter 2017: 241). Wissen die Bürge-
rinnen und Bürger besser Bescheid, können sie sich ein besseres, d. h. fundierteres Urteil 
hinsichtlich der Leistungen der Verwaltung bilden und dieses wiederum zum Ausdruck bringen. 
Die Verwaltung wiederum kann sich an die Ansprüche der Bürgerinnen und Bürger anpassen 
und so bessere Ergebnisse liefern. 
3.6 Übersicht über die Untersuchungsgegenstände 
Nachdem die Untersuchungsgegenstände im Einzelnen dargelegt wurden, werden diese noch 
einmal in Tabelle 1 zusammenfassend dargestellt.  
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4 Methodisches Vorgehen 
Anschließend an die vorangegangene Darlegung der Untersuchungsgegenstände, wird im 
nächsten Abschnitt das der Evaluation zugrunde liegende Wirkmodell dargelegt (vgl. Kapi-
tel 4.1), bevor im darauffolgenden Abschnitt zur Operationalisierung (vgl. Kapitel 4.2) darauf 
eingegangen wird, wie die Untersuchungsgegenstände empirisch überprüft wurden. Im An-
schluss daran werden die Erhebungsinstrumente beschrieben, die dabei zum Einsatz kamen 
(vgl. Kapitel 4.3).  
4.1 Wirkmodell 
Im Rahmen von Evaluationen ist es etablierte Praxis, bei komplexen Untersuchungen Wirk-
modelle zu verwenden, um die Beziehungen zwischen Maßnahmen und intendierten Wirkun-
gen (Zielerreichung) darzustellen und um weitere Faktoren zu identifizieren, welche die Zu-
sammenhänge zwischen Maßnahmen und Zielen beeinflussen können (Chen/Rossi 1983; Ro-
gers 2008; Brouselle/Champagne 2011). Darüber hinaus können in diesem Rahmen auch wei-
tere, nicht beabsichtigte Folgen identifiziert werden. Abbildung 1 zeigt das Wirkmodell der Eva-
luation.  
 
Abbildung 1: Wirkmodell zur Evaluation6  
 
Das Wirkmodell zur Evaluation setzt die Maßnahmen des Gesetzes, den Gesetzesvollzug und 
die Gesetzesziele und potenzielle Nebeneffekte in Beziehung zueinander. Die beiden zentra-
len Maßnahmen des Gesetzes bilden die Veröffentlichungen auf der TPP und der Zugang zu 
Informationen auf Antrag. Über die Maßnahmen sollen die Gesetzesziele erreicht werden. Da-
bei ist allerdings darauf hinzuweisen, dass die Erreichung der Ziele des Gesetzes von 2 wei-
teren Faktoren abhängt, auf die das Gesetz nur bedingt Einfluss nehmen kann. Als erster 
Faktor ist das Interesse an durch das Gesetz zugänglich gemachten Informationen zu nennen. 
Das Gesetz soll den Zugang zu Informationen ermöglichen – ob dabei auch die Ziele des 
Gesetzes erreicht werden, hängt in entscheidender Weise auch davon ab, ob diese  
Möglichkeit auch wahrgenommen wird. Als zweiter Faktor ist die Bekanntheit des Gesetzes zu 
                                               
6 Abbildungen und Tabellen beruhen auf eigenen Erhebungen soweit nicht anders angegeben. 
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nennen. Nur wenn die Maßnahmen des Gesetzes, also das Antragsrecht und das Informati-
onsangebot auf der TPP, bekannt sind, können diese auch genutzt werden. Wobei hier ein-
schränkend anzuführen ist, dass das Antragsrecht interessierten Personen den Informations-
zugang ermöglichen kann, auch ohne, dass diese sich auf das Gesetz beziehen. 
Dennoch ist davon auszugehen, dass interessierte Personen mit höherer Wahrscheinlichkeit 
vom Antragsrecht Gebrauch machen, wenn sie dieses kennen. Dabei ist die Erreichung der 
Ziele des Gesetzes auch davon abhängig, wie das Gesetz vollzogen wird. Würde ein hoher 
Anteil der Anträge auf Informationszugang abgelehnt, stände dies den Gesetzeszielen entge-
gen. In Bezug auf die TPP nimmt die Implementation derselben eine hervorgehobene Rolle 
ein. Wäre die TPP in einer Weise umgesetzt, die es den Nutzerinnen und Nutzern nicht er-
laubte, die gesuchten Informationen zu finden, würde dies ebenfalls die Zielerreichung ein-
schränken. Die Maßnahmen des Gesetzes und deren Vollzug wirken sich dabei nach innen 
auf die öffentliche Verwaltung und nach außen auf die Gesellschaft aus. Im Bereich der öffent-
lichen Verwaltung sind als beabsichtigte Folgen die Erreichung der Gesetzesziele zu nennen 
und dabei an erster Stelle die Vergrößerung der Transparenz und Offenheit der Verwaltung 
und an zweiter Stellte die Etablierung von Transparenz und Offenheit als Leitlinie der Verwal-
tung. Die Maßnahmen des Gesetzes haben administrative Auswirkungen auf Organisation, 
Personal und Finanzen. Unter Einbezug des Forschungsstandes sind neben den Gesetzes-
zielen auch nicht-intendierte Effekte auf die Verwaltungstätigkeit möglich. Die durch das Ge-
setz angestrebte Wirkung auf die Gesellschaft ist die Förderung der Meinungs- und Willens-
bildung. Dabei wurden konzeptionell die weiteren 3 Teilziele (Förderung der demokratischen 
Teilhabe, des digitalen Dialogs zwischen Staat und Gesellschaft sowie der Nachvollziehbarkeit 
politischer Entscheidungen) der demokratischen Meinungs- und Willensbildung zugeordnet. 
Weiter sollen die Möglichkeiten zur Kontrolle staatlichen Handelns gefördert werden. Mögliche 
unbeabsichtigte Nebeneffekte können Auswirkungen auf das Vertrauen in die Verwaltung und 
Politik, die Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen oder die Verwaltungstätigkeit sein.  
Zur Erreichung der Ziele des Gesetzes ist Voraussetzung, dass der Informationszugang nach 
dem Gesetz unter den Bürgerinnen und Bürgern bekannt ist und Interesse daran besteht, den 
Informationszugang zu nutzen. Dazu können der Gesetzesvollzug und insbesondere die Aus-
gestaltung der TPP sowie die Erreichung der Gesetzesziele über einen Feedback-Mechanis-
mus beitragen. Der Feedback-Mechanismus bedeutet, dass die Maßnahmen des Gesetzes 
selbst dazu beitragen, das Interesse und die Bekanntheit des Gesetzes zu steigern, da durch 
die Maßnahmen nicht nur die Informationen selbst, sondern auch die Möglichkeiten des Zu-
gangs weitere Bekanntheit erlangen können.  
4.2 Operationalisierung 
Nachdem die Untersuchungsgegenstände definiert und spezifiziert wurden, wird nachfolgend 
erläutert, wie diese empirisch erhoben wurden und welche Erhebungsinstrumente dabei zum 
Einsatz kamen. Operationalisierung kann dabei vereinfachend als Messbarmachung verstan-
den werden. Dieser Schritt ermöglichte das Vorliegen der theoretischen Zusammenhänge em-
pirisch überprüfbar zu machen. Im Anschluss daran werden die dazu verwendeten Erhebungs-
instrumente beschrieben.  
4.2.1 Gesetzesvollzug 
Zur Erhebung des Gesetzesvollzugs wurde nach den Veröffentlichungen auf der TPP und den 
Anträgen auf Informationszugang unterschieden. Mit Blick auf die Veröffentlichungen wurde 
dabei nicht nur das Aufkommen der Veröffentlichungen auf der TPP erfasst, sondern weiter-
gehend auch, wie viele Veröffentlichungen bspw. nach Prüfung zur Veröffentlichung nicht oder 
nur eingeschränkt veröffentlicht wurden. Vertiefend wurden die häufigsten entgegenstehenden 
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Belange für die Veröffentlichung bei den obersten Landesbehörden erfasst. Weiter wurde in 
prozeduraler Hinsicht unterschieden, auf welche Weise Veröffentlichungen auf der TPP ein-
gestellt wurden. Neben den prozeduralen Informationen wurde auch die thematische Ausrich-
tung der Veröffentlichungen erfasst, um das Informationsangebot charakterisieren zu können.  
Bei den Anträgen auf Informationszugang wurde nicht nur der Eingang von Anträgen auf In-
formationszugang bei den TPS erhoben, sondern auch, ob und in welchem Maße die bean-
tragten Zugänge gewährt wurden. In Bezug auf Ablehnungen oder Einschränkungen von An-
trägen wurde auch nach den häufigsten Gründen für diese gefragt. Weiter wurde untersucht, 
worauf sich die Anträge thematisch bezogen und wer Anträge stellte. Darüber hinaus wurde 
zudem die Häufigkeit von bestimmten Fall- oder Problemkonstellationen (Drittbeteiligungsver-
fahren, besonders aufwändige, missbräuchliche oder beleidigende Anträge, Reaktionen von 
Verfahrensbeteiligten auf Ablehnung, Gebührenerhebung oder im Falle Dritter die Herausgabe 
von Informationen ohne deren Einverständnis) erhoben.  
4.2.2 Administrative Auswirkungen 
Die öffentliche Verwaltung sowie die weiteren zur Transparenz verpflichteten Stellen sind mit 
der Umsetzung der Bestimmungen des Gesetzes betraut. Im Rahmen der Evaluierung wurde 
nicht nur berücksichtigt, wie diese die Transparenzbestimmungen umsetzen, sondern auch, 
wie sich die Umsetzung auf die TPS auswirkt und ob dies deren weitere Aufgaben beeinträch-
tigt. Nachfolgend wird dargelegt, welche Auswirkungen in organisatorischer, personeller und 
finanzieller Hinsicht ermittelt wurden. 
4.2.2.1 Organisatorische Auswirkungen 
Die organisatorischen Auswirkungen umfassen all jene Abläufe und Tätigkeiten, die zur Um-
setzung des Gesetzes geschaffen wurden bzw. unternommen werden. Dazu kann im Rahmen 
der proaktiven Veröffentlichung die routinemäßige Prüfung der veröffentlichungspflichtigen In-
formationstatbestände zählen, ebenso wie Routinen zur Prüfung der proaktiven Veröffentli-
chung für weitere freiwillig zu veröffentlichenden Daten. Weitere Beispiele sind Abläufe zur 
Prüfung der proaktiven Veröffentlichung von Ergebnissen aus positiv beschiedenen Anträgen 
auf Informationszugang. Im Bereich der Anträge auf Informationszugang sind verschiedene 
Komponenten zu nennen: Erstens die prinzipielle Gewährung der Anträge auf Informationszu-
gang, zweitens die Erhebung von Gebühren, drittens die Bearbeitungszeiten. Dabei ist aller-
dings zu berücksichtigen, dass Informationen über die genannten Aspekte der Bearbeitung 
von Anträgen auf Informationszugang nur eine Seite der Medaille abbilden. Die Komplexität 
der Anfragen und der damit verbundene Aufwand können stark beeinflussen, wie die Ergeb-
nisse ausfallen. Dazu wurden die TPS im Rahmen einer teilstandardisierten Erhebung befragt.  
4.2.2.2 Personelle Auswirkungen 
Zur Erhebung der personellen Auswirkungen wurde nach den Bearbeitungszeiten von Anträ-
gen und Veröffentlichungen gefragt. Darüber hinaus wurden auch Schätzungen zum Perso-
nalaufwand, gemessen in Vollzeitäquivalenten (VZÄ), erhoben. Ebenfalls Teil der personellen 
Auswirkungen waren etwaige Verschiebungen der Aufgaben bzw. Tätigkeitsfelder sowie dar-
aus resultierende Veränderungen bei der Einstufung der Tätigkeiten nach Besoldungsgruppen 
oder Laufbahngruppen.  
4.2.2.3 Finanzielle Auswirkungen 
Finanzielle Auswirkungen sind alle Aufwände, die aus den Tätigkeiten zur Durchführung der 
Maßnahmen resultieren. Dabei konnten nicht alle finanziellen Auswirkungen des Gesetzes 
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erfasst werden. So wurden die Sachkosten der TPS außen vor gelassen, da davon ausgegan-
gen wurde, dass es sich im Vergleich zu den angefallenen Personalkosten um deutlich gerin-
gere Kosten handelte und die Erhebung dieser einen vergleichsweise hohen Aufwand auf Sei-
ten der teilnehmenden TPS erzeugt hätte. Im Rahmen der Evaluierung wurde dabei die Ge-
bührenerhebung bei den TPS abgefragt und der finanzielle Aufwand für die Erstellung und 
Instandhaltung der TPP erhoben.  
4.2.3 Implementierung der Transparenz-Plattform 
Um die Nutzung näher zu beschreiben, wird auf die Zahl der Besucherinnen und Besucher auf 
der TPP rekurriert und dabei auch erfasst, wie viele davon aus der Verwaltung stammen. Die 
Nutzungsqualität wurde im Rahmen der Umfrage auf der TPP und der Homepage-Evaluierung 
erhoben und qualitativ um Erfahrungen und Erkenntnisse aus den Interviews mit obersten 
Landesbehörden und Fachvertreterinnen und -vertretern ergänzt.  
4.2.4 Erreichung der Gesetzesziele 
Zur Überprüfung der Gesetzesziele werden die zuvor spezifizierten Ziele (vgl. Kapitel 3.4), 
nachfolgend operationalisiert.  
4.2.4.1 Vergrößerung der Transparenz der Verwaltung 
Die Transparenz der Verwaltung soll durch das Gesetz erhöht werden. Dabei kann verglichen 
werden, welche Rechte auf Informationszugang bereits vorher bestanden und welche nach 
Einführung des Gesetzes hinzugekommen sind. Zudem wird die Vollzugspraxis bei der Beur-
teilung einbezogen, in welchem Maße Informationen zugänglich gemacht werden. Dabei ist 
die Darstellung weitgehend deskriptiven Charakters.  
4.2.4.2 Transparenz als Leitlinie 
In empirischer Hinsicht kann nicht direkt erhoben werden, ob die Leitlinie von Transparenz und 
Offenheit von allen TPS umgesetzt und eingehalten wird. Ob die Leitlinie etabliert ist und be-
folgt wird, entscheidet sich letztlich an der Summe der Abwägungsentscheidungen, die getrof-
fen werden, ob Dokumente veröffentlicht werden oder nicht bzw. ob der Zugang zu Informati-
onen auf Antrag gewährt wird und wenn ja, in welcher Form. Eine Betrachtung der einzelnen 
Fälle scheidet dabei aus, da die einzelne Entscheidung nur wenig über die Praxis insgesamt 
aussagen kann.  
Um die Befolgung der Leitlinie zu überprüfen, wurde einerseits auf die Erfahrungen und Kennt-
nisse des LfDI zurückgegriffen, da dieser für die rechtmäßige Anwendung des Gesetzes zu-
ständig ist. Andererseits wurden die TPS anhand eines Online-Fragebogens zu Einschätzun-
gen befragt. Damit eine Leitlinie als etabliert gelten kann, muss diese erstens gekannt werden, 
zweitens muss sie verstanden werden und drittens muss sie befolgt werden. Dabei stellt sich 
die Frage, für wen dies gelten muss. Mit dem Gesetz wird die Etablierung von Transparenz 
und Offenheit als Leitlinie der Verwaltung angestrebt; folglich bezieht sich diese unterschieds-
los auf die Gesamtheit der TPS.  
Erstens ist eine notwendige Voraussetzung die Kenntnis von einer Leitlinie, damit eine Leitlinie 
Wirkung entfalten kann. Nur wenn die Adressaten die Leitlinie kennen, können sie diese bei 
Überlegungen, Abwägungen und Entscheidungen und nachfolgend bei ihrem Handeln berück-
sichtigen. Dabei wurde abgefragt, in welchem Maß das LTranspG in der TPS bekannt ist. Die 
Abfrage basiert dabei auf einer subjektiven Einschätzung der befragten Behörden.  
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Zweitens muss ein gemeinsames Verständnis darüber hergestellt werden können, was die 
Leitlinie der Transparenz und Offenheit der Verwaltung bedeutet. Die Funktion der Leitlinie ist 
es, Denken, Entscheiden und Handeln in einer bestimmten Weise einheitlich zu lenken. Dazu 
muss eine relevante Zahl der zuständigen Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter diese 
in ähnlicher Weise interpretieren. Abweichungen im Konkreten sind dabei durchaus möglich. 
Wenn jedoch kein grundlegendes geteiltes Verständnis besteht, kann die handlungsleitende 
Funktion der Leitlinie nicht greifen. Dieses gemeinsame Verständnis kann bewusst und unbe-
wusst vorliegen, explizit in Leitfäden oder Handlungsempfehlungen niedergelegt sein oder 
aber informell in der Praxis bestehen.  
Drittens muss die Leitlinie befolgt werden. Es reicht nicht aus, dass die Leitlinie unter den 
Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern bekannt ist, die sie betrifft und sie dabei ver-
stehen, welche Entscheidungen und Handlungen aus der Leitlinie abzuleiten sind – sie müs-
sen sich auch daran halten. Die Leitlinie der Transparenz und Offenheit steht dabei gemäß 
Teil 1 Allgemeine Bestimmungen, Vorbemerkungen und zu § 1: Zweck des Gesetzes, Rn. 1.3 
der Verwaltungsvorschrift zum LTranspG (VV-LTranspG) nicht im Widerspruch zur Amtsver-
schwiegenheit. Möglicherweise steht die Leitlinie mit anderen formellen oder informellen Re-
geln in Konflikt, was zu einer Nichtbefolgung führen kann. Anhand einer Befragung kann nicht 
ermittelt werden, ob die Leitlinie befolgt wird, da Befragte ihr Antwortverhalten an normative 
Erwartungen anpassen könnten (Verzerrung durch soziale Erwünschtheit (vgl. Kreuter et al. 
2008)). Stattdessen wurde abgefragt, ob die Befragten Einstellungen innehaben und Einschät-
zungen treffen, die für eine Befolgung der Leitlinie sprechen. Leitlinien werden eher befolgt, 
wenn diese auch von den Betreffenden akzeptiert werden. Deshalb wurde nach der Akzeptanz 
der Leitlinie gefragt. Bei einer hohen Zustimmung und einer hohen Einschätzung der Wirksam-
keit kann angenommen werden, dass die Leitlinie auch angewendet wird.  
Relevant ist die Akzeptanz unter den Beschäftigten, die entscheiden, ob ein Informationszu-
gang gewährt wird oder nicht. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Fragebögen ebenfalls 
von diesen Beschäftigten ausgefüllt wurden. Abwägungsentscheidungen werden von ent-
scheidungsbefugten Beschäftigten in den TPS getroffen. Dabei kann es vorkommen, dass 
Zweifelsfälle innerhalb der TPS abgestimmt werden. In diesen Fällen können weitere Fakto-
ren, wie die individuellen Einstellungen der Gruppenmitglieder (bspw. in einem Fachreferat 
oder einer Fachabteilung), die in der Behörde vorherrschende Kultur und die Gruppendynamik 
zum Tragen kommen. Somit ist davon auszugehen, dass eine Abwägungsentscheidung von 
den Entscheidungsbevollmächtigten getroffen wird, die Entscheidung in Zweifelsfällen aber 
durch die genannten Faktoren im Vorfeld beeinflusst werden kann. Die Angaben aus den Be-
fragungen wurden als Einstellungen der transparenzpflichtigen Stellen interpretiert.  
Die Etablierung der Leitlinie der Transparenz und Offenheit der Verwaltung wurde somit an-
hand der Ausprägung der Attribute Kenntnis, Verständnis und Akzeptanz der Leitlinie bei den 
TPS empirisch erfasst. Eine Leitlinie kann dann als etabliert gelten, wenn die TPS angeben, 
mit der Leitlinie vertraut zu sein, ein Verständnis teilen und die Leitlinie akzeptieren, da hieraus 
geschlossen wird, dass eine hohe Wahrscheinlichkeit zu deren Befolgung besteht. Liegt keine 
Kenntnis der Leitlinie vor, kann diese nicht als etabliert gelten. Ebenfalls nicht etabliert ist die 
Leitlinie, wenn keine oder geringe Akzeptanz vorliegt. Weiter ist die Leitlinie nicht etabliert, 
wenn kein gemeinsames Verständnis vorliegt. Als eingeschränkt etabliert gelten kann diese, 
wenn das Verständnis divergiert, aber generelle Akzeptanz vorliegt. Ebenso kann die Leitlinie 
als eingeschränkt etabliert gelten, wenn zwar ein gemeinsames Verständnis vorliegt, aber die 
Akzeptanz nur mittlere Werte erreicht. Als weitgehend etabliert gilt die Leitlinie, wenn Kenntnis, 
Verständnis und Akzeptanz in hohem Maße vorliegen. Über eine vollständige Etablierung der 
Leitlinie kann anhand der verwendeten Erhebungsinstrumente und Methoden keine Aussage 
getroffen werden, da hierzu auch eine Erfassung der Auswirkung über die unmittelbar betroffe-
nen Bereiche der Verwaltung hinaus nötig wäre, was hier nicht zu leisten war.  
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Zur Erhebung der Leitlinie kamen die Erhebungen bei den TPS, den obersten Landesbehör-
den sowie ergänzend Interviews mit den obersten Landesbehörden, mit dem LfDI und mit den 
kommunalen Spitzenverbänden zum Einsatz.  
4.2.4.3 Förderung der demokratischen Meinungs- und Willensbildung 
Die Gesetzesziele nach § 1 Abs. 2 haben einen fördernden Charakter. Ohne die Maßnahmen 
des Gesetzes kann bspw. demokratische Meinungs- und Willensbildung bestehen und gut 
funktionieren. Das Gesetz soll jedoch zu dessen guten Gelingen beitragen. Wie oben darge-
legt, handelt es sich bei der demokratischen Meinungs- und Willensbildung um einen komple-
xen Prozess. Im Kern geht es dabei beim Landestransparenzgesetz darum, ob dieses dazu 
beiträgt, dass sich Bürgerinnen und Bürger einfacher oder besser eine Meinung bilden können.  
Als empirischen Zugang zur Erhebung der Erreichung der Gesetzesziele wurden 3 Erhebungs-
instrumente verwendet: Erstens eine Umfrage auf der TPP; zweitens leitfadengestützte Inter-
views mit Fachvertreterinnen und Fachvertretern; schließlich drittens die Befragung der Ver-
waltung.  
Bei der Spezifikation der Untersuchungsgegenstände (vgl. Kapitel 3.4.3) wurden 2 Mechanis-
men identifiziert, wie die Maßnahmen des Gesetzes die demokratische Meinungs- und Wil-
lensbildung fördern:  
(1) Das Gesetz erweitert die öffentlich zugänglichen Informationsbestände und erlaubt so 
eine Meinungs- und Willensbildung in Bereichen, in denen dies zuvor nicht in dem 
Maße möglich war.  
(2) Das Gesetz vereinfacht die Informationsbeschaffung und reduziert den Aufwand zur 
Informationsbeschaffung, was zu einer besseren Informationsgrundlage der Meinungs- 
und Willensbildung führt.  
Diese beiden Wirkmechanismen treffen einerseits auf Bürgerinnen und Bürger und anderer-
seits auf Intermediäre zu, die an der demokratischen Meinungs- und Willensbildung mitwirken. 
Um abzubilden, wie Intermediäre den durch das LTranspG bereitgestellten Zugang zu Infor-
mationen nutzten, wurde die Funktion der Nutzerinnen und Nutzer auf der TPP abgefragt. 
Zudem wurden Interviews mit Fachvertreterinnen und -vertretern aus dem zivilgesellschaftli-
chen Bereich geführt.  
Eine direkte Befragung der Antragstellenden von Anträgen auf Informationszugang schied aus 
Ressourcengründen aus. Stattdessen wurden Einschätzungen aus den TPS über den Beitrag 
des Gesetzes zur Erreichung der Ziele abgefragt. Zwar handelte es sich dabei um einen indi-
rekten Zugang, der durch die Sichtweise der TPS geprägt war, allerdings ist aufgrund der Er-
fahrungen der TPS mit dem Gesetz auch dieser Zugang von Bedeutung. Um mehr über die 
Nachfrageseite, also die antragstellenden Personen zu erfahren, wurden die TPS auch danach 
gefragt, wer und zu welchen Themenbereichen Anfragen stellt. 
Neben den beiden dargestellten Wirkmechanismen wurde ebenfalls abgefragt, ob das 
LTranspG die demokratische Meinungs- und Willensbildung fördert. Zudem wurde gefragt, ob 
die Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen durch das Landestransparenzgesetz ge-
steigert wurde.  
4.2.4.4 Kontrolle staatlichen Handelns  
Die politische Kontrolle staatlichen Handelns kann durch jede Bürgerin und jeden Bürger er-
folgen. Zusätzlich zur parlamentarischen Kontrolle im Rahmen der Gewaltenteilung soll Trans-
parenz es auch einzelnen Bürgerinnen und Bürgern und der Zivilgesellschaft ermöglichen, den 
Staat zu kontrollieren. Das LTranspG sieht keine zusätzlichen Maßnahmen oder Rechte vor, 
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wie Bürgerinnen und Bürger staatliches Handeln sanktionieren können. Deshalb wurde abs-
trakt gefragt, ob das Landestransparenzgesetz zur politischen Kontrolle beiträgt. Darüber hin-
aus wurde auch bei den zu Kontrollierenden abgefragt, in welchem Maße diese davon ausgin-
gen, dass das Gesetz zur Kontrolle staatlichen Handelns beiträgt. Letzteres bildete ein Indiz 
dafür, in welchem Maße die Kontrolle auch als solche durch die TPS wahrgenommen wurde.  
4.2.5 Nebeneffekte aus der Transparenzforschung 
Zuvor wurden als mögliche Nebeneffekte der Transparenzmaßnahmen Auswirkungen auf das 
Vertrauen in Politik und Verwaltung einerseits und die Verwaltungstätigkeit andererseits iden-
tifiziert (vgl. Kapitel 3.5). Nachfolgend wird dargelegt, wie die Nebeneffekte empirisch überprüft 
wurden.  
4.2.5.1 Vertrauen in Verwaltung und Politik 
Das Vertrauen in die Verwaltung wie auch in die Politik wird grundsätzlich anhand von einstel-
lungsbezogenen Fragen erhoben.7 Das Vertrauen in das politische System wird häufig abge-
fragt, selten wird jedoch nach dem Vertrauen in die Verwaltung gefragt. Da sich die Maßnah-
men zwar auf die Exekutive beziehen, aber dabei weniger die politische Führung der Landes-
regierung, sondern stärker die Ministerial- und die Vollzugsverwaltung im Fokus stehen, wurde 
auch nach dem Vertrauen in die Verwaltung gefragt. Die Umfrage der Nutzerinnen und Nutzer 
auf der TPP erlaubte, Vertrauen in die öffentliche Verwaltung und die Politik direkt abzufragen. 
Auf diese Weise konnten die Befragten selbst das Bestehen des Zusammenhangs bestätigen 
bzw. dem widersprechen.  
Auch die Einschätzungen von Seiten der Fachvertreterinnen und Fachvertreter hierzu bot ei-
nen Zugang in doppelter Hinsicht. Erstens konnten diese für sich selbst sprechen und auf 
diese Weise die Positionen von Interessengruppen bzw. Akteuren der Zivilgesellschaft offen-
baren. Zweitens konnten diese auf die Erfahrungen ihrer Mitglieder zurückgreifen und über 
diese Auskunft geben.  
4.2.5.2 Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit 
Auf Basis der theoretischen Überlegungen wurden unterschiedliche Erwartungen bezüglich 
der Auswirkungen von Transparenzmaßnahmen auf die Verwaltungstätigkeit identifiziert. Die 
TPS wurden befragt, wie sich nach deren Ansicht die Transparenzpflicht auf ihre Arbeit aus-
wirkte. Darüber hinaus wurde gefragt, ob sich Nachteile durch die Transparenzpflicht ergaben 
bzw. befürchtet wurden. Konkret wurde dabei danach gefragt, ob sich die Beschäftigten der 
TPS durch die Maßnahmen des LTranspG überwacht fühlten bzw. ob es durch das Gesetz zu 
Verantwortungsvermeidung oder Handlungsblockaden gekommen wäre.  
4.3 Erhebungsinstrumente  
Zur Evaluierung des LTranspG wurden sowohl quantitative als auch qualitative Methoden der 
empirischen Sozialforschung zum Einsatz gebracht. Die Erhebungsmethoden ergänzen sich, 
da beide vertiefende Erkenntnisse über die umgebende Realität des Forschungsgegenstan-
des erheben (Misoch 2019: 3). Sie unterscheiden sich jedoch in der Vorgehensweise, wie die 
                                               
7 Vertrauen und Legitimität sind dabei nicht gleichbedeutend, weisen jedoch eine hohe Schnittmenge 
auf (Schmidtke u. Schneider 2012: 230-233). In der politikwissenschaftlichen Legitimationsforschung 
bildet die Erhebung von Legitimität in der Form von Legitimitätsglauben mittels Umfragen den gängigs-
ten empirischen Zugang (ebd.: 230). Fragen nach dem Vertrauen in Institutionen werden oftmals auch 
als Indikatoren für die Legitimität eines Staats oder eines politischen Systems verwendet. 
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zu gewinnenden Erkenntnisse methodologisch erforscht werden (ebd.). Beide Methoden auf-
einander abgestimmt eingesetzt, können so zu noch tieferen Erkenntnissen führen (Misoch 
2019: 4). 
Um die verschiedenen Untersuchungsgegenstände empirisch zu überprüfen, wurden 3 ver-
schiedene Erhebungsinstrumente zum Einsatz gebracht:  
(1) Sekundärdatenerhebung  
(2) Teilstandardisierte Erhebungen 
(3) Leitfadengestützte Interviews 
Nachfolgend werden die einzelnen Erhebungsverfahren beschrieben. Dabei wurde zwischen 
der proaktiven Veröffentlichungspflicht und dem Informationszugang auf Antrag unterschie-
den.  
4.3.1 Sekundärdaten zur Transparenz-Plattform  
Um einen Überblick über die Nutzung und das Informationsangebot der TPP zu erhalten, wur-
den statistische Sekundärdaten zur TPP beim Landesbetrieb Daten und Information (LDI) ab-
gefragt, welcher für den technischen Betrieb der TPP zuständig ist. 
In Bezug auf die Nutzung wurden dabei Statistiken zu Besuchszahlen auf der TPP von Anfang 
2016 bis Ende 2019 abgefragt. Darüber hinaus wurden vom LDI Logfile-Daten8 ohne Perso-
nenbezug zu den Webseiten-Besuchen für den Zeitraum vom 01. Januar bis 15. November 
2020 übermittelt, die eine genauere Analyse erlaubte. Dadurch konnten grundlegende Aussa-
gen zum Nutzerverhalten getroffen werden, z. B. zu den genutzten Endgeräten, der Besuchs-
dauer und dazu, auf welchem Wege Besucherinnen und Besucher auf die Webseite gelangt 
sind.  
Neben diesen nachfragebezogenen Daten übermittelte der LDI auch Daten zu den auf der 
TPP veröffentlichten Informationen. Auf diese Weise konnte ein Gesamtüberblick über die auf 
der TPP verfügbaren Informationen gewonnen werden und die Veröffentlichungen etwa nach 
Informationstatbeständen oder Informationskategorien beschrieben werden. Auf diese Weise 
konnten in Verbindung mit der teilstandardisierten Erhebung bei den obersten Landesbehör-
den9 sowie den leitfadengestützten Interviews bei den obersten Landesbehörden auch Aus-
sagen über die mit dem Einstellprozess verbundenen Aufwände insgesamt getroffen werden.  
4.3.2 Teilstandardisierte Erhebungen 
Bei teilstandardisierten Erhebungen handelt es sich um Erhebungen, die sowohl standardi-
sierte als auch nicht standardisierte Teile der Erhebung umfassen. Standardisierte Erhebungs-
formen im vorliegenden Kontext sind z. B. geschlossene Fragen (Ja-Nein-Fragen) oder Be-
wertungen mit vorgegebenen Antwortmöglichkeiten. Bei nicht-standardisierten Erhebungsfor-
men werden dagegen Antwortmöglichkeiten nicht vorgegeben (offene Fragen). Ein Vorteil von 
standardisierten Erhebungen liegt in der höheren Vergleichbarkeit, wohingegen ein Vorteil bei 
nicht-standardisierten Erhebungsformen darin besteht, vielfältigere oder detailreichere Ant-
worten erhalten zu können. Im Rahmen der Erhebung kamen beide Erhebungsformen zum 
                                               
8 Logfile-Daten protokollieren Prozesse von Userinnen und Usern, welche auf der TPP stattfinden. Die 
übermittelten Daten enthielten dabei keine Informationen, welche die Herstellung eines Personenbe-
zugs ermöglicht hätten. Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen wurden beachtet. 
9 Für eine Erläuterung siehe Fußnote 4. 
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Einsatz, um je nach Gegenstand die Vorteile der einen oder anderen Form zu nutzen. Nach-
folgend werden die Erhebungen bei den obersten Landesbehörden und den weiteren TPS 
dargestellt.  
4.3.2.1 Erhebung bei den obersten Landesbehörden 
Im Rahmen der Evaluation wurden die ersten beiden Umsetzungsphasen der Veröffentli-
chungspflicht untersucht. Während der beiden Phasen waren die obersten Landesbehörden 
die zentralen Stellen, die Informationen auf der TPP veröffentlichten, die zuvor nicht zugäng-
lich waren. Die Erhebung von Daten bei diesen Behörden war daher ein zentrales Element 
des Evaluationsvorhabens.  
Vorbereitend wurden die Evaluation und die damit verbundenen Erhebungen schriftlich den 
obersten Landesbehörden angekündigt. Ursprünglich war vorgesehen, die Erhebungen in ei-
ner gemeinsamen Sitzung der Transparenzbeauftragten aller obersten Landesbehörden vor-
zustellen und zu diskutieren. Aus Infektionsschutzgründen im Zuge der Corona-Pandemie war 
dies jedoch nicht möglich. Stattdessen wurden die Transparenzbeauftragten der obersten Lan-
desbehörden über Zielsetzung und Form der Erhebungen informiert und ihnen Gelegenheit 
zur Stellungnahme und Rücksprache gegeben. Die daraus erfolgten Rückmeldungen sind da-
bei in die Fragebogenerstellung eingeflossen.  
Erhoben wurden hierbei insbesondere Informationen zur Zielerreichung, zu den organisatori-
schen, personellen und finanziellen Auswirkungen des Gesetzesvollzugs sowie Informationen 
zum Gesetzesvollzug selbst. Der Fragebogen wurde dabei auf dezentrale Veröffentlichungen 
der obersten Landesbehörden eingeschränkt, da die automatische Einstellung nicht durch die 
obersten Landesbehörden erfolgt und die zentrale Einstellung nur einen Teil der obersten Lan-
desbehörden betraf.10 Neben Informationen zur Veröffentlichung wurden auch Informationen 
zu Anträgen auf Informationszugang erhoben.  
Bei der Erhebung wurden sowohl objektive Daten (z. B. Etablierung organisatorischer Struk-
turen in den jeweiligen Ministerien durch Veränderungen der Aufbau- oder Ablauforganisation, 
zusätzliches Personal, zeitlicher/finanzieller Mehraufwand durch den Gesetzesvollzug) als 
auch subjektive Einschätzungen (z. B. Einschätzungen zur Zielerreichung, mögliche rechtli-
che/technische Probleme beim Gesetzesvollzug) erfasst. Der Fragebogen umfasste dabei so-
wohl standardisierte als auch offene Fragen. 
Der Befragungszeitraum der teilstandardisierten Online-Befragung dauerte vom 24. Juli bis 
25. September 2020. Die Fragen bezogen sich dabei auf den Zeitraum vom 01. Januar 2016 
bis 31. Dezember 2019. Der Online-Fragebogen enthielt eine Speicherfunktion, sodass das 
ausfüllende Verwaltungspersonal die Bearbeitung des Fragebogens jederzeit unterbrechen 
und zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufnehmen konnte (z. B. zur Abstimmung oder Rück-
sprache mit Vorgesetzten oder zur Recherche von Informationen). Technisch wurde der On-
line-Fragebogen vom Evaluationsteam umgesetzt. Der Fragebogen wurde zudem mit dem 
Auftraggeber abgestimmt. 
4.3.2.2 Erhebung bei den transparenzpflichtigen Stellen  
Neben der proaktiven Informationspflicht wurden im Rahmen der Evaluation auch die Rege-
lungen zum Informationszugang auf Antrag untersucht. Dabei wurde eine retrospektive Erhe-
bung für den Zeitraum 01. Januar 2016 bis 31. Dezember 2019 nach Abstimmung mit den 
kommunalen Spitzenverbänden in Rheinland-Pfalz durchgeführt.  
                                               
10 Veröffentlichungen können auf 3 Weisen auf der TPP eingestellt werden: dezentral, zentral und au-
tomatisch. Zu den Einstellprozessen sei auf Kapitel 5.1.1 verwiesen. 
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Anders als bei der Erhebung der proaktiven Veröffentlichungspflicht bei den obersten Landes-
behörden wurden bei der Erhebung des Informationszugangs auf Antrag alle TPS einbezogen, 
die zur staatlichen Kernverwaltung zählten. Zweck der Befragung war es, das Aufkommen der 
Anträge auf Informationszugang sowie dessen organisatorische, personelle und finanzielle 
Auswirkungen zu erfassen. Bestimmte Aspekte des Vollzugs wurden nach Rückmeldungen 
von verschiedenen Stakeholdern zusätzlich berücksichtigt. Dazu zählten etwa die (ausführli-
che) Berücksichtigung der Gebührenerhebung und Informationen zu missbräuchlichen Anträ-
gen. Bei letzterem Aspekt wurde von den kommunalen Spitzenverbänden die Anregung auf-
genommen, Fragen zu beleidigend formulierten Anträgen auf Informationszugang in die Erhe-
bung zu integrieren.  
Darüber hinaus wurden Einschätzungen der TPS zur Erreichung der Ziele des Gesetzes er-
fasst. Da die TPS mit Bürgerinnen und Bürgern in Kontakt stehen, können diese über die Re-
aktionen eben dieser Bürgerinnen und Bürger Aufschluss geben, welche wiederum Indizien 
für die Erreichung der Ziele des Gesetzes liefern können. Außerdem können die Stellen zu 
ihrem Selbstverständnis (z. B. Transparenz und Offenheit als Leitlinie) und ihrem wahrgenom-
menen Beitrag zur Erfüllung der Ziele des Gesetzes (z. B. Nachvollziehbarkeit von politischen 
Entscheidungen) befragt werden. Die genauen Inhalte wurden im Rahmen der Definition der 
Untersuchungsgegenstände (vgl. Kapitel 3) und der Operationalisierung (vgl. Kapitel 4.2) iden-
tifiziert und danach spezifiziert. Mit Hilfe der (teil-)standardisierten Befragung wurde auf diese 
Weise ein umfassendes Bild über die Nachfrage nach Informationen von Seiten der Bürgerin-
nen und Bürger gezeichnet.  
Die Adressaten der Befragung umfasste alle TPS, die zur unmittelbaren staatlichen Kernver-
waltung des Landes Rheinland-Pfalz zählten. Dabei wurden die obersten, oberen und unteren 
Landesbehörden ebenso einbezogen wie die Kommunen und weitere TPS, die von den obers-
ten Landesbehörden in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich als TPS identifiziert wurden. 
Zur Kontaktierung wurden vom Auftraggeber Kontaktadressen bereitgestellt. 
Auf diese Weise wurden 440 TPS direkt zur Teilnahme eingeladen. Darüber hinaus wurden 
die TPS gebeten, die Einladung zur Teilnahme an der Erhebung an ihnen unterstellte TPS 
(z. B. Eigenbetriebe von Kommunen) weiterzuleiten. In wie vielen Fällen und auf welche Weise 
eine Weiterleitung erfolgte, konnte aufgrund der Vorgehensweise nicht ermittelt werden. 
Die Laufzeit der Online-Befragung bei den TPS umfasste 8 Wochen, vom 07. August bis 
30. September 2020. An die Teilnahme wurde 2 Mal mittels elektronischem Erinnerungs-
schreiben freundlich erinnert, einmal 4 Wochen vor Fristende und ein zweites Mal eine Woche 
vor Fristende. Sofern TPS um Fristverlängerung gebeten hatten, wurde ein Fristaufschub von 
bis zu 2 Wochen gewährt. Auch in diesem Fragebogen wurde die Möglichkeit zur Zwischen-
speicherung implementiert, um die Befragung unterbrechen zu können, etwa zur Einholung 
von Informationen oder zur internen Abstimmung. Der Fragebogen wurde mit dem Auftragge-
ber abgestimmt.  
4.3.2.3 Umfrage auf der Transparenz-Plattform 
Um Hinweise auf die Probleme bei der Nutzung und Informationen zur Erreichung der in § 1 
LTranspG festgelegten Gesetzesziele zu erhalten, wurde eine Befragung der Nutzerinnen und 
Nutzer auf der TPP durchgeführt. Mit ihrer Hilfe wurden unter anderem Daten zur Nutzer-
freundlichkeit des Portals sowie Daten zum Umfang und zur Qualität der vorhandenen Infor-
mationen erhoben, um bei der Bewertung des LTranspG auch die Perspektive der Nutzerinnen 
und Nutzer zu berücksichtigen sowie mögliche Hinweise auf Optimierungspotenziale zu ge-
winnen. Zentrale Inhalte der teilstandardisierten Nutzerbefragung waren zudem Fragen zur 
Häufigkeit und Gründe des Besuchs der TPP sowie zur Zufriedenheit mit dem Portal, seinen 
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einzelnen Funktionen sowie mit der Qualität der veröffentlichten Informationen (z. B. Nutzbar-
keit und Aktualität). Darüber hinaus ist die Befragung der Nutzerinnen und Nutzer unabdingbar 
für die Abschätzung, inwiefern die in § 1 LTranspG genannten Ziele des Gesetzes erreicht 
wurden.  
Die Befragung richtete sich an alle Nutzenden, die während des Befragungszeitraums die TPP 
zur Informationsgewinnung verwendet hatten. Grundlage der standardisierten Nutzerbefra-
gung war ein Online-Fragebogen, der vom Evaluationsteam programmiert und dem LDI zur 
Integration in die TPP zur Verfügung gestellt wurde. Zur Erhöhung der Datenqualität sowie zur 
Reduzierung der Abbruchquote wurde der Fragebogen kurz gehalten. Die Analyse zum Ende 
des Befragungszeitraums ergab, dass die Befragten durchschnittlich 5:05 Minuten zum voll-
ständigen Ausfüllen des Fragebogens benötigten. Der Fragebogen enthielt 19 Fragen und 
wurde mit dem Auftraggeber abgestimmt.  
Zur technischen Umsetzung der Nutzerbefragung stand das Evaluationsteam in Austausch mit 
dem LDI, der technisch für die TPP zuständig ist sowie dem IT-Dienstleister, der die TPP tech-
nisch betreut. Konkret ging es dabei darum, einen kurzen Einladungstext und den Link zur 
Umfrage auf der Webseite der TPP anzeigen zu lassen. Um zu gewährleisten, dass sich die 
Nutzerinnen und Nutzer zumindest einen kurzen Eindruck von der Webseite verschaffen konn-
ten, wurden vom Evaluationsteam 3 Kriterien definiert, unter welchen Bedingungen die Befra-
gung angezeigt werden sollte. Wenn eines der Kriterien erfüllt war, wurde die Einladung zur 
Umfrage angezeigt. Die Kriterien wurden ebenfalls vom LDI bzw. dem IT-Dienstleister umge-
setzt. 
Die 3 Kriterien lauteten:  
(1) Aufenthalt auf der Webseite von mindestens 60 Sekunden 
(2) Sucherfolg: Wenn die Ressourcenseite (Detailinformationen zu einem Suchergebnis) 
aufgerufen wurde, wurde dies als Sucherfolg gewertet 
(3) Gezielter Aufruf der TPP und Aufenthalt von mindestens 30 Sekunden 
War eines der Kriterien erfüllt, wurde dem Nutzer bzw. der Nutzerin die Umfrage in Form eines 
am unteren Bildschirmrand erscheinenden Banners (Modal) zur Befragung angezeigt. Dies 
erlaubte Nutzerinnen und Nutzern von PCs sich weiter auf der TPP zu bewegen, ohne die 
angezeigte Einladung zur Befragung aktiv schließen zu müssen. Bei Nutzerinnen und Nutzern 
mobiler Geräte erlaubte die Größe der angezeigten Einladung nicht, sich weiter auf der TPP 
zu bewegen, ohne die Befragung zu schließen. 
Nach 3 Monaten Laufzeit der Befragung auf der TPP zeichnete sich ein geringer Rücklauf ab. 
Auf dieser Basis war zu erwarten, dass durch die Umfrage keine belastbaren Aussagen zur 
TPP getroffen werden könnten. Aus diesem Grund wurden nach einer Laufzeit von zweiein-
halb Monaten die oben genannten Kriterien entfernt und danach jedem Besucher bzw. jeder 
Besucherin unmittelbar nach Aufrufen der Webseite die Einladung zur Befragung angezeigt.11 
Darüber hinaus wurde mit dem Auftraggeber ergänzend und zusätzlich vereinbart, eine Home-
page-Evaluation unter Zuhilfenahme von Crowdworkern durchzuführen, um auf diese Weise 
belastbare Aussagen zur Bedienungsfreundlichkeit (Usability) der TPP zu erhalten (vgl. fol-
gendes Kapitel 4.3.2.4). 
Die Befragung auf der TPP erfolgte vom 09. Juni bis 02. Dezember 2020, also einem Zeitraum 
von 25 Wochen. Der Befragungszeitraum wurde gegenüber den ursprünglich geplanten 22 
Wochen ausgeweitet. Bedingt durch den längeren Auswertungszeitraum konnten 11 zusätzli-
che Teilnehmende gewonnen werden. 
                                               
11 Durch die Änderung des Erhebungsdesigns ergaben sich auf Basis eines Gruppenvergleichs und von 
Testverfahren keine statistisch signifikanten Unterschiede im Antwortverhalten.  




Die Bedienungsfreundlichkeit (Usability) nimmt eine zentrale Rolle bei der TPP ein, da ange-
nommen werden kann, dass die Mehrzahl der Besucherinnen und Besucher der TPP diese 
nur dann (wiederholt) nutzen, wenn die Bedienung hinreichend einfach und klar gestaltet ist. 
Ist dies nicht der Fall, kann davon ausgegangen werden, dass diese nicht genutzt und nicht 
weiterempfohlen wird. In diesem Falle würde die TPP nicht zur Erreichung der Ziele beitragen.  
Im Verlauf der Befragung auf der TPP zeichnete sich ab, dass der Rücklauf voraussichtlich 
geringer ausfallen würde als erwartet. Dies bildete den Anlass für die Homepage-Evaluierung, 
die zusätzlich zu den übrigen Erhebungen und Auswertungen vereinbart wurde.  
Die Homepage-Evaluierung diente dazu, die Ergebnisse der Umfrage auf der TPP zu ergän-
zen und zu vertiefen. Die Homepage-Evaluierung bestand aus 2 Teilen. Im ersten Teil wurde 
ein qualitativer Anwendungstest (nachfolgend: User Experience Test) durchgeführt, anhand 
dessen qualitative Einschätzungen zur Webseite generiert und Probleme sowie Verbesse-
rungspotenzial identifiziert wurden. Ziel von User Experience Tests ist es, den intuitiven Um-
gang mit einer Webseite zu erfassen und daraufhin zu testen, ob die wichtigsten Anwendungs-
fälle (z. B. die Suche nach einer Information) zügig und problemlos durchgeführt werden kön-
nen. Der User Experience Test wurde moderiert und über ein virtuelles Videokonferenzsystem 
durchgeführt.12 Dabei wurden die Teilnehmenden gebeten, die TPP zu besuchen, einige Auf-
gaben auszuführen und währenddessen zu kommentieren, was ihnen an der Webseite und 
bei der Bedienung auffiel. Ergänzend zur Kommentierung wurden vertiefende Fragen gestellt. 
Als Testpersonen wurden 3 Beschäftigte des FÖV rekrutiert, wovon 2 Personen nicht mit der 
Evaluation des LTranspG betraut waren und sich zuvor noch nicht auf der Webseite der TPP 
aufgehalten hatten. Das Surfverhalten wurde dabei vom Evaluationsteam beobachtet und pro-
tokolliert.  
Zur Verortung der Ergebnisse aus dieser qualitativen Erhebungsform sei darauf verwiesen, 
dass es sich dabei um nicht-repräsentative Aussagen handelt. Dennoch konnten auf diese 
Weise vertiefende, qualitative Erkenntnisse zu konkreten Bestandteilen der Webseite gewon-
nen werden. Einerseits konnten dabei weitere Fragen für die quantitative Befragung von Crow-
dworkern identifiziert werden, andererseits konnte in einigen Fällen unmittelbar Optimierungs-
potenzial identifiziert werden (etwa, wenn eine Verlinkung nicht funktionierte). Die Ergebnisse 
dieses Tests bildeten neben konzeptionellen Überlegungen und der Umfrage auf der TPP die 
Grundlage für den zweiten Teil der Homepage-Evaluierung. 
Im zweiten Teil wurde eine Online-Befragung mit Hilfe von sogenannten Crowdworkern durch-
geführt (nachfolgend: Crowdworker-Befragung). Das erste Ziel der Crowdworker-Befragung 
war es, robuste quantitative Ergebnisse zur Bewertung der Usability zu erhalten, um beurteilen 
zu können, wie die Bedienungsfreundlichkeit der TPP in der bestehenden Form wahrgenom-
men wurde. Dabei ging es nicht allein um eine allgemeine Aussage zur Bewertung der TPP. 
Vielmehr sollten differenzierte Aussagen zu verschiedenen Bereichen und Funktionen getrof-
fen werden können. Das zweite Ziel bestand darin, anhand von offenen Fragen, Verbesse-
rungspotenzial zu identifizieren.  
                                               
12 Aus Infektionsschutzgründen wurde dieser nicht in einem Präsenzformat, sondern mit Hilfe eines 
Webkonferenzsystems umgesetzt.  
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Da es sich bei Crowdworker-Befragungen, um eine weniger bekannte, wissenschaftlich aber 
anerkannte13 Rekrutierungsstrategie von Befragungsteilnehmerinnen und -teilnehmern han-
delt, wird auf diese nachfolgend genauer eingegangen.  
Bei Crowdworkern handelt es sich um Personen, die auf einer Crowdworking-Plattform im In-
ternet kleinere Arbeiten übernehmen. Im konkreten Fall wurden die Crowdworker damit beauf-
tragt, kleine Rechercheaufgaben auf der TPP durchzuführen und sich danach an einer Um-
frage zu beteiligen. Nach Abschluss der Umfrage wurden die Crowdworker entlohnt.14 Im Ver-
gleich zum Bevölkerungsdurchschnitt sind Crowdworker typischerweise jünger, häufiger 
männlich und erfahrener im Umgang mit internetfähigen Geräten. Die Erfahrung im Umgang 
mit internetfähigen Geräten, könnte unter anderem in einem höheren Anspruch an die Gestal-
tung von Informationsplattform resultieren. Damit stellen sie zwar keinen repräsentativen Be-
völkerungsquerschnitt dar, bilden aber, mit Ausnahme eines etwas jüngeren durchschnittli-
chen Alters, vergleichsweise gut reale Nutzerinnen und Nutzer der TPP ab (vgl. auch Kapi-
tel 7.2.1). 
Die Crowdworker-Befragung erlaubt es die Umfrage auf der TPP zu ergänzen und Beurteilun-
gen einzelner Aspekte der TPP zu erlangen. Während bei der Umfrage auf der TPP der Fra-
gebogen kurz gehalten werden musste, um den Abbruch der Befragung zu vermeiden, konn-
ten Crowdworker ausführlich zu verschiedenen Aspekten der TPP befragt werden. Darüber 
ließ sich über die Vergabe von Aufgaben das Surfverhalten der Crowdworker in gewissem 
Maße steuern, um so bestimmte Funktionen der Webseite verlässlich testen zu können.  
In Hinblick auf die vorliegende Evaluierung bestehen beim Einsatz von Crowdworkern auch 
Einschränkungen: Anders als bei der Befragung der Nutzenden auf der TPP handelte es sich 
nicht um Nutzerinnen und Nutzer, die aus eigenem Antrieb die TPP aufgerufen haben. Damit 
verbunden konnten bei der Befragung von Crowdworkern keine Erkenntnisse über die Motive 
des Seitenbesuchs gewonnen werden. In ähnlicher Weise können nur eingeschränkt Aussa-
gen über die Erreichung der Gesetzesziele (bspw. ob die Informationen dazu beitragen, staat-
liches Handeln zu kontrollieren) erzielt werden, da die Situation für die Crowdworker in Bezug 
auf die TPP hypothetischen Charakter hat. Während die Nutzerinnen und Nutzer auf Basis 
ihrer eigenen konkreten Erfahrung mit der TPP und ihrem Informationsinteresse Fragen zum 
Einfluss der TPP bspw. auf die Vereinfachung des Zugangs zu Informationen oder zur Nach-
vollziehbarkeit politischer Entscheidungen beantworten können, bleibt dies für Crowdworker 
hypothetisch. Zwar werden sie im Rahmen der Aufgabenstellung gebeten, sich eine Situation 
vorzustellen, allerdings ist dies nicht mit der tatsächlichen Situation gleichzusetzen. Vor die-
sem Hintergrund sind die Ergebnisse der Crowdworker-Befragung zu interpretieren.  
Die TPP wurde sowohl für die Nutzung an regulären Computern (PCs und Laptops) als auch 
mittels mobiler Endgeräte konzipiert. Dies wurde bei der Crowdworker-Befragung berücksich-
tigt. Im Rahmen der Crowdworker-Befragung wurden zum einen Nutzerinnen und Nutzer von 
PCs und Laptops und zum anderen Nutzerinnen und Nutzer mobiler Endgeräte (Smartphones, 
Tablets und Phablets15) befragt. Dabei wurde auf Basis einer Auswertung der Nutzerdaten von 
                                               
13 So zeigen z. B. Azzam/Jacobson (2013), dass der Rückgriff auf Crowdsourcing-Plattformen zu vali-
den Untersuchungsergebnissen führt (vgl. auch Müller 2015, Müller/Albrecht 2019). 
14 Angesichts der Bezahlung von Crowdworkern wurden im Vorfeld der Erhebung Bedenken geäußert, 
dass die Crowdworker die Webseite positiver bewerten würden. Diese Bedenken erweisen sich als nicht 
zutreffend, da den Crowdworkern klar ist, dass die Bezahlung unabhängig vom Antwortverhalten erfolgt 
und bei der Aufgabenbeschreibung auf eine wertneutrale Formulierung geachtet und die Wichtigkeit 
ehrlicher und wahrheitsgemäßer Antworten betont wurde. Außerdem können Crowdworker aus einer 
Vielzahl von Aufträgen auswählen, weshalb es unwahrscheinlich erscheint, dass sie sich durch ein be-
stimmtes Antwortverhalten Vorteile versprechen. 
15 Dabei handelt es sich um ein Hybridgerät, das sowohl als Tablet wie auch als Smartphone einzustufen 
ist.  
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Januar bis März 2020 und nach Abstimmung mit dem Auftraggeber ein Verhältnis von Crow-
dworkern mit PCs zu Crowdworkern mit mobilen Endgeräten von 70:30 festgelegt. Es wurde 
berücksichtigt, dass ein Trend hin zur vermehrten Nutzung der TPP mittels mobiler Geräte zu 
erwarten ist.  
Unabhängig vom genutzten Endgerät wurden die Crowdworker zufällig in 4 Gruppen aufgeteilt, 
die verschiedene Aufgaben auf der Webseite der TPP ausführen sollten. Die Aufgaben hatten 
dabei zum Ziel, typische Fragestellungen oder Anliegen von Nutzerinnen und Nutzern abzu-
bilden. Zugleich lernten die Crowdworker auf diese Weise die Webseite und deren Inhalte 
kennen und konnten sich auf diese Weise ein Urteil über die Webseite bilden.  
Bei den Aufgaben handelte es sich um Varianten des zentralen Anwendungsfalls und zwar um 
die Situation, dass eine Person auf die TPP gelangt und sich auf dieser informieren möchte:  
» Gruppe 1: Kriminalität in Rheinland-Pfalz:  
Diese Gruppe bildet das Verhalten von Nutzerinnen und Nutzern nach, die sich zu ei-
nem allgemeinen Thema informieren möchte.  
» Gruppe 2: Bebauungsplan der Waldorfschule in Frankenthal (Pfalz):  
Diese Gruppe diente dazu, eine sehr spezifische Fragestellung gepaart mit der Suche 
nach einem konkreten Informationsgegenstand (Bebauungsplan) auf der Plattform zu 
recherchieren.  
» Gruppe 3: Regionalflughafen Frankfurt-Hahn:  
Diese Gruppe sollte sich zu einem konkreten Thema informieren, zu dem eine Vielzahl 
verschiedener Dokumente verfügbar war.  
» Gruppe 4: Information über ein frei gewähltes Thema:  
Diese Gruppe ermöglichte, neben den anderen auch ein breiteres inhaltliches Spekt-
rum abzudecken.  
Um sicherzustellen, dass verschiedene Aspekte der Webseite bewertet werden konnten, wur-
den auch Teilaufgaben zur Nutzung bestimmter Funktionen (z. B. Filtern von Suchergebnis-
sen) vergeben. Die nachfolgende Abbildung 2 illustriert die Aufgabenstellung wie sie der zwei-
ten Gruppe von Crowdworkern im Online-Fragebogen angezeigt wurde.  
Zur Durchführung der Befragung wurde zweimal die gleiche Befragung auf der Crowdworking-
Plattform geschaltet, einmal für Nutzerinnen und Nutzer mobiler Endgeräte und einmal für Nut-
zerinnen und Nutzer von PCs und Laptops. Jeder Crowdworker konnte nur an einer der beiden 
Umfragen und nur einmal teilnehmen. Bei der Überprüfung der Qualität der Antworten der PC-
Crowdworker wurde in einigen Fällen Probleme festgestellt, weshalb eine Nacherhebung mit 
25 Crowdworkern durchgeführt wurde. Bei den Nutzerinnen und Nutzern mobiler Geräte wur-
den keine Qualitätsprobleme festgestellt.16 
                                               
16 Zur Qualitätssicherung wurde geprüft, ob der Fragebogen zu Ende ausgefüllt wurde, wenn das Crow-
dworker Honorar abgerufen wurde. Zudem wurde kontrolliert, ob die Geschwindigkeit, mit der der Fra-
gebogen beantwortet wurde, realistisch war.  
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Abbildung 2: Beispiel einer Aufgabenstellung der Crowdworker-Befragung  
 
Mit der Rekrutierung von Crowdworkern wurde die Crowdworking-Plattform clickworker.de be-
auftragt. Die Crowdworker sollten Aufgaben auf der TPP ausführen und auf diese Weise ver-
schiedene Funktionen und Bereiche der TPP testen. Nachdem die Crowdworker die Befra-
gung abgeschlossen hatten, wurde diesen ein Code-Wort angezeigt. Das Code-Wort konnten 
die Crowdworker verwenden, um über die Crowdworking-Plattform ihre Entlohnung zu erhal-
ten. Für die Bearbeitung wurden, basierend auf einem internen Pretest, 20 Minuten Bearbei-
tungsdauer veranschlagt und auf dieser Basis eine Entlohnung von 3,50 EUR für Teilneh-
mende festgelegt, was einem Stundenlohn von 10,50 EUR entspricht und somit 12 Prozent 
über dem Mindestlohn des Jahres 2020 lag. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer betrug 
14:49 Minuten. Auf dieser Basis kann davon ausgegangen, dass die Teilnehmenden über Min-
destlohn entlohnt wurden.  
4.3.3 Leitfadengestützte Interviews 
Die Methoden der qualitativen empirischen Sozialforschung wurden insbesondere zur Erhe-
bung der konkreten Umsetzung und Auswirkungen des LTranspG in den TPS herangezogen. 
Grundgedanke der qualitativen empirischen Sozialforschung ist es, ein Umfeld „»von innen 
heraus« aus der Sicht der handelnden Menschen zu beschreiben“ (Flick et al. 2010: 14). Qua-
litative Forschung hat zum Ziel, Aussagen über die Struktur und Beschaffenheit zu machen. 
Sie zeichnet sich einerseits dadurch aus, dass das Forschungsfeld von innen heraus verstan-
den werden soll; andererseits wird eine differenzierte Beschreibung von Inhalten und/oder Pro-
zessen vorgenommen (Misosch 2019: 2). Dazu wurde auf die mündliche Kommunikation als 
Forschungsdesign zurückgegriffen. Der Einsatz sogenannter Leitfadeninterviews stellt mit 
der dialoghaften Erforschung eine besondere Form der qualitativen Datenerhebung dar. 
Leitfadeninterviews befinden sich im Spannungsfeld zwischen einem gewissen Rahmen an 
Strukturierung durch einen vorab erstellen Leitfaden und der Offenheit des Gespräches, da 
der Verlauf nicht von der Interviewerin bzw. dem Interviewer direkt gesteuert werden kann, 
sondern größtenteils durch die Befragte bzw. den Befragten bestimmt wird (Kruse 2014: 207). 
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Durch diese Offenheit können Situationsdeutungen und Handlungsmotive der Befragten bzw. 
des Befragten frei im Diskurs erfragt werden (Hopf 2010: 350). Somit wird das Interview nicht 
auf einen Frage-Antwort-Dialog verkürzt, sondern ähnelt einem Alltagsgespräch, in dem die 
Befragte bzw. der Befragte frei nach eigenen Relevanzthemen im Rahmen der abgegrenzten 
Thematik – namentlich des LTranspG – erzählen kann (Mayer 2013: 43ff.). Der Leitfaden 
diente jedoch dazu, die Interviewte bzw. den Interviewten zu Aussagen anzuregen, die für die 
Forschungsfrage relevant sind, ohne eine Reihenfolge der Fragen festzulegen. Konkret be-
deutet dies, dass die befragten Akteure so durch das Leitfadeninterview angeregt wurden, 
selbst die Besonderheiten, bspw. organisatorische Veränderungen oder spezielle interne Pro-
zesse an einer passenden Stelle im Gespräch darzulegen. Mithin stellt der Leitfaden sicher, 
dass sämtliche Interviews, denen derselbe Leitfaden zugrunde lag, vergleichbar werden (Meu-
ser 2018: 152). 
Diese qualitativen Daten, die mittels der Leitfadeninterviews erhoben wurden, werden durch 
interpretative Verfahren ausgewertet (Mayer 2013: 25). Dabei wurden vorliegend die aufge-
zeichneten und durch Stichpunkteprotokolle niedergeschriebenen Interviews im Kontext zum 
Gesprächsverlauf, insbesondere hinsichtlich Auffälligkeiten oder Besonderheiten, interpretiert 
(Mayer 2013: 25). Die Gesprächssequenzen werden in Anlehnung an die dokumentarische 
Methode formulierend als auch reflektierend interpretiert (Bohnsack et al. 2013: 325).  
Die Durchführung der Leitfadeninterviews erfolgte per audiovisueller, interpersoneller Kommu-
nikation (Videotelefonie) über eine Internetverbindung. Genutzt wurde dazu das Open-Source-
Webkonferenzsystem BigBlueButton17. Dies ermöglichte eine sogenannte „face-to-face“ Ge-
sprächsführung, bei der neben den sprachlichen Besonderheiten auch auf Mimik und Gestik 
geachtet werden konnte. Vereinzelt wurde aufgrund technischer Voraussetzungen auf ein Te-
lefoninterview zurückgegriffen, wodurch die Datenerhebung jedoch nicht beeinträchtig 
wurde.18  
4.3.3.1 Interviews mit den Transparenzbeauftragten der obersten Landesbehörden 
Interviewt wurden alle 10 obersten Landesbehörden des Landes Rheinland-Pfalz19 im Zeit-
raum vom 20. Oktober bis zum 16. November 2020. Gesprächspartnerinnen bzw. Gesprächs-
partner waren die derzeitigen Transparenzbeauftragten der Ministerien und der Staatskanzlei, 
die überwiegend im untersuchten Erhebungszeitraum vom 01. Januar 2016 bis zum 31. De-
zember 2019 bereits als Transparenzbeauftragte bzw. Transparenzbeauftragter benannt wa-
ren. Lediglich beim Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten wurden 2 Perso-
nen interviewt, da der Transparenzbeauftragte dem Gespräch eine in den Angelegenheiten 
des LTranspG involvierte, erfahrene Mitarbeiterin beizog. 
Die Gesprächsdauer aller geführten Interviews umfasste 1 bis 2 Stunden. Die gewonnenen 
Erkenntnisse aus diesen Interviews werden in den nachfolgenden Kapiteln an den passenden 
Stellen wiedergegeben und ausgewertet. 
4.3.3.2 Interviews mit Fachvertreterinnen und -vertretern 
Die Ziele des Gesetzes, Transparenz und Offenheit zu fördern, adressieren das Verhältnis 
zwischen Gesellschaft und Staat. Um die gesellschaftliche Seite einzubeziehen sollten neben 
Nutzerinnen und Nutzern der TPP auch Fachvertreterinnen und -vertreter aus der Zivilgesell-
schaft und der Wirtschaft befragt werden. Die Vertreterinnen und Vertreter konnten auf Basis 
                                               
17 https://bbb.rlp.net/b/. 
18 Ein Überblick über die geführten Interviews findet sich in Tabelle 30 im Anhang. 
19 Siehe Fußnote 4. 
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ihrer fachlichen Expertise sowohl zur Nutzbarkeit der TPP als auch zur Erreichung der Geset-
zesziele befragt werden. Auf diesem Wege sollte gegebenenfalls Optimierungspotenzial be-
züglich der Ausgestaltung des Gesetzes oder dem Gesetzesvollzug identifiziert werden.  
Als Adressatenkreis wurden dabei die Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Rahmen des Be-
teiligungsprozesses identifiziert, der den Gesetzgebungsprozess im Jahr 2015 flankierte. Aus 
dem Evaluationsbericht des Beteiligungsprozesses (Faas et al. 2016) ging hervor, dass Fach-
vertreterinnen und -vertreter aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung mit 
den Schwerpunkten Open Data, Bürgerrechte und Transparenz in 2 Themenworkshops ein-
bezogen wurden. Da an den Workshops jeweils zwischen 40 und 50 Personen teilnahmen, 
war anfangs geplant, eine teilstandardisierte Online-Umfrage unter den damaligen Teilneh-
menden durchzuführen. Nach Sichtung der öffentlichen Veranstaltungsdokumentation wurde 
jedoch klar, dass nur 14 Teilnehmende dem avisierten Adressatenkreis entsprachen, die sich 
auf 10 verschiedene Gruppen von Akteuren verteilten. Die Mehrzahl der Teilnehmer ent-
stammte der öffentlichen Verwaltung und war dadurch bezüglich der Perspektive von außen 
auf die öffentliche Verwaltung nicht auskunftsfähig. Angesichts des Zeitraums von 5 Jahren 
zwischen der Evaluierung und dem Beteiligungsprozess, wurde die Leitstelle Bürgerbeteili-
gung und Ehrenamt kontaktiert, um gegebenenfalls weitere infrage kommende Akteure mit 
thematischem Bezug zu Transparenz, aber auch Open Data zu identifizieren.  
In Abstimmung mit dem Auftraggeber wurden angesichts der geringeren Zahl der Adressaten 
stattdessen leitfadengestützte Interviews geführt. Dazu wurden die Vertreterinnen und Vertre-
ter persönlich kontaktiert, soweit eine Recherche der Personen möglich war. War dies nicht 
möglich, wurden die Interessengruppen, Vereine oder Verbände, welche die Personen damals 
vertreten hatten, kontaktiert. Nach dreimaliger Kontaktierung über einen Zeitraum von 6 Wo-
chen konnte von 3 Personen keine Rückmeldung erreicht werden. Nach Kontaktierung gaben 
6 Personen an, nicht zur für ein Gespräch zur Verfügung zu stehen, unter anderem, da sie 
sich seither nicht mehr mit dem Gesetz und dessen Maßnahmen befasst hatten. Am Ende 
verblieben somit nur 3 Personen mit denen ein Interview realisiert werden konnte. Dennoch 
waren die hieraus gewonnenen qualitativen Informationen wertvoll für die Evaluation.  
4.3.3.3 Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern des Landesbetriebs Daten und In-
formation 
Im Rahmen der Evaluation war geplant, mit Vertreterinnen bzw. Vertretern des Landesbetriebs 
Daten und Information (LDI) ein Interview zu führen. Ziel des Interviews war es, Erkenntnisse 
über die Umsetzung und Pflege der TPP, die damit verbundenen Kosten sowie über Problem-
felder (z. B. organisatorische, technische und rechtliche Schwierigkeiten) und über Verbesse-
rungspotenziale zu gewinnen.  
Im Rahmen der wiederholten Abstimmungen bezüglich der Sekundärdatenabfragen und der 
Implementierung der Nutzerbefragung wurden einige der Fragen schriftlich und einige Fragen 
telefonisch beantwortet, sodass die Notwendigkeit eines zusätzlichen Interviews entfiel.  
4.3.3.4 Interviews mit dem Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit  
Darüber hinaus wurden 2 leitfadengestützte Interviews mit dem Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit (LfDI) Prof. Dr. Kugelmann und einem Beschäftigten 
der Stelle des LfDI geführt.  
Der LfDI wurde im Rahmen der Interviews zu den datenschutz- und informationsfreiheitsbezo-
genen Bestandteilen des LTranspG und der TPP befragt. Dabei wurden grundlegende Infor-
mationen zur Anwendungspraxis und zum Umgang mit dem Gesetz eingeholt. Zudem wurde 
   
  
41 
der LfDI auf Grund seiner beratenden Rolle bei Problemfällen zur Anwendungspraxis befragt. 
Im Rahmen eines zweiten Interviews wurden zentrale Ergebnisse der Evaluation mit der Stelle 
des LfDI diskutiert.  
4.3.3.5 Interviews mit den kommunalen Spitzenverbänden 
Im Rahmen eines Fokusgruppeninterviews mit einer Vertreterin des Gemeinde- und Städte-
bundes Rheinland-Pfalz und einem Vertreter des Landkreistages wurden diesen zentrale Er-
gebnisse der Evaluation vorgestellt und mit ihnen diskutiert und anschließend im Rahmen ei-
nes leitfadengestützten Interviews Einschätzungen zum Gesetz eingeholt.  
4.3.3.6 Übersicht über Erhebungsinstrumente und Untersuchungsgegenstände 
Im Rahmen der Evaluierung wurden unterschiedliche Erhebungsinstrumente die zur empiri-
schen Untersuchung der Untersuchungsgegenstände für einen möglichst großen Erkenntnis-
gewinn kombiniert. Die nachfolgende Tabelle 2 gibt dabei einen Überblick, welche Erhebungs-
instrumente bei welchen Untersuchungsgegenständen zum Einsatz kamen.  























X X X   X 
Implementation 
der TPP 
X   X X X 
Administrative 
Auswirkungen 
 X X (X)2  X 
Erreichung der 
Ziele des  
Gesetzes 
X X X X (X)3 X 
Nebeneffekte 
des Gesetzes 
 X X X (X)3 X 
Anmerkungen:  
1 Im Rahmen der leitfadengestützten Interviews wurden verschiedene Stakeholder mit unter-
schiedlichen Zielsetzungen befragt, dazu gehörten die Transparenzbeauftragten der obersten 
Landesbehörden, der LfDI, die kommunalen Spitzenverbände und Vertreterinnen und Vertre-
tern aus der Zivilgesellschaft. 
2 Einschätzungen zu Auswirkungen auf die Verwaltung wurden in der Umfrage auf der TPP bei 
Teilnehmenden abgefragt, die angegeben hatten der öffentlichen Verwaltung anzugehören.  
3 Im Rahmen der Homepage-Evaluierung wurden auch Einschätzung zur Erreichung von Zielen 
und zu möglichen Nebeneffekten bei Teilnehmenden abgefragt, die keinen direkten Bezug zum 
LTranspG hatten. Die Ergebnisse hieraus wurden unter Berücksichtigung dieser Rahmenbedin-
gung interpretiert.  
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4.4 Empirisch-sozialwissenschaftliche Auswertungsmethoden 
Die Analyse der teilstandardisierten Erhebungen erfolgte je nach Art der Informationen anhand 
von quantitativen und qualitativen Methoden. Statistische Daten wurden weitgehend anhand 
von univariaten und deskriptiven statistischen Verfahren ausgewertet. Dabei kamen arithme-
tische Mittelwerte, insbesondere Häufigkeitsverteilungen und Streuungsmaße (z. B. Stan-
dardabweichungen20) zum Einsatz. Diese ermöglichen anhand von Kennzahlen unter ande-
rem Aussagen darüber, wie hoch oder niedrig Messwerte im Durchschnitt sind und welche 
Messwerte besonders herausstechen. 
Zudem kamen auch statistische Testverfahren zum Vergleich von Gruppen zum Einsatz wie 
etwa T-Tests oder Wilcoxon-Vorzeichen-Rang-Tests. Bei einem T-Test handelt es sich um 
einen Vergleich von Mittelwerten, anhand dessen sich überprüfen lässt, ob sich die Mittelwerte 
zweier Stichproben in statistisch signifikantem Maße unterscheiden, also davon ausgegangen 
werden kann, dass die Unterschiede nicht zufällig zustande kamen. Ein Wilcoxon-Rang-Test 
verfolgt das gleiche Ziel, ist jedoch ein Testverfahren für ordinale Daten. Als Schwelle für sta-
tistische Signifikanz wurde hier eine Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 Prozent festgelegt (p < 
0,05). Darüber hinaus wird nachfolgend mit dem retrospektiven Pretest auf ein Testverfahren 
gesondert eingegangen. 
4.4.1 Retrospektiver Pretest 
Im Rahmen der Online-Erhebungen kam unter anderem mehrfach die besondere Fragekons-
tellation eines sogenannten retrospektiven Pretests zum Einsatz (Müller 2015). Dabei handelt 
es sich um einen Vorher-Nachher-Vergleich mit einer Besonderheit. Bei einem klassischen 
Vorher-Nachher-Vergleich wird, um den Effekt einer Webseite zu testen, eine Befragung zu 
zwei Zeitpunkten durchgeführt. Der erste Zeitpunkt ist vor Besuch der Webseite, der zweite 
danach. Ergibt sich eine Änderung zwischen den beiden Befragungszeitpunkten, wird davon 
ausgegangen, dass die Änderung auf die Maßnahme zurückzuführen ist. Bei der Umfrage auf 
der Transparenz-Plattform ist es jedoch schlicht nicht möglich, Personen zu befragen bevor 
sie auf die Transparenz-Plattform gelangen. Statt zu zwei Zeitpunkten die gleiche Frage zu 
stellen, werden beide Fragen nach dem Besuch der Transparenz-Plattform gestellt. Dabei wird 
die Reihenfolge jedoch umgekehrt: Als erstes wird die Frage in Bezug auf den Zeitpunkt nach 
Besuch der TPP gestellt, als zweites wird gefragt, wie die Frage vor Besuch der TPP beant-
wortet worden wäre. Bei der zweiten Frage, werden die Befragten also gebeten, sich an den 
Zeitpunkt vor Besuch der TPP zu erinnern. Anschließend wird die Differenz zwischen den bei-
den Fragen gebildet und ermittelt, ob und in welcher Höhe ein Unterschied zwischen den Ant-
worten besteht. Wäre die Reihenfolge nicht umgekehrt, würde von den Befragten der Effekt 
(hier durch den Besuch der TPP) systematisch überschätzt. Aufgrund der verkehrten Reihen-
folge legen sich die Befragten zuerst auf eine Antwort fest und erinnern sich danach daran, ob 
dies zuvor anders ausgeprägt war.  
Die Befragungsmethodik ist zwar nicht ohne Schwächen, da z. B. die Erinnerung verblassen 
kann. Im Kontext der Homepage-Evaluierung erwies sich die Methode jedoch als erstaunlich 
valide. In einer vorangegangen unabhängigen Studie wurde ein Vergleichstest retrospektiven 
Pretests und zufallsbasierten Experimentalstudien (sogenannte randomized control trials) in 
Bezug auf Homepage-Evaluierungen mit dem Ergebnis durchgeführt, dass beide  
vergleichbare Ergebnisse liefern (Müller 2015: 283, 300). Dabei gilt es zu berücksichtigen, das 
                                               
20 Bei der Standardabweichung handelt es sich um ein wichtiges Streuungsmaß, welches die Quadrat-
wurzel aus der Varianz darstellt. Dabei zeigt sie die mittlere Abweichung vom arithmetischen Mittel, mit 
anderen Worten die durchschnittliche Abweichung vom Durchschnittswert. Dabei gilt: Je größer die 
Standardabweichung, desto größer die Streuung um das arithmetische Mittel.  
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zufallsbasierte Experimentalstudien in der Evidenzhierarchie unterschiedlicher Forschungs-
methoden in der empirischen Forschung mit Blick auf die interne Validität an der Spitze stehen. 
Da ein zufallsbasiertes Experiment im Rahmen der vorliegenden Evaluierung nicht durchführ-
bar war, wird auf die Methode des retrospektiven Pretests an verschiedenen Stellen zurück-
gegriffen.  
  




Die folgende Darstellung des Gesetzesvollzugs untergliedert sich in die beiden Bereiche des 
Gesetzes. Im ersten Teil wird auf die Veröffentlichungen auf der TPP eingegangen. Im zweiten 
Teil werden die Anträge auf Informationszugang dargestellt. Ergänzend wird auf die flankie-
renden Tätigkeiten des LfDI eingegangen.  
5.1 Veröffentlichungen auf der Transparenz-Plattform 
Zunächst werden die Veröffentlichungsprozesse dargestellt und danach die Veröffentlichung 
beschrieben, wie sie sich zum Jahresende 2019 auf der TPP fanden. Im Anschluss werden 
die dezentralen Veröffentlichungen detailliert beschrieben, da es sich bei diesen nicht um stan-
dardmäßige Veröffentlichungen handelt, wie dies bei zentralen Veröffentlichungen der Fall ist 
und im Gegensatz zu automatischen Veröffentlichungen zusätzlicher Personalaufwand bei je-
der Veröffentlichung entsteht. 
5.1.1 Beschreibung der Veröffentlichungsprozesse  
Auf der TPP wurden bis einschließlich 31. Dezember 2019 10.607 Datensätze veröffentlicht. 
Unter Veröffentlichung wird hier ein Eintrag auf der TPP definiert. Dabei können bei einem 
Eintrag mehrere Dokumente bzw. Datensätze hinterlegt worden sein. Veröffentlichungen kön-
nen auf 3 verschiedenen Wegen auf die TPP gelangen: Automatisch, zentral oder dezentral.  
Automatisch eingestellte Veröffentlichungen erfolgen durch Abruf von mit der TPP verknüpften 
Datenbanken. Dabei werden Informationen, Dokumente oder Datensätze auf anderen Platt-
formen veröffentlicht und im gleichen Zuge oder kurz darauf auch auf der TPP eingestellt. Ein 
Beispiel für eine verknüpfte Datenbank ist das Parlamentsdokumentationssystem des Landta-
ges (OPAL). Bei zentral eingestellten Veröffentlichungen hingegen handelt es sich um Veröf-
fentlichungen, die eine TPS zentral für andere TPS manuell einstellt. So werden z. B. die Mi-
nisterratsbeschlüsse zentral durch Beschäftigte der Staatskanzlei für die Ministerien einge-
stellt. Dezentrale Veröffentlichungen werden durch die jeweils zuständige transparenzpflich-
tige Stelle veröffentlicht. Dezentrale und zentrale Veröffentlichungen erfolgen anhand eines 
generischen Einstellprozesses anhand einer SharePoint-Lösung, im Falle des Ministeriums für 
Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten durch die elektronische Akte. Eine detaillierte Auf-
schlüsselung, welche Informationen auf welche Weise eingestellt werden, findet sich in Tabelle 
5. 
Die Unterscheidung nach Einstellprozessen ist aus 2 Gründen von Bedeutung. Erstens han-
delt es sich bei automatisch eingestellten Informationen um solche, die bereits auf anderem 
Wege verfügbar waren und somit die Menge an zugänglichen Informationen nicht erhöht, son-
dern eine Bündelung der Informationen bewirkt. Zweitens erzeugt die automatische Einstel-
lung nach der Einrichtung der Automatisierung keinen zusätzlichen Aufwand21. Anders verhält 
es sich bei dem zentralen und dezentralen Einstellprozess. Diese vergrößern den Zugang zu 
Informationen. Zugleich verursachen zentrale und dezentrale Einstellprozesse mit jeder Ein-
stellung Aufwand.  
                                               
21 Das bedeutet nicht, dass kein Aufwand durch die Veröffentlichung auf einer anderen Plattform ent-
steht, sondern dass dieser auch ohne eine Veröffentlichung auf der Transparenz-Plattform entstanden 
wäre. So entsteht bspw. durch die Veröffentlichung eines Dokuments im Parlamentsdokumentations-
system Aufwand; dieser Aufwand entsteht aber unabhängig davon, ob das Dokument im Anschluss 
auch automatisiert auf der Transparenz-Plattform zur Verfügung gestellt wird. 
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Tabelle 3 gibt einen Überblick, wie viele Veröffentlichungen auf welchem Wege auf die TPP 
eingestellt wurden. Bis zum Ende des Jahres 2019 wurden 9.275 Veröffentlichung automatisch 
auf die TPP eingestellt. 1.095 Veröffentlichungen wurden zentral eingestellt, davon waren 
1.088 Veröffentlichungen Ministerratsbeschlüsse und 7 Veröffentlichungen waren Haushalts-, 
Stellen-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- oder Aktenpläne. Dezentral eingestellt wurden 
237 Veröffentlichungen22. Letztere werden weiter unten genauer beschrieben (vgl. Kapitel 
5.1.3). Dabei zeigt sich, dass auf den automatischen Einstellprozess etwa 87 Prozent der Ver-
öffentlichungen zurückgehen, auf die nachfolgend genauer eingegangen wird.  
Tabelle 3: Veröffentlichungen nach Einstellprozessen 
Art des Einstellprozesses Zuständigkeit Zahl der Veröffentlichungen 
Automatisch Liefersystem 9.275  
Zentral Eine TPS für andere 
TPS  
1.095 
Dezentral Jede TPS eigenver-
antwortlich  
237 
Veröffentlichungen in Summe 10.607  
 
Der Einstellprozess wurde im Erhebungszeitraum für 5 Informationsplattformen bzw. -systeme 
automatisiert, aus denen sich die TPP fortwährend speist (Tabelle 4). Auf das Geoportal 
Rheinland-Pfalz gingen dabei mit 6.070 Veröffentlichungen die meisten Veröffentlichungen zu-
rück. An zweiter Stelle stand das Parlamentsdokumentationssystem des Landtages (OPAL) 
mit 1.769 Veröffentlichungen, an dritter Stelle befand sich das statistische Landesamt mit 476 
Veröffentlichungen und schließlich an vierter Stelle lag das Portal „Landesrecht online“ mit 426 
Veröffentlichungen.  
Tabelle 4: Automatische Veröffentlichungen nach Liefersystem 
Liefersystem Zahl der Veröffentli-
chungen 




Umweltportal Rheinland-Pfalz (PortalU) portalu.rlp.de 535 
Statistisches Landesamt  statistik.rlp.de 476 
Landesrecht Online landesrecht.rlp.de 426 
Veröffentlichungen in Summe 9.275 
 
                                               
22 Gemäß der vom LDI gemeldeten Metadaten wurden 237 Veröffentlichungen bis 31. Dezember 2019 
dezentral eingestellt. Im Rahmen der teilstandardisierten Erhebung der obersten Landesbehörden wur-
den jedoch 412 Veröffentlichungen als dezentral eingestellt gemeldet für den Zeitraum von 2018 bis 
2019. Die Diskrepanz von 175 Veröffentlichungen ist dabei nicht unerheblich. Evtl. beziehen sich die 
Meldungen der obersten Landesbehörden auch auf Informationen die im Zeitraum vor 2019 entstanden 
sind und zu einem nicht näher spezifizierten Zeitpunkt, also auch nach Ende des Jahres 2019 veröf-
fentlicht wurden. Die Metadaten der TPP bezogen sich dagegen auf den Zeitpunkt der Veröffentlichung 
eines Dokumentes auf der Plattform, unabhängig davon, auf welches Jahr sich die Information bezieht. 
So kann bspw. eine Information aus dem Dezember 2019, die im Januar 2020 veröffentlicht wird, nur 
als eine Veröffentlichung des Jahres 2020 ausgewiesen werden. 
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5.1.2 Veröffentlichungen nach Informationstatbestand und Informationskate-
gorie 
Um einen Überblick über den Bestand an Veröffentlichungen bis Ende 2019 zu erhalten, wird 
nachfolgend auf die Veröffentlichungen nach Informationstatbestand und nach Informations-
kategorie eingegangen.  
Auch bei den Informationstatbeständen zeigt Abbildung 3 klar, dass die automatisch veröffent-
lichten Informationstatbestände am häufigsten vorkamen. So waren Geodaten am häufigsten 
vertreten mit 6.070 Veröffentlichungen. Darauf folgten Berichte und Mittelungen der Landes-
regierung an den Landtag mit 1.782 Veröffentlichungen, die größtenteils auf das Parlaments-
dokumentationssystem zurückgingen. Eine Ausnahme bildeten die Ministerratsbeschlüsse, 
die mit 1.088 Veröffentlichungen am dritthäufigsten vorkamen. Danach folgten an vierter Stelle 
Umweltinformationen mit 535 Veröffentlichungen. An fünfter Stelle standen Verwaltungsvor-
schriften und allgemeine Veröffentlichungen, wobei hier gerade die Verwaltungsvorschriften 
den größten Anteil mit 452 von 493 Veröffentlichungen hatten. Bei den übrigen 41 Veröffentli-
chungen dieses Tatbestandes handelte es sich um allgemeine Veröffentlichungen, die dezent-
ral eingestellt wurden. An sechster Stelle fanden sich amtliche Statistiken und Tätigkeitsbe-
richte mit 482 Veröffentlichungen, davon handelte es sich bei 476 um automatische Veröffent-
lichungen des statistischen Landesamtes.  
Abbildung 3: Veröffentlichungen auf der TPP nach Informationstatbestand 
 
Anmerkung: Fallzahl = 10.607 Veröffentlichungen 
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Die übrigen Informationstatbestände waren zahlenmäßig in weit geringerem Maße vertreten. 
Dabei handelte es sich um zentrale und dezentrale Veröffentlichungen. Hierbei ist zu beach-
ten, dass sowohl zentrale auch dezentrale Veröffentlichungen gegebenenfalls gebündelt erfol-
gen können, so dass in einer einzigen Veröffentlichung mehrere Informationstatbestände zu-
sammengefasst sein können. So handelte es sich bei Zuwendungen an die öffentliche Hand 
(15 Veröffentlichungen) und Zuwendungen von der öffentlichen Hand ab 1.000 EUR (12 Ver-
öffentlichungen) nicht um die Veröffentlichung einzelner Zuwendungen, sondern um jährlich 
erstellte Zuwendungslisten. Diese führten für das jeweilige Kalenderjahr alle Zuwendungen 
auf, die im Zuständigkeitsbereich der jeweils veröffentlichenden obersten Landesbehörde er-
folgt sind. Auch die Organisations- und Geschäftsverteilungspläne der obersten Landesbehör-
den werden jeweils in einer einzigen Veröffentlichung gebündelt auf die TPP eingestellt.  
Auf der TPP werden die Veröffentlichungen Informationskategorien zugeordnet, um diese the-
matisch zu strukturieren und so die Informationssuche zu erleichtern. Veröffentlichungen kön-
nen dabei einer oder mehreren von insgesamt 23 Informationskategorien zugeordnet werden. 
3.019 Veröffentlichungen wurden Informationskategorien zugeordnet, 7. 588 Veröffentlichun-
gen wurden keiner Informationskategorie zugeordnet. Zunächst wird auf die Veröffentlichun-
gen mit Informationskategorien, danach auf die ohne zugewiesene Informationskategorien ein-
gegangen.  
Abbildung 4: Veröffentlichungen auf der TPP nach Informationskategorien 
 
Anmerkung: Fallzahl = 3.019 Veröffentlichungen 
   
  
48 
Abbildung 4, zeigt die Häufigkeit der verschiedenen Informationskategorien, die unter den Ver-
öffentlichungen bis Ende 2019 vertreten waren. Die 3 häufigsten Informationskategorien sind 
„Öffentliche Verwaltung, Haushalt & Steuern“ (590 Veröffentlichungen), „Bevölkerung, Demo-
grafie & Integration“ (460 Veröffentlichungen) und „Soziales, Familie, Kinder, Jugend & 
Frauen“ (402 Veröffentlichungen). Die 3 seltensten Informationskategorien sind „Gemeinden 
& Gemeindeverbände“ (0 Veröffentlichungen), „Geografie, Geologie & Geodaten“ (4 Veröf-
fentlichungen) und „Ehrenamt“ (14 Veröffentlichungen). 
Da rund 72 Prozent der Veröffentlichungen keiner Informationskategorie zugeordnet wurde, 
wurden diese Veröffentlichungen genauer analysiert. Dabei zeigt Abbildung 5, dass dies we-
sentlich darauf zurückzuführen ist, dass bei 4 der 5 Liefersysteme (Geoportal Rheinland-Pfalz, 
Umweltportal Rheinland-Pfalz, Statistisches Landesamt sowie Landesrecht Online) keine the-
matische Zuordnung erfolgt. Die Ausnahme hiervon bilden Veröffentlichungen des Parla-
mentsdokumentationssystems. So zeigte sich, dass 60 Prozent aller Veröffentlichungen auf 
das Liefersystem Geoportal Rheinland-Pfalz zurückgeht und dabei keine Zuordnung zu einer 
Informationskategorie erfolgte. Lediglich ein Prozent der Veröffentlichungen wurde manuell, 
also zentral oder dezentral, eingestellt und verfügt über keine Informationskategorie.  
Abbildung 5: Zuordnung der Veröffentlichungen zu Informationskategorien auf der TPP 
 
Anmerkung: Fallzahl = 10.607 Veröffentlichungen 
Während eine nachträgliche thematische Zuordnung mit Personalaufwand verbunden ist, wäre 
eine automatische Zuordnung der Daten des Geoportals zur Informationskategorie „Geografie, 
Geologie & Geodaten“ leicht zu bewerkstelligen. In ähnlicher Weise könnte in Betracht gezo-
gen werden, die Verwaltungsvorschriften von Landesrecht online der Informationskategorie 
„Gesetze und Justiz“ und die Veröffentlichungen des Umweltportals Rheinland-Pfalz der Infor-
mationskategorie „Natur & Umwelt“ zuzuordnen. Auf diese Weise könnte die Konsistenz der 
TPP erhöht und damit die Informationssuche erleichtert werden.  
5.1.3 Dezentrale Veröffentlichungen  
Das LTranspG verpflichtet in den ersten beiden Umsetzungsstufen die obersten Landesbe-
hörden umfangreich Informationen proaktiv zu veröffentlichen. Während automatische Veröf-
fentlichungen bereits anderweitig veröffentlicht und somit auf der TPP nur noch einmal gebün-
delt werden, weiten dezentrale Veröffentlichungen den Informationszugang durch bisher noch 
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nicht veröffentlichte Informationen aus, ohne dass hierfür Anträge auf Informationszugang ge-
stellt werden müssten.  
Nachfolgend wird auf den dezentralen Einstellprozess von Veröffentlichungen näher einge-
gangen. Der Einstellprozess erfolgt manuell, sodass bei jeder Veröffentlichung Aufwand ent-
steht. Zudem liegt der dezentrale Einstellprozess in der Organisationshoheit der jeweiligen 
TPS, weshalb damit in unterschiedlichem Maße Auswirkungen auf die Verwaltung in organi-
satorischer, personeller und finanzieller Hinsicht verbunden sein können. 
Im Rahmen der Evaluierung wurden hier nur die obersten Landesbehörden betrachtet, da nur 
diese im Erhebungszeitraum verpflichtet waren, dezentral Informationen zu veröffentlichen. Im 
Rahmen der teilstandardisierten Erhebung bei den obersten Landesbehörden wurde der Voll-
zug der Veröffentlichungspflicht erfasst (vgl. Kapitel 4.3.2.2). Nachfolgend wird der dezentrale 
Veröffentlichungsprozess bei den obersten Landesbehörden beschrieben. 
5.1.3.1 Veröffentlichungsprozess dezentraler Veröffentlichungen23  
Durch das LTranspG veröffentlichen die obersten Landesbehörden des Landes Rheinland-
Pfalz nach den einschlägigen Tatbeständen proaktiv vorhandene Informationen des eigenen 
Zuständigkeitsbereiches in eigener Verantwortung auf der TPP. Der hierbei zugrundeliegende 
Veröffentlichungsprozess lässt sich in 4 Schritten darstellen: 
(1) Prüfen: Das Dokument bzw. die Information wird daraufhin geprüft, ob sie aufgrund 
eines einschlägigen Tatbestands veröffentlichungspflichtig ist und ob schutzwürdige 
Belange einer vollständigen Veröffentlichung entgegenstehen.  
(2) Unkenntlichmachung: Enthält das Dokument schutzwürdige Informationen, die un-
kenntlich zu machen sind (bspw. personenbezogene Daten, Betriebs-  
oder Geschäftsgeheimnisse), erfolgt die Unkenntlichmachung in der Regel durch 
Schwärzung der Informationen. Zum Schwärzen wird bei allen obersten Landesbehör-
den der sogenannte Landesschwärzungsdienst verwendet.  
(3) Freigeben: Das so vorbereitete Dokument wird durch eine weitere Person auf Richtig-
keit hin überprüft und für ein Einstellen auf der TPP freigegeben. Solche Personen 
können z. B. Vorgesetzte oder Transparenzbeauftragte der Behörde sein. Wie die Frei-
gabe ausgestaltet ist, liegt dabei in der Eigenverantwortung der jeweils zuständigen 
Personen.24 
(4) Einstellen: Das so vorbereitete Dokument wird elektronisch auf der TPP eingestellt. 
Die Erhebungen zeigten, dass dieser vierstufige Veröffentlichungsprozess trotz der dezentra-
len Umsetzung und der Organisationshoheit der Behörden in den jeweiligen obersten Landes-
behörden überwiegend gleich verläuft.  
Eine zentrale E-Akte-Lösung des Landes wurde in allen Ressorts und der Staatskanzlei ein-
geführt. Mit der Realisierung der dritten Umsetzungsstufe des LTranspG wurde eine Schnitt-
stelle zwischen E-Akte und TPP geschaffen, welche die Befüllung der TPP unmittelbar aus 
der E-Akte heraus ermöglicht.25 Im Rahmen eines zweiten Umsetzungsschrittes ist die suk-
zessive Einführung der zentralen E-Akte-Lösung in den übrigen Behörden der unmittelbaren 
Landesverwaltung gestartet, die bis Ende des Jahres 2025 abgeschlossen sein soll. In der 
finalen Ausbaustufe wird allen Behörden der unmittelbaren Landesverwaltung die Möglichkeit 
                                               
23 Grundlage für dieses Unterkapitel sind die teilstandardisierten Erhebungen bei den obersten Landes-
behörden sowie die durchgeführten Leitfadeninterviews mit den obersten Landesbehörden. 
24 Mit Einführung der E-Akte geht eine Erleichterung der Freigabe einher.  
25 Die dritte Umsetzungsstufe war nicht Teil der Evaluation. An dieser Stelle wird der aktuelle Status quo 
auf Grundlage einer Stellungnahme des Ministeriums des Innern und für Sport dargelegt. 
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eröffnet sein, die TPP unmittelbar aus der elektronischen Akte heraus proaktiv mit Informatio-
nen zu befüllen. Ausgenommen hiervon ist der Bereich der Justiz, der aufgrund besonderer 
Anforderungen eine bundesweit abgestimmte E-Akte-Struktur benötigt. Die Schnittstelle zwi-
schen der zentralen E-Akte-Lösung des Landes und der TPP ermöglicht allen Bearbeiterinnen 
und Bearbeitern die selbstständige Vornahme von Aktualisierungen und Änderungen, ohne 
dass es der Mitwirkung von Administrierenden bedarf. Änderungen werden nachvollziehbar 
elektronisch protokolliert. 
Der Einstellprozess26 von Informationen auf der TPP erfolgte in der Umsetzungsstufe 1 und 2 
durch eine SharePoint-Lösung. Mit Beginn der dritten Umsetzungsstufe wurde auf eine neue 
technische Basis umgestellt (sogenannter CKAN-Einstellprozess) und der Einstellprozess so 
benutzerfreundlich überarbeitet.27 Der CKAN-Einstellprozess bietet für alle Bearbeiterinnen 
und Bearbeiter die Möglichkeit, Datensätze zu aktualisieren und Änderungen eigenständig an 
den eingestellten Dokumenten vorzunehmen. Die Mitwirkung von Administratoren ist hierfür 
nicht mehr erforderlich. Sämtliche Änderungen werden zudem nachvollziehbar elektronisch 
protokolliert. Der CKAN-Einstellprozess wurde mit der Realisierung der dritten Umsetzungs-
stufe zum 01. Januar 2021 zur Verfügung gestellt und wird den SharePoint-Einstellprozess im 
Rahmen eines Übergangszeitraumes voraussichtlich im Laufe des Jahres 2021 gänzlich ab-
lösen. Der CKAN-Einstellprozess richtet sich vorrangig an diejenigen TPS, die nicht an die 
zentrale E-Akte-Lösung des Landes angebunden werden, steht allerdings grundsätzlich allen 
TPS zur Verfügung. 
Der Einstellprozess ist wesentlicher Bestandteil der gesetzlichen Pflichten aus dem LTranspG 
als auch der Anregung zur freiwilligen Veröffentlichung. Während der empirischen Erhebungen 
wurden vereinzelt Kritikpunkte hinsichtlich der Nutzungsfreundlichkeit für die Verwaltungsmit-
arbeitenden gegenüber dem Einstellprozess auf der TPP seitens der TPS geäußert (zu viele 
Klicks, mehrmaliges Ausfüllen von Metadaten beim Einstellen, keine Möglichkeit zur eigen-
ständigen Fehlerbehebung ohne Administratoren), denen die neue Schnittstelle bzw. der 
CKAN-Einstellprozess nun Rechnung trägt.  
Im Mittelpunkt des dezentralen Veröffentlichungsprozesses stehen insbesondere die Fachab-
teilungen und Fachreferate eigenverantwortlich. Sie bearbeiten in der Regel den gesamten 
Prozess. Die Prüfung und Freigabe der zu veröffentlichenden Informationen soll durch das 
Vier-Augen-Prinzip erfolgen. Im Rahmen der Evaluation berichtete ein Ministerium explizit, das 
Prinzip anzuwenden. Vier weitere Ministerien wiesen jedoch darauf hin, dass viele Beschäftig-
ten in eigener Zuständigkeit die Prüfung und Einstellung vornehmen können und dadurch die 
Nachvollziehbarkeit leide. Die oder der Transparenzbeauftragte des Hauses kann dabei bera-
tend hinzugezogen werden. Ist dies nicht der Fall, so wird dieser in der Regel auch nicht im 
Nachgang gesondert über den Veröffentlichungsvorgang in Kenntnis gesetzt. Die zuständigen 
Fachreferate oder Fachabteilungen sind flächendeckend durch Anleitungen, Schulungen und 
Sensibilisierungen der Mitarbeitenden sowie auf Grundlage des LTranspG und der zugehöri-
gen Verwaltungsvorschrift als Auslegungshilfe eigenständig in der Lage, den gesamten Ver-
öffentlichungsprozess zu durchlaufen. 
Teilweise sind Aufgaben des Prozesses innerhalb der Fachabteilungen und Fachreferaten auf 
Mitarbeitende gebündelt worden. Es wird nachfolgend auf die Besonderheiten, sofern gege-
ben, bei den einzelnen Ministerien eingegangen. 
So sind bspw. im Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie 2 Mitar-
beitende je Fachabteilung für die Einstellung von Informationen auf die TPP für die gesamte 
                                               
26 Dezentrale wie auch zentrale Einstellprozesse. 
27 Die Darstellung des CKAN-Einstellungsprozesses beruht auf einer Stellungnahme des MdI. Die Er-
kenntnisse sind nicht Teil der empirischen Erhebungen. 
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Fachabteilung benannt. Die inhaltliche Prüfung erfolgt jedoch nicht durch diese Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, sondern in dem für die inhaltliche Thematik zuständigem Fachreferat. 
Dahingegen stellt grundsätzlich jeder Sachbearbeitende des Ministeriums für Umwelt, Ener-
gie, Ernährung und Forsten Informationen seines Zuständigkeitsbereiches auf die TPP. Ei-
nige Fachabteilungen haben jedoch 2-3 Mitarbeitende zur zentralisierten Einstellung benannt. 
Hier wurde eine organisationale Besonderheit im Veröffentlichungsprozess entwickelt. Mit Ein-
führung der elektronischen Akte wurde der Veröffentlichungsprozess in die elektronische Akte 
integriert und muss somit nicht separat über eine SharePoint-Lösung erfolgen.28 Zuwendungs-
bescheide werden sogar durch die elektronische Akte automatisch auf der TTP gezählt bzw. 
gelistet, dabei jedoch nicht alle einzeln, sondern gesammelt als Liste veröffentlicht. 
Zur Schwärzung von Informationen existiert ein Schwärzungstool, welches von allen Ministe-
rien zur Aufbereitung der zu veröffentlichenden Informationen genutzt werden kann. Hiervon 
hat das Ministerium des Innern und für Sport Gebrauch gemacht. Auch das Ministerium 
der Finanzen nutzt das Tool zur Schwärzung der schützenswerten Informationen. Die Einstel-
lung erfolgt im 4-Augen-Prinzip, wobei dies nicht im Einstellprozess technisch verankert ist. 
Die bereits angeführte beratende Zusammenarbeit der Fachreferate mit der Transparenzbe-
auftragten im Ministerium für Bildung als auch im Ministerium für Wissenschaft, Weiter-
bildung und Kultur29 unterscheidet sich je nach zu veröffentlichender Information. Bei proak-
tiven Veröffentlichungen wird sie im Nachgang über den Vorgang in Kenntnis gesetzt. Bei Ver-
öffentlichungen nach den Tatbeständen des LTranspG erfolgt die Prüfung in Zusammenarbeit 
mit der Transparenzbeauftragten. 
Eine weitere organisatorische Besonderheit im Veröffentlichungsprozess zeigt sich im Minis-
terium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz. Die Einstellung 
sowie ggf. auch die Schwärzung von zu veröffentlichenden Informationen werden hier nicht 
durch das jeweilige Fachreferat, sondern durch das Organisationsreferat vorgenommen. 
Das Ministerium der Justiz ist mit seiner besonderen Stellung vom erläuterten Veröffentli-
chungsprozess separat zu betrachten. Aufgrund von § 3 LTranspG ist das Justizministerium 
weitestgehend von der Veröffentlichungspflicht ausgenommen, da die Haupttätigkeiten dieser 
Landesbehörde die Strafverfolgung sowie -vollstreckung umfassen. Für die verbleibenden In-
formationen, die proaktiv oder aufgrund von einschlägigen Tatbeständen veröffentlicht wer-
den, ist jede bzw. jeder Beschäftigte der Fachabteilungen und Fachreferaten eigenverantwort-
lich zuständig. Unterstützend existieren Musterverfügungen inklusive der notwendigen Prü-
fungspunkte. Allerdings wird auch hier innerhalb der Fachabteilung gebündelt. Pro Fachabtei-
lung ist ein Mitarbeitender und eine stellvertretend benannte Person für das Einstellen auf der 
TPP zuständig. 
Der aufgezeigte Veröffentlichungsprozess zeigt, dass die obersten Landesbehörden in den 
meisten Fällen die einzelnen Prozessschritte in gleicher Weise umsetzen. Der Prozess kann 
folglich trotz der Dezentralisierung als vereinheitlicht angesehen werden. Die dargestellten Zu-
ständigkeiten und ihre Besonderheiten werden nachfolgend in Tabelle 5 dargelegt.  
 
                                               
28 Das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten war im Erhebungszeitraum das einzige 
Ministerium, in welchem bereits über eine elektronische Akte Veröffentlichungen auf der TPP durchge-
führt wurden. 
29 Die derzeitige Transparenzbeauftragte übt ihre Tätigkeit für beide Ministerien gleichermaßen aus. 
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Tabelle 5: Zuständigkeiten bei dezentralen Veröffentlichungen 
 Veröffentlichungen 
 Prüfen Schwärzen  Freigabe  Einstellen 
Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesund-
heit und Demografie 
Fachreferat Fachreferat Fachreferat Fachreferat 
Ministerium für Umwelt, Energie, Ernäh-















Ministerium des Innern und für Sport  Fachreferat Fachreferat Fachreferat Fachreferat1 
Ministerium der Finanzen Fachreferat Fachreferat Fachreferat Fachreferat 





Ministerium für Wissenschaft, Weiterbil-






Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, 




















Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Land-
wirtschaft und Weinbau 







 Zentrale beauftragte 
Stelle 
  
Anmerkung: 1 Das Einstellen erfolgt auf Fachreferatsebene. In einigen Abteilungen des Ministeriums des Innern und für Sport erfolgt das Einstellen nicht durch das 
jeweilige Fachreferat, sondern zentral an einer Stelle für die gesamte Abteilung.  
2 Bei freiwilligen Veröffentlichungen werden die veröffentlichten Informationen im Nachgang zur Kenntnisnahme hausintern an die Transparenzbeauf-
tragten geschickt; bei Veröffentlichungen nach Tatbeständen erfolgt die Prüfung in Zusammenarbeit mit der Transparenzbeauftragten. 
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5.1.3.2 Aufkommen der dezentralen Veröffentlichungen 
Nachfolgend wird zunächst auf die Prüfungen zur Veröffentlichung und das Aufkommen von 
dezentralen Veröffentlichungen eingegangen.  
Zur Darstellung der Tätigkeiten der obersten Landesbehörden im Bereich der dezentralen Ver-
öffentlichungen wurde in 4 Kategorien unterschieden:  
 
(1) Prüfungen auf Veröffentlichungen: Ob eine Information zu veröffentlichen ist, muss ge-
prüft werden. Auch im Falle einer unterbliebenen Veröffentlichung kann Aufwand durch 
die Prüfung entstehen. 
(2) Veröffentlichungen ohne Einschränkungen: Eine Information wird auf der TPP vollstän-
dig veröffentlicht, wenn keine Belange der Veröffentlichung entgegenstehen. 
(3) Veröffentlichungen mit Einschränkungen: Bei diesen handelt es sich um Veröffentli-
chungen, die nur teilweise erfolgen, weil Belange einer vollständigen oder unge-
schwärzten Veröffentlichung entgegenstehen (bspw. Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nisse (§ 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 1) oder etwa personenbezogene Daten Dritter (§ 16 Abs. 1 
S. 1 Nr. 2)). 
(4) Unterbliebene Veröffentlichungen: Wenn Belange der Veröffentlichung einer Informa-
tion insgesamt entgegenstehen, unterbleibt die Veröffentlichung (bspw. der Kernbe-
reich exekutiver Eigenverantwortung (§ 14 Abs. 1. S. 1)). 
Insgesamt wurden im Zeitraum von 01. Januar 2018 bis 31. Dezember 2019 auf der Plattform 
412 Informationen dezentral veröffentlicht.30 Von 420 geprüften Informationen wurden 355 voll-
ständig veröffentlicht, eingeschränkt veröffentlicht wurden 57 Informationen (14 Prozent der 
geprüften Informationen), nicht veröffentlicht wurden 8 Informationen (2 Prozent der geprüften 
Veröffentlichungen). Fast in jedem Fall, in dem eine Veröffentlichung geprüft wurde, folgte 
auch eine Veröffentlichung. Die Verantwortung für die Veröffentlichung lag dabei bei den Fach-
referaten, eine systematische Erfassung des Aufkommens von zu prüfenden Veröffentlichun-
gen auf übergeordneter Ebene, z. B. in Form von Meldungen an die Transparenzbeauftragten, 
war nicht vorgesehen.  
Die Gründe für das vollständige Unterbleiben von Veröffentlichungen sind angesichts der 
geringen Fallzahl nicht in eine Rangfolge zu bringen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass sich 
auch oberste Landesbehörden geäußert haben, die keine Veröffentlichungen versagt hatten. 
Genannt wurden unter anderem:  
 § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 2: Personenbezogene Daten Dritter 
 § 15 Abs. 1 Nr. 1: Elemente des behördlichen Entscheidungsprozesses 
 § 16 Abs. 3: Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre 
 § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 1: Geistiges Eigentum, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
 § 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 6: Tätigkeit der Vergabe- und Regulierungskammern und bestimm-
ter Aufsichtsbehörden 
 § 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 8: Fortbestehen der Vertraulichkeit 
                                               
30 Zwischen den Meldungen der obersten Landesbehörden und den Daten auf der TPP besteht eine 
nicht unerhebliche Diskrepanz von 175 Veröffentlichungen. Dabei hatten die obersten Landesbehörden 
412 Veröffentlichungen bis Ende des Jahres 2019 gemeldet, auf der TPP wurden jedoch nur 237 Ein-
träge verzeichnet. Vermutlich ist diese Differenz darauf zurückzuführen, dass die obersten Landesbe-
hörden auch jene Veröffentlichungen meldeten, die sich inhaltlich auf das Jahr 2019 (oder vorherige 
Jahre) beziehen, aber erst im Laufe des Jahres 2020 auf der TPP eingestellt wurden. Eine Prüfung 
dessen, war im Rahmen der Evaluation nicht möglich. Ein Grund hierfür ist unter anderem, dass auf der 
TPP aufgeführt ist, wann eine Veröffentlichung auf der TPP erfolgte, nicht aber auf wann sich die Ver-
öffentlichung bezieht.  
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 § 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 7: Schutz der IT-Sicherheit, der IT-Infrastruktur oder der wirtschaft-
lichen Interessen des Landes 
Von den 57 Einschränkungen der Veröffentlichungen (z. B. Schwärzungen oder Veröffent-
lichung in Teilen) entfielen 19 Fälle auf Anträge auf Informationszugang, die auch auf der TPP 
veröffentlicht wurden. Bei 18 eingeschränkten Veröffentlichungen handelte es sich um wesent-
liche Inhalte von Verträgen von allgemeinem öffentlichen Interesse (§ 7 Abs. 1 Nr. 4), 11 Ein-
schränkungen bezogen sich auf wesentliche Unternehmensdaten (§ 7 Abs. 1 Nr. 13), jeweils 
4 Einschränkungen entfielen auf die Zuwendungen an die öffentliche Hand sowie Allgemeine 
Veröffentlichungen (hierzu zählen unter anderem auch Tätigkeitsberichte).  
Gefragt nach den häufigsten Gründen für die Einschränkung von Veröffentlichungen, gaben 
die obersten Landesbehörden folgende Gründe an:  
 § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 2: Personenbezogene Daten Dritter 
 § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 1: Geistiges Eigentum, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse 
 § 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 1: Nachteilige Auswirkungen auf das Staatswohl 
 § 15 Abs. 1 Nr. 1: Elemente des behördlichen Entscheidungsprozesses 
Nachfolgend wird das Aufkommen der dezentralen Veröffentlichungen in 2 Varianten darge-
stellt: Nach obersten Landesbehörden sowie nach Informationstatbeständen. In Abbildung 6 
wurden die 412 dezentralen Veröffentlichungen der obersten Landesbehörden absteigend 
nach der Anzahl sortiert.31 Dabei wurde die Summe aus uneingeschränkten und eingeschränk-
ten Veröffentlichungen dargestellt. Das Ministerium der Finanzen hat mit 94 Veröffentlichun-
gen auf der TPP am meisten Informationen dezentral eingestellt. Darauf folgte das Ministerium 
der Justiz mit 73 Veröffentlichungen, das Ministerium für Bildung mit 59 Veröffentlichungen, 
das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten mit ebenfalls 59 Veröffentlichun-
gen und das Ministerium für Bildung mit 35 Veröffentlichungen. Die weiteren Ministerien und 
die Staatskanzlei wiesen geringere Zahlen an dezentralen Veröffentlichungen auf.  
Abbildung 6: Dezentrale Veröffentlichungen (uneingeschränkt und eingeschränkt) der obers-
ten Landesbehörden 
 
Anmerkung: Fallzahl = 412 Veröffentlichungen  
                                               
31 Eine genaue Übersicht darüber, wie viele Veröffentlichungen von den jeweiligen obersten Landesbe-
hörden geprüft, uneingeschränkt veröffentlicht, eingeschränkt veröffentlicht oder nach Prüfung nicht ver-
öffentlicht wurden, findet sich im Anhang (siehe Tabelle 32). 
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Insgesamt fällt die Zahl der Veröffentlichungen unterschiedlich hoch aus. Ein Grund liegt in 
der jeweiligen Ressortzuständigkeit. So entfielen z. B. beim Ministerium der Finanzen von 95 
Veröffentlichungen 53 auf wesentliche Unternehmensdaten. Beim Ministerium der Justiz ver-
hält es sich ähnlich: 38 Veröffentlichungen entfielen auf das Justizblatt, also das Amtsblatt des 
Ministeriums. Ein weiterer Grund besteht in der unterschiedlichen Zahl der im Antragsverfah-
ren elektronisch zugänglich gemachten Informationen. Diese bilden einen nicht unerheblichen 
Teil der Veröffentlichungen. Dabei handelt es sich um Anträge, die nicht nur den Antragstel-
lenden beantwortet werden, sondern gemäß dem Grundsatz „access for one = access for all“ 
auf der TPP zu veröffentlichen sind, um für alle zugänglich zu werden. Der Veröffentlichungs-
pflicht unterliegen jedoch nur elektronisch zugänglich gemachte Informationen, nicht aber an-
dere Zugangsarten wie z. B. telefonisch, mündlich oder schriftlich zugänglich gemachte Infor-
mationen. Beim Ministerium für Bildung entfielen von 59 Veröffentlichungen allein 55 auf An-
träge auf Informationszugang, bei denen die angefragten Informationen elektronisch zugäng-
lich gemacht wurden.  
Abbildung 7: Dezentrale Veröffentlichungen nach Informationstatbeständen 
Anmerkung: Bei den veröffentlichten Informationen wurde die Summe aus uneingeschränkten und 
eingeschränkten Veröffentlichungen ausgewiesen. 
Abbildung 7 zeigt die dezentralen Veröffentlichungen der obersten Landesbehörden abstei-
gend sortiert nach Informationstatbeständen. Die häufigste Kategorie bilden Anträge auf Infor-
mationszugang mit 146 Veröffentlichungen. Die zweithäufigste Kategorie sind allgemeine Ver-
öffentlichungen mit 92 Veröffentlichungen. An dritter Stelle steht die Veröffentlichung wesent-
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licher Unternehmensdaten mit 89 Veröffentlichungen. Erst mit deutlichem Abstand folgen we-
sentliche Inhalte von Verträgen von allgemeinem öffentlichem Interesse (21 Veröffentlichun-
gen), Zuwendungen an die öffentliche Hand (19 Veröffentlichungen)32, Zuwendungen von der 
öffentlichen Hand (18 Veröffentlichungen)33, in öffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse (13 
Veröffentlichungen), Tätigkeitsberichte (9 Veröffentlichungen) sowie Gutachten und Studien 
(5 Veröffentlichungen). In Summe zeigt sich, dass neben den Anträgen auf Informationszu-
gang und allgemeinen Veröffentlichungen, vor allem Unternehmensdaten und wesentliche In-
halte von Verträgen von allgemeinem öffentlichen Interesse vertreten sind, gefolgt von Zuwen-
dungen. 
5.2 Anträge auf Informationszugang 
Anders als bei den Veröffentlichungen handelte es sich bei den Anträgen auf Informationszu-
gang nicht um ein neues Instrument der Informationsfreiheit. Das Antragsrecht ist jedoch weit-
reichender als die Veröffentlichungspflicht und ist deshalb auch von hohem Interesse für die 
Evaluierung. Da seit der Evaluierung des Landesinformationsfreiheitsgesetzes (LIFG) keine 
Erhebung des Aufkommens von Anträgen auf Informationszugang im Land Rheinland-Pfalz 
erfolgte, war unklar, in welchem Maße vom Antragsrecht Gebrauch gemacht wurde.  
Um eine empirische Grundlage zum Gesetzesvollzug für die Evaluierung zu schaffen, wurde 
eine Erhebung bei den TPS durchgeführt. Dabei wurde ein Hauptaugenmerk auf das Antrags-
recht gelegt. Um ein Verständnis für die nachfolgenden Darstellungen zu schaffen, wird dabei 
zunächst die Datengrundlage beschrieben und diskutiert, bevor im Anschluss das Aufkommen 
von Anträgen dargestellt wird. Neben dem reinen Aufkommen von Anträgen wurden auch wei-
tere Informationen erhoben, darunter zu den Antragstellenden und den Inhalten der Anträge, 
aber auch zur Dauer der Bearbeitung, Gründen für Ablehnungen und Reaktionen auf Ableh-
nungen.  
5.2.1 Beschreibung der Datengrundlage 
Es wurden rund 440 TPS zur Teilnahme eingeladen. Darüber hinaus wurden die TPS gebeten, 
die Einladung zur Teilnahme an der Erhebung an ihnen unterstellte TPS (z. B. Eigenbetriebe 
von Kommunen) weiterzuleiten. Von den auf diesem Wege kontaktierten TPS haben 183 den 
Fragebogen ausgefüllt. Darüber hinaus haben 13 Stellen schriftlich oder per E-Mail Fehlanzei-
gen gemeldet. Eine Meldung erwies sich als nicht verwertbar. Die Datengrundlage bilden somit 
Rückmeldungen von 195 TPS. Da nicht bekannt ist, wie oft der Fragebogen an weitere TPS 
weitergeleitet wurde, lässt sich keine Rücklaufquote berechnen. Das Verhältnis der 195 TPS, 
die sich zurückgemeldet haben und 440 direkt zur Befragung eingeladenen TPS liegt bei 44 
Prozent. In Tabelle 6 wurde der Rücklauf abgebildet. Bei der vorliegenden Datengrundlage 
handelt es sich nicht um eine repräsentative Stichprobe, weshalb auf dieser Basis keine be-
lastbaren Aussagen über TPS getroffen werden können, die sich nicht an der Erhebung betei-
ligten. Weiter ist die Datenqualität in gewissem Maße durch die Erhebungsform eingeschränkt. 
Dabei handelte es sich um eine retrospektive Erhebung die im Jahr 2020 durchgeführt wurde. 
Es wurden also TPS rückwirkend zu Anträgen auf Informationszugang aus den Jahren 2016 
bis 2019 befragt. Wie präzise und verlässlich die TPS Angaben zu den vorangegangenen Jah-
ren waren, hing entsprechend im wesentlichen Maße davon ab, wie die Anträge zuvor doku-
mentiert wurden und welcher Aufwand im Rahmen der Erhebung betrieben wurde, um die 
abgefragten Informationen zu recherchieren. Die Folge könnte sowohl eine Unterschätzung 
des Antragsaufkommens als auch eine Überschätzung des Antragsaufkommens sein. Eine 
                                               
32 Informationsgegenstände nach § 7 Abs. 1 Nr. 11 und 12 (Zuwendungen) werden jeweils an zentraler 
Stelle gebündelt und in jährlichen Zuwendungsberichten zusammengefasst eingestellt. 
33 Siehe vorherige Fußnote. 
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Unterschätzung des Aufkommens von Anträgen auf Informationszugang erscheint insbeson-
dere in Bezug auf mündliche und telefonische Anfragen wahrscheinlich, da nur 14 Prozent der 
befragten TPS angaben, diese zu dokumentieren (vgl. Kapitel 5.2.2.3). Um die Datenqualität 
einschätzen zu können, wurden bei der Abfrage von quantitativen Angaben in der Mehrzahl 
der Fälle auch gefragt, ob die Angabe auf Zählung oder auf Schätzung basiert. Zwischen 60 
und 75 Prozent der Angaben basierten auf Zählungen und entsprechend 40 bis 25 Prozent 
auf Schätzungen. Dies gilt es nachfolgend bei der Darstellung des Aufkommens sowie der 
weiteren Aussagen zu berücksichtigen. 
Tabelle 6: Übersicht über den Rücklauf aller TPS 
Transparenzpflichtige Stellen Häufigkeit Gesamtzahl Rücklauf-
quote 
Landesbehörden 
Oberste Landesbehörde 10 10 100% 
Obere Landesbehörde 18 60 30% 
Untere Landesbehörde 20 132 15% 
Kommunen 
Landkreis 12 24 50% 
Kreisfreie Stadt 7 12 58% 
Große kreisangehörige Stadt 6 8 75% 
Verbandsfreie Stadt/Gemeinde 8 21 38% 
Verbandsgemeinde 49 129 38% 
Weitere TPS 
Eigenbetriebe, Landesbetriebe und 
Unternehmen mit Beteiligung des Lan-
des  
6 - - 
Gerichte 16 72a 22% 
Öffentlich bestellte/r Vermessungsin-
genieur/in 
10 160b 6% 
Sonstige 12 - - 
Keine Angabe zur Art der Organisation 22 - - 
Summe 195 - - 
Anmerkung: a 72 kontaktierte Gerichte; b 160 kontaktierte öffentlich bestellte Vermessungsinge-
nieurinnen und -ingenieure 
5.2.1.1 Fehlanzeigen und unvollständige Angaben 
Von den 195 TPS, die sich an der Umfrage beteiligt haben, meldeten 89 TPS Fehlanzeigen 
für Anträge auf Informationszugang. 106 TPS gaben an, mindestens einen Antrag auf Infor-
mationszugang erhalten zu haben. Tabelle 7 zeigt dabei, wie sich die Fehlanzeigen über die 
verschiedenen TPS verteilen.  
So hatten alle obersten Landesbehörden Anträge zu verzeichnen. Von 18 oberen Landesbe-
hörden meldeten 3 Fehlanzeigen. Bei den unteren Landesbehörden meldeten 11 von 20 Fehl-
anzeigen. In Bezug auf Landkreise und kreisfreie Städte waren keine Fehlanzeigen zu vermel-
den. Von 49 Verbandsgemeinden meldeten 18 Fehlanzeigen. Im Bereich der Justiz erhielten 
nur 3 von 16 Gerichten, die sich beteiligt hatten, mehr als einen Antrag. Dies erscheint nach-
vollziehbar, da die Gerichtsbarkeit von der Transparenzpflicht weitgehend ausgenommen ist 
und nur insoweit transparenzpflichtig ist, als sie Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausübt 
(§ 3 Abs. 4 LTranspG).  
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Nicht alle TPS haben zu allen Fragen in der Erhebung Angaben gemacht, woraus sich unter-
schiedlich hohe Fallzahlen ergeben. Aus diesem Grund wird bei jeder Tabelle und Abbildung 
angegeben, wie viele TPS Angaben zu der jeweiligen Frage gemacht haben.  
 
Tabelle 7: Fehlanzeigen von TPS 






Oberste Landesbehörde 10 0 10 
Obere Landesbehörde 15 3 18 
Untere Landesbehörde 9 11 20 
Kreisfreie Stadt 7 0 7 
Landkreis 12 0 12 
Große kreisangehörige Stadt 5 1 6 
Verbandsgemeinde 31 18 49 
Verbandsfreie Stadt/Gemeinde 3 5 8 
Eigenbetriebe, Landesbetriebe und Unterneh-
men mit Beteiligung des Landes 
3 3 6 
Gericht 3 13 16 
Öffentlich bestellte/r Vermessungsingenieur/in 2 8 10 
Sonstige 7 5 12 
Keine Angabe 0 22 22 
Summe 106 89 195 
5.2.2 Aufkommen der Anträge 
Zur Ermittlung des Aufkommens der Anträge auf Informationszugang meldeten 89 TPS Fehl-
anzeigen, 106 TPS meldeten mindestens einen Antrag erhalten zu haben. Auf 106 TPS ent-
fielen im Erhebungszeitraum von 01. Januar 2016 bis 31. Dezember 2019 5.897 Anträge (Ta-
belle 8). Von allen Anträgen wurden 89 Prozent vollständig gewährt, 5 Prozent wurden teil-
weise gewährt, 5 Prozent wurden abgelehnt, bei 1 Prozent war der Ausgang unklar.  
Dabei unterscheidet sich die Ablehnungsquote je nachdem, ob sich die Anträge auf Umwel-
tinformationen, amtliche Informationen oder beides bezogen. Die Ablehnungsquote lag bei 
amtlichen Informationen bei 23 Prozent, bei Umweltinformationen lag sie dagegen bei 1 Pro-
zent, bei gemischten Anträgen lag sie bei 3 Prozent.  
Bei eingeschränkten bzw. teilweise gewährten Anträgen zeigt sich ein ähnliches Muster: 
Anträge auf amtliche Informationen wurden in 13 Prozent der Fälle eingeschränkt, Anträge auf 
Umweltinformationen in 3 Prozent der Fälle, gemischte Anträge in 2 Prozent der Fälle. Die 
deutlich niedrigere Ablehnungsquote und Einschränkungsquote von Anträgen auf Umweltin-
formationen erscheint plausibel, da einige Belange, die dem Informationszugang entgegen-
stehen, nicht für den Bereich der Umweltinformationen gelten (vgl. §§ 14 bis 16). 
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Tabelle 8: Aufkommen von Anträgen auf Informationszugang (2016 bis 2019) 




Anträge insgesamt Eingegangen 5.897 100% 
Vollständig gewährt 5.249 89% 
Teilweise gewährt 285 5% 
Abgelehnt 320 5% 
Unklarer Ausgang 43 1% 
Davon amtliche Informationen Eingegangen 980 100% 
Vollständig gewährt 575 59% 
Teilweise gewährt 128 13% 
Abgelehnt 229 23% 
Unklarer Ausgang 48 5% 
Davon Umweltinformationen Eingegangen 2.841 100% 
Vollständig gewährt 2.719 96% 
Teilweise gewährt 92 3% 
Abgelehnt 26 1% 
Unklarer Ausgang 4 0% 
Davon gemischte Anträge Eingegangen 1.969 100% 
Vollständig gewährt 1.863 95% 
Teilweise gewährt 40 2% 
Abgelehnt 51 3% 
Unklarer Ausgang 15 0% 
Anmerkung: 106 von 195 TPS meldeten mindestens einen Antrag erhalten zu haben. Die Zahlen der 
eingegangenen Anträge waren höher als die Summe der gewährten, teilweise gewährten und abge-
lehnten Anträge. Grund hierfür ist, dass einige TPS nur Angaben zu eingegangenen Anträgen mach-
ten, nicht aber zum Ausgang des Antragsverfahrens. Kleinere Diskrepanzen sind zudem auf verein-
zelte Tippfehler zurückzuführen. 
Hinweis: Bei den Zahlen zu den Anträgen ist zu berücksichtigen, dass 73 Prozent aller Anträge (4285) 
auf die SGD Süd entfielen, davon bezogen sich 56 Prozent der Anträge auf Umweltinformationen 
(2423) und 44 Prozent auf gemischte Anträge aus amtlichen Informationen und Umweltinformationen 
(1860). Auf die SGD Nord entfielen 4,5 Prozent aller Anträge auf Informationszugang (271), davon 
waren 94 Prozent der Anträge auf Umweltinformationen (255) (vgl. Kapitel 5.2.2.1).  
Das Aufkommen wurde in 73 Prozent der Fälle gezählt und in 27 Prozent geschätzt.  
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Abbildung 8: Aufkommen der Anträge nach Art der TPS (2016 bis 2019) 
 
Bevor nachfolgend genauer auf die Anträge nach Art der TPS eingegangen wird, ist zunächst 
auf eine Besonderheit zu verweisen: Abbildung 8 zeigt die Zahl der Anträge nach Art der TPS. 
Mit 4.698 Anträgen bzw. 80 Prozent aller Anträge entfallen die meisten Anträge auf die oberen 
Landesbehörden. Von allen Anträgen entfielen 4.556 Anträge bzw. 77 Prozent auf 2 obere 
Landesbehörden, namentlich beide SGD, also die SGD Süd sowie die SGD Nord. Bei diesen 
Anträgen wiederum handelte es sich in den meisten Fällen um Anträge auf Umweltinformatio-
nen oder gemischte Anträge (Umweltinformationen und amtliche Informationen). In einem  
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Exkurs (vgl. Kapitel 5.2.2.1) wird hierauf nachfolgend eingegangen. Das zweithöchste Aufkom-
men an Anträgen ist mit 359 Anträgen bei den obersten Landesbehörden zu verzeichnen.34 
Darauf folgen die Landkreise mit 275 Anträgen und die Verbandsgemeinden mit 269 Anträgen. 
                                               
34 Die Zahl der eingegangenen Anträge fällt höher aus, als die Zahl der Anträge, die auf der TPP veröf-
fentlicht werden. Erstens wird nicht jeder gestellte Antrag gewährt und durch abgelehnte Anträge keine 
Informationen zugänglich gemacht, die veröffentlicht werden könnten. Zweitens sind gemäß § 7 Abs. 1 
Nr. 14 LTranspG nur elektronisch zugänglich gemachte Informationen zu veröffentlichen.  
35 Im Rahmen der Erhebung wurde den transparenzpflichtigen Stellen mit Ausnahme der obersten Lan-
desbehörden Anonymität zugesichert. Von den beiden genannten Behörden wurde die Einwilligung in 
die Veröffentlichung der Daten unter Namensnennung eingeholt. 
36 Anträge auf Informationszugang konnten und wurden bereits vor Einführung des Landestransparenz-
gesetzes nach dem Umweltinformationsgesetz gestellt.  
5.2.2.1 Exkurs: Aufkommen an Anträgen auf Informationszugang bei den Struktur- 
und Genehmigungsdirektionen35  
Die SGD Süd und die SGD Nord weisen ein besonders hohes Aufkommen an Anträgen 
auf Informationszugang auf. Deshalb wurde die standardisierte Erhebung um Rückfra-
gen im Anschluss an die Erhebung bei den beiden Behörden ergänzt.  
Grundsätzlich weisen die SGD Süd und die SGD Nord auf Rückfrage zur Erläuterung 
des hohen Aufkommens auf deren überregionale Zuständigkeitsbereiche für eine Viel-
zahl von Themen hin: So seien diese unter anderem zuständig für: Gewerbeaufsicht, 
Wasser- und Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Raumordnung, Landesplanung, Natur-
schutz und Bauwesen sowie eine Servicestelle für Unternehmerinnen und Unternehmer 
sowie Existenzgründerinnen und Existenzgründer.  
In Hinblick auf das hohe Aufkommen verweist die SGD Süd explizit auf den Bereich Bo-
denschutz, auf den etwa 90 Prozent der Anträge entfallen wären. Nach der Einführung 
des Fachmoduls Bodenschutzkataster im Bodeninformationssystems vor etwa 10 Jah-
ren36 sei im Laufe der Zeit immer mehr bekannt geworden, dass sich auf diesem Wege 
Informationen über Grundstücke und Immobilien erhalten ließen, die für am Kauf und 
Verkauf interessierte oder beteiligte Akteure (u. a. Eigentümerinnen und -eigentümer, 
Banken, Notariate, Kommunen) von Interesse sind. Dabei handelt es sich schwerpunkt-
mäßig um die Frage, ob das entsprechende Objekt hochwassergefährdet sei und ob 
etwas über Altlasten auf dem Grundstück bekannt sei. Mit steigender Bekanntheit der 
Möglichkeit der Antragstellung sei diese zunehmend häufiger genutzt worden. Zum Un-
terschied zwischen der SGD Süd und der SGD Nord bemerkte die SGD Süd, dass sich 
in ihrem Zuständigkeitsbereich angesichts vorangegangener industrieller Tätigkeiten die 
Problematik von Altlasten ausgeprägter darstelle.  
Tabelle 9: Anträge bei den Struktur- und Genehmigungsdirektionen (2016 bis 2019) 
Anträge  SGD Süd  SGD Nord 
Insgesamt 4.285 271 
 davon amtliche Informationen  2 13 
 davon  Umweltinformationen 2.423 255 
 davon gemischte Anträge 1.860 2 
Durchschnittliche Bearbeitungszeit 2,41 10 
Wurden neue Stellen geschaffen?  Nein Nein 
Vorgesehene Stellenanteile 3. Einstiegsamt:  
6 VZÄ* 
3. Einstiegsamt: 0,95 VZÄ 
  4. Einstiegsamt: 0,1 VZÄ 
Erforderliche Stellenanteile 3. Einstiegsamt: 7,66 VZÄ 3. Einstiegsamt: 0,95 VZÄ 
  4. Einstiegsamt: 0,3 VZÄ 
 




Um das Aufkommen von Anträgen zwischen den verschiedenen Arten von TPS vergleichen 
zu können, war ein einheitlicher Maßstab erforderlich. Dazu wurde das durchschnittliche Auf-
kommen von Anträgen auf Informationszugang pro Jahr getrennt nach Art der TPS berechnet. 
Tabelle 10 zeigt, wie viele Anträge bei den verschiedenen Arten von TPS jährlich im Durch-
schnitt in den 4 Jahren von 2016 bis 2019 eingegangen sind. So sind bei den oberen Landes-
behörden mit durchschnittlich 65 Anträgen jährlich am meisten Anträge eingegangen, wobei 
hier erneut darauf zu verweisen ist, dass die meisten Anträge auf eine bzw. 2 obere Landes-
behörden entfielen. Berücksichtigt man nur die übrigen 16 oberen Landesbehörden, lag das 
arithmetische Mittel bei 2 Anträgen auf Informationszugang jährlich, die Standardabweichung37 
lag ebenfalls bei 2 Anträgen.  
  
                                               
37 Siehe Fußnote 20 für eine Erläuterung.  
Die durchschnittliche Bearbeitungszeit je Antrag lag im Falle der SGD Süd bei 2,41 Stun-
den bei der SGD Nord bei 10 Stunden. Die jährlich erforderliche Bearbeitungszeit lag bei 
der SGD Süd durchschnittlich bei 2.582 Stunden, bei der SGD Nord bei 677 Stunden. In 
Hinblick auf die abweichenden Bearbeitungszeiten zeigte sich bei der Klärung der Rück-
fragen, dass die Anfragen in Bezug auf Bodenschutz deutlich weniger Zeit erfordern, als 
dies in anderen Zuständigkeitsbereichen der Fall wäre. Die beiden Behörden gaben an, 
dass für die Bearbeitung der Anträge auf Informationszugang keine neuen Stellen ge-
schaffen oder bewilligt wurden. Die nachfolgende Tabelle 9 führt das Aufkommen von 
Anträgen sowie den damit verbundenen zeitlichen und personellen Aufwand auf. 
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Oberste Landesbehörde 9 7 10 
Obere Landesbehörde 65 (2*) 252 (2*) 18 
Untere Landesbehörde 1 3 18 
Landkreis 6 5 12 
Kreisfreie Stadt 3 2 7 
Große kreisangehörige Stadt 3 3 6 
Verbandsgemeinde 1 3 48 
Verbandsfreie Stadt/Gemeinde <1 <1 7 
Eigenbetrieb, Landesbetrieb oder Unternehmen 1 2 6 
Gericht <1 <1 16 
Öffentlich bestellte/r Vermessungsingenieur/in <1 1 9 
Sonstige 1 1 12 
Mittelwert aller TPS  8 (2*) 77 (4*) 195 (193*) 
Anmerkung: Mit * gekennzeichnete Werte, wurden unter Ausschluss des Aufkommens von An-
trägen bei den SGD berechnet.  
Bei den obersten Landesbehörden gingen durchschnittlich 9 Anträge ein, die Standardabwei-
chung lag bei 7 Anträgen. Bei den unteren Landesbehörden ging durchschnittlich 1 Antrag pro 
Jahr ein, die Standardabweichung lag bei 3 Anträgen. Letzteres bedeutet, dass zwischen den 
verschiedenen unteren Landesbehörden eine Abweichung von 3 Anträgen vorliegen kann. In 
Hinblick auf die Kommunen zeigt sich, dass bei den Landkreisen mit 6 Anträgen durchschnitt-
lich die meisten Anträge gestellt werden, darauf folgen die kreisfreien Städte mit 3 Anträgen 
und die Verbandsgemeinden. Bei den verbandsfreien Städten und Gemeinden, ging weniger 
als 1 Antrag im Jahresschnitt ein. In Bezug auf weitere TPS meldeten Eigenbetriebe, Landes-
betriebe und nach dem Gesetz transparenzpflichtige Unternehmen durchschnittlich 1 Antrag 
pro Jahr auf.  
Tabelle 11 stellt das erfasste Aufkommen von Anträgen über den Erhebungszeitraum von An-
fang 2016 bis Ende 2019 dar. 
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Tabelle 11: Anträge nach Art der TPS (2016 bis 2019)  
  Anträge 
Insgesamt 
Anträge auf  
Amtliche Informationen 






E G TW A E G TW A E G TW A E G TW A N 
Oberste Landes- 
behörde 
359 209 48 101 296 158 39 85 6 6 0 0 9 5 2 0 10 
Obere Landes- 
behörde 
4.698 4.475 132 87 110 51 22 25 2.698 2.598 80 23 1.878 1.785 26 45 18 
Untere Landes- 
behörde 
80 56 12 11 74 52 10 11 6 4 2 0 0 0 0 0 2 
Kreisfreie Stadt 86 37 11 16 64 35 11 18 5 5 1 0 17 16 0 1 7 
Landkreis 275 221 18 27 155 116 9 25 108 55 9 3 12 6 1 0 12 
Große kreis- 
angehörige Stadt 
60 32 17 10 34 21 9 4 3 3 0 0 6 3 2 1 6 
Verbandsgemeinde 269 181 34 50 187 113 24 46 15 14 0 0 61 48 9 4 48 
Verbandsfreie 
Stadt/Gemeinde 






21 18 1 2 19 18 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0 6 




11 5 5 0 10 0 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 9 
Sonstige 24 12 5 7 18 8 2 6 0 0 0 0 0 0 0 0 12 
Keine Angabe 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
Legende: E= eingegangen, G = gewährt, TW = teilweise gewährt, A = abgelehnt, N = Fallzahl,  
Anmerkungen: Zu den Anträgen insgesamt haben 169 TPS Angaben gemacht, zu Amtlichen Informationen haben 125 TPS Angaben gemacht, 
zu Umweltinformationen haben 89 TPS Angaben gemacht, zu gemischten Anträgen haben 89 TPS Angaben gemacht.  
* Gemischte Anträge sind Anträge, die amtliche Informationen und Umweltinformationen enthalten. 
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Abbildung 9: Ausgang der Anträge auf Informationszugang 
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5.2.2.2 Ausgang der Anträge auf Informationszugang 
Transparenz und Offenheit vergrößern sich durch Anträge auf Informationszugang nur, wenn 
der Zugang auch gewährt wird. Anträge auf Informationszugang erfordern dabei eine Einzel-
fallprüfung. Nachfolgend wird nach Art der TPS dargestellt, wie viele Anträge (a) vollständig 
gewährt, (b) teilweise gewährt und (c) abgelehnt wurden. Nicht alle transparenzpflichtigen Stel-
len meldeten für alle bei ihnen eingegangenen Anträge auch deren Ausgang, weshalb auch 
die Kategorie (d) unklarer Ausgang38 aufgeführt wird.  
Zunächst werden Anträge auf Informationszugang allgemein dargestellt, darauf erfolgt eine 
Unterteilung nach Art der angefragten Informationen (Abbildung 9). Mit Blick auf den Ausgang 
von Anträgen insgesamt (Abbildung 9 (1)) zeigte sich, dass die obersten Landesbehörden 58 
Prozent der Anträge vollständig gewährten, 13 Prozent wurden teilweise gewährt, 28 Prozent 
werden abgelehnt. Bei den oberen Landesbehörden wurden 95 Prozent der Anträge vollstän-
dig gewährt, 3 Prozent wurden teilweise gewährt und 2 Prozent wurden abgelehnt. Die unteren 
Landesbehörden lehnten dagegen rund 14 Prozent der Anträge ab. Hervorzuheben ist die 
hohe Ablehnungsquote von Gerichten mit rund 83 Prozent, die auf die weitgehende Be-
reichsausnahme der Justiz zurückzuführen ist (§ 3 Abs. 4 LTranspG). Auffällig war auch die 
vergleichsweise hohe Ablehnungsquote von 50 Prozent bei den verbandsfreien Städten und 
Gemeinden. Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, dass es sich dabei nur um 8 Anträge insge-
samt handelte und somit die Prozentzahl stark von Einzelfällen bestimmt wurde.  
Im Vergleich zwischen verschiedenen beantragten Informationen (Abbildung 9 (2), (3) und (4)) 
zeigte sich, dass die Ablehnungsrate bei den Anträgen auf amtliche Informationen am höchs-
ten ausfällt. Im Mittel lag die Ablehnungsrate bei 23 Prozent, die der teilweisen Gewährung bei 
13 Prozent. Bei Anträgen auf Umweltinformationen (Abbildung 9 (3)) oder Anträgen auf ge-
mischte Informationen (Abbildung 9 (4)) fielen die Ablehnungsrate und die Rate von teilweiser 
Gewährung deutlich niedriger aus. Wahrscheinlich ist dies darauf zurückzuführen, dass der 
Zugang zu Umweltinformationen durch weniger entgegenstehende Belange abgelehnt werden 
kann, als dies beim Zugang zu amtlichen Informationen der Fall ist. So schränken § 14 Abs. 2 
LTranspG, § 15 Abs. 2 LTranspG und §16 Abs. 6 LTranspG die Liste der entgegenstehenden 
Belange ein auf deren Basis der Zugang zu Umweltinformationen abgelehnt werden könnte. 
Besondere Auffälligkeiten nach Art der TPS waren dabei nicht zu verzeichnen.  
5.2.2.3 Dokumentierte Formen der Antragstellung  
Um zu verstehen, wie viele Anträge auf Informationszugang insgesamt eingegangen sind, 
wurde abgefragt, welche Formen der Antragstellung dokumentiert wurden. Dabei gibt es 2 
mögliche Gründe für die Angabe, dass eine Form der Antragstellung nicht dokumentiert wurde. 
Die erste Möglichkeit besteht darin, dass kein Antrag auf diesem Wege einging (etwa bei An-
trägen zur Niederschrift). Die zweite Möglichkeit besteht darin, dass zwar Anträge auf diesem 
Wege eingingen, aber nicht dokumentiert wurden (etwa bei mündlichen oder telefonischen 
Anfragen und Auskünften zu allgemein zugänglichen Informationen). Dies ist bei den nachfol-
genden Angaben zu berücksichtigen.  
128 TPS haben Angaben zur Dokumentation gemacht, darunter befinden sich auch TPS, die 
keine Anträge im Erhebungszeitraum erhalten hatten. Von diesen TPS dokumentierten 66 Pro-
zent elektronische Anträge und 59 Prozent dokumentierten schriftliche Anträge (Tabelle 12). 
Mündliche oder telefonische Anträge wurden dagegen nur von14 Prozent der TPS dokumen-
tiert, Anträge per Niederschrift wurden von 6 Prozent der TPS dokumentiert.  
 
                                               
38 Diese ergibt sich aus der Differenz von eingegangenen Anträgen und den Kategorien (a) bis (c). 
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Tabelle 12: Dokumentation des Eingangs von Anträgen auf Informationszugang 
Form der Antragstellung  
  
Häufigkeit 
Absolut Relativ  
Elektronisch  84 66% 
Schriftlich 75 59% 
Mündlich oder Telefonisch 18 14% 
Per Niederschrift 8 6% 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 128  
 
Bei der Form der Antragstellung überwiegen klar elektronische Anträge mit ca. 3 Viertel (74 
Prozent) aller Anträge, gefolgt von schriftlichen Anträgen mit 16 Prozent und 9 Prozent münd-
lich oder telefonisch gestellten Anträgen (Tabelle 13). In Bezug auf elektronische Anträge han-
delte es sich vermutlich zu einem nicht unerheblichen Teil um Anträge über das Anfrageportal 
FragDenStaat (vgl. Kapitel 5.2.2.3.1). Anträge, die zur Niederschrift aufgegeben werden, ma-
chen nur einen verschwindend geringen Anteil aus. Im Hinblick auf mündliche oder telefoni-
sche Anträge ist darauf zu verweisen, dass diese vermutlich in weit geringerem Maße doku-
mentiert werden, als dies bei den übrigen Antragsformen der Fall ist. Im Rahmen der durch-
geführten Interviews berichteten zwei oberste Landesbehörden, dass nicht in jedem Fall 
mündliche bzw. telefonische Anträge aktenkundig geführt werden. Vor diesem Hintergrund ist 
es plausibel anzunehmen, dass die Aktenkundigkeit der mündlichen oder telefonischen An-
träge auch bei weiteren TPS nicht jederzeit erfolgt. Dabei kann jedoch nicht ausgeschlossen 
werden, dass die niedrigen Fallzahlen der mündlichen bzw. telefonischen Anträgen tatsächlich 
den geringen Antragszahlen geschuldet sind oder durch Hinweis auf allgemein zugängliche 
Informationen beantwortet wurden. Weiter kann angenommen werden, dass auch Informati-
onsanfragen, die als Anträge auf Informationszugang nach dem LTranspG gewertet werden 
könnten, nicht als solche aufgefasst und folglich nicht als solche dokumentiert werden. 
Tabelle 13: Zahl der Anträge nach Form der Antragstellung 
Wie viele Anträge sind auf welchem 
Wege eingegangen?  




Elektronisch 4.392 74% 93 
Schriftlich 951 16% 68 
Mündlich oder telefonisch 556  9% 16 
Zur Niederschrift 5 0% 3 
Summe 5.904 100% 106 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 106, Inkonsistenzen zur Gesamtzahl der eingegangenen An-
träge werden auf unvollständige Angaben zurückgeführt.  
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5.2.2.3.1 Exkurs: Anträge auf Informationszugang durch FragDenStaat 
Ein Teil der elektronischen Antragstellung ist auf das Projekt FragDenStaat der Open Know-
ledge Foundation zurückzuführen. Dieses Projekt hat zum Ziel Informationsfreiheit zu för-
dern und unterstützt dabei Antragstellende mit einem Online-Tool, um Anfragen einfacher 
stellen zu können. Über das Online-Tool wird der Prozess der Antragstellung wie auch die 
Antworten der TPS dokumentiert und in der Regel unmittelbar auf der dortigen Plattform 
veröffentlicht. Eine Anfrage bei der Open Knowledge Foundation ergab, dass im Erhebungs-
zeitraum von 2016 bis 2019 für Rheinland-Pfalz insgesamt 1.252 Informationsfreiheitsanfra-
gen verzeichnet wurden (Tabelle 14). Da über das Online-Tool Anfragen zum Teil gleichzei-
tig unter Verweis auf mehrere Gesetzesgrundlagen gestellt werden, konnte nicht ermittelt 
werden, wie viele Anfragen nach dem LTranspG bearbeitet wurden und wie viele nach Ver-
braucherinformationsgesetz bearbeitet wurden. Der Grund hierfür besteht darin, dass die 
TPS in diesen Fällen zunächst prüfen muss, nach welcher Rechtsgrundlage die Anfrage zu 
bearbeiten ist, wobei das Prüfergebnis von FragDenStaat nicht gesondert erfasst wurde. 
Soweit Anfragen über FragDenStaat dem LfDI bekannt wurden, handelte es sich nach Aus-
kunft der Stelle des LfDI in den meisten Fällen um Anfragen nach dem LTranspG. Eine 
Ausnahme hiervon bildete das Jahr 2019, da in diesem Jahr die Informationskampagne 
„Aktion Topf Secret“ gestartet wurde. Bei der Kampagne wurde dazu aufgerufen, Anfragen 
zu den Ergebnissen von Hygienekontrollen der Lebensmittelkontrollbehörden zu stellen. So-
mit ist davon auszugehen, dass ein Großteil des Anstiegs von Anfragen aus dem Jahr 2019 
darauf zurückzuführen ist. Diese fielen unter das Verbraucherinformationsgesetz.  













Anmerkung: Die Antragszahlen bezogen sich sowohl auf Anträge nach dem LTranspG als 
auch nach dem Verbraucherinformationsgesetz. Nach welcher Rechtsgrundlage die Anträge 
bearbeitet und folglich von den TPS verzeichnet wurden, ließ sich nicht ermitteln. 
 
Von Seiten der obersten Landesbehörden wurde von Problemen im Umgang mit Anträgen 
über FragDenStaat berichtet. Die überwiegende Mehrheit der obersten Landesbehörden 
verzeichnet gleichzeitig mit dem Anstieg an Anträgen, die über das Projekt FragDenStaat 
eingingen, auch einen Anstieg der nicht erkennbaren Identitäten der Antragstellerinnen und 
Antragsteller, da bei FragDenStaat auch unter Verwendung von Pseudonymen Anträge ge-
stellt werden können. Es wurde hierbei der Verdacht geäußert, dass möglicherweise ge-
fälschte Identitäten generiert werden, mit denen ein Antrag gestellt werde. Hier werde jedoch 
gezielt nach der Identität bei den Antragstellenden nachgefragt, um die Identität zu erkennen 
und den Verdacht auszuräumen. 
 
5.2.2.4 Informationskategorien von Anträgen auf Informationszugang  
Eine genaue Darstellung, wie viele Anträge zu welchem Thema gestellt wurden, ließ sich im 
Rahmen der Erhebung nicht bewerkstelligen, da dies von den TPS erfordert hätte, dass jeder 
Antrag nach den angeführten 22 Informationskategorien nachträglich kategorisiert würde. Um 
den TPS diesen Aufwand zu ersparen und dennoch einen thematischen Überblick zu erhalten, 
wurden die TPS nach den 5 häufigsten Themen gefragt. Zur Einordnung der Themen wurden 
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die auf der TPP vorgegebenen Informationskategorien verwendet, um die Themen einheitlich 
mit den Veröffentlichungen zu erfassen.  
Abbildung 10: Häufigste Informationskategorien bei Anträgen (Rangpunkte, ungewichtet) 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 101 
Um die Nennungen der Themen vergleichbar zu machen, wurden Rangpunkte vergeben. Für 
die häufigste Informationskategorie einer TPS wurden 5 Punkte vergeben, für die zweithäu-
figste Informationskategorie wurden 4 Punkte und der fünfthäufigsten Kategorie wurde 1 Punkt 
zugeordnet. Danach wurden die Punkte für jede Informationskategorie summiert und die In-
formationskategorien absteigend nach Punkten sortiert. Die kleinste erreichbare Zahl von 
Rangpunkten liegt bei 0 Rangpunkten, wenn keine TPS eine entsprechende Informationska-
tegorie als eine der 5 häufigsten Informationskategorien angegeben hatte. Dies ist etwa bei 
dem Thema „Ehrenamt“ der Fall. Die höchste (theoretisch) erreichbare Zahl an Rangpunkten 
für eine Informationskategorie liegt bei 505 Rangpunkten, da 101 TPS zu der Frage Angaben 
machten und 5 Punkte für die häufigste Informationskategorie einer TPS zugeordnet werden.39  
                                               
39 Die gleiche Zahl an Rangpunkten kann auf verschiedene Weise erreicht werden. So könnten 100 
Punkte erreicht werden, indem 20 TPS eine Informationskategorie als die häufigste Kategorie angeben. 
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Abbildung 10 zeigt das Ergebnis der so erstellten Rangfolge. Dabei wird berücksichtigt, welche 
Themen über die Gesamtheit der TPS am häufigsten vorkommen. Am häufigsten wurde die 
Informationskategorie „Öffentliche Verwaltung, Haushalt & Steuern“ mit 207 Punkten genannt. 
Darauf folgte die Kategorie „Bauen und Wohnen“ mit 106 Punkten, danach „Umweltinformati-
onen“ mit 77 Punkten, „Gesetze und Justiz“ mit 75 Punkten und „Infrastruktur“ mit 62 Punkten. 
Kaum genannt werden dagegen „Europa & Außenbeziehungen“, „Geografie, Geologie und 
Geodaten“, oder „Verbraucherschutz“.  
Um einen besseren Überblick darüber zu erhalten, was die häufigsten Informationskategorien 
über alle Anträge waren, wurde die angegebene Rangfolge zusätzlich mit der Zahl der Anträge 
gewichtet. Dazu wurden die Rangpunkte mit der Zahl der eingegangenen Anträge multipliziert. 
Daraus ergibt sich eine Rangfolge von einem Wert von 0 bis zu einem Maximum von 5 Rang-
punkten multipliziert mit der Zahl der TPS und der Zahl der Anträge der jeweiligen TPS. Ange-
sichts der hohen Zahl von Anträgen und der spezifischen Konstellation der Fälle bei den SGD 
wurden diese nicht für die Abbildung berücksichtigt.  
Abbildung 11 zeigt, welches die häufigsten Informationskategorien waren. Dabei zeigte sich, 
dass auch unter Berücksichtigung der Anzahl auf Informationskategorien die häufigste Kate-
gorie „Öffentliche Verwaltung, Haushalt & Steuern“ war, die zweithäufigste Kategorie war 
ebenfalls „Bauen & Wohnen“, die dritthäufigste Kategorie war dagegen abweichend „Transport 
& Verkehr“, die vierthäufigste Kategorie war „Umweltinformationen“ und die fünfthäufigste Ka-
tegorie war „Natur & Umwelt“.  
                                               
Alternativ könnten 100 Punkte auch erreicht werden, indem 10 TPS eine Informationskategorie als am 
häufigsten benennen, 12 TPS eine Informationskategorie am zweithäufigsten nennen und 2 TPS eine 
Informationskategorie am dritthäufigsten nennen.  
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Abbildung 11: Häufigste Informationskategorien bei Anträgen (Rangpunkte, gewichtet)40 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 101, Fallzahl (Anträge) = 5.897 
5.2.2.5 Bezugspunkte von Anträgen  
Die Anträge auf Informationszugang bezogen sich in rund 14 Prozent der Anträge auf Verwal-
tungsverfahren oder -vorgänge (Tabelle 15), davon in 7 Prozent auf laufende und in 7 Prozent 
auf abgeschlossene Verfahren/Vorgänge. In 1 Prozent der Fälle bezogen sich die Anträge auf 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, in 2 Prozent der Fälle auf Beschlüsse von Gremien. Die 
weit überwiegende Mehrzahl der Fälle von 83 Prozent bezog sich auf andere als die genann-
ten Bezugspunkte.  
  
                                               
40 Bei der Darstellung wurden die beiden SGD nicht berücksichtigt, da diese angesichts der spezifischen 
Fallkonstellation die Abbildung dominieren würden. Die 5 häufigsten Informationskategorien der SGD 
sind in absteigender Reihenfolge Umweltinformationen, Natur und Umwelt, Energie und Klima, Wirt-
schaft und Arbeit sowie Bauen und Wohnen.  
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Oberste Landesbehörde 58 82 20 10 179 
Obere Landesbehörde 163 140 7 11 4.382 
Untere Landesbehörde 4 2 6 1 69 
Kreisfreie Stadt 34 14 7 3 28 
Landkreis 70 78 11 4 112 
Große kreisangehörige Stadt 18 25 1 7 13 
Verbandsgemeinde 85 58 10 64 56 
Verbandsfreie Stadt/Ge-
meinde 
1 1 2 0 4 
Eigenbetriebe, Landesbe-
triebe und Unternehmen mit 
Landesbeteiligung 
2 6 0 0 14 
Gericht 1 1 0 0 4 
Öffentlich bestellte/r Vermes-
sungsingenieur/in 
1 0 0 0 0 
Sonstige 0 1 2 0 21 
Keine Angabe 0 0 0 0 0 
Summe (Anträge) 437 425 66 100 4.882 
Fallzahl (TPS) 91 79 63 69 87 
Anmerkung: Fragestellung „Bitte geben Sie an, worauf sich die Anträge auf Informationszugang 
bezogen.“ 
5.2.2.6 Antragstellende 
Aus Abbildung 12 geht hervor, dass es sich mit 59 Prozent aller Antragstellenden bei der über-
wiegenden Mehrheit um Privatpersonen mit persönlichem Interesse handelte. Darauf folgten 
mit deutlichem Abstand Antragstellende aus dem wirtschaftlichen Bereich mit 19 Prozent. Mit 
6 Prozent waren Interessenvertreterinnen und -vertreter die dritthäufigste Gruppe, gefolgt von 
der öffentlichen Verwaltung mit 5 Prozent und dem Rechtsbereich mit ebenfalls 5 Prozent. 
Anfragen aus der Wissenschaft machten rund 2 Prozent der Anfragen aus. Je 1 Prozent der 
Anfragen stammte aus den Medien und der Politik. Von den TPS, die Angaben zum Hinter-
grund der Antragstellenden machten, gaben 73 Prozent an, dass diese gezählt wurden. Dies 
verdeutlicht, dass sich die Anträge mit relativ hoher Sicherheit zuordnen ließen.  
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Abbildung 12: Hintergrund der Antragstellenden 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 195, Zahl der TPS mit mindestens einem Antrag = 106.  
5.2.2.7 Formen der Antragsgewährung 
Anträge können in verschiedener Form gewährt werden. Tabelle 16 zeigte unter anderem, 
dass bei rund 59 Prozent der Anträge schriftlich Auskunft erteilt wurde. In 32 Prozent der Fälle 
wurde in elektronischer Form geantwortet. 3 Prozent der Auskunftserteilung erfolgten mündlich 
oder telefonisch, in 2 Prozent der Fälle wurde Akteneinsicht gewährt, in weiteren 2 Prozent 
der Anträge wurden Kopien ausgehändigt oder versandt. In 1 Prozent der Anträge wurde auf 
allgemein zugängliche Quellen verwiesen. In sonstiger Weise wurden Anträge in weniger als 
1 Prozent gewährt.  
Tabelle 16: Form der Antragsgewährung 
  Häufigkeit 
Fallzahl Absolut Relativ 
Auskunftserteilung (schriftlich) 3.534 61% 84 
In elektronischer Form 1.897 33% 87 
Auskunftserteilung (mündlich oder telefonisch) 140 2% 49 
Akteneinsicht 101 2% 56 
Aushändigung/Versand von Kopien 53 1% 56 
Verweis auf allgemein zugängliche Quellen 35 1% 46 
In sonstiger Weise 15 0% 41 
Summe 5.775 100% 114 
 
5.2.2.8 Drittbeteiligungsverfahren 
Wenn die Belange Dritter durch Anträge auf Informationszugang berührt werden, leitet die zu-
ständige TPS ein sogenanntes Drittbeteiligungsverfahren ein. Bei diesem können sich Dritte 
innerhalb eines Monats nach Anfrage durch die TPS zur Herausgabe der Informationen äu-
ßern. Wenn Dritte innerhalb dieser Frist nicht einwilligten, gilt die Einwilligung laut § 13 Abs. 2 
LTranspG als verweigert. Zu Drittbeteiligungsverfahren kam es bei 260 Anträgen bzw. 4,4 Pro-
zent aller gestellten Anträge (Tabelle 17). Die beteiligten Dritten willigten in 62 Prozent der 
Fälle in die Herausgabe von Informationen ein, in 27 Prozent der Fälle wurde die Einwilligung 
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verweigert, in 11 Prozent der Fälle wurde auf das Beteiligungsverfahren nicht innerhalb eines 
Monats reagiert.  
Tabelle 17: Drittbeteiligungsverfahren bei Anträgen 
 Häufigkeit 
Fallzahl Absolut Relativ 
Drittbeteiligungsverfahren 260 100% 111 
Davon Einwilligung in die Herausgabe von Infor-
mationen 
161 62% 58 
Davon Verweigerung der Einwilligung durch Dritte 72 27% 52 
Davon Verweigerung, da keine Erteilung der Ein-
willigung durch Dritte innerhalb eines Monats 
29 11% 50 
Anmerkung: Eine Inkonsistenz in Höhe von 2 Fällen verblieb. 
 
5.2.2.9 Bearbeitungsfristen und Bearbeitungsdauer von Anträgen 
Nach der Antragstellung soll der Informationszugang gemäß § 12 Abs. 3 LTranspG unverzüg-
lich erfolgen, spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags. Bei An-
trägen ist eine Fristverlängerung zulässig. Zulässige Gründe für eine Fristverlängerung sind 
Umfang und Komplexität der begehrten Informationen sowie die Beteiligung Dritter. Bei Anträ-
gen auf Umweltinformationen sind die Informationen innerhalb von 2 Monaten nach Eingang 
des Antrags zugänglich zu machen. Dabei müssen die Antragstellenden über die Fristverlän-
gerung und die Gründe hierfür informiert werden.  
Aus Tabelle 18 geht die Bearbeitungsdauer der Anträge hervor. Von den Anträgen, ohne Frist-
verlängerung wurden 11 Prozent der Anträge am gleichen Tag beantwortet, 21 Prozent der 
Anträge wurden nach mehr als einem Tag, aber binnen einer Woche beantwortet und 68 Pro-
zent wurden nach mehr als einer Woche, aber innerhalb eines Monats beantwortet.  
Tabelle 18: Bearbeitungsdauer von Anträgen  





 Häufigkeit Häufigkeit Häufigkeit  
Absolut Relativ Absolut Relativ Absolut Relativ 
Am gleichen Tag  155 3% 419 8% 574 11% 
Innerhalb einer Woche  
 
25 0% 924 21% 949 21% 
Nach mehr als einer Wo-
che, aber innerhalb eines 
Monats  
11 0% 3.698 68% 3.709 68% 
Summe  191 3% 5.041 97% 5.232 100% 
 
Tabelle 19 stellt die Anträge dar, bei denen die Monatsfrist überschritten wurde. Bei 792 An-
trägen41 bzw. 13 Prozent der erfassten Anträge wurde die Monatsfrist zur Zugänglichmachung 
                                               
41 Die Summe der Anträge mit Fristüberschreitungen bzw. Fristverlängerungen und der innerhalb eines 
Monats bearbeiteten Anträge übersteigt die Gesamtzahl der eingegangenen Anträge um 127 Anträge 
und ist auf eine Vielzahl kleinerer Diskrepanz bei Behörden einerseits sowie 2 größere Diskrepanzen 
(mehr als 20 Anträge) andererseits zurückzuführen. Kleinere Diskrepanzen sind vermutlich auf Unge-
nauigkeiten bei Schätzungen zurückzuführen, größere Diskrepanzen vermutlich auf Tippfehler.  
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von Informationen überschritten, davon in 353 Fällen aufgrund der Komplexität oder dem Um-
fang der begehrten Informationen, in 54 Fällen aufgrund der Beteiligung Dritter. In 378 Fällen 
wurden sonstige Gründe angegeben. Welche sonstigen Gründe für eine Fristüberschreitung 
verantwortlich waren, wurde nicht abgefragt. In weiteren 7 Fällen wurden keine Gründe ange-
geben.  
Von den Anträgen bei denen die Monatsfrist überschritten wurde, handelte es sich in 596 Fäl-
len um Anträge auf Umweltinformationen, wobei hier zu berücksichtigen ist, dass Umweltin-
formationen innerhalb von 2 Monaten nach Eingang des Antrags zugänglich zu machen sind 
und einer Fristverlängerung darüber hinaus nicht möglich ist. In 159 Fällen um Anträge auf 
amtliche Informationen, und in 18 Fällen um gemischte Anträge.  
Tabelle 19: Fristüberschreitungen und -verlängerungen bei Anträgen 
 
Anträge 
Überschreitung der vorgesehenen Bearbeitungsdauer von bis zu einem 
Monat 
792 
davon Fristverlängerung aufgrund von Komplexität der begehrten Infor-
mationen 
353 
davon Fristverlängerung aufgrund von Beteiligung Dritter (§ 13 Abs. 1 
bzw. § 16 Abs. 2)  
54 
 davon sonstige Gründe 378 
Fallzahl (TPS) 109 
5.2.2.10 Entgegenstehende Belange und Ablehnungsgründe 
In gleicher Weise wie bei der Erhebung der Informationskategorien wurde bei den entgegen-
stehenden Belangen und Ablehnungsgründen nach den 5 häufigsten gefragt.42 Dabei wurden 
in gleicher Weise Rangpunkte vergeben und eine Rangfolge erstellt (vgl. Kapitel 5.2.2.4). Ent-
gegenstehende Belange und Ablehnungsgründe können entweder die vollständige Ablehnung 
eines Antrags oder aber eine Einschränkung, also eine teilweise Gewährung, nach sich zie-
hen. Dabei wurde die Rangfolge sowohl gewichtet als auch ungewichtet dargestellt. Während 
die ungewichtete Darstellung zeigt, welche die häufigsten Gründe für die Mehrzahl der TPS 
sind, wurde bei der gewichteten Darstellung berücksichtigt, dass bei den TPS unterschiedlich 
viele Anträge eingehen und deshalb die Ablehnungsgründe mit der eingegangenen Zahl der 
Anträge gewichtet. Hieraus ergaben sich auch die deutlichen Unterschiede in den Rangpunk-
ten.  
Die nachfolgende Abbildung 13 zeigt die häufigsten entgegenstehenden Belange, wie sie von 
den TPS genannt wurden. Die 5 häufigsten entgegenstehenden Belange oder Ablehnungs-
gründe für die vollständige Ablehnung von Anträgen auf Informationszugang waren: 
(1) Personenbezogene Daten Dritter (§ 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 2) 
(2) Geistiges Eigentum, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse (§ 16 Abs. 1. S. 1 Nr. 1) 
(3) Identität der antragstellenden Personen nicht erkennbar (§ 11 Abs. 2 S. 1) 
(4) Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit (§ 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 3) 
(5) Unbestimmter Antrag (§ 11 Abs. 2. S. 2)  
Die 5 häufigsten Gründe für die teilweise Ablehnung von Anträgen waren:  
(1) Geistiges Eigentum, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse (§ 16 Abs. 1. S. 1 Nr. 1)  
(2) Personenbezogene Daten Dritter (§ 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 2) 
                                               
42 Ablehnungsgründe und entgegenstehende Belange wurden an dieser Stelle zusammengefasst, da 
sie aus Perspektive der Antragstellenden das gleiche Resultat nach sich ziehen.  
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(3) Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit (§ 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 3) 
(4) Elemente des behördlichen Entscheidungsprozesses (§ 15 Abs. 1 Nr. 1) 
(5) Unbestimmter Antrag (§ 11 Abs. 2. S. 2) 
Auch unter den 5 häufigsten Gründen für eine teilweise Ablehnung fanden sich der Schutz von 
personenbezogenen oder von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen und geistigem Eigentum 
wieder. 
Mit Blick auf die nach der Zahl der Anträge gewichtete Rangfolge zeigte sich ein ähnliches 
Bild. Abbildung 14 stellte die gewichtete Rangfolge der entgegenstehenden Belange und Ab-
lehnungsgründe unterteilt nach teilweiser Ablehnung und vollständiger Ablehnung von Anträ-
gen dar. Bei vollständiger Ablehnung waren die 5 häufigsten entgegenstehenden Belange 
bzw. Ablehnungsgründe ähnlich ausgeprägt, wie in der ungewichteten Rangfolge. Die beiden 
ersten entgegenstehenden Belange waren dieselben und haben nur die Position getauscht. 
Abweichend davon fanden sich an dritter Stelle nachteilige Auswirkungen auf das Staatswohl 
(§ 14 Abs. 1 S. 2 Nr.1), an vierter Stelle stand die Identität der antragstellenden Personen (§ 
11 Abs. 2 S. 1) und an fünfter Stelle nachteilige Auswirkungen auf strafrechtliche und andere 
Verfahren (§ 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 2).  
Für teilweise abgelehnte (bzw. teilweise gewährte) Anträge waren die 5 häufigsten Gründe für 
die Einschränkung:  
(1) Geistiges Eigentum, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse (§ 16 Abs. 1. S. 1 Nr. 1)  
(2) Personenbezogene Daten Dritter (§ 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 2) 
(3) Nachteilige Auswirkungen auf das Staatswohl (§ 14 Abs. 1 S. 2 Nr.1) 
(4) Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung (§14 Abs. 1 S. 1) 
(5) Identität der antragstellenden Personen nicht erkennbar (§ 11 Abs. 2 S. 1)  
Insgesamt zeigte sich, dass die häufigsten entgegenstehenden Belange und Ablehnungs-
gründe der Schutz von personenbezogenen Daten und von geistigem Eigentum sowie Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnissen waren. Darauf folgten Erwägungen zum Schutz der Ver-
waltung, des Staatswohls, der öffentlichen Sicherheit und von rechtlichen Verfahren. Schließ-
lich wurden auch prozedurale Ablehnungsgründe aufgeführt, wie die nicht erkennbare Identität 
der antragstellenden Person oder die Unbestimmtheit des Antrages.  
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Abbildung 13: Häufigste entgegenstehende Belange und Ablehnungsgründe bei Anträgen 
(Rangpunkte, ungewichtet) 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS, teilw, Ablehnung) = 56, Fallzahl (TPS, vollst. Ablehnung) = 41 
   
  
78 
Abbildung 14: Häufigste entgegenstehende Belange und Ablehnungsgründe bei Anträgen 
(Rangpunkte, gewichtet) 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS, teilweise Ablehnung) = 56, Fallzahl (teilweise abgelehnte Anträge) 
= 285, Fallzahl (TPS, vollständige Ablehnung) = 41, Fallzahl (vollständig abgelehnte Anträge) = 
320. 
 




5.2.2.11 Umgang mit Anträgen ohne erkennbare Identität  
Gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 LTranspG müssen Anträge die Identität des oder der Antragstellenden 
erkennen lassen. Anträge ohne erkennbare Identität des oder der Antragstellenden müssen 
nicht bearbeitet werden. Aus der zugehörigen Verwaltungsvorschrift VV-LTranspG geht aus 
Nr. 11.2.1 darüber hinaus hervor, dass die TPS darauf hinweisen soll, dass Anträge ohne 
erkennbare Identität nicht bearbeitet werden. Verpflichtet ist die TPS dazu jedoch nicht. Im 
Evaluationszeitraum gingen insgesamt 268 Anträge bei den untersuchten TPS ein, bei denen 
die Identität nicht erkennbar war. Diese verteilten sich auf 25 TPS. Von diesen TPS wurde 
dabei unterschiedlich mit den Anträgen umgegangen, was nicht zuletzt auch von den Fallkons-
tellationen abhing. Dabei konnte eine TPS mehrere Formen der Handhabung von Anträgen 
angeben. 18 TPS gaben an, den Antragstellenden auf das Erfordernis einer erkennbaren Iden-
tität hinzuweisen. Wenn sich der Antragsteller daraufhin zurückmeldete, wurde der Antrag be-
arbeitet. 16 TPS gaben auch an, dass sich die Antragstellenden in einem oder mehreren Fällen 
nach Hinweis auf das Identitätserfordernis nicht mehr äußerten. 8 TPS bearbeiteten auch An-
träge ohne erkennbare Identität. 13 TPS gaben an, Anträge ohne erkennbare Identität nicht 
zu bearbeiten und die Antragstellenden auch nicht auf die nicht erkennbare Identität hinzuwei-
sen. Aus welchen Gründen der Hinweis auf nicht erkennbare Identität in dieser Fallkonstella-
tion nicht erfolgte, wurde im Rahmen der quantitativen Erhebung nicht erfasst.  
5.2.2.12 Missbräuchliche Anträge  
Von Seiten des LfDI, der obersten Landesbehörden und den kommunalen Spitzenverbänden 
wurde thematisiert, dass bisweilen missbräuchliche Anträge gestellt werden. Um einen Über-
blick über die jeweiligen Größenordnungen der Problemkonstellationen zu erhalten, wurden 
diese in die empirische Erhebung bei den TPS aufgenommen.  
5.2.2.12.1 Als offensichtlich missbräuchlich abgelehnte Anträge 
Im Rahmen der Konzeption der Befragung TPS wurde dem Evaluationsteam mitgeteilt, dass 
Interesse daran besteht, wie oft Anträge nach § 14 Abs. 1 Nr. 12 LTranspG als offensichtlich 
missbräuchlich abgelehnt wurde. Hintergrund war nach Auskunft des LfDI, dass eine offen-
sichtliche Missbräuchlichkeit zwar vermutet, nicht aber nachgewiesen werden könne. Die Be-
fragung ergab, dass lediglich 2 Anträge als offensichtlich missbräuchlich abgelehnt wurden. 
Bei einem der Anträge wurden Gründe angegeben: Demnach sei der Antrag im Rahmen einer 
Vielzahl gleichartiger Anfragen auf verworrene Weise und ohne konkreten Bezug zur TPS ge-
stellt worden.  
5.2.2.12.2 Als missbräuchlich wahrgenommene Anträge 
Darüber hinaus wurde gefragt, wie viele Anträge als missbräuchlich wahrgenommen wurden, 
aber nicht als offensichtlich missbräuchlich zurückgewiesen werden konnten. Dabei wurden 
insgesamt 52 Anträge (1 Prozent der eingegangenen Anträge) als missbräuchlich wahrge-
nommen und konnten nicht als solche zurückgewiesen werden. Diese verteilten sich auf 2 
Verbandsgemeinden, 2 Landkreise, 1 kreisangehörige Stadt sowie eine sonstige TPS. Davon 
entfielen 45 Anträge auf 2 Verbandsgemeinden, wovon bei einer Verbandsgemeinde 20 An-
träge eingingen, die zugleich auch als klar beleidigend aufgefasst wurden.  
Als Gründe für missbräuchlich wahrgenommene Anträge, die nicht aufgrund der offensichtli-
chen Missbräuchlichkeit abgelehnt werden konnten, wurde angegeben:  
 Objektiv kein Interesse der antragstellenden Person  
   
  
80 
 Anfrage ohne Bezug zu Landkreis oder Bundesland und Antragstellung in identischer 
Weise bei anderen Landkreisen 
 Offensichtliche Verwendung der erlangten Information zum Schaden der Gemeinde 
 Mehrfache Anfrage der gleichen Information 
 Anfragen mit dem Ziel Personalressourcen zu binden und „die Verwaltung vorzuführen“ 
aufgrund eines „persönlichen Rachefeldzuges“ 
 Häufigkeit der Anfragen von Einzelpersonen  
 Eigeninteresse an personengeschützten Eigentumsangaben im Bereich von Grund-
stücksgeschäften.  
Durchschnittlich lag der Arbeitsaufwand für als missbräuchlich wahrgenommene Anträge bei 
3,0 Stunden und damit nahe dem durchschnittlichen Bearbeitungsaufwand eines regulären 
Antrages von 3,1 Stunden.  
5.2.2.12.3 Als klar beleidigend eingeschätzte Anträge 
Insgesamt wurden 24 Anträge (0,4 Prozent der eingegangenen Anträge) als beleidigend ein-
geschätzt, die auf 3 TPS entfielen. Dabei entfiel ein Antrag auf eine Verbandsgemeinde, 3 
Anträge entfielen auf eine oberste Landesbehörde und 20 Anträge auf eine weitere Verbands-
gemeinde. Die Anträge wurden sachlich beantwortet. In einem Fall wurde eine beleidigende 
Anfrage über FragDenStaat gestellt, worauf die betroffene TPS die Plattform kontaktierte und 
der Antrag von der Plattform gelöscht wurde. Wie dieser Antrag beschieden wurde, wurde 
nicht dargelegt.  
5.2.2.12.4 Nicht vom Gesetz abgedeckte Anträge  
Aus der Praxis wurde dem Evaluationsteam berichtet, dass Antragstellende sich in einigen 
Fällen auf das LTranspG berufen, dabei aber Informationen (bspw. eine Rechtsberatung) ein-
holen möchten, die aber nicht vom Gesetz abgedeckt wird. Insgesamt wurde von den TPS von 
153 Fällen (2,5 Prozent der eingegangenen Anträge) berichtet. Eine Aufschlüsselung nach Art 
der TPS findet sich im Anhang (Tabelle 49). 
5.2.2.13 Reaktion der Antragstellenden auf Ablehnungen, Reaktionen von Dritten und 
die Erhebung von Kosten 
Im Rahmen des Antragsverfahrens steht es den Antragstellenden offen, gegen Ablehnungen 
oder die Erhebung von Kosten Widerspruch einzulegen und ggf. zu klagen. Darüber hinaus 
können Antragstellende auch zunächst den LfDI anrufen. Diese Möglichkeiten bestehen eben-
falls für Dritte, die im Rahmen des Antragsverfahrens beteiligt werden, da Sie durch die Her-
ausgabe von Informationen betroffen wären.  
Insgesamt haben 80 der befragten TPS Angaben zu Reaktionen von Antragstellenden oder 
Dritten gemacht. Tabelle 20 gibt einen Überblick über die verschiedenen Reaktionen. Der LfDI 
wurde dabei in 86 Fällen von 5.897 erfassten Anträgen (1,5 Prozent) angerufen, zu einem 
Widerspruchsverfahren kam es in 69 Fällen, zu einem Klageverfahren in 15 Fällen und zu 
sonstigen Reaktionen in 7 Fällen.  
In Reaktion auf Ablehnungen eines Antrags auf Informationszugangs wurde in 67 Fällen der 
LfDI angerufen, dabei entfielen 44 Fälle auf Verbandsgemeinden. In 42 Fällen kam es nach 
abgelehnten Anträgen zu einem Widerspruchsverfahren, in 10 Fällen kam es zu einem Klage-
verfahren und in 4 Fällen zu sonstigen Reaktionen.  
Von Seiten Dritter wurde im Zuge des Antragsverfahrens in 16 Fällen der LfDI angerufen, in 
12 Fällen kam es zu einem Widerspruchsverfahren, in einem Fall zu einem Klageverfahren 
und in 1 weiteren Fall zu sonstigen Reaktionen.  
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In Reaktion auf die Erhebung von Kosten (Gebühren und Auslagen) wurde der LfDI in 3 
Fällen angerufen, Widerspruch wurde in 15 Fällen eingelegt, zu einer Klage kam es in 4 Fällen, 
2 sonstige Reaktionen sind zu verzeichnen.  
 
Tabelle 20: Reaktionen im Antragsverfahren 
 
Ablehnung Dritte Kosten Zeilen-
summe 
Anrufung des LfDI 67 16 3 86 
Widerspruchsverfahren 42 12 15 69 
Klageverfahren 10 1 4 15 
Sonstiges 4 1 2 7 
Spaltensumme 123 30 24 177 
 
5.3 Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Der amtierende LfDI ist derzeit Herr Prof. Dr. Kugelmann. Für den Bereich der Informations-
freiheit waren bei der Stelle des LfDI im Jahr 2016 2 Personalstellen (im Sinne von VZÄ) vor-
gesehen, davon eine Person aus dem vierten Einstiegsamt sowie ein Sachbearbeiter des drit-
ten Einstiegsamtes. Mit Aufkommen der europäischen Datenschutzgrundverordnung wurde 
etwa eine 0,5 VZÄ zum Bereich Datenschutz verschoben.  
Die Aufgaben des LfDI umfassen verschiedene Bereiche, zu diesen gehören: Information, Be-
ratung, Aufsicht, Kontrolle und Förderung im Kontext von Transparenz und Offenheit.  
Im Rahmen der Beratungstätigkeit sorgt der LfDI für Interessenausgleich zwischen TPS und 
Personen, die Anträge auf Informationszugang gestellt haben. Der LfDI berät dabei Bürgerin-
nen und Bürger ebenso wie TPS, aber gelegentlich auch Interessengruppen wie z. B. Umwelt-
verbände sowie Printmedien. Dabei gibt er bspw. rechtliche Hinweise an die TPS, wie mit 
Anfragen umzugehen ist. Die Beratungstätigkeit des LfDI hat im Lauf der Erhebung zugenom-
men. So ist die Zahl der schriftlichen Beschwerden von 104 im Jahr 2016 auf 190 im Jahr 2019 
stetig gestiegen (Tabelle 21). Die Zahl der telefonischen Anfragen oder Beratungen wurde 
zwar nicht dokumentiert, habe aber im Lauf des Erhebungszeitraums ebenfalls zugenommen; 
zu Beginn des Jahres handelte es sich um etwa 25 bis 30 telefonische Anfragen oder Bera-
tungen pro Monat.  
Tabelle 21: Aufkommen an schriftliche Beratungen durch den LfDI 






Während in den ersten Jahren nach Einführung des Gesetzes vor allem Bürgerinnen und Bür-
ger an den LfDI herantraten, wurden in der jüngeren Vergangenheit etwa die Hälfte der Bera-
tungen von TPS in Anspruch genommen bzw. angestoßen. Als Grund für die Zunahme der 
Anfragen aus der Verwaltung wurde die Vermutung geäußert, dass im Laufe der Zeit bei immer 
mehr TPS Anträge auf Informationszugang gestellt werden. Zudem sei durch die Datenschutz-
grundverordnung das Bewusstsein für den Datenschutz bei den TPS gestiegen. Thematische 
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Schwerpunkte zeigten sich vor allem bei der kommunalen Ebene und umfassten Windkraftan-
lagen, Straßen, Abgaben, Planungsverfahren und Ratssitzungen.  
Zur Information über das LTranspG und die Informationsfreiheit in Rheinland-Pfalz informiert 
der LfDI auf verschiedene Weise. Im Abstand von 2 Jahren veröffentlicht der LfDI Tätigkeits-
berichte zur Informationsfreiheit, die auch in der Plenardebatte des Landtags erörtert werden. 
Darüber hinaus informiert der LfDI im Rahmen einer Jahrespressekonferenz über den Stand 
der Informationsfreiheit. Zudem informiert der LfDI im Rahmen eines Newsletters zu Daten-
schutz und Informationsfreiheit regelmäßig über aktuelle Entwicklungen. Zur weiteren Infor-
mation findet sich auf der Webseite des LfDI (datenschutz.rlp.de) ein Informationsangebot, 
darunter auch eine Rubrik mit Antworten auf häufige Fragen („FAQ“). 
Flankierend zu informierenden und beratenden Tätigkeiten führte der LfDI auch Informations-
veranstaltungen, Workshops und Schulungen für Bürgerinnen und Bürger, Interessengruppen, 
Medienvertreterinnen und Medienvertreter sowie TPS durch. In Bezug auf die Verwaltung kon-
zentrierten sich diese auf die Anfangszeit nach Einführung des Gesetzes, um die damit ver-
bundene Unsicherheit zu reduzieren.  
Zur Förderung des Vollzugs des LTranspG nach einheitlichen Grundsätzen trägt der LfDI im 
Rahmen seiner Beratungs- und Informationstätigkeit bei. Weiter ist die Beteiligung bei der Ge-
nese der Verwaltungsvorschrift zum LTranspG zu nennen. In strategischer Hinsicht wirkt der 
LfDI in der Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten und begleitet aktuelle Entwicklun-
gen.  
5.3.1.1 Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen des LTranspG 
Der LfDI hat für die Einhaltung der Bestimmungen des Gesetzes Sorge zu tragen und die 
Einhaltung des Gesetzes zu kontrollieren (§ 19 Abs. 1 S. 1 LTranspG). Dazu steht ihm als 
Sanktionsmöglichkeit die Beanstandung der Nichteinhaltung zur Verfügung (§ 19a LTranspG). 
Dabei fordert der LfDI die TPS im Rahmen seiner Kontrolltätigkeit bei Feststellung eines Ver-
stoßes gegen die Bestimmungen des LTranspG zur Stellungnahme innerhalb angemessener 
Frist auf. Von einer Aufforderung zur Stellungnahme kann er absehen, wenn es sich um uner-
hebliche oder bereits beseitigte Mängel handelt. Die Stellungnahme der TPS hat dabei auch 
eine Darstellung von Maßnahmen zu enthalten, die aufgrund der Beanstandung getroffen wur-
den. Bei einer Aufforderung zur Stellungnahme wird die Aufsichtsbehörde ebenfalls in Kennt-
nis gesetzt. Bleiben die Vorschläge des LfDI unbeachtet, kann dieser die Landesregierung und 
den Landtag verständigen (§ 19a Abs. 4 LTranspG).  
Bei der Beanstandung handelt es sich um die stärkste Sanktionsmaßnahme, mit Ausnahme 
der Verständigung des Landtags, die dem LfDI zur Verfügung steht. Aus diesem Grund wird 
die Beanstandung vergleichsweise restriktiv gehandhabt und Fristsetzungen und Androhun-
gen einer formellen Beanstandung angewandt. Seit Inkrafttreten des Gesetzes kam es bis 
Ende 2019 zu insgesamt 3 Beanstandungen.  
Im Rahmen seiner Kontrolltätigkeit wird der LfDI nur nach Anrufung tätig. Für nicht anlassbe-
zogene turnusmäßige Prüfungen fehlten die Personalkapazitäten. Es ist nicht vorgesehen, 
dass aufsichtführende Behörden den LfDI informieren, sofern diese Verstöße feststellen.  
Unter den Personen und Personengruppen, die sich in ihrem Recht auf Informationszugang 
verletzt sehen, finden sich Privatpersonen, aber auch Bürgerinitiationen, Medienvertreterinnen 
und -vertreter sowie Rechtsanwältinnen und -anwälte. In selteneren Fällen wird der LfDI auch 
von Personen angerufen, die den Schutz ihrer Daten verletzt sahen oder befürchteten. Dabei 
handelte es sich oftmals um Personen oder Unternehmen, die im Rahmen von Drittbeteili-
gungsverfahren um die Einwilligung in die Informationsherausgabe gebeten wurden.  
   
  
83 
5.4 Problemfelder beim Gesetzesvollzug 
Im Rahmen des Gesetzesvollzugs wurden einige Problemfelder offenbar, die nachfolgend dar-
gestellt werden.  
5.4.1 Missbräuchliche gestellte Anträge sowie besonders aufwändige Anträge  
Vom LfDI wurden im Rahmen der geführten Interviews einige Problemfelder identifiziert. In 
seltenen Fällen würden Anträge auf Informationszugang dazu genutzt, bei den TPS Aufwand 
zu erzeugen, ohne dass ein Informationsinteresse bestehe. Mit geringem eigenem Aufwand 
könnten Antragstellende auf diese Weise erhebliche behördliche Aufwände erzeugen. Der für 
einen solchen Fall entgegenstehende Belang (§ 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 12), wonach offensichtlich 
missbräuchlich gestellte Anträge abgelehnt werden könnten, sei praktisch nicht anwendbar. 
Auch eine große Zahl an Anträgen von Einzelpersonen sei gemäß gerichtlicher Entscheidung 
kein Indiz für missbräuchliche Antragstellung. Missbräuchliche Anträge schmälerten die Ak-
zeptanz bei den TPS und übertrügen sich auf die Einstellungen gegenüber dem Gesetz ins-
gesamt (vgl. Kapitel 5.2.2.12). Auch der Gemeinde- und Städtebund und der Landkreistag 
kritisierten den Missbrauchstatbestand als zu wenig konkret. 
Anders gelagert, aber ebenfalls problematisch wären Fälle, die Großverfahren nach sich zö-
gen; als Beispiel wurde eine Anfrage genannt, bei der Bergbauakten der vergangenen 500 
Jahre beantragt wurden. Angesichts der Deckelung der Gebührenhöhe nach dem Allgemeinen 
Gebührenverzeichnis sei dies aktuell schwierig zu handhaben für TPS (vgl. auch Kapitel 
5.2.2.12).  
5.4.2 Angrenzende Rechtsgebiete  
Von den obersten Landesbehörden wurde auf Probleme bezüglich sich berührender Rechts-
gebiete hingewiesen. Demnach eröffneten sowohl das LTranspG als auch das Landesmedien-
recht einen Informationsanspruch. So besteht nach Landesmedienrecht der Anspruch auf 
Fremdauskunft, nach dem LTranspG hingegen der Anspruch auf Selbstauskunft. Die obersten 
Landesbehörden berichteten, dass sich Journalistinnen und Journalisten teilweise auf beides 
beriefen, in der Hoffnung weiterführende Auskünfte nach dem LTranspG zu erhalten. Neben 
den journalistischen Anfragen grenzen auch Anfragen aus dem politischen Bereich an das 
Rechtsgebiet des LTranspG an. Das LTranspG, das parlamentarische Auskunftsrecht und das 
Landesmedienrecht stünden zum Teil in Konflikt zueinander bzw. das LTranspG sei zum Teil 
weiter gefasst als die anderen beiden Rechtsgebiete. Dies beträfe insbesondere die Heraus-
gabe von Dokumenten im Original. 
5.4.3 Zuständigkeitsprobleme  
Von den obersten Landesbehörden wurde im Hinblick auf die Koordinierung bzw. Zentralisie-
rung von Anfragen auf Informationszugang von Zuständigkeitsproblemen berichtet. Das 
LTranspG bezieht sich auf die Behörde, der die angeforderten Informationen vorliegen. Da-
hingehend ist eine Behörde auch dann zur Auskunftsgewährung verpflichtet, wenn es sich um 
Informationen handelt, deren Urheber eine andere Behörde ist. Dies könnte bspw. der Fall 
sein, wenn eine gleichlautende Anfrage zu Informationen an alle Ministerien gestellt wird. Die 
Folge hierbei wäre, dass jedes Ministerium eigenständig prüfen muss und nicht auf ein ande-
res Ministerium zur Koordination verweisen darf. Hier würden Koordinationsmöglichkeiten 
bzw. Möglichkeiten zur Zentralisierung Optimierungspotential ermöglichen und wurden von ei-
nigen Ministerien als wünschenswert angeführt.  
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6 Auswirkungen auf die transparenzpflichtigen Stellen 
Die Bestimmungen des LTranspG wirken sich in verschiedener Weise auf die TPS aus. Die 
Wirkungen wurden im Rahmen der Evaluierung in organisatorischer, personeller und finanzi-
eller Hinsicht erhoben. Nachfolgend werden die Auswirkungen in der genannten Reihenfolge 
dargestellt und diskutiert.  
6.1 Organisatorische Auswirkungen  
Um neue Gesetze und Verordnungen, die die Verwaltung betreffen, auch in der Praxis zu 
verankern, bedarf es mitunter Anpassungen der Verwaltung an die neue Rechtslage. Deshalb 
wurden im Rahmen der Erhebung bei den TPS abgefragt, welche organisatorischen Änderun-
gen in den TPS vorgenommen wurden, ob und wie Beschäftigte geschult wurden sowie ob 
und welche internen Dokumente zum Vollzug des LTranspG vorlagen.  
Insgesamt nahmen 83 von 195 TPS organisatorische Änderungen in der einen oder anderen 
Form vor. Aus Abbildung 15 geht hervor, zu welchen organisatorischen Änderungen es bei 
den TPS mit Einführung des LTranspG kam und in welchem Umfang diese vorkamen. Am 
häufigsten kam es zur Einrichtung von beauftragten Stellen (36 TPS), gefolgt von Änderungen 
bei den Arbeitsabläufen und -prozessen (34 TPS) sowie Änderungen von Zuständigkeiten (34 
TPS). Technologische Veränderungen kamen dagegen nur bei 7 TPS vor. In 5 Fällen kam es 
zu Veränderungen bei der Qualitätssicherung, in 3 Fällen wurden beauftragte Abteilungen ein-
gerichtet. Zu sonstigen Änderungen kam es bei 10 TPS.  
Abbildung 15: Organisatorische Änderungen bei den TPS 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 83  
Dabei entfielen auf 9 von 10 obersten Landesbehörden 22 Änderungen, vor allem im Bereich 
der Arbeitsabläufe (7 von 10), im technischen Bereich (5 von 10). In einigen Fällen kam es 
auch zu Änderungen von Zuständigkeiten, der Einrichtung beauftragter Stellen oder Verände-
rungen im Bereich der Qualitätssicherung (jeweils 3 von 10) (Tabelle 41 im Anhang).  
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Organisatorische Änderungen der einen oder anderen Form gaben 11 von 18 obere Landes-
behörden an. Dabei kam es in 7 Behörden zur Änderung von Zuständigkeiten, in 6 Behörden 
wurden Arbeitsabläufe geändert, in 5 Fällen wurden beauftragte Stellen eingerichtet, in 1 Be-
hörde wurden technische Änderungen vorgenommen und schließlich wurden 2 sonstige Än-
derungen durchgeführt.  
Bei 7 von 20 unteren Landesbehörden kam es zu organisatorischen Änderungen, dabei in 4 
Fällen zur Änderung von Zuständigkeiten, in 3 Behörden wurde eine beauftragte Stelle einge-
richtet, in ebenfalls 3 Behörden wurden Arbeitsabläufe verändert, in 1 Behörde wurden beauf-
tragte Abteilungen eingerichtet, in 1 Behörde kam es zu sonstigen Änderungen.  
Bei den Kommunen kam es ebenfalls zu organisatorischen Änderungen, wenngleich in klei-
nerem Ausmaß. Bei den Verbandsgemeinden verzeichneten 27 von 49 Gemeinden eine oder 
mehrere organisatorische Änderungen. Dabei kam es in 9 Gemeinden zur Einrichtung von 
beauftragten Stellen, in weiteren 9 zur Veränderung von Arbeitsabläufen, in 6 Fällen änderte 
sich die Zuständigkeit und in 3 Fällen kam es zu sonstigen Änderungen. Bei den Landkreisen 
kam es bei 7 von 12 zu Änderungen, dabei in 6 Fällen zur Einrichtung beauftragter Stellen, in 
4 Fällen zur Änderung von Zuständigkeiten und in je 1 Fall zu veränderten Arbeitsabläufen 
und Änderungen bei der Qualitätssicherung. Kreisfreie Städte hatten in 6 von 7 Fällen Ände-
rungen zu vermerken, dabei in 4 Fällen im Bereich der Arbeitsabläufe und in je 1 Fall bei 
Zuständigkeiten, der Einrichtung von beauftragten Stellen sowie der Einrichtung von beauf-
tragten Abteilungen. Verbandsfreie Städte und Gemeinden und große kreisangehörige Städte 
hatten dagegen nur wenige Änderungen zu berichten.  
Auch im Bereich von Eigenbetrieben, Landesbetrieben und Unternehmen mit Landesbeteili-
gung, Gerichten, öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen bzw. -ingenieuren und 
sonstigen TPS waren wenige organisatorische Änderungen zu verzeichnen. Insgesamt zeigt 
sich, dass die meisten Änderungen im Bereich der obersten und oberen Landesbehörden 
durchgeführt wurden, aber auch im kommunalen Bereich wurde eine Vielzahl von Änderungen 
durchgeführt. 
6.1.1 Schulungsmaßnahmen 
Im Rahmen eines Schulungskonzepts wurden für die Behörden des Landes Schulungen durch 
die Hochschule für öffentliche Verwaltung Rheinland-Pfalz (HöV) und den LDI durchgeführt 
und im Rahmen eines zentral bereit gestellten Budgets finanziert 
Neben Leitfäden und Schulungsvideos über die Handhabung der manuellen Einstellprozesse 
und des Landesschwärzungsdienstes wird im Rahmen eines Schulungskonzeptes in Zusam-
menarbeit zwischen dem Ministerium des Innern und für Sport und der HöV ein Schulungsan-
gebot vorgehalten. Es werden hierbei folgende Seminare zu relevanten Einzelbereichen an-
geboten:  
• Verträge von allgemeinem öffentlichem Interesse (§ 7 Abs. 1 Nr. 4 LTranspG),  
• Gutachten und Studien (§ 7 Abs. 1 Nr. 8 LTranspG),  
• Zuwendungen von und an die öffentliche Hand (§ 7 Abs. 1 Nr. 11 und 12 LTranspG),  
• Wesentliche Unternehmensdaten von Beteiligungen (§ 7 Abs. 1 Nr. 13 LTranspG),  
• Informationszugang auf Antrag sowie  
• Zugang zu Umweltinformationen. 
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Das Schulungskonzept sieht modulare Maßnahmen vor, welche die Zusammenstellung der 
individuell notwendigen Schulungen ermöglicht. Die Seminare werden als Inhouse-Schulun-
gen angeboten. Für die Durchführung der Schulungen hält das Ministerium des Innern und für 
Sport ein zentrales Budget bereit. Für die TPS der Kommunalebene unterhalten Bildungsträ-
ger mit Fokus auf den kommunalen Bereich eigene Schulungsangebote.  
Das Angebot der oben aufgeführten Schulungen wird auf den Internetseiten der HöV bewor-
ben. Zudem wurde in regelmäßigen Newslettern über die Entwicklung bei der Umsetzung des 
Landestransparenzgesetzes und bei dem Ausbau der Transparenz-Plattform auf das Schu-
lungsangebot hingewiesen. Darüber hinaus wurden die Maßnahmen in Informationsschreiben, 
die über die Ressorts und die kommunalen Spitzenverbände an alle TPS adressiert wurden, 
beworben. Schließlich enthält das Jahresfortbildungsprogramm des Ministeriums des Innern 
und für Sport einen Hinweis auf die Schulungsangebote der HöV. 
Insgesamt führten 111 von 195 TPS eine oder mehrere Schulungen durch. Abbildung 16 zeigt, 
wie viel Prozent der TPS, die sich an der Umfrage beteiligten, mindestens eine Schulung 
durchgeführt haben. Vereinzelte TPS führten Schulungen verschiedener Art durch: So führten 
23 TPS 2 Arten von Schulungen durch, 7 TPS führten sogar 3 Arten von Schulungen durch. 
Im Rahmen der Evaluation wurde zudem die Art der Schulungen abgefragt (Abbildung 17). 
Von allen TPS, die angaben, eine oder mehrere Schulungen durchgeführt zu haben, nahmen 
21 Prozent Schulungsangebote der Hochschule für öffentliche Verwaltung Rheinland-Pfalz 
wahr. 19 Prozent der TPS nahmen an Schulungen des LfDI teil, 18 Prozent führten eigene 
Schulungen durch, 5 Prozent, und zwar die obersten Landesbehörden, nahmen an Schulun-
gen des LDI teil. 15 Prozent der TPS nahmen an sonstigen Schulungen teil; sofern spezifiziert, 
wurden dabei in einigen Fällen Bildungsträger mit Fokus auf die Kommunen genannt.  
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Abbildung 16: Anteil der TPS mit mindestens einer Schulung 
 
Anmerkung: Fallzahl = 195 
Abbildung 17: Art der Schulungen 
 
Anmerkung: Fallzahl = 195 
Insgesamt wurden 1.626 Teilnahmen an Schulungen von 68 TPS dokumentiert. Dabei war es 
möglich, dass Personen an mehreren Schulungen teilnahmen und somit mehrfach gezählt 
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wurden. Auf Schulungen der Hochschule der öffentlichen Verwaltung entfielen 753 bzw. 46 
Prozent der Teilnehmenden, 26 Prozent auf interne Schulungen, 16 Prozent auf sonstige 
Schulungen, 7 Prozent auf Schulungen des LfDI und 5 Prozent auf Schulungen des LDI.  
6.1.2 Interne Dokumente 
Von 195 TPS gaben 32 an, dass interne Dokumente zur Bearbeitung des LTranspG vorlä-
gen43. Am häufigsten war dies bei den obersten Landesbehörden (8 von 10), gefolgt von 7 
oberen Landesbehörden und 3 unteren Landesbehörden. Auf kommunaler Ebene zeigte sich, 
dass 5 von 12 Landkreisen über interne Dokumente zum LTranspG verfügten, wohingegen 
dies bei den kreisfreien und kreisangehörigen Städten wenig verbreitet war. Das gleiche galt 
für die Verbandsgemeinden – dort verfügten nur 3 von 49 über interne Dokumente hierzu. Bei 
den internen Dokumenten handelte es sich um eine heterogene Gruppe von Dokumenten. So 
fanden sich darunter Hausmitteilungen, hausinterne Rundschreiben, Organisationsverfügun-
gen und interne Arbeits- oder Dienstanweisungen, ebenso wie Schulungsunterlagen und wei-
tere Informationen, aber auch Textbausteine zur Beantwortung von Anträgen auf Informati-
onszugang.  
6.1.3 Nachrangige Bearbeitung anderer Aufgaben 
Von 195 TPS gaben nur 13 TPS an, dass es zu internen Verschiebungen aufgrund des Voll-
zugs des LTranspG kam, die zu einer nachrangigen Erledigung anderer Aufgaben führten. 
Unter den 13 TPS befanden sich 3 oberste Landesbehörden, 3 obere Landesbehörden, 1 un-
tere Landesbehörde sowie 4 Verbandsgemeinden. Dabei wurden im Wesentlichen 3 verschie-
dene Probleme für die nachrangige Erledigung angeführt: Erstens entstehe im Grundsatz 
durch das Gesetz zusätzlicher Arbeitsaufwand, der mit bestehenden Personalkapazitäten be-
wältigt werden müsse. Zweitens sei die Bearbeitung in Einzelfällen sehr aufwändig. Drittens 
würden die Anfragen zum Teil erheblichen Abstimmungs-, bei komplexen Anfragen auch Ko-
ordinationsaufwand erfordern. Bei letzterem wurde in einem Fall auch die Beratung mit dem 
LfDI angeführt.  
Insgesamt ergibt sich auf Basis der Rückmeldung der TPS das Bild, dass in einzelnen Behör-
den der Vollzug des LTranspG punktuell zu Belastungsspitzen führt. In wenigen Einzelfällen 
ist die Arbeitsbelastung hoch ausgeprägt. Dies betrifft vor allem die SGD Süd. Für die breite 
Mehrheit der TPS gilt dies jedoch nicht.  
6.1.4 Technischer Zugang in den Räumlichkeiten der TPS  
Im LTranspG ist nach § 10 Abs. 1 S. 2 vorgesehen, dass in Dienstgebäuden der Landesver-
waltung Personen der Zugang zu einem technischen Gerät (z. B. zu einem öffentlich zugäng-
lichen Computer mit Internetverbindung) ermöglicht werden soll, um dort Zugang zur TPP zu 
erlangen. Laut Gesetzesbegründung soll so auch der Zugang zu Informationen für Personen 
sichergestellt werden, die selbst über kein technisches Gerät verfügen. Die Verpflichtung er-
fordert dabei gemäß der Verwaltungsvorschrift (10.1.3. VV-LTranspG) nicht, dass in jedem 
grundsätzlich hierfür geeigneten Dienstgebäude der Landesverwaltung ein solcher Zugang 
bereitzustellen ist. Nicht unter die Regelung fallen Dienstgebäude, bei denen ein allgemeiner 
Publikumsverkehr nicht vorgesehen ist oder die aus Sicherheitsgründen nicht von jedermann 
betreten werden dürfen. Im Rahmen der Erhebung bei den TPS wurde abgefragt, wie oft der 
technische Zugang bereitgestellt wird und in welchem Maße dieser genutzt wurde. Bei den 
                                               
43 Eine Auflistung der Verteilung interner Dokumente findet sich im Anhang in Tabelle 36. 
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Landesbehörden stellten 7 von 48 Landesbehörden, die sich an der Erhebung beteiligten, ei-
nen technischen Zugang bereit, darunter fanden sich eine oberste Landesbehörde, 3 obere 
Landesbehörden und 3 untere Landesbehörden. Die übrigen TPS, die nicht der Landesver-
waltung zuzurechnen waren, sind nicht von der Soll-Vorschrift nach § 10 Abs. 1 S. 2 erfasst. 
147 dieser TPS beteiligten sich an der Erhebung, davon gaben 12 TPS an einen technischen 
Zugang bereitzustellen. Insgesamt haben 19 TPS angegeben, ein technisches Gerät bereit-
zustellen. Davon gaben 16 TPS an, dass der Zugang noch nicht genutzt wurde. Jeweils eine 
TPS gab an, dass die Möglichkeit des Zugangs "selten", "sehr selten" oder "einmal" genutzt 
wurde. Somit wird der technische Zugang nur von einer kleinen Zahl der TPS gewährleistet. 
Zugleich wird der technische Zugang in den Fällen, in denen dieser besteht, wenn überhaupt, 
nur sehr selten genutzt.  
6.1.5 Zwischenfazit 
Zusammenfassend zeigten sich bei den organisatorischen Auswirkungen keine überraschen-
den organisatorischen Änderungen, sondern großteilig reguläre Anpassungen auf Arbeits-
ebene. Hervorzuheben ist, dass mit dem Gesetz weit verbreitete Schulungsmaßnahmen ein-
hergingen. Der technische Zugang zur TPP in Dienstgebäuden der Landesverwaltung wurde 
nur von einem kleinen Teil der TPS angeboten. Jedoch wurde dieser, wenn überhaupt, auch 
nur sehr selten genutzt. Durch die Transparenzpflicht ergab sich in der Regel keine nachran-
gige Bearbeitung anderer Aufgaben, allerdings kann es zu temporären Belastungsspitzen 
kommen. Bei einzelnen TPS führt die Transparenzpflicht zur nachrangigen Bearbeitung ande-
rer Aufgaben.  
6.2 Personelle Auswirkungen 
Die personellen Auswirkungen wurden anhand der Erhebung bei den obersten Landesbehör-
den und der Erhebung bei den weiteren TPS erfasst und durch die leitfadengestützten Inter-
views mit den Transparenzbeauftragten der obersten Landesbehörden ergänzt. Da die obers-
ten Landesbehörden in den ersten beiden Umsetzungsstufen bereits veröffentlichungspflichtig 
waren, die weiteren TPS jedoch noch nicht, wurden die obersten Landesbehörden darüber 
hinaus zum Aufwand befragt, der mit den Veröffentlichungen verbunden war.  
Nachfolgend wird zunächst auf den Bearbeitungsaufwand von Anträgen auf Informationszu-
gang eingegangen, danach die Personalsituation geschildert und anschließend 2 Herange-
hensweisen zur Schätzung des Personalbedarfs und deren Ergebnisse dargelegt. Im An-
schluss wird auf die personellen Auswirkungen bei den obersten Landesbehörden noch einmal 
gesondert eingegangen, da diese im Evaluierungszeitraum nicht nur auskunftspflichtig, son-
dern auch veröffentlichungspflichtig waren (vgl. Kapitel 6.2.2).  
6.2.1 Anträge auf Informationszugang  
Zur Berechnung der durchschnittlichen Bearbeitungszeit wurden die Angaben der TPS mit 
ihrem Anteil am Aufkommen an Anträgen je Art der TPS gewichtet.44 Hatte eine TPS mehr 
Anträge als eine andere, so zählt die Angabe der zuerst genannten mehr entsprechend ihrem 
Anteil an allen Anträgen.  
                                               
44 In der Erhebung wurden die TPS nach dem durchschnittlichen Bearbeitungsaufwand von Anträgen 
auf Informationszugang gefragt. Die Gewichtung erfolgte auf Basis der Zahl der Anträge, die bei der 
TPS eingegangen war. Gingen bei der TPS „A“ 2 Anträge ein, bei der TPS „B“ 20 Anträge ein, zählt die 
Angabe zum durchschnittlichen Bearbeitungsaufwand der TPS B „10“ mal so viel, wie die der TPS „A“.  
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Abbildung 18: Durchschnittliche Bearbeitungszeit von Anträgen 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 114, Fallzahl (Anträge) = 5.763 
Die durchschnittliche Bearbeitungszeit eines Antrags auf Informationszugang lag bei 3,1 
Stunden (Abbildung 18). Die höchste mittlere Bearbeitungszeit verzeichneten große kreisan-
gehörige Städte mit 6,6 Stunden je Antrag. Darauf folgten verbandsfreie Städte und Gemein-
den mit 5,7 Stunden. An dritter Stelle finden sich die obersten Landesbehörden mit 5,5 Stun-
den je Antrag. Danach folgen Eigenbetriebe, Landesbetriebe und Unternehmen mit Beteili-
gung des Landes. An fünfter Stelle stehen die Verbandsgemeinden mit 3,5 Stunden je Antrag. 
Bei den oberen Landesbehörden benötigen Anträge etwa 3 Stunden zur Bearbeitung.  
6.2.1.1 Verteilung der Bearbeitungszeit 
Im Vorfeld der Erhebungen wurde im Rahmen von Interviews darauf hingewiesen, dass eine 
Durchschnittsangabe nicht den Umstand wiedergibt, dass eine Vielzahl von Anfragen wenig 
Aufwand nach sich ziehen würde, aber ein kleiner Teil der Anfragen sehr viel Aufwand erzeu-
gen würde. Deshalb wurde nach der Verteilung der Bearbeitungszeit anhand vorgegebener 
Einstufungen der Bearbeitungszeit und darüber hinaus nach dem durchschnittlichen Bearbei-
tungsaufwand für besonders aufwändige Anträge gefragt (vgl. Kapitel 6.2.2.2).  
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Abbildung 19: Verteilung der Bearbeitungszeit von Anträgen 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 78, Fallzahl (Anträge) = 5.572 
Abbildung 19 zeigt die durchschnittliche Verteilung der Bearbeitungszeit von Anträgen auf In-
formationszugang in Summe und nach Art der TPS. Dabei zeigte sich in Summe, dass 40 
Prozent der Anträge geringen Aufwand produzierten und rund ein Viertel der Anträge Aufwand 
von mehr als 8 Stunden. Ein Aufwand zwischen 2 und 6 Stunden entstand in 34 Prozent der 
Fälle.  
6.2.1.2 Besonders aufwändige Anträge 
Im Rahmen der Erhebung wurde gefragt, wie viele Anträge bei den TPS eingegangen sind, 
die aus Sicht der TPS deren Arbeitskraft erheblich in Anspruch nahm. Von 91 TPS, bei denen 
mindestens ein Antrag eingegangen ist und die Angaben hierzu machten, gaben 45 TPS an, 
mindestens einen Antrag erhalten zu haben, der ihre Arbeitskraft erheblich beeinträchtigte. 46 
TPS verzeichneten keinen solchen Antrag. Von den 45 TPS mit besonders aufwändigen An-
trägen verzeichneten 80 Prozent 2,5 Anträge oder weniger jährlich. 17 Prozent bzw. 8 TPS 
verzeichneten zwischen 2,6 und 10 Anträgen jährlich. Eine TPS verzeichnete durchschnittlich 
pro Jahr 581 Anträge, die als erhebliche Inanspruchnahmen wahrgenommen wurden.  
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Die durchschnittliche Bearbeitungszeit von besonders aufwändigen Anträgen lag bei 9,1 Stun-
den (Tabelle 22).45 Dabei zeigen sich durchaus starke Unterschiede in der Einschätzung, wie 
viel Aufwand mit besonders aufwändigen Anträgen verbunden war. So betrug bei den obersten 
Landesbehörden die durchschnittliche Bearbeitungszeit besonders aufwändiger Anträge 37,3 
Stunden, bei oberen Landesbehörden lag dieser Wert bei 18,8 Stunden und bei unteren Lan-
desbehörden bei 4,4 Stunden. Bei den Kommunen lag die durchschnittliche Bearbeitungszeit 
aufwändiger Anträge bei großen kreisangehörigen Städten mit 20,4 Stunden am höchsten, 
darauf folgten die Landkreise mit 7,2 Stunden, Verbandsgemeinden mit 4,6 Stunden und kreis-
freie Städte mit 3,3 Stunden. Bei Eigenbetrieben, Landesbetrieben oder Unternehmen mit Lan-
desbeteiligung lag dieser Wert bei 28 Stunden. Bei sonstigen TPS lag der Wert bei 8 Stunden 
durchschnittlich.  
Insgesamt zeigten sich starke Unterschiede zwischen den Bearbeitungszeiten besonders auf-
wändiger Anträge. Dabei sind 2 Aspekte zu berücksichtigen: Einerseits handelte es sich dabei 
um Einschätzungen der TPS, was als besonders aufwändige Antrag zu gelten würde. Dabei 
ist zu vermuten, dass diese Einschätzung davon beeinflusst wurde, welchen Aufwand die üb-
rigen Anträge nach sich zogen. Außerdem wird vermutet, dass die Einschätzung als beson-
ders aufwändig auch davon abhing, über welche Personalressourcen die jeweilige TPS ver-
fügte.  










Oberste Landesbehörde 37,3 45,5 21 5 
Obere Landesbehörde 18,8 21,2 44 11 
Untere Landesbehörde 4,2 5,4 36 4 
Kreisfreie Stadt 3,3 0,8 12 3 
Landkreis 7,2 3,2 21 5 
Große kreisangehörige Stadt 20,4 23,5 5 3 
Verbandsgemeinde 4,6 2,7 181 16 
Eigenbetriebe, Landesbetriebe und Un-
ternehmen mit Beteiligung des Landes  28,0 20,8 3 2 
Sonstige 8,0 0,0 7 3 
Mittelwert über alle TPS  9,1 16,8 ∑ 332 ∑ 55 
 
Um herauszufinden, welche Arbeitsschritte bei besonders aufwändigen Anträgen viel Zeit be-
nötigen, wurde gefragt, wie sich die anfallende Arbeit nach verschiedenen Tätigkeiten unter-
teilt. Tabelle 23 gibt Aufschluss über die verschiedenen Tätigkeiten und deren relativen Zeit-
anteil an der Gesamtbearbeitung.  
  
                                               
45 Dabei wurden die Durchschnittsangaben der TPS mit der Zahl der Fälle, die eine erhebliche Beein-
trächtigung darstellten, gewichtet. Die SGD Süd, auf die über 2.323 Fälle entfielen wurde als Ausreißer 
von der Berechnung ausgenommen. Für diese lag der durchschnittliche Aufwand bei 3,75 Stunden je 
besonders aufwändigem Antrag.  
46 Siehe Fußnote 20 für eine Erläuterung. 
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Tabelle 23: Verteilung der Bearbeitungszeit bei besonders aufwändigen Anträgen auf Infor-
mationszugang 
Tätigkeit Anteil an der Bearbeitungszeit  
Prüfung auf entgegenstehende Belange 11% 
Zusammenstellen der Akten 31% 
Erstellen von Kopien 5% 
Schwärzen von Dokumenten  10% 
Drittbeteiligungsverfahren 9% 
Sonstige 34% 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 22 
Der meiste Aufwand entfällt dabei auf das Zusammenstellen von Akten (31 Prozent) gefolgt 
von der Prüfung auf entgegenstehende Belange (11 Prozent), dem Schwärzen von Dokumen-
ten (10 Prozent), den Drittbeteiligungsverfahren (9 Prozent) und dem Erstellen von Kopien 
(5%). Auf die Rubrik „sonstige Tätigkeiten“ entfielen immerhin 34 Prozent. Dabei handelte es 
sich um unterschiedliche Tätigkeiten wie z. B. interne Abstimmung und Koordination, Recher-
chetätigkeiten und Verfassen von Antwortschreiben. Ein Antrag auf Informationszugang bei 
einer obersten Landesbehörde stellte sich mit geschätzt 168 Stunden als besonders aufwän-
dig dar, wobei der Aufwand für ein Widerspruchs- und Klageverfahren ebenfalls in die Schät-
zung einbezogen wurde.  
6.2.1.3 Personalsituation  
Um die personellen Auswirkungen zu erfassen, wurde neben der durchschnittlichen Bearbei-
tungszeit von Anträgen auf Informationszugang auch abgefragt, ob neue Stellen im Zuge der 
Einführung des LTranspG geschaffen wurden, wie viele Stellen(-anteile) für die Bearbeitung 
vorgesehen und wie viele Stellenanteile erforderlich waren. Dabei wurde auch das Qualifikati-
onsniveau anhand von Einstiegsämtern (ehemals Laufbahnen) abgefragt.  
6.2.1.3.1 Schaffung neuer Stellen(-anteile) 
Neue Personalstellen(-anteile) wurden von 3 TPS geschaffen. Darunter befand sich eine obere 
Landesbehörde mit 2,69 VZÄ im Bereich des dritten Einstiegsamtes, ein Landkreis mit einem 
Stellenanteil von 0,2 VZÄ ebenfalls im dritten Einstiegsamt. Eine Verbandsgemeinde gab an, 
neue Stellen(-anteile) geschaffen zu haben, spezifizierte dies jedoch nicht.  
6.2.1.3.2 Vorgesehene Stellenanteile  
In Bezug auf die personellen Auswirkungen wurden die TPS befragt, wie viele Stellen(-anteile) 
für die Bearbeitung von Anträgen auf Informationszugang vorgesehen waren. Hierzu gaben 
34 TPS an, wie viele Stellenanteile vorgesehen waren (Tabelle 24). Insgesamt waren für die 
Bearbeitung von Anträgen auf Informationszugang im Erhebungszeitraum bei diesen 34 TPS 
37,9 Stellen vorgesehen, davon 19,6 bei 9 oberen Landesbehörden, 12,9 Stellen entfielen auf 
Verbandsgemeinden. Auf die weiteren Arten von TPS entfielen jeweils 1,1 Stellen oder weni-
ger.  
Auf Ebene der oberen Landesbehörden waren insgesamt 19,6 Stellen vorgesehen, davon 14,9 
Stellen für das dritte Einstiegsamt und 4,7 für das vierte Einstiegsamt. Dabei entfielen auf die 
SGD Süd insgesamt 6 Stellen des dritten Einstiegsamtes. Eine untere Landesbehörde gab an, 
dass insgesamt 0,2 Stellenanteile vorgesehen waren. Bei 10 Verbandsgemeinden waren ins-
gesamt 12,9 Stellen zu verzeichnen, davon verzeichnete allein eine Verbandsgemeinde 7 Stel-
len. Da auf diese Verbandsgemeinde zugleich nur 22 Anträge im Laufe von 4 Jahren entfielen, 
wird davon ausgegangen, dass es sich um zuständige Personen handelt und nicht etwa um 
VZÄ, die zur Bearbeitung der Anträge vorgesehen waren.  
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Tabelle 24: Vorgesehene Stellen für die Bearbeitung von Anträgen 
 Vorgesehene Stellen in Vollzeitäquivalenten 
(VZÄ) nach Einstiegsämtern (EA) 
Fallzahl 1. EA 2. EA 3. EA 4. EA Gesamt 
Obere Landesbehörde - - 14,9 4,7 19,6 9 
Untere Landesbehörde - 0,1 0,1 - 0,2 1 
Kreisfreie Stadt - - 0,1 1 1,1 2 
Landkreis - - 0,4 - 0,4 4 
Große kreisangehörige 
Stadt 
- - 0,1 - 0,1 1 
Verbandsgemeinde 1,5 3,6 6,8 1 12,9 10 
Verbandsfreie Stadt/Ge-
meinde 
- - 1 - 1 1 
Eigenbetriebe, Landesbe-
triebe und Unternehmen 
mit Landesbeteiligung 
- - - 0,3 0,3 1 




- - 0,5 0,3 0,8 1 
Sonstige - - - 1 1 1 
Summe aller TPS 1,6 3,9 23,9 8,5 37,9 34 
6.2.1.4 Personalbedarf 
Der Personalbedarf wurde auf 2 Wegen abgeschätzt: Einerseits über die Differenz zwischen 
vorgesehenen und erforderlichen Stellenanteilen aus Sicht der TPS und andererseits anhand 
der durchschnittlichen Bearbeitungsdauer und dem Aufkommen der Anträge auf Informations-
zugang. 
6.2.1.4.1 Personalbedarf auf Basis angegebener Stellenanteile 
Die TPS wurden gefragt, wie viele Stellen(-anteile) zur Bearbeitung der Aufgaben des 
LTranspG vorgesehen und wie viele erforderlich waren. Aus der Differenz wurde abgeleitet, 
ob zusätzlicher Personalbedarf aus Sicht der TPS bestand. Tabelle 25 zeigt diese Differenzen 
und damit, wie viele Stellenanteile aus Sicht der TPS zusätzlich zur Bearbeitung der Anträge 
auf Informationszugang nötig waren bzw. gewesen wären. Dabei ist zunächst darauf zu ver-
weisen, dass nur 15 TPS sowohl Angaben zu vorgesehenen als auch zu erforderlichen Stel-
lenanteilen gemacht haben, weshalb die Aussagekraft der nachfolgenden Aufstellung be-
grenzt ist.  
Tabelle 25: Personalbedarf für die Bearbeitung von Anträgen  
 Personalbedarf in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) 
nach Einstiegsämtern (EA) 
Fallzahl 1. EA 2. EA 3. EA 4. EA Gesamt 
Oberste Landesbehörde - - 2,1 1,1 3,2 2 
Obere Landesbehörde - 2,2 7,1 5,3 14,6 6 
Untere Landesbehörde 0,1 0,1 0,6 0,1 0,9 2 
Kreisfreie Stadt - 0,1 0,8 0,1 1,0 1 
Verbandsgemeinde - - 0,5 0,1 0,6 4 
Sonstige - - 0,1 - 0,1 1 
Bedarf in Summe 0,1 2,4 11,3 6,6 20,4 15 
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Insgesamt lag der Stellenbedarf auf dieser Basis bei 20,4 VZÄ. Dabei konzentrierte sich der 
Bedarf vor allem auf das dritte Einstiegsamt mit rund 60 Prozent des Gesamtbedarfes, darauf 
folgt das vierte Einstiegsamt mit 26 Prozent, das zweite Einstiegsamt mit 11 Prozent und 
schließlich das erste Einstiegsamt mit 3 Prozent. Bei den obersten Landesbehörden zeigte 
sich dabei ein Stellenbedarf von 3,2 Stellen verteilt auf 2 Behörden. Auf die personellen Aus-
wirkungen bei den obersten Landesbehörden wird an späterer Stelle (vgl. Kapitel 6.2.2) noch 
einmal dezidiert eingegangen, da diese neben Anträgen für Veröffentlichungen auf der TPP 
zuständig waren. Bei den oberen Landesbehörden ergab sich für 6 Behörden ein Bedarf an 
Stellen von insgesamt 14,6 Stellen, davon 2,2 Stellen des zweiten Einstiegsamtes, 7,1 Stellen 
des dritten Einstiegsamtes und 5,3 Stellen des vierten Einstiegsamtes. Bei 2 unteren Landes-
behörden errechnete sich gemeinsam ein Bedarf von 0,9 VZÄ. Für eine kreisfreie Stadt er-
rechnete sich ein Bedarf von 1,0 VZÄ, darunter vor allem im Bereich des dritten Einstiegsam-
tes (0,8 VZÄ). 4 Verbandsgemeinden hatten gemeinsam einen Stellenbedarf von 0,6 Stellen, 
davon in einem Fall von 0,3 Stellen und in den übrigen Fällen von jeweils 0,1 Stellen.  
6.2.1.4.2 Personalbedarf anhand durchschnittlicher Bearbeitungszeiten 
Anhand der Zahl der Anträge auf Informationszugang und dem durchschnittlichen Bearbei-
tungsaufwand wurde, unter Berücksichtigung der durchschnittlich verfügbaren Jahresarbeits-
zeit (Normalarbeitskraft) eines Beschäftigten, der Stellenbedarf abgeschätzt. Die durchschnitt-
liche Bearbeitungszeit eines Antrages und das Aufkommen der Anträge wurden über 4 Jahre 
erhoben. Die Schätzung ist dahingehend ungenau, dass nur die Bearbeitungszeit und nicht 
unterstützende, vor- und nachbereitende Tätigkeiten miterfasst wurden. 
Insgesamt berichteten die 195 TPS, die an der Erhebung teilgenommen haben, von 5.897 
Anträgen auf Informationszugang über einen Zeitraum von 4 Jahren, was 1.474 Anträgen jähr-
lich entspricht. Durch Multiplikation der durchschnittlichen Bearbeitungszeit von Anträgen 
ergab sich eine Summe von rechnerischen 17.898 Stunden über 4 Jahre bzw. rund 4.475 
Stunden jährlich.  
Zur Umrechnung von Stunden in Stellen(-anteilen) wurde eine jährliche Nettoarbeitszeit (Nor-
malarbeitskraft) von 1.656 Stunden jährlich veranschlagt. Zur Ermittlung der Normalarbeits-
kraft wurden 252 Arbeitstagen (unter Berücksichtigung der Feiertage des Landes Rheinland-
Pfalz) angesetzt sowie ein Jahresurlaub von 30 Tagen und durchschnittlich 15 Tagen krank-
heitsbedingte Abwesenheit.47 Auf dieser Basis ergibt sich ein Stellenbedarf von 2,7 Stellen für 
alle an der Studie beteiligten TPS für die Bearbeitung der Anträge auf Informationszugang. 
Der Arbeitsaufwand und Stellenbedarf bezieht sich dabei nicht auf alle TPS des Landes Rhein-
land-Pfalz, sondern auf jene TPS, die sich an der Erhebung beteiligten.  
Auf Basis der durchschnittlichen Bearbeitungszeit von Anträgen auf Informationszugang ergab 
sich eine insgesamt deutlich geringere Abschätzung des Personalbedarfes, als dies anhand 
von erforderlichen Stellenanteilen der Fall wäre.  
Um abzuschätzen, in welchem Qualifikationsniveau sich der Bedarf bewegt, wurden die Ver-
hältnisse der Einstiegsämter aus dem vorangegangenen Abschnitt herangezogen (vgl. Kapitel 
6.2.1.4.1). Entsprechend entsteht der Personalbedarf vor allem im Bereich des dritten Ein-
stiegsamtes (60 Prozent), gefolgt vom vierten Einstiegsamt (26 Prozent) und dem zweiten 
Einstiegsamt (11 Prozent) sowie schließlich dem 1. Einstiegsamt (3 Prozent).  
                                               
47 Zur Berechnung der Normalarbeitskraft gilt es die behördenspezifischen krankheitsbedingten Abwe-
senheitszeiten zu berücksichtigen (Bundesministerium des Innern/Bundesverwaltungsamt 2018: 153-
155). Da dies im vorliegenden Falle nicht möglich war, wurde diese geschätzt.  
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6.2.1.4.3 Abschätzungen künftigen Personalbedarfes 
Eine Hochrechnung kann an dieser Stelle nur eingeschränkt erfolgen, da es sich bei der Er-
hebung nicht um eine Vollerhebung aller TPS handelt und die Stichprobe, die sich aus der 
Erhebung ergab, nicht repräsentativ für alle TPS ist. Dies gilt insbesondere für das Aufkommen 
von Anträgen.  
Anhand der durchschnittlichen Bearbeitungszeit ließe sich das zu erwartende Arbeitsaufkom-
men für eine bekannte Zahl von Anträgen auf Informationszugang abschätzen. Wäre auch die 
Art der TPS (z. B. obere Landesbehörde oder Verbandsgemeinde) bekannt, ließe sich die 
Schätzung mit der durchschnittlichen Bearbeitungszeit für die jeweilige Art der TPS präzisie-
ren.  
In Hinblick auf die Veröffentlichungen auf der TPP wurde für die obersten Landesbehörden die 
durchschnittliche Bearbeitungszeit für dezentrale und zentrale Einstellprozesse erhoben. Eine 
Aussage zum Aufwand bei der Veröffentlichung durch weitere TPS angesichts der Ausweitung 
des Kreises der veröffentlichungspflichtigen TPS in der dritten Umsetzungsstufe war nicht 
möglich. Mögliche Einflussfaktoren auf die Bearbeitungsdauer sind die technische Umsetzung 
des Einstellprozesses, das Aufkommen an Veröffentlichungen und damit verbundene (aus-
bleibende) Skalenvorteile durch Routine bei der Veröffentlichung.  
6.2.2 Personelle Auswirkungen bei den obersten Landesbehörden 
Bei den obersten Landesbehörden entsteht Bearbeitungsaufwand sowohl durch Anträge auf 
Informationszugang als auch durch die Pflicht zur Veröffentlichung von Informationen auf der 
TPP. Wie bereits dargelegt, lag der Bearbeitungsaufwand für Anträge auf Informationszugang 
durchschnittlich bei 5,5 Stunden.  
Die Bearbeitungszeit von Veröffentlichungen bei den obersten Landesbehörden beträgt je 
nach Landesbehörde durchschnittlich von 0,5 bis 4,5 Stunden. Der Durchschnitt über alle 
obersten Landesbehörden liegt bei 1,6 Stunden. Gewichtet mit der Zahl der Veröffentlichun-
gen, liegt der Durchschnitt je dezentraler Veröffentlichung bei 1,0 Stunden. Sowohl bei den 
Anträgen auf Informationszugang als auch bei den Veröffentlichungen unterschied sich die 
durchschnittliche Bearbeitungsdauer je nach oberster Landesbehörde deutlich (Tabelle 27).  
In Bezug auf die Veröffentlichungen wurde zudem nach der Bearbeitungsdauer der verschie-
denen Arbeitsschritte gefragt. Dabei wurde unterschieden in Prüfung der Veröffentlichungs-
pflicht, Schwärzung von Informationen, Einstellprozess zur Veröffentlichung sowie Freigabe 
zur Veröffentlichung. 3 der 10 obersten Landesbehörden konnten hierzu Durchschnittswerte 
angeben. Das Ministerium des Innern und für Sport gab an, dass für die Prüfung der Veröf-
fentlichungspflicht durchschnittlich 6 Minuten entfielen, für den Einstellprozess wurden 36 Mi-
nuten veranschlagt und für die Freigabe 3 Minuten. Für das Schwärzen wurde keine Angabe 
gemacht. Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau gab an, dass 
für die Prüfung 1,0 Stunden nötig waren, das Schwärzen erforderte 0,5 Stunden, ebenso die 
Einstellung wie auch die Freigabe. Bei der Staatskanzlei war die Bearbeitungsdauer insgesamt 
höher, auf die Prüfung entfielen 2,5 Stunden, auf die Einstellung 1,75 Stunden und auf die 
Freigabe 0,25 Stunden.  
Es konnte nicht ermittelt werden, ob sich die Veröffentlichungsdauer wesentlich nach Informa-
tionstatbeständen unterschied. Eine von 2 Ausnahmen bildeten die zentralen Veröffentlichun-
gen der Ministerratsbeschlüsse. Hierbei wurden für die Veröffentlichung einzelner Minister-
ratsbeschlüsse jeweils 1 bis 2 Stunden durchschnittlich benötigt. Die zweite Ausnahme bildete 
die Erstellung von Listen von Zuwendungen von der öffentlichen Hand wie auch an die öffent-
liche Hand im Vorfeld der Veröffentlichung. Diese erfordern zusätzlichen Bearbeitungsauf-
wand, der aber mit der Erstellung und nicht unmittelbar mit der Veröffentlichung verbunden ist.  
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6.2.2.1 Personalbedarf bei den obersten Landesbehörden 
Insgesamt machten 5 oberste Landesbehörden Angaben zu vorgesehenen oder erforderli-
chen Stellen(-anteilen), die in Tabelle 26 aufgeführt wurden. Das Ministerium der Finanzen 
gab an, dass im Bereich des dritten Einstiegsamtes 0,5 Stellen erforderlich wären, gab aber 
nicht an, dass bisher Stellen vorgesehen waren. Das Ministerium des Innern und für Sport gab 
an, dass keine Stellen vorgesehen, aber 0,4 Stellen erforderlich waren, davon 0,3 Stellenan-
teile für das dritte Einstiegsamt und 0,1 Stellenanteile für das vierte Einstiegsamt. Auf Anträge 
auf Informationszugang entfielen dabei je 0,1 Stellenanteile auf das dritte Einstiegsamt und 
0,1 Stellenanteile auf das vierte Einstiegsamt. Auf Veröffentlichungen entfielen 0,2 Stellenan-
teile im Bereich des dritten Einstiegsamtes. Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirt-
schaft und Weinbau gab an, dass keine Stellen vorgesehen waren. Erforderlich waren hinge-
gen 3,3 Stellen. Dabei waren für Anträge auf Informationszugang 2 Stellen des dritten Ein-
stiegsamtes erforderlich und eine Stelle des vierten Einstiegsamtes. Für Veröffentlichungen 
waren je 0,1 Stellenanteile des zweiten, dritten und vierten Einstiegsamtes erforderlich. Das 
Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur und das Ministerium für Bildung bear-
beiten Anträge auf Informationszugang und Veröffentlichungen gemeinsam. Hierbei waren ins-
gesamt 0,8 Stellenanteile vorgesehen, die sich zu gleichen Teilen auf die Behörden verteilten. 
Von diesen 0,4 Stellenanteilen entfielen 0,2 Stellenanteile auf das zweite Einstiegsamt und 0,2 
Stellenanteile auf das vierte Einstiegsamt. Zu erforderlichen Stellenanteilen machten die bei-
den Ministerien keine Angaben. Die Staatskanzlei gab an, dass keine Stellenanteile für die 
Bearbeitung vorgesehen waren und auch keine erforderlich waren. Das Ministerium für Fami-
lie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz gab an, dass insgesamt 5 Stellen vor-
gesehen waren, davon 3,75 Stellenanteile für das dritte Einstiegsamt und 1,25 für das vierte 
Einstiegsamt; zu erforderlichen Stellenanteilen machte das Ministerium keine Angaben.  
  
   
  
98 
Tabelle 26: Vorgesehene und erforderliche Stellen bei den obersten Landesbehörden 
Oberste Landesbehörde Vorgesehen Erforderlich  

















Ministerium der Finanzen - - - - - 0,5 - - 0,5 - 
Ministerium des Innern 
und für Sport  
0 0 0 0 0 0,4 0 0 0,3 0,1 
davon Anträge auf Infor-
mationszugang 
- - - - - - - - 0,1 0,1 
davon Veröffentlichungen 
        
0,2 
 
Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau 
0 0 0 0 0 3,3 0 0,1 2,1 1,1 
davon Anträge auf Infor-
mationszugang 
- - - - - - - - 2 1 
davon Veröffentlichungen - - - - - - - 0,1 0,1 0,1 
Ministerium für Wissen-
schaft, Weiterbildung und 
Kultur 
0,4 - 0,2 - 0,2 - - - - - 
Ministerium für Bildung 0,4 - 0,2 - 0,2 - - - - - 
Staatskanzlei 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 




5 0 0 3,75 1,25 - - - - - 
Anmerkungen: Fehlende Angaben wurden mit „-“ ausgewiesen.  
 
 
6.2.2.1.1 Personalbedarf auf Basis des Bearbeitungsaufwandes  
Der durchschnittliche Bearbeitungsaufwand von Anträgen auf Informationszugang durch die 
obersten Landesbehörden lag bei 5,5 Stunden. Bei den obersten Landesbehörden gingen 359 
Anträge ein. Insgesamt ergab sich dadurch ein Arbeitsaufwand für die Bearbeitung von Anträ-
gen von 1.975 Stunden über einen Zeitraum von 4 Jahren. Jährlich lag der Aufwand entspre-
chend bei knapp 500 Stunden (493,75 Stunden).  
Der Arbeitsaufwand für alle obersten Landesbehörden für dezentrale Veröffentlichungen lag 
in den Jahren 2018 und 2019 in Summe bei rund 420 Stunden.48 Hinzu kam Aufwand durch 
die zentralen Veröffentlichungen von rechnerisch 1.632 Stunden, die wesentlich auf die 
Staatskanzlei entfielen. Nahezu alle zentralen Veröffentlichungen (99 Prozent) erfolgten durch 
die Staatskanzlei: Bis Jahresende 2019 wurden durch die Staatskanzlei 1.088 Ministerratsbe-
schlüsse bei einem durchschnittlichen Bearbeitungsaufwand von 1,5 Stunden je Beschluss 
zentral durch diese eingestellt. Zudem veröffentlichte die Staatskanzlei 30 Dokumente dezent-
ral mit einem durchschnittlichen Bearbeitungsaufwand von 1,0 Stunden. 
                                               
48 Bei den Veröffentlichungen gilt es zu berücksichtigen, dass die Veröffentlichungspflicht bei den obers-
ten Landesbehörden entsprechend der zuvor beschriebenen Umsetzungsstufen erst seit Anfang des 
Jahres 2018, für einige Veröffentlichungstatbestände erst seit Anfang des Jahres 2019 bestehen (vgl. 
Kapitel 1). 
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Ministerium der Finanzen 8 3 312 94 
Ministerium für Umwelt, 




Ministerium des Innern und 
für Sport  
4,2 0,75 
147 35 
Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft 








Ministerium für Bildung 1,5 0,5 29,75 7 
Ministerium der Justiz 5 0,5 359,1 59 
Staatskanzlei 5 4,5 420 1.662 
Ministerium für Soziales, 




Ministerium für Familie, 




Gewichteter Durchschnitt 5,5 1 - - 
Bearbeitungsaufwand 
der obersten Landesbe-




Bezüglich des Personalbedarfs gab das Ministerium des Innern und für Sport an, dass keine 
Stellen für die Veröffentlichungen vorgesehen waren, aber 0,2 VZÄ im Bereich des dritten 
Einstiegsamtes erforderlich gewesen wären. Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Land-
wirtschaft und Weinbau gab ebenfalls an, dass keine Stellenanteile vorgesehen waren, aber 
dass 0,3 VZÄ erforderlich gewesen wären, davon jeweils 0,1 VZÄ in den Bereichen des zwei-
ten, dritten und vierten Einstiegsamtes. Die Staatskanzlei gab an, dass im Erhebungszeitraum 
keine Stellen vorgesehen waren und dass auch keine erforderlich waren. Keine der obersten 
Landesbehörden gab an, dass neue Stellen geschaffen wurden.  
6.2.2.2 Personelle Auswirkungen durch die TPP 
Im Rahmen der Einführung und Betreuung der TPP entstand beim Ministerium des Innern und 
für Sport weiterer Personalaufwand. Dabei ließen sich einige Tätigkeiten der Projektarbeit un-
mittelbar der Einführung und Betreuung der TPP zuordnen. Andere Tätigkeitsbereiche dage-
gen standen nicht in unmittelbarem Zusammenhang zur TPP, hierzu zählten bspw. organisa-
torische Abstimmungen oder die Erstellung der Verwaltungsvorschrift zum LTranspG. Aus die-
sem Grund wurde der Personalaufwand vom Ministerium des Innern und für Sport nur ge-
schätzt: Der Personalaufwand beim Ministerium des Innern und für Sport für Einführung und 
Betreuung der TPP wurde über einen Zeitraum von der Initiierung des Projektes im Jahr 2013 
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bis zum Jahresende 2020 auf durchschnittlich 0,35 VZÄ jährlich geschätzt. Der Aufwand ist 
dabei weit überwiegend bei Beschäftigten in den Besoldungsstufen des vierten Einstiegsam-
tes entstanden.  
6.2.3 Zwischenfazit  
Die personellen Auswirkungen des LTranspG wurden bei den obersten Landesbehörden und 
den weiteren TPS mittels 2 verschiedener Herangehensweisen ermittelt. Bei der ersten Her-
angehensweise wurde die durchschnittliche Bearbeitungszeit für einen Antrag auf Informati-
onszugang mit der Zahl der eingegangenen Anträge multipliziert und durch die jährlich zur 
Verfügung stehende Arbeitszeit geteilt. Rechnerisch ergab sich dabei für die Bearbeitung des 
bei 195 TPS erfassten Aufkommens von 1.447 Anträgen jährlich, dass 2,7 VZÄ jährlich erfor-
derlich waren.  
Bei der zweiten Herangehensweise wurden die TPS gefragt, wie viele Personalstellen für die 
Bearbeitung des LTranspG einerseits vorgesehen und wie viele andererseits erforderlich wa-
ren. Aus der Differenz wurde der Stellenbedarf abgeleitet. Dabei ergab sich ein deutlich höhe-
rer Stellenbedarf von insgesamt 20,4 VZÄ. Allerdings war hier die Datengrundlage sehr ein-
geschränkt, da von den befragten 195 TPS nur 15 TPS hierzu Angaben machen konnten. Dies 
bedeutet jedoch nicht, dass die Angaben zu vernachlässigen sind, da an dieser Stelle vermut-
lich vor allem diejenigen TPS Angaben machten, bei denen ein entsprechender Stellenbedarf 
bestand. 
Zur Verortung der Ergebnisse wird hier ausdrücklich auf die Einschränkungen der Erhebung 
verwiesen. So kann mit Blick auf die Abschätzung der personellen Auswirkungen anhand von 
durchschnittlichen Bearbeitungszeiten angeführt werden, dass angesichts der retrospektiven 
Erhebungsform das Aufkommen der Anträge auf Informationszugang unterschätzt worden 
sein könnte und damit verbunden auch der daraus entstehende Bearbeitungsaufwand. Ein 
Indiz hierfür ist, dass bspw. telefonische Anfragen von der überwiegenden Mehrheit der TPS 
(84 Prozent) nicht dokumentiert wurden. Diese konnten nicht in die Schätzung des Bearbei-
tungsaufwandes insgesamt eingehen, wenngleich telefonische Anfragen vermutlich weniger 
zeitaufwändig als schriftliche oder elektronische Anfragen ausfallen. Darüber hinaus wurden 
die reine Bearbeitungszeiten und nicht eventuell zusätzlich erforderlichen Vor- und Nachbe-
reitungszeiten im Umfeld erfasst. 
Insgesamt erscheinen unter Berücksichtigung dieser Faktoren die personellen Auswirkungen 
im Mittel nicht in einer Weise auszufallen, dass eine deutliche Beeinträchtigung der Personal-
ressourcen der TPS konstatiert werden könnte. Eine Ausnahme bildete dabei die SGD Süd, 
bei der über 70 Prozent aller verzeichneten Anträge eingegangen waren, wenngleich es sich 
dabei in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle um eine spezifische Fallkonstellation handelte. 
Weitere Ausnahmen traten bei TPS auf, bei denen durch besonders aufwändige Anträge oder 
durch eine Vielzahl von Anträgen in bedeutendem Maße Personalressourcen gebunden wur-
den. Allerdings handelt es sich dabei um Einzelfälle.  
6.3 Finanzielle Auswirkungen  
Zur Berücksichtigung der finanziellen Auswirkungen wurden zum einen die technische Infra-
struktur und zum anderen die Erhebung von Gebühren erhoben.  
6.3.1 Technische Infrastruktur der Transparenz-Plattform 
Mit dem Aufbau der Transparenz-Plattform wurde der LDI des Landes Rheinland-Pfalz betraut. 
Die damit verbundenen Kosten sind haushaltswirksam und können folglich präziser als die 
hausinternen, nicht haushaltswirksamen Personalaufwände beim Ministerium des Innern und 
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für Sport ausgewiesen werden. Das Ministerium des Innern und für Sport meldete hierzu fol-
gendes:  
Seit der Initiierung des Projekts im Jahr 2013 bis zum Ende des Jahres 2020 [wurden] 
insgesamt ca. 2,8 Mio. EUR für die Transparenz-Plattform aufgewendet. Die Mittel wur-
den durchgängig in den Landeshaushalten im Einzelplan 03, Kapitel 03 04, Titelgruppe 
72 etatisiert. Die Kosten wurden vor allem aufgewendet für Personaldienstleistungen des 
LDI und der von ihr beauftragten dkd Internet Service GmbH, welche Rahmenvertrags-
partner für die Erbringung entsprechender Dienstleistungen ist. Sachlich verteilen sich 
die Kosten insb. auf folgende Positionen: 
 Entwicklung der TPP  
 Anbindung von Liefersystemen (bspw. GeoPortal) 
 Entwicklung von Einstellprozessen (bspw. SharePoint, CKAN-Einstellungsprozess, 
Anbindung rlp-Direkt) 
 Lizenzkosten (bspw. Landesschwärzungsdienst) 
 Betriebskosten (bspw. Betrieb der virtuellen Server) 
 Pflege und Weiterentwicklung 
 Support durch den technischen Betreiber (Ministerium des Innern und für Sport, 
24.11.2020) 
Das Ministerium des Innern und für Sport weist darauf hin, dass auch an anderer Stelle haus-
haltswirksame Kosten in Zusammenhang mit der TPP entstanden sein könnten. Dies betreffe 
bspw. die Anbindung der Liefersysteme im Rahmen der automatischen Veröffentlichungspro-
zesse.  
6.3.2 Erhebung von Gebühren und Auslagen im Antragsverfahren 
Von 195 TPS, die sich an der Umfrage beteiligten, gaben 29 TPS (15 Prozent) an, Kosten 
(Gebühren oder Auslagen) bei den Antragstellenden erhoben zu haben. Insgesamt wurden für 
41 Prozent bzw. 2.444 von 5.897 Anträgen Gebühren oder Auslagen erhoben. Davon gingen 
2.356 Anträge allein auf die SGD Süd zurück. Von den übrigen 88 Anträgen, wurden in 54 
Fällen sowohl Gebühren als auch Auslagen festgesetzt, in 24 Fällen wurden nur Gebühren 
und in 10 Fällen wurden nur Auslagen erhoben. Bleiben die Anträge bei der SGD Süd unbe-
rücksichtigt, lag der Anteil von Anträgen, bei denen Gebühren und/oder Auslagen erhoben 
wurden, bei 5,5 Prozent (88 von 1.612 Anträgen). 
Zur Erhebung der Kostenhöhe wurden die TPS gebeten – soweit Gebühren oder Auslagen 
erhoben wurden – anzugeben, in welcher Höhe dies erfolgte. Um den Aufwand zu begrenzen, 
wurde darum gebeten maximal 10 Anträge anzugeben und zwar die ersten und die letzten 5 
Anträge im Erhebungszeitraum von Anfang 2016 bis Ende 2019. Auf diese Weise sollte einer-
seits der Aufwand für die TPS begrenzt werden und andererseits eine zufällige, wenngleich 
nicht repräsentative, Auswahl gewährleistet werden. Insgesamt haben 23 TPS Angaben hierzu 
gemacht und gaben insgesamt die Gebühren und/oder Auslagen von 45 Anträgen an. Tabelle 
28 bildet die Höhe der erhobenen Gebühren nach Art der TPS ab. Von den obersten Landes-
behörden haben 3 Angaben zur Erhebung von Gebühren und Auslagen gemacht. Dabei ergab 
sich auf Basis von 5 Anträgen eine durchschnittliche Gebührenhöhe von 554 EUR. Das Maxi-
mum der erhobenen Gebühren lag bei den obersten Landesbehörden bei 1.058 EUR. 
Über alle TPS betrug die Höhe der Gebühren durchschnittlich je Antrag 160 EUR, davon ent-
fielen auf die Auskunftserteilung 119 EUR, auf die Akteneinsicht 16 EUR und auf Informati-
onsträger 25 EUR. Für Anträge bei denen Auslagen erhoben wurden, lag die durchschnittliche 
Höhe bei 37 EUR, davon durchschnittlich 6 EUR für Informationsträger. 
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Gebühren (in EUR) 
  
  




















Oberste Landesbehörde 554 367 68 119 3 - 3 5 
Obere Landesbehörde 94 64 19 12 13 5 6 20 
Untere Landesbehörde 237 237 - - - - 1 2 
Kreisfreie Stadt 101 101 - - 134 8 1 2 
Landkreis 82 78 - 4 38 6 3 8 
Große kreisangehörige Stadt 42 30 - 12 - - 1 1 
Verbandsgemeinde 42 25 - 17 16 13 3 5 
Verbandsfreie Stadt - - - - - - - - 
Eigenbetriebe, Landesbe-
triebe und  
Unternehmen mit Landesbe-
teiligung 
210 210 - - 45 - 1 1 
Gericht - - - - - - - - 
Öffentlich bestellte/r Vermes-
sungsingenieur/in 
20 20 - 1 - - 1 1 
Sonstige - - - - - - - - 
Mittelwert aller TPS 160 119 16 25 37 6 20 45 
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Im Vorfeld der Erhebungen wurde bereits auf Probleme oder Unklarheiten bei der Anwendung 
der kostenrechtlichen Vorschriften zur Erhebung von Gebühren und Auslagen hingewiesen. 
Im Rahmen der Erhebung bei den TPS berichteten 10 TPS Probleme, die nachfolgend zusam-
mengefasst wiedergegeben werden:  
 Die Frage, ob und falls ja, in welcher Höhe Gebühren erhoben werden dürfen, sei nicht 
klar geregelt. Es sei zudem nicht klar, wann ein Antrag auf Informationszugang um-
fangreichen Aufwand nach sich ziehe.  
 Es fehle ein besonderes Gebührenverzeichnis. Eine Auskunft zur Gebührenhöhe vorab 
könne deshalb nicht getroffen werden. 
 Die Begründung der Gebührenhöhe im Einzelfall stelle sich aufwändig dar. In der Folge 
käme es zu zeit- und kostenintensiven Widerspruchs- und Klageverfahren. Aus diesem 
Grund sei ein besonderes Gebührenverzeichnis wünschenswert. 
 Die Gebührenobergrenze decke den Verwaltungsaufwand bei sehr umfangreichen An-
trägen nicht angemessen ab.  
Der zuletzt aufgeführte Punkt wurde auch von den obersten Landesbehörden und dem LfDI 
im Rahmen von Interviews dezidiert angesprochen. So berichteten diese, dass die derzeitige 
Gebührenordnung sogenannte „Ausreißer“ unter den Anträgen auf Herausgabe von Informa-
tionen, die einen erheblichen Arbeitsaufwand erfordern, nicht abdecken. Dabei gehe es den 
Landesbehörden jedoch nicht um die Deckung der Kosten. Auch eine Abschreckungswirkung 
solle vermieden werden. Stattdessen sollen willkürliche oder zu umfangreiche Anfragen, die 
erheblichen Aufwand nach sich ziehen würden, durch eine gerechte und nachvollziehbare Ge-
bührenordnung begrenzt werden. Dabei waren sich die Ministerien einig, dass der Zugang zur 
Transparenz weiterhin gewahrt bleiben soll, unabhängig von den finanziellen Mitteln der An-
tragstellenden. 
6.3.3 Zwischenfazit 
Insgesamt wurden bei 41 Prozent aller Anträge auf Informationszugang Kosten (Gebühren 
und/oder Auslagen) bei den Antragstellenden erhoben. Allerdings gilt dabei zu berücksichti-
gen, dass es sich dabei fast ausschließlich um Kostenerhebungen durch die SGD Süd handelt, 
bei der es sich um eine besondere Fallkonstellation handelt (vgl. Kapitel 5.2.2.1). Bleiben diese 
unberücksichtigt, wurden in 5,5 Prozent aller Anträge, Kosten erhoben. Die durchschnittliche 
Kostenhöhe (Gebühren und Auslagen in Summe) lag bei 160 Euro, unterschied sich dabei 
stark nach Art der Behörden. In Hinblick auf die TPP waren für diese Sachkosten in Höhe von 
etwa 2,8 Mio. Euro angefallen, wobei hierunter wesentlich die Aufwände des LDI bzw. für des-
sen IT-Dienstleister fielen.  
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7 Implementation der Transparenz-Plattform 
Im Rahmen des LTranspG wurde die TPP als Informationsplattform zur proaktiven Veröffent-
lichung von Informationen geschaffen. Diese soll zur Erreichung der Ziele des Gesetzes bei-
tragen. Eine Voraussetzung hierfür ist, dass diese genutzt wird. Die Nutzung hängt dabei ei-
nerseits von der Bekanntheit der TPP ab, andererseits ist für eine erfolgreiche Nutzung der 
TPP (bspw. dem Auffinden von Informationen) eine Gestaltungerforderlich, die es den Besu-
cherinnen und Besuchern erlaubt, sich auf der Seite zurechtzufinden und diese problemfrei zu 
bedienen. Andernfalls könnte es dazu führen, dass die Suche nach Informationen Frustration 
hervorruft und/oder abgebrochen wird. Deshalb wird neben der Nutzung auch die Nutzungs-
qualität analysiert.  
7.1 Nutzung 
Zur Analyse der Nutzung wurde auf bestehende Nutzerstatistiken des LDI zurückgegriffen, 
eine vertiefende Analyse der Logfiles durchgeführt und auf dieser Basis das Nutzerverhalten 
analysiert. Darüber hinaus wurde auf der TPP eine Umfrage unter den Nutzerinnen und Nut-
zern über einen Zeitraum von knapp 6 Monaten (25 Wochen) durchgeführt. Nachfolgend wer-
den die Besuchszahlen, das Verhalten von Nutzerinnen und Nutzern, deren soziodemogra-
phische Merkmale sowie Motivation und Interessen für den Besuch der TPP dargestellt.  
7.1.1 Besuchszahlen der Transparenz-Plattform 
Die TPP hatte im Verlauf von Anfang 2016 bis Ende Oktober 2020 insgesamt 80.774 Besuche 
zu verzeichnen, im Jahresmittel waren dies 16.712, im Monatsmittel 1.393. Dabei handelte es 
sich um einmalige und um wiederkehrende Besucherinnen und Besucher. Im Lauf der Zeit 
nahmen die Besuche mit Ausnahme des Jahres 2017 stetig zu (Abbildung 20). So wurden 
2016 14.686 Besuche registriert, 2019 stieg die Besuchszahl auf 16.862 und innerhalb der 
ersten 10 Monate des Jahres 2020 lag die Zahl mit 20.725 Besuchen bereits über den Be-
suchszahlen des Vorjahres.  
Abbildung 20: Webseitenbesuche pro Monat (01/2016-10/2020) 
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7.1.2 Verhalten von Nutzerinnen und Nutzern 
Um einen genaueren Einblick in das Nutzerverhalten zu erlangen, wurden für das Jahr 2020 
die Nutzerstatistiken detaillierter ausgewertet.49 Dabei wurde der Zeitraum vom 01. Januar bis 
zum 15. November 2020 analysiert. Nachfolgend werden die Zugriffe aus dem Landesnetz-
werk Rheinland-Pfalz, die Ursprungsseiten, von denen aus die Nutzerinnen und Nutzer auf die 
TPP gelangt sind, und die genutzten Endgeräte deskriptiv ausgewertet. Darüber hinaus soll 
anhand der Besuchsdauer und der Zahl der durchgeführten Aktionen ein Einblick in das Surf-
verhalten, also wie sich Personen auf der Webseite bewegen, gegeben werden.  
Im Rahmen der Datenabfrage übermittelte der LDI die ersten 5 Ziffern der IP-Adressen, an-
hand derer eine Zuordnung zum Intranet des Landes Rheinland-Pfalz möglich war.50 Dabei 
zeigte sich, dass etwa 16 Prozent der Besuche aus dem Intranet des Landes Rheinland-Pfalz 
erfolgten, sich also wesentlich auf Beschäftigte der öffentlichen Verwaltung zurückführen lie-
ßen. Entsprechend entfielen 84 Prozent der Besuche auf Personen von außerhalb des Intra-
nets des Landes. 
Auf die TPP wurde in etwa 2 Drittel der Fälle mit einem Desktop-PC oder Laptop zugegriffen. 
In einem Drittel der Fälle wurden kleinere mobile Geräte genutzt (28 Prozent Smartphones, 5 
Prozent Tablets oder Phablet51). Im Rahmen einer vorangegangenen Analyse der Monate Ja-
nuar bis März lag die Nutzung mobiler Geräte bei rund 20 Prozent. Somit stieg die Nutzung 
mobiler Geräte im Verhältnis zu PCs im Jahresverlauf an.  
Die meisten Besuchenden gelangten über eine Suchmaschine auf die TPP (63 Prozent). 29 
Prozent griffen direkt auf die Webseite zu, bspw. durch Eingabe der Internetadresse, aber 
auch durch erneutes Aufrufen aus dem Browserverlauf. Knapp 8 Prozent der Aufrufe erfolgten 
durch Verlinkungen auf die TPP, etwa von Seiten der (obersten) Landesbehörden. Zugriffe 
aus sozialen Netzwerken erfolgten nur in 0,2 Prozent aller Fälle.  
Eine Webseite kann auch versehentlich aufgerufen werden, z. B. weil ein Link unbeabsichtigt 
angeklickt wurde oder weil die Webseite auf der Suche nach einer bestimmten Information 
geöffnet wurde, welche sie nicht enthält. Ein übliches Maß, um diese Besuche ohne erkenn-
baren Nutzen zu betrachten, ist die Absprungrate (engl. Bounce-Rate). Die Absprungrate wird 
hier über den Anteil der Besuchenden definiert, der nur eine Seite aufgerufen hat. Dabei zeigt 
sich, dass von allen Webseitenbesuchenden 43 Prozent nur eine Seite der TPP aufriefen. 
Dabei handelte es sich in 8 Prozent der Besuchenden, die nur eine Seite aufriefen, um wie-
derkehrende Besuchende. Folglich wird davon ausgegangen, dass die Absprungrate zwischen 
35 und 43 Prozent lag. Als akzeptabel gelten für Webseiten, bei denen Inhalte überwiegen, 
Absprungraten von 40 bis 60 Prozent (Müller 2019). Die Absprungrate fällt somit akzeptabel 
aus.  
Bei den Besuchenden handelte es sich in der weit überwiegenden Zahl der Fälle um Erstbe-
sucher bzw. Erstbesucherinnen – nur 12 Prozent waren wiederkehrende Besucherinnen und 
Besucher. Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die Nachverfolgung nur eingeschränkt 
durch die TPP erfolgte, da keine „Cookies“52 von der TPP auf den Geräten der Nutzenden 
                                               
49 In den Nutzungsbedingungen der TPP ist vorgesehen, dass Nutzerdaten nach Ablauf von 30 Tagen 
gelöscht werden. In Abstimmung mit dem LfDI erfolgte im Rahmen der Evaluierung hiervon eine Aus-
nahme. Dabei handelte es sich um individuelle Nutzerdaten, die allerdings anonymisiert waren und auf 
deren Basis kein Rückschluss auf einzelne Geräte, Anschlüsse oder Personen möglich war. Aufgrund 
der Löschfristen war es nicht möglich, vorangegangene Jahre in die Auswertung einzubeziehen.  
50 Eine Identifizierung einzelner Verbindungen war auf dieser Basis nicht möglich.  
51 Dabei handelt es sich um ein Hybridgerät, das sowohl als Tablet wie auch als Smartphone einzustufen 
ist.  
52 Datenpakete mit Nutzungsdaten. 
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gespeichert werden. Aus diesem Grund wurden gegebenenfalls auch wiederkehrende Besu-
cherinnen und Besucher als Erstbesucherinnen bzw. Erstbesucher eingestuft. 
Abbildung 21 zeigt die Verteilung der Besuchsdauer. Bei der Interpretation gilt es zu berück-
sichtigen, dass die Besuchsdauer der letzten aufgerufenen Seite aus technischen Gründen 
nicht erfasst wird. Da davon auszugehen ist, dass es sich bei den zuletzt aufgerufenen Seiten 
auch um erfolgreiche Suchen handelt und damit eine längere Verweildauer einhergeht, ist da-
mit zu rechnen, dass die nachfolgend dargestellten Besuchsdauern deutlich unterschätzt wer-
den. 36 Prozent der Besuchenden hielten sich bis zu 1 Minute auf der Webseite auf. 6 Prozent 
hielten sich zwischen 2 und 5 Minuten auf der Webseite auf, 10 Prozent der Nutzenden be-
suchten die Seite für 5 bis 10 Minuten. 5 Prozent der Nutzenden hielten sich mehr als 10 
Minuten auf der TPP auf. Die durchschnittliche Besuchsdauer lag bei 4:14 Minuten mit einer 
Standardabweichung53 von 8:51 Minuten.  
Abbildung 21: Besuchsdauer auf der TPP 
 
Anmerkung: Fallzahl = 22.147 
Die Besuchenden führten im Durchschnitt 5,2 Aktionen durch, die Standardabweichung betrug 
9,8. Das Maximum für einen Besuch lag bei 524 Aktionen. Abbildung 22 zeigt die Verteilung. 
Dabei führten 43 Prozent der Besuchenden nur eine Aktion (den Aufruf der Seite) aus. 2 Akti-
onen wurden von 11 Prozent der Besuchenden ausgeführt, 3 bis 5 Aktionen wurden von 21 
Prozent der Besuchenden ausgeführt, 13 Prozent führten 6 bis 10 Aktionen aus. Insgesamt 
13 Prozent führten mehr als 10 Aktionen durch.  
Abbildung 22: Aktionen je Besuch auf der TPP 
 
Anmerkungen: Fallzahl = 22.147 
Die Suchfunktion wurde von 12 Prozent der Besucherinnen und Besucher in Anspruch ge-
nommen, 88 Prozent führten keine Suche durch. Von allen Besucherinnen und Besuchern 
führten 4,5 Prozent eine Suche durch, 5,9 Prozent führten 2 bis 5 Suchen durch und in 1,8 
Prozent der Fälle wurden mehr als 5 Suchen durchgeführt. Der geringe Anteil von 
Besucherinnen und Besuchern, die eine Suche durchführten, legt nahe, dass es sich bei vielen 
                                               
53 Siehe Fußnote 20 für eine Erläuterung. 
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Besuchen nicht um gezielte Suchen nach Informationen handelte, sondern dass eher erkundet 
wurde, was sich auf der Seite befindet.  
Insgesamt legt das Nutzungsverhalten nahe, dass Nutzerinnen und Nutzer eher die TPP für 
eine kurze Zeit erkundeten, als dass ihnen die TPP bekannt war und sie diese zur gezielten 
Recherche nutzten. Beispielhaft illustriert wird dies daran, dass 88 Prozent der Nutzerinnen 
und Nutzer keine Suche anhand von Suchbegriffen durchführte. Dies gilt es auch für eine 
künftige Optimierung der Nutzungsqualität zu berücksichtigen.  
7.1.3 Informationen über Nutzerinnen und Nutzer 
Um weiteren Aufschluss über die Nutzerinnen und Nutzer der TPP und deren Nutzungsver-
halten zu erhalten, wurde auf der TPP eine Umfrage durchgeführt (vgl. Kapitel 4.3.2.3 für eine 
Beschreibung des Erhebungsinstruments). Nachfolgend werden zunächst die Teilnehmenden 
der Umfrage anhand von soziodemografischen und weiteren Merkmalen beschrieben.  
7.1.3.1 Soziodemographische Merkmale  
An der Umfrage auf der TPP nahmen insgesamt 94 Teilnehmerinnen und Teilnehmer teil. Von 
den Teilnehmenden machten 67 Personen Angaben zu ihrem Geschlecht. Von diesen Perso-
nen waren zwei Drittel männlich und ein Drittel weiblich, als divers bezeichneten sich keine 
Teilnehmenden. Das Durchschnittsalter der Teilnehmenden betrug 48 Jahre, wobei zu berück-
sichtigen ist, dass 33 Personen hierzu keine Angaben machten. Abbildung 23 zeigt die Alters-
struktur der Teilnehmenden an der Umfrage. Mit einem Anteil von 39 Prozent bildete die Al-
tersgruppe der 50-64-Jährigen den größten Anteil aus, dicht gefolgt von den 30-49-Jährigen 
mit einem Anteil von 36 Prozent. Mit deutlichem Abstand folgten die 18-29-Jährigen (13 Pro-
zent) und von Personen über 65 Jahre (11 Prozent). Der oder die jüngste Besuchende war 23 
Jahre alt und der oder die älteste 76.  
Abbildung 23: Altersstruktur der Nutzerinnen und Nutzer (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 61. 
Bei der Frage nach dem höchsten Bildungsabschluss (Abbildung 24) gaben in etwa zwei Drittel 
der Befragten die Fachhochschulreife bzw. das Abitur an. 16 Prozent der Befragten besaßen 
die Mittlere Reife bzw. Realschulabschluss. Weitere 10 Prozent verfügten über einen Hoch-
schulabschluss und 6 Prozent über einen Volks- bzw. Hauptschulabschluss. 
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Abbildung 24: Formale Bildung der Nutzerinnen und Nutzer (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 67. 
In Abbildung 25 wurden die Wohn- und Arbeitsorte der Teilnehmenden der Umfrage darge-
stellt. Von den Befragten lebten und arbeiteten die Hälfte in Rheinland-Pfalz. 32 Prozent der 
Befragten lebten ausschließlich in Rheinland-Pfalz, arbeiteten jedoch nicht dort. Andersherum 
arbeiteten 6 Prozent der Befragten in Rheinland-Pfalz, aber lebten nicht dort. Die restlichen 12 
Prozent gaben an, weder in Rheinland-Pfalz zu arbeiten noch dort zu leben. 
Abbildung 25: Wohn- und Arbeitsort der Nutzerinnen und Nutzer (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 68. 
Gefragt nach dem letzten Besuch der TPP (Abbildung 26), gaben 59 Prozent der Befragten 
an, die TPP zum ersten Mal besucht zu haben. Bei den verbleibenden 41 Prozent handelte es 
sich um wiederkehrende Besuchende. 18 Prozent aller Befragten hatte die TPP sogar inner-
halb der letzten Woche zuletzt besucht. 
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Abbildung 26: Erstbesucher und wiederkehrende Besuche (Umfrage auf der TPP) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 94. 
 
7.1.3.2 Hintergrund und Motivation  
Abbildung 27 zeigt die Verteilung der Funktionen, in der die Befragten auf die TPP zugegriffen 
haben. 49 Personen gaben an, als Privatpersonen mit persönlichem Interesse auf die TPP 
zuzugreifen. Damit stellten sie die mit Abstand größte Funktionsgruppe unter den Nutzenden 
dar. Die zweitgrößte Gruppe bildeten die Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung mit 22 
Personen. Unter den 8 Personen, die als Funktion „Sonstige“ ausgewählt hatten, befanden 
sich 4 Studierende. Weitere 7 Personen zählten sich zu Mitgliedern der Zivilgesellschaft (Ver-
eine, Initiativen, etc.). Vereinzelt gaben Teilnehmende an, zu anderen Gruppen wie Rechtsan-
wältinnen bzw. -anwälten, Beschäftigten in der Wirtschaft, Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern oder Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern zu gehören.  
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Abbildung 27: Funktion der Nutzerinnen und Nutzer (Umfrage auf der TPP) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 93. 
 
7.1.3.3 Interessen der Nutzerinnen und Nutzer 
Die Erhebung der Funktion, in der die Nutzerinnen und Nutzer auf die TPP zugegriffen haben, 
deckt sich auch mit der Verteilung der Motivation (Abbildung 28). Hier gab mit 59 Prozent 
ebenfalls eine deutliche Mehrheit der Befragten an, aus privatem Interesse die TPP zu nutzen. 
Hinzu kamen weitere 11 Prozent, die sowohl aus privaten als auch aus beruflichen Gründen 
die Plattform nutzten. Die restlichen 30 Prozent nutzten die Plattform hingegen aus rein beruf-
lichen Gründen.  
Abbildung 28: Interesse des Besuchs der Nutzerinnen und Nutzer (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 91. 
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Alle Nutzenden wurden im Anschluss gefragt, aus welchen Gründen Sie die TPP nutzen (Ab-
bildung 29). Zur Interpretation der Grafik ist anzumerken, dass mehrere Antwortmöglichkeiten 
ausgewählt werden konnten und die Antwortmöglichkeit „Für eine ehrenamtliche Tätigkeit“ nur 
bei privater Nutzung angezeigt wurde. Personen, die sowohl berufliche als auch private Moti-
vation angaben, wurden doppelt gezählt: Einmal als Person mit privatem Interesse und einmal 
als Person mit beruflichem Interesse. Die häufigste Antwort – sowohl unter den beruflich als 
auch unter den privat interessierten Personen – war „Information über ein Thema“.  
Abbildung 29: Besuchsgründe der Nutzerinnen und Nutzer (Umfrage auf der TPP) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Private Motivation) = 112; Fallzahl (Berufliche Motivation) = 50. 
Neben dem Grund des Besuchs wurde auch abgefragt, ob auf der TPP bestimmte Informatio-
nen gesucht wurden und wenn ja, welche. Dabei gaben 79 Prozent der Teilnehmenden an, 
etwas Bestimmtes zu suchen, 21 Prozent gaben an „nichts Bestimmtes gesucht“ zu haben. 
Mit Ausnahme derjenigen Personen, die nichts Bestimmtes gesucht hatten, wurden die Teil-
nehmenden gefragt, was sie gesucht hatten. 50 von 94 gaben an, was sie gesucht haben. Zu 
den gesuchten Informationen gehörte das Abstimmungsverhalten im Bundesrat (9 Fälle), In-
formationen zur Coronavirus-Pandemie (6 Fälle), Umweltthemen (5 Fälle) und Bebauungs-
pläne (5 Fälle), 25 Suchen konnten keinem Themenbereich zugeordnet werden, der mehrfach 
vorkam.   





Insgesamt zeigt die Auswertung der Nutzerstatistik, dass die Besuchszahlen von 2016 bis 
2020 anstiegen. Mit durchschnittlich 1.787 Besuchen pro Monat im Erhebungszeitraum sind 
die Besuchszahlen jedoch noch ausbaufähig, wenngleich diese im Oktober 2020 bereits bei 
2.628 Besuchen monatlich lagen. Die Absprungrate lag mit 35 bis 43 Prozent im akzeptablen 
Bereich. 
Verhalten von Nutzerinnen und Nutzern  
Die TPP weist eine hohe Zahl von Erstbesucherinnen und -besuchern auf. Dies könnte darauf 
zurückzuführen sein, dass zwischen dem Aufrufen der TPP von Personen mehr Zeit ver-
streicht als die Löschfrist von 30 Tagen und wiederkehrende Besucherinnen und Besucher 
nicht als solche erkannt werden. Die Besuchsdauer fiel mit durchschnittlich unter 5 Minuten 
kurz aus, wurde aber aus technischen Gründen unterschätzt und ist somit nur eingeschränkt 
interpretierbar. Etwa ein Sechstel der Besuche entfällt auf Beschäftigte der öffentlichen Ver-
waltung. Von Beschäftigten des Ministeriums des Innern und für Sport wurde berichtet, dass 
die TPP von einer Vielzahl von Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung dienstlich zur Re-
cherche von Informationen genutzt werde. Ein gewisser Teil der Nutzung entfällt vermutlich 
auch auf die Kontrolle der eingestellten Informationen im Zuge des Veröffentlichungsprozes-
ses.  
Informationen über Nutzerinnen und Nutzer  
Auf Basis der Umfrageergebnisse kann festgehalten werden, dass die Nutzerinnen und Nutzer 
zu zwei Dritteln männlich waren (66 Prozent), das Durchschnittsalter betrug 48 Jahre. Eben-
falls zwei Drittel der Teilnehmenden hatten das Abitur oder die Fachhochschulreife, 10 Prozent 
gaben einen Hochschulabschluss an. Von den Befragten gaben 88 Prozent an, in Rheinland-
Pfalz zu leben oder zu arbeiten. Bei den Befragten handelte es sich in 3 von 5 Fällen um 
Erstbesucherinnen und Erstbesucher.  
Etwas über die Hälfte der Befragten gab an, als Privatperson auf die TPP zuzugreifen, knapp 
ein Viertel entfiel auf Beschäftigte der öffentlichen Verwaltung, rund 8 Prozent entfielen auf 
Mitglieder der Zivilgesellschaft. Interessenvertreterinnen und -vertretern oder berufliche Ver-
treter bzw. Vertreterinnen kamen nur selten vor (in Summe 8 Prozent).  
Die Motive für die Nutzung waren überwiegend privater Natur (60 Prozent) und bezogen sich 
weit überwiegend auf ein Thema oder einen konkreten Vorgang, gefolgt von allgemeinem po-
litischem Interesse. Berufliche Nutzerinnen und Nutzer waren in ähnlicher Weise an konkreten 
Themen und Vorgängen, zusätzlich auch häufig spezifisch an Verwaltungsverfahren, interes-
siert. Die Frage, welche Informationen gesucht wurden, ergab vielfältige und sehr unterschied-
liche Interessengebiete.  
7.2 Nutzungsqualität 
Um die Nutzungsqualität zu erheben, kamen sowohl qualitative als auch quantitative Erhe-
bungsmethoden in Einsatz. Die beiden zentralen Bestandteile bildeten die Umfrage auf der 
TPP unter den Nutzerinnen und Nutzern sowie die Homepage-Evaluierung. Letztere Bestand 
aus einem qualitativen Anwendungstest (User Experience Test) und einer Online-Befragung 
von Crowdworkern, die damit beauftragt wurden, auf der TPP kurze Aufträge durchzuführen 
und im Anschluss einen Fragebogen zur Nutzungsqualität zu beantworten (vgl. Kapitel 
4.3.2.4). Im Rahmen der Analyse der Crowdworker-Befragung zeigte sich anhand von  
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Gruppen-Vergleichstests (T-Tests, sowie Wilcoxon-Vorzeichen-Rang-Tests), dass die Zufrie-
denheit mit der Webseite und die Nutzungsqualität zwischen Nutzerinnen und Nutzer mit mo-
bilen Geräten oder einem PC bzw. Laptop nicht in statistisch signifikantem Maß unterschied-
lich bewertet wurde, weshalb die Ergebnisse der Crowdworker-Befragung in gleichem Maße 
für PC-Nutzende und mobile Nutzende gewertet werden können. Ergänzt wurde die Home-
page-Evaluierung um Rückmeldungen verschiedener Stakeholder aus der Zivilgesellschaft 
und den obersten Landesbehörden, mit denen im Rahmen der Evaluierung Interviews geführt 
wurden.  
Im folgenden Abschnitt erfolgt zunächst ein Vergleich zwischen Teilnehmenden der Umfrage 
auf der TPP und der Crowdworker-Befragung. Dieser soll dazu beitragen, die Ergebnisse aus 
den beiden Umfragen zu verorten. Danach wird in den weiteren Abschnitten die Zufriedenheit 
mit der Webseite und die Nutzungsqualität zunächst allgemein bewertet und im Anschluss 
daran auf spezifische Aspekte der TPP eingegangen. Dabei werden die Ergebnisse aus den 
verschiedenen Erhebungen thematisch zusammengeführt.  
7.2.1 Vergleich zwischen Teilnehmenden der Umfrage auf der TPP und Crow-
dworkern  
Um zu verstehen, vor welchem Hintergrund die Ergebnisse der Umfrage auf der TPP und der 
Crowdworker-Befragung zu interpretieren sind, wurden die Teilnehmenden beider Befragun-
gen anhand von soziodemographischen Merkmalen verglichen. Die Teilnehmenden aus der 
Umfrage auf der TPP werden dabei als Nutzer und Nutzerinnen oder Nutzende bezeichnet. 
Die Teilnehmenden der Crowdworker-Befragung als Crowdworker. 
Das Geschlechterverhältnis war bei den Crowdworkern etwas ausgeglichener als bei den re-
gulären Nutzerinnen und Nutzern. Dennoch überwogen die männlichen Teilnehmenden. So 
waren von den Crowdworkern 62 Prozent männlich (Nutzer: 67 Prozent) und 37 Prozent weib-
lich (Nutzerinnen: 33 Prozent), als divers bezeichnete sich 1 Prozent der Crowdworker.  
Der Altersdurchschnitt lag bei den Nutzerinnen und Nutzern der TPP bei 48 Jahren, im Ver-
gleich dazu waren die Crowdworker im Schnitt um 10 Jahre jünger. Bei den Crowdworkern 
war die größte Altersgruppe der 30- bis 49-Jährigen mit 51 Prozent am häufigsten vertreten 
(Abbildung 30). Dagegen war die größte Altersgruppe bei den Nutzerinnen und Nutzern Per-
sonen von 50 bis 64 Jahren mit 39 Prozent aller Befragten. Die Gruppe der 18- bis 29-Jährigen 
war bei den Crowdworkern häufiger vertreten, mit 28 Prozent gegenüber 11 Prozent bei der 
Umfrage auf der TPP.  
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Abbildung 30: Altersstruktur im Vergleich (Umfrage auf der TPP und Crowdworker-Befra-
gung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Crowdworker) = 396; Fallzahl (Umfrage auf der TPP) = 61 
Das Bildungsniveau (Abbildung 31) war bei Crowdworkern und Nutzerinnen und Nutzern der 
TPP ähnlich ausgeprägt. Zwar gaben die Teilnehmenden öfter an, über einen Hochschulab-
schluss zu verfügen.54 Jedoch hatten 75 Prozent der Crowdworker die Fachhochschulreife 
bzw. das Abitur inne, wohingegen die befragten Nutzenden auf einen 8 Prozent niedrigeren 
Anteil kamen. Der Anteil von Crowdworkern mit einer mittleren Reife oder einem vergleichba-
ren Abschluss betrug 20 Prozent bei den Nutzerinnen und Nutzern lag dieser 4 Prozent nied-
riger. Es waren kaum Personen vertreten, die einen Volks- oder Hauptschulabschluss als 
höchsten Bildungsabschluss nannten (2 Prozent Crowdworker, 6 Prozent Nutzerinnen und 
Nutzer).  
                                               
54 Dabei ist darauf zu verweisen, dass die Kategorie Hochschulabschluss nachträglich auf Basis der 
Angabe „Sonstige, und zwar:“ gebildet wurde. Deshalb ist es möglich, dass in beiden Gruppen der Anteil 
von Personen mit Hochschulabschlüssen unterschätzt wird. 
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Abbildung 31: Formale Bildung im Vergleich (Umfrage auf der TPP und Crowdworker-Befra-
gung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Crowdworker)= 396; Fallzahl (Umfrage auf der TPP) = 67 
Abbildung 32: Geographische Herkunft (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Crowdworker) = 394 
Während bei der Nutzerbefragung der TPP naheliegender Weise ein hoher Anteil in Rhein-
land-Pfalz gelebt, gearbeitet oder beides getan hat, ist die geographische Herkunft bei den 
Crowdworkern breiter gestreut (Abbildung 32). Für die Bewertung der TPP war es unproble-
matisch, dass die meisten Teilnehmenden nicht aus Rheinland-Pfalz stammen oder dort ar-
beiten, da die Bewertung der TPP als Informationsplattform, insbesondere in Bezug auf deren 
Nutzungsqualität, auch ohne regionalen Bezug erfolgen konnte.  
Insgesamt zeigten sich beim Vergleich der soziodemographischen Merkmale der Nutzerinnen 
und Nutzer, die an der Umfrage auf der TPP teilgenommen hatten und den Crowdworkern 
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einige Unterschiede: So waren unter den Crowdworkern etwas mehr Frauen vertreten, wenn-
gleich bei beiden Gruppen Männer die deutliche Mehrheit bildeten. Die Crowdworker waren 
mit einem Durchschnittsalter von 38 deutlich jünger als die regulären Nutzerinnen und Nutzer. 
Das Bildungsniveau war bei beiden Gruppen ähnlich hoch ausgeprägt, mit jeweils mehr als 3 
Viertel der Befragten mit Abitur bzw. einer Fachhochschulreife oder sogar einem Hochschul-
abschluss. Da Crowdworker aus ganz Deutschland an der Crowdworker-Befragung teilneh-
men konnten, überraschte es kaum, dass die meisten Crowdworker nicht aus Rheinland-Pfalz 
stammten. Dies erwies sich als methodisch unproblematisch, da die Bewertungen der Web-
seite auf Basis des Surfverhaltens im Fokus standen und hierzu kein regionaler Bezug zu 
Rheinland-Pfalz nötig war.  
7.2.2 Zufriedenheit mit der Webseite 
Die Zufriedenheit mit der TPP insgesamt wurde in der Umfrage auf der TPP und der Crow-
dworker-Befragung in gleicher Weise abgefragt. Die Befragten sollten dabei zu 3 Aussagen 
Stellung nehmen, die sich auf die Zufriedenheit mit den Inhalten der Webseite, den erneuten 
Besuch und die Empfehlung der Webseite an andere Personen bezogen. Diese werden nach-
folgend zunächst für die Umfrage auf der TPP und danach für die Crowdworker-Befragung 
beschrieben.  
7.2.2.1 Umfrage auf der TPP  
Aus Abbildung 33 geht hervor, dass sich nach dem Besuch der TPP 46 Prozent der Befragten 
vorstellen konnten, die Webseite anderen Personen zu empfehlen. Drei Viertel der Befragten 
konnten sich vorstellen, die Webseite noch einmal zu besuchen. Eine nahezu ausgeglichene 
Verteilung zwischen Zustimmung und Ablehnung ergab sich bei der Frage nach der Zufrie-
denheit mit den Inhalten und Informationen. Hier waren 42 Prozent der Befragten überhaupt 
nicht oder eher nicht zufrieden und 41 Prozent der Befragten voll und ganz oder eher zufrieden. 
Da jedoch 21 Prozent der Befragten überhaupt nicht zufrieden und nur 10 Prozent voll und 
ganz zufrieden waren, überwogen die negativen Einschätzungen leicht.  
Angesichts der verbreiteten Absicht, die Webseite erneut zu besuchen, wurde die TPP von 
den Befragten als relevante Informationsquelle eingestuft. Zugleich war die Zufriedenheit mit 
den Inhalten noch ausbaufähig; ähnliches galt für die Weiterempfehlung der Webseite. Ein 
Interview mit einem Vertreter von Mehr Demokratie e. V. lieferte einen vertieften Einblick in 
eine kritische Sichtweise bezüglich der TPP: Dabei wurde geäußert, dass die TPP mehrfach 
besucht worden sei, aber dass die Zufriedenheit mit den Inhalten sehr zu wünschen übrig 
ließe.  
   
  
117 
Abbildung 33: Zufriedenheit mit der TPP (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 68 
7.2.2.2 Crowdworker-Befragung 
Aus Abbildung 34 geht hervor, dass sich 55 Prozent der Crowdworker vorstellen konnten, die 
Webseite weiterzuempfehlen. 58 Prozent konnten sich vorstellen, die Webseite noch einmal 
zu besuchen. Mit den Inhalten und Informationen sind sogar 73 Prozent der Crowdworker zu-
frieden. Dabei fällt der Unterschied zwischen den ersten beiden Aussagen und der Zufrieden-
heit mit der Webseite auf. Ein Grund hierfür könnte darin bestehen, dass die Crowdworker für 
den Webseitenbesuch bezahlt wurden und kein eigenmotiviertes Interesse daran haben, die 
Seite zu besuchen. Darüber hinaus stammten die meisten Crowdworker nicht aus Rheinland-
Pfalz, weshalb die Crowdworker zu dem Schluss kommen könnten, dass ein erneuter Besuch 
bzw. eine Weiterempfehlung nicht sinnvoll ist, wenn kein Bezug zu Rheinland-Pfalz besteht.  
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Abbildung 34: Zufriedenheit mit der TPP (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 379 
7.2.3 Allgemeine Nutzungsqualität 
Nachdem ein Eindruck zur Zufriedenheit mit der Webseite vermittelt wurde, wird nun zunächst 
ein Überblick über verschiedene Aspekte der Nutzungsqualität anhand der Umfrageergeb-
nisse und der Ergebnisse der Crowdworker-Befragung gegeben und danach auf die verschie-
denen Aspekte genauer eingegangen. In gleicher Weise, wie bei der Zufriedenheit mit der 
Webseite, wurden auch hier die weitgehend gleichen Fragen den regulären Nutzerinnen und 
Nutzern und den Crowdworkern gestellt, um einen Vergleich zu ermöglichen. Dazu wurden die 
Befragten gebeten anzugeben, in welchem Maße die verschiedenen Aussagen zur Benutzer-
freundlichkeit ihrer Ansicht nach zutreffen. Die Befragten konnten dabei aus 5 Antwortmög-
lichkeiten wählen, von „trifft überhaupt nicht zu [1]“ bis „trifft voll und ganz zu [5]“.  
7.2.3.1 Umfrage auf der TPP  
Die Ergebnisse der Umfrage auf der TPP zur Nutzungsqualität zeigen, dass durchaus Verbes-
serungspotenzial besteht. Nachfolgend werden die Bewertungen aus Abbildung 35 beschrie-
ben. 
(1)  „Die TPP ist insgesamt benutzerfreundlich“  
Von den Befragten stuften 38 Prozent die TPP als benutzerfreundlich ein, 9 Prozent 
der Befragten zufolge, traf die Aussage voll und ganz zu. Die Hälfte der Befragten 
schätzte die TPP eher nicht oder überhaupt nicht benutzerfreundlich ein. 13 Prozent 
stimmten der Aussage weder zu, noch nicht zu.  
(2) „Die TPP ist interessant“  
Für eine deutliche Mehrheit von fast zwei Dritteln (64 Prozent) der Befragten war die 
TPP interessant. Dies war der dritthöchste Zustimmungswert der 9 Aussagen. Ledig-
lich 28 Prozent der Befragten konnten der Aussage nicht zustimmen, wovon nur 8 Pro-
zent die Aussage überhaupt nicht zutreffend fanden. 10 Prozent wählten die Mittelka-
tegorie „weder noch“.   
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(3) „Die TPP hat ein ansprechendes Design“  
Auch das Design fand bei der Mehrheit der Befragten Anklang. Es stimmten 41 Prozent 
der Befragten der Aussage zu, wohingegen nur 34 Prozent der Befragten der Aussage 
nicht zustimmten. Ganz eindeutig war das Ergebnis jedoch nicht, da das Verhältnis der 
beiden extremen Antwortmöglichkeiten zu Gunsten der negativen Antwortmöglichkeit 
ging (11 Prozent zu 7 Prozent) und auch der Anteil an neutralen Antworten mit 25 
Prozent relativ hoch lag.  
(4) „Die TPP animiert zum weiteren Surfen“  
Diese Aussage wurde mit 49 Prozent mehrheitlich verneint. Auffallend war dabei die 
starke Ausprägung von 21 Prozent der Befragten, die der Aussage überhaupt nicht 
zustimmen konnten. Dabei handelte es sich um den höchsten Wert der 9 Aussagen. 
Lediglich 28 Prozent der Befragten stimmten der Aussage zu, 23 Prozent wählten die 
neutrale Mittelkategorie.  
(5)  „Die TPP ist übersichtlich“  
Hinsichtlich der Übersichtlichkeit war zu konstatieren, dass die Hälfte der Befragten die 
TPP als unübersichtlich wahrnahm. Immerhin 31 Prozent stimmten der Übersichtlich-
keit zu und weitere 20 Prozent standen der Aussage neutral gegenüber. 
(6) „Die TPP hat eine leichte Navigation“  
Die Einschätzungen zur Navigation fielen ähnlich, aber etwas weniger negativ aus. Die 
Navigation wurde von 46 Prozent der Befragten nicht als leicht wahrgenommen, 18 
Prozent gaben „weder noch“ an. 35 Prozent der Befragten beurteilten die Navigation 
positiv.  
(7) „Die TPP hat eine gute Suchfunktion“ 
Die Suchfunktion wurde durchschnittlich leicht negativ wahrgenommen. In der Befra-
gung gaben zwar mit 30 Prozent die meisten der Befragten eine neutrale Bewertung 
an und auch die Stufen „trifft eher nicht zu“ (26 Prozent) und „trifft eher zu“ (25 Prozent) 
hoben sich mit annähernd gleicher prozentualer Verteilung auf. Jedoch kam die nega-
tivste Angabe „trifft überhaupt nicht zu“ mit 12 Prozent der Fälle häufiger vor als die 
positivste Antwortmöglichkeit „trifft voll und ganz zu“ (7 Prozent). Diese Verteilung 
deckte sich auch mit den Anmerkungen, die bei den Fragen nach allgemeinen Verbes-
serungsmöglichkeiten und nach speziellen Verbesserungen der Suchfunktion gegeben 
wurden. Hier konnten die Befragten in einem freien Text ihre Wünsche und Vorschläge 
äußern. Nach einer vorgenommenen Kategorisierung der Antworten wünschten sich 
die Befragten am häufigsten eine bessere Gliederung bzw. eine klarere Struktur.  
(8) „Die TPP lädt schnell“  
Bei der überwiegenden Mehrheit gab es keinerlei Probleme bei der Ladegeschwindig-
keit der TPP: Etwa zwei Drittel der Befragten stimmten dieser Aussage zu. Mit 36 Pro-
zent stimmte die größte Gruppe dieser Aussage sogar voll und ganz zu. Lediglich 18 
Prozent stimmten der Aussage nicht zu.  
(9) „Die TPP wird auf mobilen Endgeräten fehlerfrei angezeigt“  
Diese Aussage war für die Benutzerfreundlichkeit nicht unerheblich, da immerhin 44 
Prozent der Befragten die TPP über ein mobiles Endgerät (Smartphone, Tablet o. Ä.) 
nutzten. Der fehlerfeien Anzeige auf mobilen Endgeräten konnten 84 Prozent der Be-
fragten zustimmen, welches die größte Zustimmungsrate unter den 9 Aussagen bil-
dete. Von den Befragten stellten 16 Prozent eine fehlerhafte Anzeige auf mobilen End-
geräten fest.  
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Abbildung 35: Eigenschaften der Webseite (Umfrage auf der TPP) 
 
Insgesamt besteht bei der Nutzungsqualität Optimierungspotenzial in verschiedenen Berei-
chen. Mit Blick auf die Benutzerfreundlichkeit insgesamt und den allgemeinen Eindruck zeigte 
sich einerseits ein hohes Interesse an der TPP, andererseits wird die TPP jedoch insgesamt 
nicht besonders benutzerfreundlich bewertet, was seinen Ausdruck auch darin fand, dass die 
Webseite nicht sonderlich zum weiteren Surfen animierte. Letzteres ist nicht unerheblich, da 
sich insbesondere erstmalige Besucherinnen und Besucher der TPP zunächst mit dieser ver-
traut machen müssen, um das Informationsangebot der Plattform und den damit verbundenen 
Mehrwert für sich einschätzen zu können. Die Bewertung des Designs fiel dagegen tendenziell 
positiv aus. Die TPP erschien noch deutlich ausbaufähig bezüglich der Übersichtlichkeit und 
der Navigation. Die Suchfunktion wurde im Durchschnitt leicht negativ bewertet. Bei techni-
schen Aspekten wie der Ladegeschwindigkeit oder der fehlerfreien Anzeige auf mobilen End-
geräten hatten die meisten Befragten keine Probleme. Im Anschluss werden diese Erkennt-
nisse um die Ergebnisse aus der Crowdworker-Befragung ergänzt.  




Bei der Crowdworker-Befragung wurde eine Vielzahl spezifischer Fragen zur Nutzungsqualität 
gestellt. Sofern ähnlich gelagerte vertiefende Fragen gestellt wurden, wurden diese nicht 
mehrfach abgefragt, um die Befragung stringent und konzise zu halten. Deshalb wurden zur 
Bewertung der Nutzungsqualität bei der Crowdworker-Befragung 5 statt 9 Aussagen abge-
fragt. Abbildung 36 führt die Aussagen und deren Verteilung auf.  
Abbildung 36: Nutzungsqualität der TPP (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 393 
Nachfolgend wird die Verteilung der verschiedenen Antworten auf die Aussagen interpretiert.  
(1) „Die TPP ist insgesamt benutzerfreundlich“  
Rund 71 Prozent der Befragten haben die TPP als benutzerfreundlich empfunden. Nur 
ein kleiner Anteil von 13 Prozent stimmte der Aussage nicht zu und sah die TPP nicht 
als benutzerfreundlich an. 
(2) „Die TPP ist interessant“  
Eine deutliche Mehrheit von 71 Prozent der Befragten befand die TPP als interessant, 
welches der zweithöchste Zustimmungswert der 5 Aussagen war. Lediglich 11 Prozent 
der Befragten konnten der Aussage nicht zustimmen, wovon nur 3 Prozent die Aus-
sage überhaupt nicht zutreffend fanden. 
(3) „Die TPP hat ein ansprechendes Design“  
Auch das Design fand bei einer deutlichen Mehrheit der Befragten Anklang. Es stimm-
ten 61 Prozent der Befragten der Aussage zu, wohingegen nur 18 Prozent der Befrag-
ten der Aussage nicht zustimmten. Dennoch wurde bei der offenen Frage: „Was könnte 
Ihrer Ansicht nach an der TPP verbessert werden?“ mehrmals die Überarbeitung der 
Farbwahl und des Designs erwähnt.  
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(4) „Die TPP animiert zum weiteren Surfen“  
Fast die Hälfte aller Befragten stimmte dieser Aussage zu (49 Prozent). Jedoch schnitt 
diese Aussage am schlechtesten von den 5 genannten ab. Immerhin 27 Prozent der 
Befragten fanden nicht, dass die TPP zum weiteren Surfen animierte. 
(5)  „Die TPP lädt schnell“  
Mit der Ladegeschwindigkeit der TPP gab es fast keine Probleme: 92 Prozent der Be-
fragten sagten aus, dass die Webseite schnell lädt. Mit 61 Prozent stimmt die größte 
Gruppe dieser Aussage sogar voll und ganz zu. Lediglich 3 Prozent äußerten Probleme 
bei der Ladegeschwindigkeit. 
Insgesamt kamen die Crowdworker zu einem positiven Urteil bezüglich der Nutzungsqualität. 
So hielten 7 von 10 Crowdworkern die TPP für benutzerfreundlich, ähnlich viele hielten sie für 
interessant. Das Design wurde ebenfalls von einer deutlichen Mehrheit positiv bewertet, je-
doch stimmte nur knapp die Hälfte (49 Prozent) der Aussage zu, dass die Seite zum weiteren 
Surfen animierte. In technischer Hinsicht gab es keine Probleme mit der Ladegeschwindigkeit.  
7.2.4 Spezifische Aspekte der Nutzungsqualität 
Ein Hauptziel der Homepage-Evaluierung war es, sowohl quantitative als auch qualitative Be-
urteilungen zur Nutzungsqualität zur TPP zu erhalten. Dazu wurden im Rahmen des User Ex-
perience Tests und der Crowdworker-Befragung spezifische Aspekte der Nutzungsqualität ab-
gefragt, darunter Steuerung und Bedienung, verschiedene Funktionen zur Unterstützung der 
Informationssuche wie Such-, Filter und Sortierfunktionen. Außerdem wurde die Darstellung 
verschiedener Webseiten besonders berücksichtigt, darunter die Startseite, die Anzeige der 
Trefferliste und die Trefferseite.  
7.2.4.1 Steuerung und Bedienung 
Die Crowdworker sollten die Steuerung und Bedienung der TPP anhand einiger Eigenschaften 
bewerten (Abbildung 37). Dazu wurde eine 5-Punkt-Skala zugrunde gelegt, die jeweils in 2 der 
Aussage zustimmender („Trifft eher zu“ & „Trifft voll und ganz zu“) und 2 nicht zustimmender 
(„Trifft eher nicht zu“ & „Trifft überhaupt nicht zu“) sowie eine neutrale Antwortmöglichkeit („We-
der noch“) aufgeteilt wurde. Nachfolgend werden die Aussagen aufgeführt, zu denen die Be-
fragten Stellung beziehen sollten, und danach die Verteilung interpretiert.  
(1) „Die TPP war für mich leicht zu bedienen“ 
Eine deutliche Mehrheit von 79 Prozent der Befragten befand, dass die Webseite leicht 
zu bedienen war. Lediglich 12 Prozent lehnten diese Aussage ab. 
(2) „Die TPP ist übersichtlich“ 
Mit 62 Prozent stimmte eine deutliche Mehrheit der Befragten der Aussage zu und 
somit die TPP als übersichtlich beschrieben. 
(3) „Die TPP ist unnötig kompliziert“ 
Die Mehrheit der Befragten stimmte der Aussage nicht zu, nahm also die TPP nicht als 
unnötig kompliziert wahr.  
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Abbildung 37: Steuerung und Bedienung (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 394 
Insgesamt zeigte sich dabei, dass die Bedienung von den meisten Crowdworkern als leicht 
eingeschätzt wurde. Die Übersichtlichkeit wurde auch von den meisten eher positiv bewertet. 
Die Webseite wurde auch nur von rund einem Viertel als unnötig kompliziert aufgefasst.  
Nach den eher allgemein gehaltenen Aussagen, wurde mit den folgenden Aussagen in Abbil-
dung 38 etwas spezifischer nach der Einschätzung der Crowdworker zu bestimmten Elemen-
ten der Steuerung und Bedienung der TPP gefragt. Dabei wurde gefragt, ob eine Aussage 
zutrifft oder nicht. Darüber hinaus gab es die Möglichkeit, „keine Angabe“ zu wählen. 
Nachfolgend wird auf die Angaben zu den verschiedenen Aussagen im Einzelnen eingegan-
gen:  
(1) Auf der TPP habe ich eine Sortierung nach Themen vermisst. 
Etwas mehr als ein Drittel (35 Prozent) der Befragten wünschten sich eine Sortiermög-
lichkeit, etwas weniger als zwei Drittel hatten eine Sortierung nach Themen nicht ver-
misst.  
(2) Auf der TPP hätte ich gerne direkt gesehen, von wem ein Dokument oder Da-
tensatz stammt. 
44 Prozent der Befragten hätten gerne direkt die Quelle des Datensatzes gesehen, für 
56 Prozent der Befragten traf dies nicht zu. 
(3) Auf der TPP wurde mir nach einem Klick etwas anderes angezeigt, als ich er-
wartet hatte. 
29 Prozent der Befragten stimmten dieser Aussage zu, wohingegen 71 Prozent der 
Befragten nach einem Klick das erwartete Ergebnis angezeigt wurde. 
(4) Auf der TPP wusste ich, was mit „Ressource“ gemeint war. 
Von den Befragten gaben 63 Prozent an zu wissen, was unter Ressource zu verstehen 
sei, wohingegen 37 Prozent dies nicht wussten.  
(5) Auf der TPP war mir klar, was mit „originären Metadaten“ gemeint ist. 
Hier besteht Handlungsbedarf bezüglich dieses Begriffs. Mit 73 Prozent verstand eine 
große Mehrheit der Befragten den genannten Begriff nicht. Dieses Ergebnis deckte 
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sich mit den Angaben, die bei der offenen Fragestellung: „Gab es darüber hinaus et-
was, was Ihnen an der Bedienung nicht gefallen hat?“, gegeben wurden. 
(6) Auf der TPP wusste ich, was die Schaltfläche „Entdecke“ bedeutet. 
Etwa 2 Drittel der Befragten gaben an, die Bedeutung der Schaltfläche zu kennen. Ein 
Drittel gab an, dies nicht zu wissen.  
(7) Auf der TPP musste ich häufig klicken, bis ich zu einem Dokument bzw. Daten-
satz gelangt bin. 
Mit 54 Prozent war eine knappe Mehrheit mit der Anzahl der benötigten Klicks zufrie-
den. 46 Prozent hingegen fanden, dass zu viele Klicks notwendig waren, um zum Do-
kument zu gelangen. Auch bei der Frage: „Gab es darüber hinaus etwas, was Ihnen 
an der Bedienung nicht gefallen hat?“ wurde vermehrt auf die wenig intuitive Nutzer-
führung vom Suchtreffer bis zum Aufruf des Datensatzes hingewiesen. 
Abbildung 38: Steuerung und Bedienung der TPP (Crowdworker-Befragung)  
 
 Anmerkung: Fallzahl = 350 
Insgesamt zeigten sich bei der Steuerung und Bedienung geringe Schwierigkeiten bei den 
Crowdworkern. Allerdings gab es auch hier Verbesserungspotenzial, das besonders bei den 
offenen Textfeldern der Crowdworker-Befragung, aber auch dem User Experience Test zu 
Tage trat. Dabei wurde die Nutzerführung insbesondere von der Liste mit Suchergebnissen 
bis zum gewünschten Dokument als umständlich wahrgenommen. Unter anderem wurde da-
rauf verwiesen, dass verhältnismäßig viele Klicks nötig waren, um zum gewünschten Doku-
ment zu gelangen.  
7.2.4.2 Funktionalitäten der Webseite 
Bei den Funktionen sollten die Nutzerinnen und Nutzer sowie die Crowdworker die Such-, 
Sortier- und Filterfunktionen der TPP bewerten. Es wurde stets zunächst eine allgemeine Be-
wertung abgefragt, bevor mit spezifischen Fragen die Details der jeweiligen Funktion näher 
beleuchtet wurden. 
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7.2.4.2.1 Informationssuche  
Zur Informationssuche wurden sowohl die Nutzerinnen und Nutzer im Rahmen der Umfrage 
auf der TPP als auch die Crowdworker befragt. Während die Nutzerinnen und Nutzer frei nach 
ihren Interessen auf der TPP recherchierten, wurden 3 von 4 Gruppen der Crowdworker vor-
gegeben, wonach diese suchen sollten. Damit verbunden wurden den Crowdworkern andere 
Fragen gestellt als den Nutzerinnen und Nutzern.  
Umfrage auf der TPP  
In Hinblick auf die Informationssuche wurde statt der reinen Suchfunktion bei der Umfrage auf 
der TPP nach der Informationssuche allgemein gefragt. Diese konnte die Suchfunktion, aber 
auch die Nutzung der anderen Funktionen, z. B. Filtern oder Sortieren, umfassen.  
Die Auswertung bei der Informationssuche (Abbildung 39) ergab nur teilweise zufriedenstel-
lende Ergebnisse. Von den Nutzerinnen und Nutzern gaben in der Umfrage 79 Prozent an, 
nach etwas Bestimmtem gesucht zu haben, 21 Prozent suchten nicht nach etwas Bestimm-
tem. 31 Prozent der Nutzerinnen und Nutzer suchten etwas Bestimmtes und wurden auch 
fündig, 48 Prozent suchten zwar etwas Bestimmtes, wurden aber nicht fündig. Dabei handelte 
es sich um einen vergleichsweisen hohen Wert. Ob die Ursache darin begründet lag, dass die 
gesuchten Informationen nicht auf der Plattform verfügbar waren, oder daran, dass die Suche 
nicht erfolgreich verlief, obwohl die Information verfügbar gewesen wäre, ließ sich nicht klären.  
Wenn Personen gefunden hatten, wonach Sie suchten, wurde abgefragt, ob die Informationen 
auch verständlich waren und ob diese den Informationsbedarf gedeckt hatten. Dabei zeigen 
die Abbildungen 40 und 41, dass die Personen, wenn sie etwas gefunden hatten, inhaltlich 
sehr zufrieden waren. Bei der Fragestellung, ob die gefundenen Informationen den individuel-
len Informationsbedarf gedeckt haben (Abbildung 40), antworteten 75 Prozent zustimmend, 
darunter sogar 40 Prozent mit „trifft voll und ganz zu“. Bei der Fragestellung, ob die gefundenen 
Informationen verständlich waren (Abbildung 41), fiel der Zustimmungswert mit 90 Prozent 
sogar noch deutlich höher aus. Die verbleibenden 10 Prozent waren der neutralen Antwort-
möglichkeit „weder noch“ zuzuordnen.  
Abbildung 39: Informationssuche (Umfrage auf der TPP) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 94 
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Abbildung 40: Informationsbedarf (Umfrage auf der TPP)  
 
Anmerkung: Fallzahl = 20 
 
Abbildung 41: Verständlichkeit der Informationen (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 20 
  Homepage-Evaluierung 
Unter den Crowdworkern wurde die Zufriedenheit mit der Suchfunktion abgefragt (Abbildung 
42). Mit der Suchfunktion waren etwa zwei Drittel der Befragten zufrieden und nur 16 Prozent 
unzufrieden, zumal sich 18 Prozent der Befragten für die neutrale Antwortmöglichkeit entschie-
den hatten. 
Abbildung 42: Zufriedenheit mit der Suchfunktion (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 395 
Obwohl eine deutliche Mehrheit der Befragten mit der Suchfunktion zufrieden war, sind bei der 
Frage nach Erweiterungen (Abbildung 43) doch recht hohe Zustimmungsraten zu erkennen. 
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So stimmte eine Zweidrittelmehrheit dafür, Suchvorschläge während der Eingabe anzuzeigen. 
Mit 54 Prozent der Befragten stimmte ebenfalls eine Mehrheit für die Erweiterung der Such-
funktion um Korrekturvorschläge nach erfolgter Suche. Mit 48 Prozent Zustimmung erlangte 
zudem der Vorschlag, eine „erweiterte Suche“ anzubieten, deutlichen Zuspruch. Rund ein Drit-
tel sprach sich für das Vervollständigen der Suchbegriffe während der Eingabe aus. Die Ant-
wortmöglichkeit der „sonstigen Änderungen“, wo individuelle Erweiterungswünsche der Such-
funktion eingetragen werden konnten, wurde nur vereinzelt genutzt. 
Abbildung 43: Erweiterung der Suchfunktion (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 397 
Der User Experience Test half, bei der Suchfunktion mögliche Verbesserungen zu identifizie-
ren, die im Rahmen der Abbildung 43 abgefragt wurden, wodurch sich zugleich eine Gewich-
tung der Präferenzen ergab. Darüber hinaus fiel beim Test der Suchfunktion auf, dass der 
Suchalgorithmus nicht intuitiv verständlich ist, da die Eingabe mehrerer Suchbegriffe in man-
chen Fällen die Zahl der Suchergebnisse erhöht und in anderen Fällen verringert. Somit war 
den Nutzenden nicht ersichtlich, ob es sich um eine logische „Oder“-Verknüpfung der Such-
begriffe oder um eine „Und“-Verknüpfung handelte. Die Folge war eine Verunsicherung der 
Nutzenden, ob die gesuchten Informationen nicht verfügbar waren oder nicht gefunden wur-
den. Mit Blick auf Umweltinformationen fiel zudem auf, dass andere Informationsportale zu 
Umweltinformationen (Portal U sowie UVP-Portal) nicht bei der Suche nach Umweltthemen 
prominent erschienen. Da deren Informationsbestände (zum Zeitpunkt der Evaluation) nicht in 
die TPP aufgenommen integriert waren, waren diese Informationen dort nicht auffindbar.  
Zusammenfassung  
Insgesamt zeigte sich, dass die Suchfunktion überwiegend positiv beurteilt wurde. Die Um-
frage zeigte, dass Nutzerinnen und Nutzer, die fündig wurden, auch sehr positiv gegenüber 
den gefundenen Informationen eingestellt waren. Die Crowdworker-Befragung ergab eine 
hohe Zufriedenheit mit der Suchfunktion. Zugleich zeigte der User Experience Test Konstella-
tionen auf, die dazu führen könnten, dass Informationen auf der Plattform vorhanden sind, 
aber nicht gefunden werden. Zudem fanden auch verschiedene Vorschläge zur Ergänzung 
der Suchfunktion bedeutenden Anklang bei den Crowdworkern.  




Auf der TPP haben die Besucherinnen und Besucher die Möglichkeit, die angezeigten Sucher-
gebnisse zu sortieren. Dabei stehen Ihnen die folgenden 5 Möglichkeiten zur Sortierung zur 
Verfügung: Relevanz, Name aufsteigend, Name absteigend, Zuletzt geändert, Beliebtheit.  
In der Crowdworker-Befragung wurde abgefragt, wie oft die Sortierfunktion genutzt wurde. Da-
bei gab knapp die Hälfte der Crowdworker an (49 Prozent), die Sortierfunktion in Anspruch 
genommen zu haben. Wenn die Sortierfunktion nicht genutzt wurde, wurde auch die Zufrie-
denheit mit der Funktion nicht abgefragt (Abbildung 44).  
Abbildung 44: Zufriedenheit mit der Sortierfunktion (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 189 
Dabei war die Zufriedenheit mit der Sortierfunktion sehr hoch ausgeprägt. Mit 78 Prozent ist 
eine deutliche Mehrheit der Befragten mit der Sortierfunktion zufrieden, wovon sogar 34 Pro-
zent aller Befragten sehr zufrieden waren. Als Verbesserungsmöglichkeit wurde von Crow-
dworkern angeführt, auch nach Datum und nicht lediglich nach Änderungsdatum sortieren zu 
können.  
7.2.4.4 Filterfunktion 
Auf der TPP findet sich eine Filterfunktion zur Erleichterung der Informationssuche, die eine 
Eingrenzung der Suchergebnisse anhand der folgenden 6 verschiedenen Filterkategorien er-
laubt: Informationstatbestand, Informationskategorie, Datum, Schlagwort, Format und Lizenz. 
7.2.4.4.1 Bewertung der Filterfunktion insgesamt 
Zur Bewertung der Filterfunktionen allgemein wurden die Crowdworker gefragt, ob diese Funk-
tionen hilfreich und verständlich waren. Die Filter konnten bei den zwei Fragen überzeugen: 
61 Prozent der Befragten fanden die angebotenen Filter ziemlich oder sogar sehr hilfreich 
(Abbildung 45). Außerdem fanden rund zwei Drittel der Befragten die angebotenen Filter eher 
oder sehr verständlich (Abbildung 46).  
Nach der allgemeinen Bewertung wurde gefragt, ob bestimmte Filter vermisst wurden (Abbil-
dung 47). Dabei wurden 3 Antwortmöglichkeiten vorgegeben, darunter auch die Antwortmög-
lichkeit „Sonstige“ in Kombination mit einem Freitextfeld. Die Befragten konnten mehrere Ant-
worten auswählen.  
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Abbildung 45: Nützlichkeit der Filterfunktionen (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 387 
Abbildung 46: Verständlichkeit der Filterfunktionen (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 387 
Abbildung 47: Erweiterung der Filterfunktion (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 397 
Dabei zeigte sich, dass 26 Prozent der Befragten auch gerne nach einem räumlichen Bezug 
und 22 Prozent gerne nach der Organisation bzw. TPS gefiltert hätten. 4 Prozent wählten 
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„Sonstige“ als Kategorie aus. Bei den sonstigen Angaben konnten die Befragten zudem ange-
ben, welche Filterfunktionen sie gerne genutzt hätten. Dabei wurde die Filterung nach Zeiträu-
men bzw. Jahren genannt, außerdem wurden einzelne Themen genannt.  
Sowohl die Crowdworker-Befragung wie auch der User Experience Test ergab, dass Nutze-
rinnen und Nutzer bei einer wiederholten Suche bzw. der Eingrenzung der Suchergebnisse 
nicht immer bewusst war, welche der gewählten Filter gerade aktiv waren. Entsprechend emp-
fiehlt es sich, die Sichtbarkeit der aktivierten Filter zu verbessern.  
7.2.4.4.2 Nutzung der Filterkategorien 
Teil der Aufgaben der Crowdworker war es, 2 Filter bei der Informationssuche zu verwenden. 
Im Fragebogen wurde abgefragt, welche der Filter genutzt wurden. Dabei konnten die Befrag-
ten mehrere Antworten auswählen. Die Abbildung 48 zeigt, wie viel Prozent der Teilnehmen-
den welche Filterkategorie genutzt hat. Dabei zeigte sich, dass etwas mehr als die Hälfte der 
Teilnehmenden (54 Prozent) nach Schlagwörtern filterte, 44 Prozent nutzten Informationska-
tegorien, 30 Prozent nutzten das Datum, 21 Prozent Informationstatbestände, 15 Prozent fil-
terten nach Formaten und schließlich 3 Prozent nach Lizenzen. Angesichts der prominenten 
Platzierung der Filterkategorie „Informationstatbestand“ überraschte die geringe Nutzung die-
ser Kategorie.  
Abbildung 48: Nutzung der Filterkategorien (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 397, Mehrfachauswahl möglich 
Nachdem gefragt wurde, welche der Filterkategorien genutzt worden sind, wurden die Teil-
nehmenden weiter zu den genutzten Filterkategorien befragt. Alle Crowdworker wurden dabei 
danach gefragt, wie hilfreich sie diese fanden. Nachfolgend wird zunächst ein Überblick gege-
ben, wie hilfreich die verschiedenen Kategorien bewertet wurden und danach auf die einzelnen 
Filterkategorien eingegangen.  
Die Rangfolge bei der Frage, wie hilfreich die einzelnen Filterkategorien waren, deckte sich 
nahezu mit der Rangfolge, wie häufig die jeweiligen Kategorien genutzt wurden (Abbildung 
49). Insgesamt zeigte sich, dass die ersten 3 Filterkategorien weit überwiegend (mit mehr als 
70 Prozent) als „ziemlich hilfreich“ oder sogar „sehr hilfreich“ bewertet wurden. Auch die Kate-
gorie Informationstatbestand wurde von 64 Prozent der Crowdworker „ziemlich hilfreich“ oder 
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besser bewertet. Im Vergleich deutlich schlechter schnitten dabei die Formate und die Lizen-
zen als Kategorien ab. Diese wurden sowohl schlechter bewertet als auch weitaus weniger 
häufig genutzt, wie aus der vorhergehenden Abbildung 48 hervorging.  
Abbildung 49: Bewertung der Filterkategorien (Crowdworker-Befragung) 
 
Vertiefend wurden zu den Filterkategorien Schlagwörter, Informationskategorie und Informati-
onstatbestand weitere Fragen gestellt, die nachfolgend dargestellt und um qualitative Rück-
meldungen aus offenen Fragen ergänzt werden.  
7.2.4.4.3 Schlagwörter 
Bei den Nutzenden der Filterkategorie „Schlagwörter“ wurde danach gefragt, ob eine oder 
mehrere der unten genannten Änderungen umgesetzt werden sollen (Abbildung 50). Darauf-
hin hat sich die Mehrheit der Befragten (57 Prozent) dafür ausgesprochen, die Suche nach 
Schlagwörtern mit aufzunehmen. Etwas über ein Drittel der Befragten (36 Prozent) stimmten 
für die Ergänzung eines Verzeichnisses aller Schlagwörter. Von der Möglichkeit, individuell 
noch weitere Änderungen vorzuschlagen, wurde in einem Fall Gebrauch gemacht und dabei 
eine alphabetische Sortierung bzw. die Möglichkeit zur alphabetischen Sortierung der Schlag-
wörter vorgeschlagen.  
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Abbildung 50: Verbesserungsvorschläge zu Schlagwörtern (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 213 
Der User Experience Test ergab, dass bei den Schlagwörtern teilweise keine Anzeige aller 
zutreffenden Schlagwörter möglich war. Zudem war die Binnenstruktur der Schlagwörter nicht 
intuitiv nachvollziehbar. So wurden vereinzelt räumliche Bezüge wie etwa Städtenamen ge-
nannt, aber in der überwiegenden Zahl der Fälle nicht. Ein Nutzer aus der Umfrage auf der 
TPP wies daraufhin, dass eine alphabetische Sortierung der Schlagwörter als Zusatzfunktion 
hilfreich sein könne, um die Schlagwörter besser durchgehen zu können. Als weitere Lösungs-
möglichkeit wäre ein durchsuchbares Schlagwortverzeichnis zu nennen, anhand dessen ei-
nerseits erkennbar wäre, welche Schlagwörter es gibt, und andererseits verwandte Schlag-
wörter angezeigt und ausgewählt werden könnten.  
7.2.4.4.4 Informationskategorie 
Abbildung 51: Anzahl der Informationskategorien (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 167 
Unter den Nutzenden der Filterkategorie „Informationskategorie“ wurde zudem danach ge-
fragt, ob die Anzahl der Unterkategorien ihrer Ansicht nach zu hoch, zu niedrig oder richtig lag 
(Abbildung 51). Bei den Ergebnissen zu dieser Frage sind 2 Punkte hervorzuheben. Zum einen 
empfanden 71 Prozent der Befragten die Anzahl der Kategorien als passend. Zum anderen 
glich sich der Anteil der Befragten, welche die Anzahl der Kategorien als zu hoch (15 Prozent) 
oder zu niedrig (14 Prozent) empfanden, aus. Hieraus lässt sich in Bezug auf die Informati-
onskategorien ableiten, dass kein Handlungsbedarf bestand, da der überwiegende Teil die 
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Zahl der Informationskategorien für richtig hält und sich die Befragten, die anderer Meinung 
sind, die Waage halten.  
 
7.2.4.4.5 Informationstatbestand 
Die Filterkategorie „Informationstatbestand“ wurde nur von 21 Prozent der Befragten genutzt. 
Zugleich beurteilten 78 Prozent der Crowdworker, die nach Informationstatbeständen filterten, 
diese Kategorie und die angegebenen Tatbestände als verständlich (Abbildung 52). Ein Grund 
für die geringe Nutzung könnte die verwaltungssprachliche Formulierung dieser Kategorie 
sein. Dies wurde auch im User Experience Test und in den Freitext-Feldern der Crowdworker-
Befragung angemerkt. Zudem wären einzelne Informationstatbestände nicht intuitiv verständ-
lich. Ein Beispiel hierfür sind „elektronisch zugänglich gemachte Informationen im Antragsver-
fahren“. Ohne zu wissen, dass Anträge auf Informationszugang zum LTranspG gehören und 
dass diese veröffentlicht werden, wenn sie elektronisch zugänglich gemacht wurden, ist dieser 
Informationstatbestand schwer zu verstehen. Eine sprachliche Vereinfachung, bspw. „Antwor-
ten auf Anfragen anderer Bürgerinnen und Bürger“, könnte zur Verständlichkeit und Nutzung 
der Informationstatbestände beitragen. Alternativ wäre es möglich, eine Erläuterung oder ei-
nen Verweis auf eine Erläuterung bspw. durch ein Fragezeichen-Symbol technisch zu veran-
kern.  
Abbildung 52: Verständlichkeit der Filterkategorie (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 77 
7.2.4.4.6 Datum 
In Hinblick auf das Datum wurde durch den User Experience Test und die Crowdworker-Daten 
klar, dass die Funktionalität der Filterung nach Datum verbessert werden könnte. Zum Zeit-
punkt der Evaluation war es nicht möglich, einen gesuchten Zeitraum einzugrenzen, sondern 
lediglich einzelne Tage auszuwählen.  
Hinsichtlich des Formates und der Lizenzen wurden keine gesonderten Fragen gestellt und es 
ergaben sich keine qualitativen Anmerkungen aus den Freitextfeldern.  




Die Startseite konnte von der vierten Gruppe der Crowdworker bewertet werden, die ein 
Thema ihrer Wahl recherchieren sollten. Diese bekamen abweichend von den anderen 3 
Gruppen, die sich zu einem spezifischen Thema informieren sollten, die Aufgabe sich einen 
Überblick über die Startseite zu verschaffen. Um einschätzen zu können, wie diese Crowdwor-
ker die Startseite der TPP beurteilen, sollten diese zu 3 Aussagen Stellung beziehen (Abbil-
dung 53). Dabei wurde gefragt, ob die Crowdworker auf Basis der Startseite wussten, was sie 
auf der TPP erwartet, ob sie sich einen thematischen Überblick gewünscht hätten und ob sie 
wussten, wie sie zur Datenbank der TPP gelangen. Die Aussagen konnten entweder als zu-
treffend oder nicht zutreffend beantwortet werden. Den Aussagen stimmten jeweils rund 4 von 
5 Crowdworkern zu. In rund 20 Prozent der Fälle traf dies nicht zu.  
Im Rahmen des User Experience Tests wurde festgestellt, dass die Reiter „Open Data“ und 
„Landestransparenzgesetz“ auf andere Webseiten führen, was für sich genommen nicht prob-
lematisch ist, aber für den Nutzer bzw. die Nutzerin nicht ersichtlich wurde.  
Somit zeigte sich, dass die meisten Befragten sich auf der Startseite zurechtfanden, allerdings 
sollte bedacht werden, dass auch ein Fünftel der Befragten, die sich auf der Startseite nicht 
zurechtfinden, dazu führen kann, dass diese den Webseitenbesuch frühzeitig abbrechen.  
Abbildung 53: Bewertung der Startseite der TPP (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 94 
7.2.4.6 Trefferseite 
Um die Trefferseite der TPP zu analysieren, wurden die Crowdworker gebeten, erst die Tref-
ferseite allgemein zu bewerten und dann ihre Meinung zu verschiedenen Aussagen über die 
Trefferseite abzugeben.  
Für die beiden Fragen wurde ebenfalls eine 5-Bewertungsskala ausgewählt, die jeweils in 2 
positive (z.B. „Sehr hilfreich“ & „Ziemlich hilfreich“) und 2 negative (z.B. „Nicht hilfreich“ & „We-
nig hilfreich“) sowie eine neutrale Antwortmöglichkeit („Einigermaßen hilfreich“ bzw. „Teils-
teils“) aufgeteilt war.  
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Um sicherzustellen, dass die Befragten wussten, was mit Trefferseite gemeint war, wurde fol-
gendes Beispiel (Abbildung 54) im Fragebogen angezeigt.  
Abbildung 54: Beispiel für eine Trefferseite 
 
Mit 56 Prozent bewertete die Mehrheit der Befragten die Trefferseite als ziemlich oder sogar 
sehr hilfreich (Abbildung 55). Ein Drittel der Befragten empfand die Trefferseite als „einigerma-
ßen hilfreich“, nur 11 Prozent empfanden sie als wenig und nur 1 Prozent als nicht hilfreich. 
Abbildung 55: Bewertung der Trefferseite insgesamt (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl = 393 
Insgesamt fanden die meisten der Crowdworker die Trefferseite hilfreich, davon mehr als die 
Hälfte sogar ziemlich hilfreich oder sehr hilfreich. Die Einschätzung setzt sich auch bei den 
spezifischeren Bewertungen fort (Abbildung 56). 
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Abbildung 56: Spezifische Bewertung der Trefferseite (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 379 
1. Durch die Trefferseite war mir klar, worum es sich handelt. 
Für rund 64 Prozent der Befragten war nach dem Erscheinen der Trefferseite klar, wo-
rum es sich bei dem Dokument bzw. Datensatz handelt. Lediglich 11 Prozent der Be-
fragten stimmten der Aussage nicht zu. 
2. Durch die Trefferseite wusste ich, was für ein Dokument bzw. Datensatz mich 
erwartet. 
Dieser Aussage konnten 59 Prozent der Befragten zustimmen. 27 Prozent der Befrag-
ten zufolge traf die Aussage teilweise zu und teilweise nicht zu, weitere 15 Prozent 
gaben an, dass die Aussage nicht zutreffen würde.  
3. Die Beschreibung des Suchergebnisses war verständlich. 
Etwas besser schnitt die Beschreibung der Suchergebnisse bei der Verständlichkeit 
ab. Hier erreicht die Aussage mit 67 Prozent die höchste Zustimmungsrate im Vergleich 
zu den anderen Aussagen. 10 Prozent stimmten der Aussage nicht zu, 23 Prozent 
antworteten mit „teils, teils“.  
4. Die Beschreibung des Suchergebnisses war hilfreich. 
Für rund 65 Prozent der Befragten war die Beschreibung der Suchergebnisse hilfreich. 
Nur für rund 10 Prozent der Befragten traf dies nicht zu.  
5. Die „Zusätzlichen Informationen“ waren hilfreich. 
Eine knappe Mehrheit (53 Prozent) stimmte der Aussage zu. Viele der Crowdworker 
wählten die neutrale Antwortmöglichkeit „teils-teils“ (31 Prozent), 16 Prozent der Be-
fragten stimmten nicht zu. 
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6. Die „Zusätzlichen Informationen“ waren verständlich. 
Dieser Aussage stimmten insgesamt 61 Prozent zu. Zugleich lag der Anteil neutraler 
Antworten bei 26 Prozent, für 13 Prozent der Befragten traf die Aussage nicht zu. 
Insgesamt zeichneten die quantitativen Angaben der Crowdworker mit Blick auf die Treffer-
seite ein positives Bild, bei dem die Elemente der Seite jedoch unterschiedlich positiv bewertet 
wurden. So wurde am besten bewertet, dass die Trefferseite den Webseitenbesucherinnen 
und -besuchern einen Eindruck über das Suchergebnis verschaffte. Dabei war die Beschrei-
bung sowohl verständlich als auch hilfreich. Die zusätzlichen Informationen waren zwar ver-
ständlich, wurden aber von deutlich weniger Personen als hilfreich eingestuft. Aus dem User 
Experience Test und den qualitativen Anmerkungen der Crowdworker ging hervor, dass die 
Unterscheidung zwischen Trefferseite und der Seite mit Detailinformationen nicht immer klar 
wurde. Darüber hinaus wurde teilweise die Navigationszeile („Breadcrumbs“) nicht als solche 
erkannt.  
7.2.4.7 Allgemeine Verbesserungsvorschläge  
Neben den genannten Problemfeldern und Verbesserungsvorschlägen zeigte sich durch die 
qualitativen Rückmeldungen der Crowdworker-Befragung, des User Experience Tests und der 
Umfrage auf der TPP weiteres Verbesserungspotenzial.  
So wurde auf die hohe Komplexität der Sprache hingewiesen, die einerseits vergleichsweise 
stark verwaltungssprachlich geprägt ist (z. B. Informationstatbestände, elektronisch zugäng-
lich gemachte Informationen im Antragsverfahren), andererseits finden sich technische Be-
grifflichkeiten (z. B. originäre Metadaten, Datensätze (statt Suchergebnisse), Ressourcen). Mit 
Blick auf die Zielsetzung, Bürgerinnen und Bürger niederschwellig Dokumente und (Hinter-
grund-)Informationen im Original zugänglich zu machen, erscheint eine sprachliche Vereinfa-
chung, wo möglich, sinnvoll. Wo dies nicht möglich ist, könnten Erläuterungen ergänzt werden.  
In Hinblick auf die Darstellung wurde die Webseite als verhältnismäßig übersichtlich bewertet. 
Um diesen Eindruck noch zu fördern, sollte das Größenverhältnis von Überschriften zu Text 
geprüft werden, da erstere teilweise nicht vollständig angezeigt werden und teilweise über 
mehrere Zeilen gehen, ohne den verfügbaren Platz am Bildschirm einzunehmen. In einigen 
Fällen ist die Darstellung von Umlauten und Sonderbuchstaben (scharfes S) fehlerhaft.  
7.2.5 Zwischenfazit 
Zur Erfassung der Nutzungsqualität wurden eine Umfrage auf der TPP und eine Homepage-
Evaluierung, darunter ein User Experience Test und eine Online-Befragung mit Hilfe von Crow-
dworkern, durchgeführt. Im Ergebnis wurde die TPP von den Crowdworkern mehrheitlich po-
sitiv bewertet. Dagegen waren die Nutzerinnen und Nutzer in der Umfrage kritischer. Diesen 
zufolge ist die Nutzungsqualität noch ausbaufähig. Die Angaben sind vor dem Hintergrund zu 
interpretieren, dass reale Nutzerinnen und Nutzer dazu neigen, eher ein Feedback abzugeben, 
wenn sie besonders zufrieden oder besonders unzufrieden mit der Nutzung waren. Insgesamt 
zeigen die Bewertungen zweierlei: Bei der TPP handelt es sich um eine Informationsplattform, 
die vielen Personen einen schnellen und einfachen Zugriff auf Informationen erlaubt. Die Rück-
meldungen aus der Umfrage auf der TPP und die Rückmeldungen aus der Homepage-Evalu-
ierungen zeigten dabei noch Optimierungspotenzial an verschiedenen Stellen auf. Demnach 
gilt es, die Nutzerführung klarer zu gestalten, die Funktionen zur Suche und Eingrenzung von 
Informationen zu überarbeiten und die Webseite sprachlich zu vereinfachen. Da es sich bei 
der TPP um eine Informationsplattform für jede Person handelt, sollte der Anspruch sein, die 
Plattform für alle benutzungsfreundlich zu gestalten. Dies bedeutet, sich an den Personen mit 
der geringsten Erfahrung im Umgang mit Informationsportalen bzw. internetfähigen Geräten 
zu orientieren.   
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8 Erreichung der Ziele des Gesetzes 
Im folgenden Kapitel wird auf die Erreichung der Ziele des Gesetzes gemäß § 1 LTranspG 
eingegangen; dabei werden die Ergebnisse der verschiedenen Erhebungen zu den jeweiligen 
Zielen dargelegt und zusammengeführt.  
8.1 Vergrößerung der Transparenz der Verwaltung  
In Hinblick auf die Vergrößerung der Transparenz und Offenheit der Verwaltung wird nachfol-
gend zunächst auf die Veröffentlichungen auf der TPP und danach auf die Anträge auf Infor-
mationszugang eingegangen. Im Anschluss daran werden Einschätzungen aus den verschie-
denen Erhebungen dargestellt, wie sich die Transparenz und Offenheit entwickelt hat bzw. 
welchen Einfluss das LTranspG hat.  
8.1.1 Veröffentlichungen auf der TPP  
Die Veröffentlichungspflicht von Informationen auf der TPP wurde mit dem LTranspG neu ein-
geführt. Die TPP macht dabei eine Vielzahl von Informationen zugänglich, die zuvor nicht oder 
nicht frei zugänglich waren. Bei zentral und dezentral veröffentlichten Informationen handelt 
es sich um zusätzlich zugänglich gemachte Informationen. Bis Jahresende 2019 wurden 1.095 
Veröffentlichungen zentral und 237 dezentral von den obersten Landesbehörden auf der TPP 
eingestellt (vgl. Kapitel 5.1).  
Zum Teil übernimmt die TPS auch eine Bündelungsfunktion bestehender Informationen. Dabei 
werden jedoch keine neuen Informationen, sondern bestehende Informationen aus anderen 
Quellen auch auf der TPP zugänglich gemacht. Bei der Bündelung handelt es sich also nicht 
um eine Vergrößerung der Menge zur Verfügung stehender Informationen. Bei automatisch 
veröffentlichten Informationsgegenständen handelt es sich um Informationen, die auch vor 
Einführung des Gesetzes veröffentlicht wurden und auf der TPP gebündelt wurden.55 Die Bün-
delung der Informationen kann den Zugang vereinfachen und die Bekanntheit der bereits zu-
gänglichen Informationen erhöhen und auf diese Weise einen Beitrag zur Erreichung der Ge-
setzesziele leisten. Bis Jahresende 2019 wurden insgesamt 8.714 Veröffentlichungen auf der 
TPP gezählt, davon entstammten über zwei Drittel (69 Prozent) dem Geoportal RLP, ein Fünf-
tel ging auf das Dokumentationssystem des Landtags zurück, jeweils etwa 5 Prozent entfielen 
auf das statistische Landesamt und Landesrecht Online.  
Eine Bewertung, in welchem Maße die Zahl der Veröffentlichungen dazu beigetragen hat, die 
Transparenz und Offenheit der Verwaltung zu vergrößern, war nicht Gegenstand der Evalua-
tion.  
8.1.2 Aufkommen der Anträge  
Nachfolgend wird zusammenfassend das Aufkommen der Anträge dargestellt. Eine ausführli-
che Darstellung findet sich in Kapitel 5.2. Das Aufkommen der Anträge auf Informationszugang 
kann für 195 TPS beurteilt werden, die sich an der Erhebung beteiligt haben. Von den 195 
TPS, die sich an der Erhebung beteiligten, meldeten 89 TPS (45,6 Prozent), keine Anträge auf 
Informationszugang von 2016 bis 2019 erhalten zu haben. Bei 106 TPS ging mindestens ein 
Antrag ein. Die Gesamtzahl der erfassten Anträge lag im Erhebungszeitraum von 2016 bis 
2019 bei 5.897 Anträgen. Davon entfielen auf die SGD Süd und die SGD Nord 4.556. Somit 
entfielen auf die übrigen 104 TPS 1.612 Anträge. Von allen Anträgen entfielen 61 Prozent auf 
                                               
55 Dass dies im Sinne einer Vereinfachung des Zugangs sinnvoll sein kann, ist unbestritten, jedoch nicht 
Bestandteil des Teilziels der Vergrößerung von Transparenz, wie hier definiert. 
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amtliche Informationen, 26 Prozent auf Umweltinformationen, 7 Prozent auf gemischte Infor-
mationen (Umweltinformationen und amtliche Informationen); bei 7 Anträgen war unklar, wo-
rauf sich diese bezogen.  
Betrachtet man die 104 TPS ohne die SGD Süd und die SGD Nord, so lag der Durchschnitt 
bei etwa 2 Anträgen pro Jahr pro TPS. Bei den obersten Landesbehörden lag der Durchschnitt 
bei 9 Anträgen pro Jahr. Im Mittel erhielten die unteren Landesbehörden einen Antrag pro 
Jahr. Bei den Kommunen gingen zwischen weniger als ein Antrag pro Jahr und 6 Anträgen 
pro Jahr ein, wobei die Zahl der Anträge tendenziell mit steigender Größe der Kommune zu-
nahm.  
Die Ablehnungsquote der Anträge der 105 TPS (ohne SGD Süd und SGD Nord) lag insgesamt 
bei 19 Prozent, bei Anträgen auf amtliche Informationen lag sie bei 23 Prozent, bei Anträgen 
auf Umweltinformationen bei 5 Prozent und bei gemischten Anträgen lag sie bei 10 Prozent. 
Die Anträge wurden in der überwiegenden Zahl der Fälle von Privatpersonen (59 Prozent) 
genutzt (vgl. Kapitel 5.2.2.6 zu mehr Informationen über die Antragstellenden).  
Das Aufkommen der Anträge zeigt dabei in quantitativer Weise, in welchem Maße das An-
tragsrecht in Anspruch genommen wird. Die Ablehnungsquote lieferte kein Indiz dafür, dass 
Anträge systematisch abgelehnt worden wären. Die höhere Ablehnungsquote von Anträgen 
auf amtliche Informationen im Vergleich zu den Anträgen auf Umweltinformationen ergibt sich 
vermutlich unter anderem daraus, dass viele entgegenstehende Belange nicht für Anträge auf 
Umweltinformationen greifen.  
8.1.2.1 Aufkommen der Anträge auf amtliche Informationen im Zeitverlauf 
Durch die Einführung des LTranspG wurden das LIFG und das Landesumweltinformationsge-
setz (LUIG) zusammengeführt. Dabei ergaben sich keine substanziellen Änderungen in Bezug 
auf das Recht auf Informationszugang auf Antrag (Athen 2019: 247). Ob es auf Basis des 
Antragsverfahrens zu einer Vergrößerung der Transparenz kam, hing davon ab, ob mehr An-
träge nach Einführung des LTranspG gestellt wurden als vor dessen Einführung und in wel-
chem Umfang diese auch gewährt werden. 
Nachfolgend wurde das Antragsaufkommen von Anträgen auf amtliche Informationen aus den 
Jahren 2016 bis 2019 mit dem Aufkommen von Anträgen nach dem LIFG von 2009 bis 2011 
auf Basis der Evaluierung des LIFG (Ziekow et al. 2013b) verglichen. Da sich das LIFG nur 
auf amtliche Informationen bezog, wurden für den Vergleich nur Anträge berücksichtigt, die 
sich auf amtliche Informationen oder sowohl auf amtliche Informationen als auch auf Umwel-
tinformationen bezogen.56 Für den Zeitraum von 2012 bis 2015 lagen keine Daten vor.  
Im Rahmen der Evaluierung des LIFG wurden in einem Zeitraum von 32 Monaten (von 01.Ja-
nuar 2009 bis 30. September 2011) 896 Anträge gemeldet, davon 553 allein in den 9 Monaten 
von Januar bis September 2011 (Tabelle 29). Im Jahresschnitt ergab dies 336 Anträge. Die 
Zahlen entstammten dabei einer begleitenden Erhebung mit 3 Meldezeitpunkten. An der Er-
hebung nahmen zu den Meldezeitpunkten unterschiedlich viele Behörden teil (zwischen 237 
und 272 Behörden) (Ziekow et al. 2013b: 65-67). Von den Behörden, die an der Erhebung 
teilgenommen hatten, meldeten zwischen 79 und 82 Prozent Fehlanzeigen. Die Daten zu den 
Anträgen auf amtlichen Informationszugang aus den Jahren 2016 bis 2019 entstammen der 
teilstandardisierten Erhebung dieses Evaluierungsvorhabens. Von 2016 bis 2019 gingen 
                                               
56 Anträge, die sich ausschließlich auf Umweltinformationen bezogen, wurden für den Vergleich nicht 
berücksichtigt, da zu diesen keine Datengrundlage für einen intertemporalen Vergleich vorlag. 
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1.354 Anträge auf amtliche Informationen sowie gemischte Anträge (Anträge auf amtliche In-
formationen und Umweltinformationen) ein, was 339 Anträgen pro Jahr entspricht; 4 Prozent 
dieser Anträge gingen telefonisch oder mündlich ein.  
Tabelle 29: Entwicklung der Anträge auf amtliche Informationen im Zeitverlauf 








Anträge insgesamt  896  1.354 
Durchschnittliche Anträge pro Jahr  336* - 339 
Davon telefonische oder mündliche Anträge  40%  4% 
Durchschnittliche Zahl der Anträge pro Jahr je TPS 
(inkl. Fehlanzeigen)  
1,4 - 1,8 
 
Durchschnittliche Anträge pro Jahr je TPS (elektro-
nisch, schriftlich oder zur Niederschrift) 0,9 - 1,7 
Ablehnungsquote 13%  22% 
Zahl der TPS  256 - 193 
Davon Zahl der TPS mit min. 1 Antrag 49 - 92 
Davon Zahl der Behörden/TPS ohne Anträge 207 - 101 
Anmerkungen:  
*  Umrechnung der Anträge auf einen Jahresdurchschnitt.  
**  Die SGD Süd und die SGD Nord wurden nicht berücksichtigt, da es sich um spezielle 
Fallkonstellationen handelte; auf diese entfielen 15 Anträge auf amtliche Informationen 
und 1.862 gemischte Anträge (vgl. auch Kapitel 5.2.2.1).  
 
Vergleicht man die Anträge auf amtliche Informationen aus den Jahren 2016 bis 2019 und die 
Anträge nach dem LIFG von 2009 bis 2011 ohne die beiden SGD, zeigt sich eine Steigerung 
der jährlich eingehenden Anträge je TPS von 1,4 (2009 bis 2011) auf 1,8 (2016 bis 2019).  Vor 
dem Hintergrund, dass aus den Interviews mit den obersten Landesbehörden, dem LfDI sowie 
einem Vertreter aus der Zivilgesellschaft die Erfahrungen bzw. Erwartungen geäußert wurden, 
dass das LTranspG zu einem Anstieg der Zahl der Anträge aufgrund von gestiegener Bekannt-
heit geführt hätte, wurde eine größere Steigerung des Aufkommens von Anträgen erwartet.  
Ein genauerer Vergleich zeigte, dass in den Jahren 2009 bis 2011 rund 40 Prozent der erfass-
ten Anträge mündlich oder telefonisch gestellt wurden und in den Jahren 2016 bis 2019 gerade 
einmal 4 Prozent der Anträge auf amtliche Informationen mündlich oder telefonisch eingingen. 
Dies lässt sich wahrscheinlich auf Unterschiede in der Erhebungsform zurückführen, weshalb 
in den Jahren 2016 bis 2019 der Anteil mündlicher und telefonischer Anfragen vermutlich in 
geringerem Maße erfasst wurde als in den Jahren 2009 bis 2011.57  
Vergleicht man nur die Anträge auf amtliche Informationen, die nicht auf mündlichem oder 
telefonischem Wege eingingen, zeigt sich für den Zeitraum von 2009 bis 2011 ein jährlicher 
Durchschnitt von 0,9 Anträgen pro TPS und für den Zeitraum von 2016 bis 2019 lag der Durch-
schnitt bei 1,7 Anträgen pro TPS. Dies entspricht einer Steigerung des Antragsaufkommens 
von 89 Prozent, was für einen deutlichen Anstieg der Antragszahlen spricht. Dabei gilt es je-
doch einschränkend zu berücksichtigen, dass sich auch die Form der Antragstellung von 
                                               
57 Das LIFG wurde begleitend evaluiert, was eine begleitende Erhebung ermöglichte, wohingegen für 
das LTranspG im Rahmen der vorliegenden Evaluierung eine retrospektive Erhebung durchgeführt 
wurde. Die begleitende Erhebung ermöglichte es den TPS sich auf die Erhebung vorzubereiten und die 
Anträge entsprechend dieser zu dokumentieren. 
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mündlichen oder telefonischen Anfragen hin zu elektronischen Anfragen verschoben haben 
könnte, was im Vergleich nicht berücksichtigt werden konnte.  
Die Ablehnungsquote der Anträge lag bei 13 Prozent für den Zeitraum von 2009 bis 2011, 
wohingegen sie bei 22 Prozent in den Jahren von 2016 bis 2019 betrug. Auch hier wird ver-
mutet, dass die Ablehnungsquote sich aufgrund des Anteils von telefonischen und mündlichen 
Anträgen unterscheidet. Eine klärende Analyse war nicht möglich. 
Aufgrund der eingeschränkten Vergleichsmöglichkeiten, wie z. B. Unterschieden in der Erhe-
bungsform und im Rücklauf sowie der Datenlücke von 2012 bis 2015, sind die Vergleichser-
gebnisse mit Vorsicht zu interpretieren. Insgesamt zeigte der Vergleich, dass die Zahl der An-
träge auf Informationszugang zumindest in Hinblick auf amtliche Informationen durch die Ein-
führung des LTranspG gegenüber dem Zeitraum von 2009 bis 2011 zumindest im Bereich der 
elektronischen und schriftlichen Anfragen gestiegen ist. Insgesamt sind jedoch auch durch-
schnittliche Antragszahlen von 1,8 Anträgen auf amtliche Informationen pro Jahr je TPS als 
ein vergleichsweise geringes Aufkommen zu bezeichnen.  
8.1.3 Zwischenfazit zu Anträgen auf Informationszugang  
Bei der Bewertung des Einflusses der Anträge auf Informationszugang auf die Vergrößerung 
von Transparenz und Offenheit der Verwaltung ist zunächst darauf zu verweisen, dass es sich 
dabei um ein Instrument handelt, das von der Nachfrage nach Informationen abhängt. Somit 
ist das Aufkommen der Anträge zunächst ein Indikator für das Interesse von Bürgerinnen und 
Bürgern sowie weiteren Personen. Bei der Erhebung zeigte sich, dass mit etwa 7 Anträgen 
pro TPS im Durchschnitt das Interesse oder die Bekanntheit des Antragsrechtes im Erhe-
bungszeitraum nicht allzu groß ausfiel. Im Zeitvergleich wurde deutlich, dass zumindest im 
Bereich der amtlichen Informationen das Aufkommen der dokumentierten Anträge auf Infor-
mationszugang leicht anstieg von 1,4 Anträgen pro TPS pro Jahr von 2009 bis 2011 auf 1,8 
Anträgen pro TPS pro Jahr von 2016 bis 2019. Die Ablehnungsquote lag im Gegensatz zu den 
Jahren 2016 bis 2019 in der Zeit von 2009 bis 2011 niedriger. Dabei ist jedoch darauf zu 
verweisen, dass der Anteil der telefonischen und mündlichen Anträge im Zeitraum von 2016 
bis 2019 vermutlich deutlich unterschätzt wurde, was beide Befunde erklären könnte. In quan-
titativer Hinsicht kann also nicht gesagt werden, ob das LTranspG zur Vergrößerung der Trans-
parenz und Offenheit durch die Zahl der Anträge auf Informationszugang in größerem Maße 
beigetragen hatte als das zuvor bestehende LIFG.  
8.1.4 Einschätzungen zur Vergrößerung der Transparenz und Offenheit 
Mit Blick auf das Ziel der Vergrößerung von Transparenz und Offenheit wurde in den voran-
gegangenen Abschnitten das Aufkommen der proaktiven Veröffentlichungen auf der TPP und 
der Anträge auf Informationszugang dargestellt. Zur Ergänzung dessen wurden auch Ein-
schätzungen zur Entwicklung von Transparenz und Offenheit anhand verschiedener Erhe-
bungsinstrumente erfasst. Zu diesen zählen die Umfrage auf der TPP, die Crowdworker-Be-
fragung, die Interviews mit den obersten Landesbehörden sowie Interviews mit weiteren Sta-
keholdern. Bei der Auswertung wurde deskriptiv dargestellt, wie sich die Einschätzungen 
durchschnittlich darstellten. Darüber hinaus wurde untersucht, ob sich Veränderungen auf-
grund der Maßnahmen des Gesetzes feststellen ließen.  
8.1.4.1 Umfrage auf der TPP  
Im Rahmen der Umfrage auf der TPP wurden die Nutzerinnen und Nutzer auch danach ge-
fragt, wie offen und transparent sie die öffentliche Verwaltung und die Politik wahrnehmen.  
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In den ersten beiden Grafiken geht es um die Fragestellung, wie transparent und offen nach 
Ansicht der Befragten die öffentliche Verwaltung (Abbildung 57) bzw. die Politik (Abbildung 58) 
ist. Die Befragten konnten dabei eine von 5 Antwortmöglichkeiten von „überhaupt nicht trans-
parent und offen [1]“ bis „völlig offen und transparent [5]“ wählen. Bei der Frageformulierung 
wurde die Methode des retrospektiven Pretests verwendet (vgl. Kapitel 4.4.1).  
Hierbei war zu erkennen, dass der Anteil der Personen, welche die öffentliche Verwaltung als 
„nicht offen und transparent“ oder sogar „überhaupt nicht transparent und offen“ empfindet, 
durch den Besuch der TPP in beiden Antwortkategorien abgenommen und sich in Summe um 
8 Prozent reduziert hat. Allerdings scheint ein großer Teil davon nicht in die beiden positiven 
Antwortkategorien eingeflossen zu sein, sondern in die neutrale Antwortmöglichkeit „Weder 
noch“, die einen Zuwachs um 6 Prozent verzeichnen konnte. Der Anteil der Antwortmöglichkeit 
„Offen und transparent“ ist ebenfalls um 6 Prozent gestiegen.  
Im Mittel lag der Wert vor dem Besuch der TPP bei 2,52 Skalenpunkten; nach dem Besuch 
der TPP lag der Wert bei 2,66. Durch den Webseitenbesuch hat sich die Transparenz und 
Offenheit um 0,14 Skalenpunkte erhöht. Allerdings ist der Unterschied der Mittelwerte nicht 
signifikant (p > 0,1). Somit kann nicht sicher genug ausgeschlossen werden, dass der Unter-
schied zufällig zustande gekommen ist und bei einer anderen Befragung unter den Nutzerin-
nen und Nutzer der TPP so nicht zustande gekommen wäre.  
Abbildung 57: Transparenz und Offenheit der öffentlichen Verwaltung (Umfrage auf der TPP) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 64; Fallzahl (Nachher) = 64. 
Bei der Frage wie transparent und offen die Politik sei (Abbildung 58), ergaben sich ähnliche 
Verschiebungen im Vorher-Nachher-Vergleich. Auch hier gab es Abwanderungen aus der Ant-
wortkategorie „Nicht offen und transparent“ um 5 Prozent, jedoch einen leichten Anstieg bei 
der Antwort „Überhaupt nicht offen und transparent“ um 1 Prozent. Zwar war die Gesamtver-
schiebung aus dem negativen Bereich mit 5 Prozent nicht so hoch wie bei der Transparenz 
der Verwaltung (8 Prozent), jedoch waren die Anteile nicht überwiegend in die neutrale Ant-
wortmöglichkeit „Weder noch“ geflossen, sondern in die Antwortmöglichkeit „Offen und trans-
parent“, die um 9 Prozent erhöht war. Allerdings war ähnlich wie bei der Verwaltung auch bei 
der Politik eine Abwanderung aus der positivsten Antwortkategorie „Völlig offen und transpa-
rent“ zu verzeichnen, die bei der Politik (5 Prozent) sogar noch etwas stärker ausfiel als bei 
der Verwaltung (3 Prozent). Zusammenfassend zeigte sich, dass weder vor noch nach dem 
Besuch der TPP die Mehrheit der Befragten die öffentliche Verwaltung/Politik als offen und 
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transparent einschätzte. Trotzdem war ein positiver Trend durch den Besuch der TPP zu er-
kennen.  
Abbildung 58: Transparenz und Offenheit der Politik (Umfrage auf der TPP) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 61; Fallzahl (Nachher) = 63. 
Ein Vergleich der Mittelwerte zeigte, dass der Mittelwert vor Besuch der TPP bei 2,33 lag, nach 
dem Besuch der Webseite lag dieser bei 2,36. Der Unterschied der Mittelwerte betrug somit 
0,03 Skalenpunkte. Dieser Zusammenhang war nicht statistisch signifikant (p > 0,1). Unab-
hängig von der statistischen Signifikanz wäre dieser Unterschied auch inhaltlich nicht bedeut-
sam. Die Besucherinnen und Besucher der TPP gingen somit im Durchschnitt nicht davon aus, 
dass sich ihre Einschätzungen zur Transparenz und Offenheit der Politik durch den Besuch 
der Webseite änderte.  
Insgesamt zeigten die Umfrageergebnisse, dass die Einschätzungen zur Transparenz und Of-
fenheit der öffentlichen Verwaltung zwar in der vorliegenden Stichprobe leicht in Richtung 
mehr Transparenz angestiegen waren (0,1 Skalenpunkte), aber der Befund möglicherweise 
zufällig zustande gekommen ist. Die Einschätzungen zu Transparenz und Offenheit der Politik 
wiesen nur sehr geringe Unterschiede auf, die nicht statistisch signifikant waren. Auf Basis der 
Umfrage unter den Nutzerinnen und Nutzern der TPP kann also nicht davon ausgegangen 
werden, dass sich durch den Besuch der TPP die Einschätzungen zur Transparenz und Of-
fenheit der öffentlichen Verwaltung oder der Politik verändern würden. 
8.1.4.2 Crowdworker-Befragung 
Als Teil der Crowdworker-Befragung wurden die Befragten auch zu Transparenz und Offenheit 
der öffentlichen Verwaltung und der Politik befragt. Dabei wurden sie entsprechend der Me-
thode des retrospektiven Pretests nach dem Aufenthalt auf der Webseite befragt und anschlie-
ßend gebeten, sich zurückzuerinnern, wie ihre Einschätzung vor dem Webseitenbesuch aus-
geprägt war. Dabei wurde jeweils getrennt nach der Transparenz und Offenheit von Politik und 
Verwaltung gefragt.  
Mit Blick auf die Einschätzungen zu Transparenz und Offenheit zeigte sich, dass nach dem 
Webseitenbesuch die öffentliche Verwaltung von der Mehrzahl der Befragten als offen und 
transparent (55 Prozent) oder sogar völlig offen und transparent (6 Prozent) eingeschätzt 
wurde. 25 Prozent gaben „weder noch“ an, 12 Prozent schätzten die Verwaltung als nicht offen 
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und transparent ein, 2 Prozent als überhaupt nicht transparent und offen. In ihrer Erinnerung 
schätzten die Befragten die Transparenz und Offenheit der Verwaltung im Vergleich dazu 
deutlich geringer ein. So lag der Anteil der Befragten, welche die Verwaltung für offen und 
transparent vor Besuch der TPP hielten, bei 34 Prozent. Der Anteil, der sie sogar für völlig 
offen und transparent hielt, lag bei 5 Prozent. Die Mittelkategorie wurde von 37 Prozent ge-
wählt. Nicht offen und transparent gaben 22 Prozent an und 3 Prozent gaben überhaupt nicht 
transparent und offen an.  
Im Mittel lag die Einschätzung der Transparenz und Offenheit der öffentlichen Verwaltung nach 
Besuch der TPP bei 3,5 Skalenpunkten, gemäß der Erinnerung der Befragten lag der Wert vor 
Besuch der TPP im Mittel bei 3,2 Skalenpunkten. Der Unterschied betrug folglich 0,3 Skalen-
punkte. Die Unterschiede zwischen den beiden Mittelwerten sind dabei anhand eines zweisei-
tigen T-Tests statistisch signifikant (p < 0,01)58. Somit kann mit einer 99-prozentigen Wahr-
scheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass der Unterschied der beiden Mittelwerte nicht 
aufgrund von zufälligen Unterschieden bei den Angaben entstanden ist.  
Abbildung 59: Transparenz und Offenheit der öffentlichen Verwaltung (Crowdworker-
Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 391, Fallzahl (Nachher) = 389 
Abbildung 60 zeigt das Ergebnis der Crowdworker-Befragung in Hinblick auf Transparenz und 
Offenheit der Politik. Der Erinnerung der Crowdworker zufolge, schätzten 26 Prozent die Politik 
als offen und transparent oder völlig offen und transparent ein; als nicht offen und transparent 
oder überhaupt nicht offen und transparent stuften 31 Prozent der Crowdworker die Politik ein, 
die Mittelkategorie wurde von 42 Prozent der Befragten gewählt.  
Nach dem Besuch der TPP schätzten 41 Prozent die Politik als transparent und offen ein, 37 
Prozent wählten die Mittelkategorie und 22 Prozent gaben an, die Politik nicht für offen und 
transparent zu halten. Entsprechend schätzten nach dem Besuch der TPP 16 Prozent mehr 
die Politik als offen und transparent ein.  
Ein Vergleich der Mittelwerte zeigte einen Anstieg der Einschätzungen bezüglich Transparenz 
und Offenheit der Politik um 0,3 Skalenpunkte von 2,9 Skalenpunkte vor dem Besuch der TPP, 
                                               
58 Vgl. Kapitel 4.4 zur Erläuterung der Test-Verfahren. 
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auf 3,2 Skalenpunkte nach dem Besuch der Webseite. Ein T-Test ergab, dass die Differenz 
statistisch signifikant ist (p < 0,01).  
Abbildung 60: Transparenz und Offenheit der Politik (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 387, Fallzahl (Nachher) = 384 
Die Befragung der Crowdworker zeigte demnach eine kleine, aber statistisch signifikante Stei-
gerung der Einschätzung von Transparenz und Offenheit sowohl in Bezug auf die öffentliche 
Verwaltung wie auch auf die Politik. Dies legt den Schluss nahe, dass die TPP einen positiven 
Beitrag dazu leisten kann, dass Politik und Verwaltung nicht nur transparenter und offener 
werden, sondern auch als solches durch die Besucherinnen und Besucher der TPP wahrge-
nommen werden. Allerdings sollte bei der Interpretation dieser Ergebnisse berücksichtigt wer-
den, dass sich die Crowdworker in einer hypothetischen Situation befanden, was dazu führen 
könnte, dass der Effekt der TPP auf die Einstellungen zu Transparenz im Vergleich zu einer 
realen Situation überschätzt wird (vgl. Kapitel 4.3.2.4). 
8.1.5 Einschätzungen weiterer Stakeholder 
Der LfDI äußerte im Rahmen der leitfadengestützten Interviews die Ansicht, dass sich die 
Transparenz und Offenheit der Verwaltung mit Inkrafttreten des Gesetzes erhöhte und führt 
dabei den erweiterten Geltungsbereich des Gesetzes an. Hierbei verwies er unter anderem 
auf den Zugang zu Umweltinformationen, die etwa in den Debatten um Windkraftanlagen re-
levant waren, aber auch auf Einzelfälle, in denen mittels Anfragen auf Informationszugang 
etwa Details zu Kooperationen im Bereich der universitären Drittmittelforschung öffentlich wur-
den.  
8.1.6 Erfahrungen der obersten Landesbehörden 
Nachfolgend werden die Einschätzungen der obersten Landesbehörden zum Antragsrecht 
und zu den Veröffentlichungen auf der TPP in Hinblick auf die Vergrößerung der Transparenz 
und Offenheit dargelegt.  
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8.1.6.1 Anträge auf Informationszugang 
Das Antragsaufkommen bei den obersten Landesbehörden war im Durchschnitt eher niedrig 
(vgl. Kapitel 5.2.2.1). Vereinzelt berichteten oberste Landesbehörden, bei nicht identifizierba-
ren Antragstellerinnen und Antragstellern entgegen § 11 Abs. 2 S. 1 LTranspG Informationen 
herauszugeben, um die Transparenz der Verwaltung auch in solchen Antragskonstellationen 
soweit wie möglich zu fördern. Es handle sich hierbei jedoch um Informationen, die bspw. 
bereits veröffentlicht wurden, den Verwaltungsbeschäftigten ohne Rechercheaufwand bekannt 
seien oder keinen wesentlichen Arbeitsaufwand verursachen. 
8.1.6.2 Veröffentlichungen auf der Transparenz-Plattform 
Ähnlich der Erhebung beim Antragsrecht ist auch die Vergrößerung der Transparenz aufgrund 
der Veröffentlichungen auf der TPP durch die obersten Landesbehörden eingeschätzt worden. 
Da hierzu jedoch keine direkten Rückmeldungen durch Bürgerinnen und Bürger sowie weite-
ren Akteuren bei den Behörden eingegangen sind, beruhen die Einschätzungen auf subjekti-
ven Wahrnehmungen aus dem Veröffentlichungsprozess seitens der Interviewpartnerinnen 
und Interviewpartner. 
De facto hat sich demnach die Transparenz qualitativ durch die Veröffentlichung bestimmter 
Informationstatbestände auf der TPP erhöht, wie etwa durch die Veröffentlichung von Ver-
tragsbestandteilen, Zuwendungen oder Ministerratsbeschlüssen. 
Aus den geführten Interviews ging hervor, dass sich durch die TPP im weiteren Sinne auch 
das Interesse am staatlichen Handeln steigern könne. Eine der interviewten Personen berich-
tete, dass die Webseite der TPP ohne gezielte Suche nach dieser kaum auffindbar sei und 
auch Informationen, die auf der Plattform hinterlegt wären, nicht weit oben bei Internetsuch-
maschinen auftauchen würden. Durch die verringerte Auffindbarkeit würde der Zugang zu In-
formationen über die TPP geschmälert (näheres unter Kapitel 7.2). Vereinzelt wurde jedoch 
die Vermutung geäußert, dass das künftige Inkrafttreten der Veröffentlichungspflicht auch von 
kommunalen Informationen das Interesse der Bürgerinnen und Bürger an der Nutzung der 
TPP wesentlich steigern könnte. Als Grund wurde genannt, dass Informationen auf kommu-
naler Ebene größere Berührungspunkte mit dem täglichen Leben der Bürgerinnen und Bürger 
hätten.  
Es lässt sich somit aus Sicht der obersten Landesbehörden für die TPP ableiten, dass die 
Steigerung der Transparenz der Verwaltung grundsätzlich bereits vorhanden ist, jedoch tat-
sächlich noch nicht vollumfänglich bei den Bürgerinnen und Bürgern sowie weiteren Akteuren 
angekommen ist. 
8.1.6.3 Zwischenfazit der Einschätzungen der obersten Landesbehörden 
Die Bekanntheit des Antragsrechts sowie der TPP bei Bürgerinnen und Bürgern wird tenden-
ziell mit zunehmender Bekanntheit des Gesetzes zukünftig ansteigen. Bereits vor Inkrafttreten 
des LTranspG sind Anfragen der Öffentlichkeit zu Informationen in den einzelnen obersten 
Landesbehörden gestellt und auch beantwortet worden, sodass schon damals Offenheit und 
Transparenz nach außen hin gelebt wurden. Durch das Gesetz ist jedoch die Möglichkeit 
hierzu präsenter geworden. 
Die Transparenz hat sich nach Ansicht der obersten Landesbehörden technisch, aber auch 
faktisch erhöht, einerseits weil Informationen nun gebündelt vorliegen, andererseits und vor 
allem, weil mehr Informationen auf der TPP zugänglich gemacht wurden. Einige oberste Lan-
desbehörden äußerten die Vermutung, dass das Handeln der Verwaltung dadurch auch  
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verständlicher geworden sein könne, da durch die proaktive Veröffentlichung sogenannten Fa-
kenews vorgebeugt oder solche zumindest entkräftet werden könnten und so Informationen 
validiert werden. Hierdurch wird durch die Behörden auch eine Steigerung der Verständlichkeit 
des Verwaltungshandelns angenommen, welche jedoch auch durch aktive Pressearbeit der 
Ministerien erfolgt.  
Letztlich kann durch das Antragsrecht und die Veröffentlichungen auf der TPP die Transparenz 
und Offenheit der Verwaltung auch dadurch gesteigert werden, weil sich die Öffentlichkeit 
durch das Antragsrecht und die TPP mehr und ggf. intensiver mit der Verwaltung und ihren 
Tätigkeiten beschäftigt. Das Verwaltungshandeln wird hierdurch von der bisher abstrakten zu 
einer konkreten Tätigkeit, welche die Bürgerinnen und Bürger nachvollziehen können. 
8.1.7 Zwischenfazit  
Die Transparenz und Offenheit vergrößerte sich faktisch mit der Einführung der proaktiven 
Veröffentlichungen auf der TPP. Einerseits bündelt die TPP Informationen mit dem Ziel, bereits 
zugängliche Informationen breiter bekannt zu machen. Andererseits werden auf der TPP auch 
Informationen zugänglich gemacht, die zuvor noch nicht im Internet frei zugänglich waren. In-
sofern trägt die TPP auch zur Erhöhung des Informationsbestandes bei. 
In Hinblick auf die Anträge auf Informationszugang zeigte sich, dass das Antragsrecht vor al-
lem von Bürgerinnen und Bürgern genutzt wird, aber dies bisher nur in geringem Maße. Sieht 
man von einer speziellen Fallkonstellation ab, wurden in den 4 Jahren von 2016 bis 2019 bei 
193 TPS 1,1 Anträge pro Tag gestellt. Dabei wurden allerdings mündliche und telefonische 
Anträge vermutlich nicht oder nicht als Anträge nach dem LTranspG erfasst. Dennoch er-
scheint die Zahl der Anträge verteilt über die befragten TPS gering. Die Gründe für die geringe 
Inanspruchnahme konnten nicht ermittelt werden. Diese können also in der Bekanntheit des 
Antragsrechts oder auch in mangelndem Interesse liegen. 
Nach Einschätzungen der zivilgesellschaftlichen Organisation Mehr Demokratie e. V. führte 
die Einführung des LTranspG dazu, dass Anträge auf Informationszugang öfter positiv be-
schieden und schnell bearbeitet werden. Auch die Transparenzbeauftragten der obersten Lan-
desbehörden gehen davon aus, dass sich die Transparenz und Offenheit qualitativ und quan-
titativ durch das LTranspG vergrößerte, wenngleich sie darauf verweisen, dass es sich um 
einen erfahrungsbasierten, subjektiven Eindruck handle.  
8.2 Etablierung von Transparenz und Offenheit als Leitlinie der Verwal-
tung 
Gemäß § 1 Abs. 3 soll mit dem Gesetz Transparenz und Offenheit als Leitlinie in der Verwal-
tung etabliert werden. Als etabliert gilt Transparenz und Offenheit als Leitlinie der Verwaltung, 
wenn Transparenz und Offenheit in der Verwaltung bekannt sind, die Transparenzbestimmun-
gen verstanden werden und diese befolgt bzw. akzeptiert werden (vgl. Kapitel 4.2). Hinsichtlich 
des Gesetzesziels wird nicht differenziert zwischen TPS allgemein und obersten Landesbe-
hörden im Speziellen. Bei obersten Landesbehörden bezieht sich die Leitlinie nicht nur auf 
Anträge auf Informationszugang, sondern auch auf die proaktiven Veröffentlichungen.  
8.2.1 Bekanntheit des Landestransparenzgesetzes in der Verwaltung 
Zur Erfassung der Bekanntheit wurde im Rahmen der Erhebung der TPS abgefragt, wie be-
kannt das LTranspG in den TPS ist. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass die Bekanntheit 
des LTranspG in den Behörden auch mit dem Ausmaß zusammenhängt, in dem die TPS von 
dem Gesetz betroffen sind. So waren die TPS mit Ausnahme der obersten Landesbehörden 
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im Untersuchungszeitraum (Umsetzungsstufen 1 und 2) nur zur Transparenz in Reaktion auf 
Anträge auf Informationszugang verpflichtet. Somit hing die Betroffenheit der TPS auch von 
der Inanspruchnahme des Antragsrechts von Seiten der Antragstellenden ab. Erst in der Um-
setzungsstufe 3 (ab 01.01.2021) wurde die proaktive Veröffentlichungspflicht über die obers-
ten Landesbehörden hinaus auf die weiteren TPS ausgeweitet und somit die Betroffenheit der 
TPS von der Antragstellung stärker entkoppelt. Hierbei gilt es jedoch zu berücksichtigen, dass 
sich die Veröffentlichungspflicht bei den weiteren TPS lediglich auf die Veröffentlichung von 
Organisationsplänen und von Umweltinformationen bezieht (§ 7 Abs. 4 S. 1 LTranspG). Abbil-
dung 61 zeigt, dass bei 3 Prozent aller TPS das LTranspG sehr gut bekannt ist, bei 26 Prozent 
ist das Gesetz gut bekannt. 43 Prozent der TPS gaben einen mittleren Bekanntheitsgrad an, 
27 Prozent gaben an, das Gesetz sei wenig bekannt, und 1 Prozent gab an, das Gesetz sei 
überhaupt nicht bekannt. Der durchschnittliche Bekanntheitsgrad lag bei rund 3,0 was einem 
mittleren Bekanntheitsgrad entspricht. Die Standardabweichung59 lag bei 0,83 Skalenpunkten. 
Insgesamt ließ sich somit ein mittlerer Bekanntheitsgrad des Gesetzes unter den TPS festhal-
ten. Zugleich unterschied sich die Bekanntheit des Gesetzes innerhalb der Behörden je nach 
Art der TPS. So war der Bekanntheitsgrad in den obersten Landesbehörden am höchsten. 
Darauf folgten die weiteren Landesbehörden sowie auf kommunaler Ebene die kreisfreien und 
kreisangehörigen Städte. Die Bekanntheit bei 6 Landkreisen bzw. der Hälfte der Landkreise, 
die sich beteiligten, fiel etwas geringer aus. Bei den Verbandsgemeinden und den verbands-
freien Städten und Gemeinden überwog ein mittlerer Bekanntheitsgrad. In Bezug auf die Be-
kanntheit des Gesetzes bei den TPS führte der LfDI als mögliche Erklärung an, dass sich die 
Bekanntheit des Gesetzes und die Vertrautheit mit diesem oftmals durch konkrete Anträge bei 
der jeweiligen TPS erhöhten. Wurde ein Antrag bei einer TPS gestellt, beschäftigte sich diese 
mit dem Antrag und den gesetzlichen Bestimmungen und steigerte so die Bekanntheit in der 
TPS. Im Umkehrschluss bedeutete dies, dass die Bekanntheit bei denjenigen TPS gering aus-
fallen würde, die bislang nur wenige Anträge erhalten hatten. Dies deckte sich im Grundsatz 
auch mit dem durchschnittlichen Aufkommen an Anträgen bei den verschiedenen Arten von 
TPS.  
                                               
59 Siehe Fußnote 20 für eine Erläuterung. 
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Abbildung 61: Bekanntheit des Landestransparenzgesetzes in den TPS 
 
Anmerkung: Fallzahl = 160 
8.2.2 Verständnis der Leitlinie 
In Hinblick auf ein einheitliches Verständnis von Transparenz und Offenheit innerhalb und zwi-
schen den Behörden erfolgte keine direkte Abfrage. Somit konnte keine Aussage zur Ausprä-
gung getroffen werden. Als unterstützende Maßnahmen für eine einheitliche Interpretation 
wurde von den obersten Landesbehörden die Verwaltungsvorschrift zum LTranspG hervorge-
hoben. Nicht zu vernachlässigen ist dabei auch die Beratungstätigkeit des LfDI für Bürgerinnen 
und Bürger, die zudem aber auch TPS unterstützt und so zu einem einheitlichen Verständnis 
beitragen kann. Im Erhebungszeitraum nahm insbesondere die Inanspruchnahme des Bera-
tungsangebots des LfDI durch TPS zu (vgl. Kapitel 5.3), was einerseits auf Beratungsbedarf 
und damit ein ausbaufähiges Verständnis hindeutet. Andererseits kann davon ausgegangen 
werden, dass durch die Beratung in konkreten Fällen auch das Verständnis des Gesetzes und 
damit der Leitlinie von Transparenz und Offenheit steigt. Darüber hinaus wurden zur Anwen-
dung des Gesetzes auch Schulungen von den TPS in Anspruch genommen und hausinterne 
Dokumente zum Gesetz in den TPS verfasst (vgl. Kapitel 6.1.1 und 6.1.2).  
Zusammenfassend kann zum Verständnis der Leitlinie festgehalten werden, dass in erhebli-
chem Umfang Schulungen durchgeführt wurden, die wahrscheinlich ein einheitliches Ver-
ständnis innerhalb und zwischen den Behörden förderten bzw. fördern können. Darüber hin-
aus bestehen in einer relevanten Zahl von TPS interne Dokumente, von denen die Mehrzahl 
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vermutlich auch zu einem einheitlichen Verständnis der Bestimmungen des Landestranspa-
renzgesetzes beitragen. Schließlich ist davon auszugehen, dass die Beratungstätigkeit des 
LfDI auch zum besseren Verständnis des Gesetzes und somit auch der Etablierung der Leitli-
nie von Transparenz und Offenheit beigetragen hat. Somit kann zwar nichts darüber ausge-
sagt werden, ob ein einheitliches Verständnis von Transparenz und Offenheit besteht, jedoch 
lässt sich konstatieren, dass in wesentlichem Umfang Maßnahmen unternommen wurden, die 
dies förderten.  
8.2.3 Akzeptanz der Leitlinie 
Bei der Operationalisierung (vgl. Kapitel 4.2) wurde darauf hingewiesen, dass sich nicht direkt 
erfassen lässt, ob Transparenz und Offenheit als Leitlinie befolgt werden und deshalb auf den 
Indikator Akzeptanz von Transparenz und Offenheit ausgewichen wurde.  
Abgefragt wurde die Akzeptanz anhand von verschiedenen Aussagen, zu denen die TPS Stel-
lung beziehen sollten. In Abbildung 62 sind die verschiedenen Aussagen aufgeführt. Fast alle 
TPS (92 Prozent) stimmten der ersten Aussage zu, dass Transparenz und Offenheit Kernbe-
standteile einer legitimen Verwaltung sind. Lediglich 7 Prozent gaben „weder noch“ an. Weni-
ger als ein Prozent (1 von 136 TPS) stimmte nicht zu. Der Mittelwert lag bei 4,3 Skalenpunkten, 
die Standardabweichung bei 0,6 Skalenpunkten, die Fallzahl bei 136.  
Anders sah es bei der zweiten Aussage aus: Bei der Frage, ob das LTranspG die Beschäftig-
ten von ihrer eigentlichen Tätigkeit abhält, waren die Einschätzungen sehr unterschiedlich und 
glichen sich im Mittel aus – der Mittelwert lag bei 2,9 und damit fast exakt in der Mitte (3,0). So 
gaben 37 Prozent an, dass sie der Aussage nicht oder überhaupt nicht zustimmten, 33 Prozent 
gaben „weder noch“ an und 30 Prozent gaben an, dass sie dem zustimmten, wobei 10 Prozent 
voll und ganz zustimmten. Wenn die TPS der Aussage nicht zustimmten, wurde hier davon 
ausgegangen, dass sie auch der Ansicht waren, dass das LTranspG nicht als Bestandteil der 
„eigentlichen Aufgaben der Verwaltung“ zählt. Somit zeigt sich, dass einige TPS nicht der An-
sicht sind, dass Transparenz und Offenheit zu ihren eigentlichen Aufgaben gehören.  
Die dritte Aussage war negativ formuliert und zielte darauf ab, Unsicherheit und Skepsis in 
Hinblick auf Transparenz und Offenheit zu erfassen. Dieser Aussage widersprach die Mehrheit 
der TPS (56 Prozent), 29 Prozent zeigten sich unentschlossen, 14 Prozent stimmten der Aus-
sage zu, nur 2 Prozent stimmten der Aussage voll und ganz zu. Der Mittelwert lag bei 2,5 
Skalenpunkten, die Standardabweichung bei 1,0 Skalenpunkten, die Fallzahl bei 133.  
In Bezug auf die vierte Aussage – „Mehr Transparenz und Offenheit kann unsere Organisation 
in ein schlechtes Licht rücken“ – fiel der Widerspruch noch deutlicher als bei der dritten Aus-
sage aus. 86 Prozent der TPS stimmten der Aussage nicht zu, davon stimmten 44 Prozent 
aller TPS überhaupt nicht zu. Lediglich 12 Prozent zeigten sich unentschlossen und 2 Prozent 
stimmten der Aussage zu. Der Mittelwert lag bei 1,7 Skalenpunkten, die Standardabweichung 
bei 0,8 Skalenpunkten, die Fallzahl bei 136.  
   
  
151 
Abbildung 62: Akzeptanz der Transparenz und Offenheit als Leitlinie  
 
Anmerkung: Fallzahl = 133 
Insgesamt zeigt sich, dass die Akzeptanz überwiegend hoch ausgeprägt ist. Lediglich über die 
indirekte Fragestellung, ob das LTranspG die Beschäftigten von ihrer eigentlichen Tätigkeit 
abhält, zeigten sich bei mehr TPS Vorbehalte gegenüber dem Gesetz. Aufgrund der quantita-
tiven Erhebungsform konnte nicht geklärt werden, ob es sich dabei allein um das Problem 
begrenzter Arbeitszeit oder um eine grundlegende Einstellung handelte. Angesichts der ver-
hältnismäßigen klaren Zustimmungswerte zu Transparenz und Offenheit ist eher von ersterem 
auszugehen. Dies legt die Schlussfolgerung nahe, dass eine hohe Akzeptanz auf genereller 
Ebene bei den TPS besteht, allerdings in der Praxis von einigen Transparenz als Mehrarbeit, 
statt als Teil der eigentlichen Aufgaben gesehen wird.  
8.2.4 Erfahrungen der obersten Landesbehörden 
Gemäß § 1 Abs. 3 soll mit dem Gesetz Transparenz und Offenheit als Leitlinie in der Verwal-
tung etabliert werden (näheres hierzu unter Kapitel 3.4.2 bzw. Kapitel 4.2.4.2). Nachfolgend 
wird die tatsächliche Umsetzung anhand der obersten Landesbehörden dargelegt und analy-
siert. 
Eine Leitlinie kann nur umgesetzt werden, wenn ihre Grundlage – das LTranspG – hinreichend 
bekannt ist. Das Gesetz ist nach Aussagen der Transparenzbeauftragten aller 10 obersten 
Landesbehörden den eigenen Mitarbeitenden bekannt. Hierbei unterscheidet sich die Vertraut-
heit mit dem Gesetz danach, wie die Bearbeitung der Tätigkeiten im Rahmen des Gesetzes 
organisiert war. Mitarbeitende, die zentralisiert diese Aufgaben wahrnehmen, sind dement-
sprechend mehr mit der Gesetzesmaterie vertraut. Vor Einführung des LTranspG sei das An-
tragsrecht auf Herausgabe auf Informationen nach dem LIFG in den Behörden weniger be-
kannt und eher ein „Nischenthema“ gewesen, sodass durch Inkrafttreten des LTranspG dieses 
Instrument nun wesentlich mehr Bekanntheit erlangt hat. 
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Die verwaltungsinterne Bekanntheit wurde zusätzlich wesentlich durch Schulungen, Sensibili-
sierungen und hausinterne Veröffentlichungen von Handreichungen, Fallbeispielen, Dienstan-
weisen und ähnlichem (vgl. hierzu Kapitel 6.1.2) gefördert. Bereits kurz nach Inkrafttreten des 
Gesetzes wurde eine Vielzahl an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in allen obersten Landes-
behörden zum Thema LTranspG geschult. Darüber hinaus werden in der überwiegenden Zahl 
der Ministerien auch fortlaufend neu eingestellte Beschäftigte zum LTranspG geschult.  
Daneben stellen einige Ministerien Dokumente und Arbeitsanweisungen für die Mitarbeiten-
den zum Prüfprozess im Intranet bereit, die erläutern, ob ein Dokument eingestellt oder auf 
Grund eines Antrages herausgegeben werden darf. Ein Ministerium stellt ein Prüfdokument 
bereit, in welchem nur die Tatbestände des LTranspG spezifiziert werden, die grundsätzlich 
für das Ressort zutreffen könnten. Ferner stellt die überwiegende Anzahl der Ministerien auch 
das Gesetz sowie die Verwaltungsvorschrift im Intranet bereit.  
Alle obersten Landesbehörden gaben an, dass weder formelle, noch informelle Leitlinien oder 
Maßstäbe über das Gesetz und die Verwaltungsvorschrift hinaus bei der Bearbeitung der An-
gelegenheiten des LTranspG existieren und berücksichtigt werden. Daraus folgt, dass derzeit 
kein Bedarf zur weiterführenden Definierung der Transparenz und Offenheit als Leitlinie der 
Verwaltung besteht. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verstehen anhand des Gesetzes, der 
Verwaltungsvorschrift und der individuell intern bereit gestellten Unterlagen die Leitlinie zur 
Transparenz und Offenheit. 
Darüber hinaus ist die Akzeptanz eben dieser Leitlinie in der Verwaltung zu beurteilen. Die 
Ansichten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden durch die obersten Landesbehörden 
als unterschiedlich wiedergegeben. Teilweise werde die gelebte Transparenz und Offenheit 
eher als Pflichterfüllung wahrgenommen, teilweise jedoch auch aus einem „professionellen 
Selbstverständnis“ einer offenen Behörde vor dem Hintergrund des LTranspG. 
Der Begriff des „Kulturwandels im Staat“ wurde jedoch überwiegend als zu bedeutend be-
schrieben. Das Gesetz wird als gelebte Praxis in den Verwaltungen akzeptiert. Einen deutli-
chen Wandel in den Behörden, im Vergleich zu der Zeit vor Einführung des Gesetzes, gab es 
nicht. Bei Einführung des LTranspG existierten jedoch Befürchtungen, das Gesetz könne zu 
einer zusätzlichen Arbeitsbelastung führen. Es wurde teilweise von den Ministerien berichtet, 
dass die Beschäftigten das LTranspG anfänglich als Mehraufwand empfanden. Eine „große 
Flut“ an Anträgen nach Inkrafttreten war jedoch ausgeblieben, sodass viele Ängste und Sorgen 
hinsichtlich der Mehrarbeit bereits dadurch verschwunden waren. 
Es wird von allen obersten Landesbehörden eine flächendeckende, gelebte Offenheit ange-
strebt. Dennoch ist von einem Generationsunterschied bei den Mitarbeitenden berichtet wor-
den. Dienstältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter seien eher noch von der „alten Verwaltungs-
schule“ geprägt, bei welcher das Aktengeheimnis höchste Priorität hatte. Jüngere Beschäftigte 
wären unbefangener an die Herausgabe und Veröffentlichung von Informationen herangegan-
gen. Tendenziell wurde daher die Vermutung geäußert, dass dienstältere Mitarbeitende die 
Aufgaben des LTranspG eher als Mehrarbeit empfänden. 
Es lässt sich jedoch eine Akzeptanz der Leitlinie daraus ableiten, dass in einigen obersten 
Landesbehörden Vorgänge und Akten bereits vor einem möglichen Antrag auf Herausgabe 
oder einer Veröffentlichung auf der TPP so vorbereitet werden, dass eine Herausgabe grund-
sätzlich möglich wäre. So werden Information nicht als Ganzes gesehen, sondern möglichst 
als viele Einzelinformationen, sodass hiervon zumindest teilweise Informationen herausgege-
ben und somit die Verwaltung soweit es geht transparent arbeiten kann.  
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8.2.5 Einschätzungen weiterer Stakeholder 
8.2.5.1 Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Nach Einschätzung des LfDI trug die Einführung des LTranspG zu einer deutlichen Steigerung 
der Akzeptanz der Informationsfreiheit in der Verwaltung bei. Der Bekanntheitsgrad stieg in 
den Jahren von 2016 bis 2019 deutlich an. Kurz nach Einführung des Gesetzes im Jahr 2016 
bestand eine große Verunsicherung bei den transparenzpflichtigen Stellen, die jedoch anhand 
von Schulungen und Informationsveranstaltungen und -materialien abgebaut werden konnte. 
Der LfDI kam zur Einschätzung, dass der durch das LTranspG angestrebte Kulturwandel in 
der öffentlichen Verwaltung hin zu mehr Transparenz und Offenheit bis Ende 2019 teilweise 
gelungen war. Der Wandel sei demnach eingeleitet worden, angesichts der dritten Umset-
zungsstufe und der zum Teil bestehenden Vorbehalte unter den Beschäftigten der Verwaltung 
stehe dessen vollständige Implementation jedoch noch aus.  
8.2.5.2 Kommunale Spitzenverbände 
Nach Einschätzung des Gemeinde- und Städtebundes sind Transparenz und Offenheit in den 
Kommunalverwaltungen weitgehend etabliert, auch wenn es bei manchen Kommunen noch 
Ausbaupotenzial zu erschließen gäbe. Der bisherige Stand der Etablierung von Transparenz 
und Offenheit wurde demnach schon durch das zuvor bestehende Informationsfreiheitsgesetz 
erreicht. Ein Kulturwandel in der Kommunalverwaltung ist ausgehend von der bereits beste-
henden Etablierung nicht festzustellen. Dennoch könne die dritte Umsetzungsstufe des 
LTranspG die Etablierung von Transparenz und Offenheit in den Kommunalverwaltungen vo-
rantreiben. Dem Landkreistag lagen keine belastbaren Erfahrungswerte zur Etablierung von 
Transparenz und Offenheit vor. 
8.2.5.3 Zivilgesellschaft 
Ein Vertreter von Mehr Demokratie e. V. berichtete, dass sich mit Einführung des Gesetzes 
die Aufgeschlossenheit gegenüber Anträgen auf Informationszugang deutlich erhöht habe, 
was sich am Rückgang von Ablehnungen und am Umfang herausgegebener Informationen 
zeige. Davon abweichend gäbe es einzelne Kommunalverwaltungen, die weiter zurückhaltend 
bei der Herausgabe von Informationen wären.  
8.2.6 Zwischenfazit zur Etablierung der Leitlinie von Transparenz und Offenheit 
Insgesamt kann mit Blick auf Transparenz und Offenheit als Leitlinie davon ausgegangen wer-
den, dass diese unter den befragten TPS weitgehend etabliert ist. So war zwar nur ein mittlerer 
Bekanntheitsgrad des Gesetzes innerhalb von TPS zu verzeichnen, was jedoch auch darin 
begründet liegen könnte, dass das vergleichsweise geringe Aufkommen von Anträgen auf In-
formationszugang noch nicht dazu geführt hat, dass in den Behörden eine Vielzahl von Be-
schäftigten bereits mit den Anträgen und damit mit dem Gesetz zu tun hatte. Mit Beginn der 
Umsetzungsstufe 3 des LTranspG wurde die proaktive Veröffentlichungspflicht, die über-
gangsweise nur für die obersten Landesbehörden galt, flächendeckend auf die weiteren TPS 
ausgeweitet. Hierdurch kann der Bekanntheitsgrad des Gesetzes in den Behörden steigen. 
Die Akzeptanz der Leitlinie wird von den TPS selbst als hoch eingestuft.  
8.3 Demokratische Meinungs- und Willensbildung  
Ziel des Gesetzes ist es, die demokratische Meinungs- und Willensbildung zu fördern. Dies 
wurde im Rahmen der Erhebungen und der Umfrage auf der TPP wie auch bei der Crowdwor-
ker-Befragung direkt erhoben. Darüber hinaus wurden als Wirkmechanismen ergänzend die 
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Erweiterung des Zugangs zu Informationen und die Vereinfachung des Zugangs identifiziert 
und abgefragt. Direkt abgefragt werden konnte, ob das Gesetz bzw. dessen Maßnahmen zur 
Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen beiträgt. Nachfolgend wird dabei in Hinblick 
auf die Veröffentlichungen auf der TPP zum einen und die Anträge auf Informationszugang 
zum anderen unterschieden.  
8.3.1 Umfrage auf der Transparenz-Plattform 
Im Rahmen der Umfrage auf der TPP wurden die Nutzerinnen und Nutzer auch zur demokra-
tischen Meinungs- und Willensbildung befragt. In Bezug auf das Ziel des Gesetzes, die demo-
kratische Meinungs- und Willensbildung zu fördern, wurde im Rahmen der Nutzerbefragung 
die Zustimmung zu 3 Aussagen abgefragt. Die Aussagen wurden dabei stets auf die TPP be-
zogen, da nicht angenommen werden konnte, dass den Nutzerinnen und Nutzer bewusst war, 
dass neben der TPP auch das Antragsrecht auf Informationszugang zum LTranspG gehört.60 
Abbildung 63 führt die Aussagen und die Verteilung der Zustimmungswerte auf.  
Abbildung 63: Demokratische Meinungs- und Willensbildung (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 62 
Nachfolgend werden die Ergebnisse einzeln beschrieben und danach zusammengeführt.  
(1) „Die TPP liefert wichtige Informationen zur Bildung einer Meinung über Politik 
und Verwaltung“  
Mit 44 Prozent stimmte ein deutlich größerer Anteil der Befragten der Aussage zu als 
sie abzulehnen (28 Prozent). Zudem stimmten 16 Prozent der Aussage voll und ganz 
zu. Folglich ist hierdurch zu erkennen, dass die TPP eine wichtige Informationsquelle 
für die Meinungsbildung über Politik und Verwaltung sein kann.  
                                               
60 Nicht abgefragt wurde dabei, ob nach Ansicht der Befragten mehr Informationen verfügbar waren als 
vorher, da hierzu ein verhältnismäßig umfassender Überblick über das Informationsangebot des Landes 
RLP nötig gewesen wäre. 
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(2) „Die TPP erleichtert den Zugang zu Informationen erheblich“  
Dieser Aussage konnten über die Hälfte aller Befragten (56 Prozent) zustimmen. Je-
doch war auch der ablehnende Anteil der Befragten mit 36 Prozent wesentlich größer 
als bei der vorherigen Aussage. Nichtsdestoweniger überwog der zustimmende Anteil, 
auch weil die Gruppe der Befragten, welche der Aussage voll und ganz zustimmten, 
mit 22 Prozent sehr hoch lag.  
(3) „Die TPP trägt dazu bei, politische Entscheidungen besser nachvollziehen zu 
können“  
Auch bei der besseren Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen durch die TPP 
ergab sich ein gemischtes Urteil unter den Befragten. Rund 42 Prozent der Befragten 
stimmten der Aussage nicht zu, während 40 Prozent der Befragten die Aussage für 
zutreffend hielten. Da jedoch auch die Verteilung der stark ausgeprägten Antwortmög-
lichkeiten zugunsten der ablehnenden Meinung ausfiel (16 Prozent zu 11 Prozent), 
zeichnete sich ab, dass die Mehrheit der Befragten davon ausging, dass die TPP eher 
nicht dazu beiträgt, politische Entscheidungen nachvollziehbarer zu machen. 
Auf Basis der Nutzerbefragung zeigt sich in Hinblick auf die Förderung der demokratischen 
Meinungs- und Willensbildung ein gemischtes Bild. So stimmten 44 Prozent der Nutzerinnen 
und Nutzer zu, dass die TPP wichtige Informationen zur Meinungsbildung über Politik und 
Verwaltung liefere. Zugleich waren mehr als die Hälfte der Meinung, dass die TPP den Zugang 
zu Informationen erheblich erleichterte, wohingegen 36 Prozent der Aussage nicht zustimm-
ten. Dies verdeutlicht, dass noch Optimierungspotenzial besteht. Die Einschätzungen zur Ver-
besserung der Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen fielen gemischter aus. So stan-
den jeweils rund 40 Prozent der Nutzerinnen und Nutzer zustimmend oder ablehnend der Aus-
sage gegenüber, dass politische Entscheidungen besser nachvollzogen werden könnten.  
8.3.2 Crowdworker-Befragung 
Neben den Nutzerinnen und Nutzern, die an der Umfrage auf der TPP teilgenommen haben, 
wurde ergänzend eine Befragung mit Crowdworkern durchgeführt. Diese verfolgte das Haupt-
ziel, die Nutzungsqualität der Webseite zu beurteilen. Zugleich wurden dabei auch Einschät-
zungen zur Erreichung der Ziele des Gesetzes abgefragt. Dabei wurde bereits beim methodi-
schen Vorgehen (vgl. Kapitel 4.3.2.4) dargelegt, dass die Crowdworker anders als bei Fragen 
der Nutzungsqualität hier nur eingeschränkt aussagefähig sind. Während sie die Webseite 
tatsächlich besucht haben und somit echte Erfahrung vorweisen konnten, weisen die Fragen 
nach den Auswirkungen für die Crowdworker einen hypothetischen Charakter auf. Vor diesem 
Hintergrund sind die Ergebnisse mit Vorsicht zu interpretieren.  
Abbildung 64 zeigt die Ausprägung der Einschätzungen der Crowdworker zum Einfluss der 
TPP auf die demokratische Meinungs- und Willensbildung. Dabei zeigten sich deutliche Un-
terschiede im Antwortverhalten zwischen regulären Nutzerinnen und Nutzern einerseits und 
Crowdworkern andererseits.  
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Abbildung 64: Demokratische Meinungs- und Willensbildung (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 384 
Während bei der Nutzerbefragung 44 Prozent der Meinung waren, dass die TPP wichtige In-
formationen zur Bildung einer Meinung über Politik und Verwaltung lieferte, lag der Anteil bei 
den Crowdworkern bei 79 Prozent. Somit war der Anteil an Zustimmungen um 35 Prozent 
höher. Während bei der Nutzerbefragung etwas über ein Viertel (28 Prozent) bei der Aussage 
die Mittelkategorie wählte, waren dies bei den Crowdworkern nur 16 Prozent. Eine ablehnende 
Haltung zeigten 28 Prozent der Nutzerinnen und Nutzer, dagegen nur 5 Prozent der Crow-
dworker. In ähnlicher Weise stimmten 79 Prozent der Aussage zu, dass die TPP den Zugang 
zu Informationen erheblich erleichterte. Von den regulären Nutzerinnen und Nutzern stimmten 
dagegen 58 Prozent zu. In Hinblick auf die Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen 
stimmten 74 Prozent zu, 8 Prozent stimmten nicht zu, 16 Prozent wählten „weder noch“.  
Der Unterschied im Antwortverhalten zwischen Teilnehmenden an der Umfrage auf der TPP 
und den Crowdworkern wird auf die hypothetische Situation zurückgeführt, in der sich die letz-
teren befinden. Insgesamt ist auf Basis der Crowdworker-Befragung somit zu konstatieren, 
dass die deutliche Mehrheit der Crowdworker positive Auswirkungen der TPP auf die demo-
kratische Meinungs- und Willensbildung erwartet.  
8.3.3 Erhebung bei den transparenzpflichtigen Stellen  
Im Rahmen der Erhebung bei den TPS wurden ebenfalls die Einschätzungen abgefragt, wie 
die TPS gegenüber der Förderung der demokratischen Meinungs- und Willensbildung durch 
das LTranspG eingestellt waren (Abbildung 65). Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass die 
Bearbeitung des Fragebogens der teilstandardisierten Erhebung in vielen Fällen durch meh-
rere Personen bei den TPS erfolgte. Ob und in welchem Maße dies auch für die nachfolgenden 
Einschätzungsfragen gilt, konnte nicht ermittelt werden. Es wurde davon ausgegangen, dass 
die Beantwortung der Einschätzung des für die Bearbeitung verantwortlichen Sachbereiches, 
bspw. bezogen auf ein Referat, entspricht.  
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Abbildung 65: Einschätzungen der TPS zur Erreichung der Gesetzesziele (§ 1 Abs. 2) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 126 
Nachfolgend werden die Ergebnisse zunächst einzeln und danach insgesamt beschrieben und 
interpretiert.  
(1)  „Das Landestransparenzgesetz liefert wichtige Informationen, um sich über Po-
litik und Verwaltung eine Meinung zu bilden.“  
Bezogen auf diese Aussage hielten sich Zustimmungen (35 Prozent) und Ablehnungen 
(37 Prozent) fast die Waage. Ein Viertel der befragten TPS (26 Prozent) stimmte der 
Aussage nicht oder überhaupt nicht zu.  
(2) „Das Landestransparenzgesetz erleichtert den Zugang zu Informationen erheb-
lich.“  
Etwas mehr als die Hälfte (52 Prozent) der Befragten stimmte der Aussage zu, dass 
das LTranspG den Zugang zu Informationen erheblich erleichtert. 28 Prozent gaben 
an, weder zuzustimmen, noch nicht zuzustimmen und 21 Prozent stimmten der Aus-
sage nicht zu.  
(3) „Durch das LTranspG sind viel mehr Informationen zugänglich.“ 
Ebenfalls mehr als die Hälfte der Befragten (55 Prozent) stimmte der Aussage zu, dass 
viel mehr Informationen zugänglich sind, 21 Prozent positionierte sich zwischen Zu-
stimmung und Ablehnung und 25 Prozent gaben an, dem nicht zuzustimmen.  
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(4) „Das LTranspG trägt dazu bei, politische Entscheidungen besser nachvollziehen 
zu können.“  
Aus Sicht von 43 Prozent der TPS trug das LTranspG nicht dazu bei, dass politische 
Entscheidungen besser nachvollziehbar werden, 27 Prozent stimmten der Aussage 
weder zu noch nicht zu und 30 Prozent stimmten der Aussage zu.  
Bei den Ergebnissen zeigte sich, dass etwas mehr als die Hälfte die Einschätzung teilte, dass 
durch das LTranspG mehr Informationen zugänglich werden und der Zugang auch erleichtert 
ist bzw. wird. Hinsichtlich der Relevanz der Informationen für die Bildung einer Meinung über 
Politik und Verwaltung waren die Zustimmungswerte in etwa gleich hoch mit den Ablehnungs-
werten mit 35 bzw. 37 Prozent und einem Viertel mit neutraler Haltung. Zur Nachvollziehbarkeit 
politischer Entscheidungen fiel die Einschätzung bei den meisten TPS etwas negativer aus – 
so sind 43 Prozent der Meinung, politische Entscheidungen würden nicht besser nachvollzieh-
bar, 30 Prozent stimmten jedoch der besseren Nachvollziehbarkeit zu.  
Hinsichtlich der Einschätzungen der TPS zur demokratischen Meinungs- und Willensbildung 
zeigte sich somit ein gemischtes Bild. So gingen die TPS mehrheitlich davon aus, dass durch 
das Gesetz mehr Informationen zugänglich werden und der Zugang zu diesen erleichtert wird. 
Ob diese Informationen auch wichtig sind, um sich eine Meinung über Politik und Verwaltung 
zu bilden, wurde von den TPS skeptisch gesehen – hier hielten sich Zustimmung und Ableh-
nung die Waage, zugleich stimmten viele TPS weder zu noch nicht zu. Eine große Zahl der 
TPS ging nicht davon aus, dass durch das LTranspG politische Entscheidungen besser nach-
vollziehbar werden. Somit waren die TPS skeptisch gegenüber der Relevanz der Informatio-
nen für die Meinungsbildung und die Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen.  
8.3.4 Erfahrungen der obersten Landesbehörden  
Wie unter Kapitel 3.4.2 dargelegt, begünstigt ein größerer Informationsstand die Möglichkeit 
zur demokratischen Meinungs- und Willensbildung in der Bevölkerung. Dabei kann auch eine 
Steigerung des Interesses am staatlichen Handeln seitens der Bevölkerung damit einherge-
hen. 
Nach Aussage einiger Ministerien habe das LTranspG eine Signalwirkung, aber (bisher) nicht 
das Interesse der Bürgerinnen und Bürger am Verwaltungshandeln wesentlich gesteigert. Al-
lerdings ist flächendeckend bei allen befragten Ministerien ein starker Zuwachs von Anträgen 
nach dem LTranspG von Bürgerinnen und Bürger über die Internetplattform FragDenStaat zu 
verzeichnen. Teilweise gäbe es hierüber Kampagnen, wodurch eine erhöhte Fallzahl an An-
trägen zu demselben bestimmten Thema ad hoc bei den Verwaltungen zu verzeichnen sei. 
Dahingehend bestehe nach Aussagen der Ministerien der Eindruck, dass die TPP weniger als 
das Antragsrecht bekannt sei. Ein Grund dessen könne nach Angaben der obersten Landes-
behörden sein, dass proaktiv eher allgemeine Dokumente veröffentlich werden, die Bürgerin-
nen und Bürger sich jedoch oft für sehr spezielle Informationen interessieren, bspw. für Infor-
mationen von politischem Interesse oder politischer Brisanz. Ebenso werden vermehrt The-
menbereiche angefragt, die „näher am Alltagsgeschehen der Bürger“ sind, wie z. B. aus dem 
Schulbereich Informationen zu Abituraufgaben. Solche Informationen werden jedoch nicht pro-
aktiv durch die obersten Landesbehörden auf der TPP veröffentlicht. 
Insgesamt ist nach Einschätzung der Ministerien ein Einfluss auf politisches Handeln denkbar, 
bspw. in Form von neu angestoßenen Diskussionen in der Politik durch die Bürgerinnen und 
Bürger auf Grundlage der herausgegebenen oder veröffentlichten Informationen, ebenso eine 
Steigerung der Akzeptanz von Verwaltungshandeln. 
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8.3.4.1 Nutzung des Antragsrechts zur Meinungs- und Willensbildung durch weitere 
Akteure 
Neben Anfragen von Bürgerinnen und Bürgern lassen sich in den meisten Ministerien Anträge 
von weiteren Akteuren, wie von zivilgesellschaftlichen Interessengruppen oder Vertreterinnen 
und Vertretern von Partikularinteressen verzeichnen, wenngleich Anfragen von Bürgerinnen 
und Bürgern die Mehrheit bilden. Zum Teil nutzen Bürgerinitiativen das Antragsrecht, um ihre 
Interessen weiter verfolgen zu können, zum Teil auch Vertreterinnen und Vertreter von privat-
wirtschaftlichen Unternehmen, um bspw. Informationen über Konkurrenten zu erhalten. Die 
Anträge werden unabhängig von der Funktion der oder des Antragstellenden von den jeweili-
gen Behörden beantwortet, dabei jedoch bei offensichtlichen wirtschaftlichen Interessen die 
Betriebsgeheimnisse besonders schützend berücksichtigt. 
Neben den genannten Akteuren wurde auch von der Nutzung durch Journalistinnen und Jour-
nalisten sowie Politikerinnen und Politikern berichtet. Für Journalistinnen und Journalisten ist 
das Antragsrecht nur einschlägig, sofern Antragsteller sich auf das LTranspG statt auf das 
Presserecht berufen. Dahingehend wurde auch von Anträgen von Abgeordneten als Zusatz-
anfrage neben den kleinen Anfragen nach dem parlamentarischen Recht berichtet. Grund hier-
für könne sein, dass die Herausgabe von Informationen über das LTranspG häufig vermutlich 
rascher erfolge. 
Auch wurden Anträge von Kommunalverwaltungen angeführt, die einen Druck auf Veröffentli-
chung von bestimmten Informationen begünstigt haben. Ebenso wurde von Anträgen von 
Kommunalpolitikerinnen und -politikern berichtet, die kein Landtags-, aber ein Kommunalman-
dat innehaben und die Antragsmöglichkeit nutzten, weil ihnen die Möglichkeit der kleinen und 
großen parlamentarischen Anfrage nicht zur Verfügung steht. 
8.3.5 Einschätzungen weiterer Stakeholder 
Nach Einschätzung der kommunalen Spitzenverbände konnten die Ziele des Gesetzes in den 
Kommunalverwaltungen mehrheitlich noch nicht erreicht werden. Zum einem, weil das Gesetz 
zu dem bereits bestehenden Informationsfreiheitsgesetz keine neuen Anreize zur Förderung 
der Transparenz des Verwaltungshandelns beigetragen habe, zum anderen würden nicht 
mehr relevante Informationen für die Bürgerinnen und Bürger zugänglich. 
8.3.6 Zwischenfazit 
Über die verschiedenen Erhebungen hinweg zeigt sich, dass die Zwischenziele, Informationen 
einerseits umfassender und andererseits leichter zugänglich zu machen, mehrheitlich befür-
wortet werden. Skeptischer fiel die Haltung hinsichtlich des Beitrages zur Erreichung des über-
greifenden Ziels der Förderung der Meinungsbildung über Politik und Verwaltung aus. Dies gilt 
für die Teilnehmenden an der Umfrage auf der TPP, vor allem aber für die befragten TPS. Eine 
Ausnahme hiervon bildeten die befragten Crowdworker, die zu einer positiveren Einschätzung 
der Auswirkungen kommen. Zur Verortung der Ergebnisse gilt es zu berücksichtigen, dass die 
demokratische Meinungs- und Willensbildung nicht durch das LTranspG allein, sondern durch 
eine Vielzahl von Faktoren bestimmt wird.  
8.4 Kontrolle staatlichen Handelns 
Eines der Gesetzesziele ist es, durch die Vergrößerung von Transparenz und Offenheit die 
Möglichkeit der Kontrolle staatlichen Handelns durch die Bürgerinnen und Bürger zu verbes-
sern (§ 1 Abs. 2 S. 1).  
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Dabei wurde einerseits die Perspektive der Bürgerinnen und Bürger mit Blick auf die Veröf-
fentlichungen auf der TPP erhoben. Dazu wurden im Rahmen der Umfrage auf der TPP Nut-
zerinnen und Nutzer befragt. Außerdem wurden die Fachvertreterinnen und -vertreter im Rah-
men von leitfadengestützten Interviews einbezogen. Eine umfassende Bewertung, bei der 
auch die Anträge auf Informationszugang berücksichtigt worden wären, war nicht möglich, da 
keine Befragung unter Antragstellenden durchgeführt werden konnte. 
Andererseits wurde die Perspektive der öffentlichen Verwaltung einbezogen. Da sich unter 
den Nutzerinnen und Nutzern der TPP auch Beschäftigte der öffentlichen Verwaltung befan-
den, konnten diese hierzu befragt werden. Außerdem wurden die TPS im Rahmen der teil-
standardisierten Erhebung ebenfalls um eine Einschätzung gebeten. Nachfolgend werden die 
Ergebnisse hierzu beschrieben.  
8.4.1 Veröffentlichungen auf der TPP 
Mit Blick auf die Veröffentlichungen auf der TPP werden zunächst die Ergebnisse der Umfrage 
auf der TPP dargestellt und danach um die Ergebnisse der Crowdworker-Befragung und Ein-
schätzungen aus der Zivilgesellschaft ergänzt.  
8.4.1.1 Umfrage auf der TPP 
Im Rahmen der Umfrage auf der TPP wurde nach der Kontrolle staatlichen Handelns gefragt. 
Da bei den Nutzerinnen und Nutzern auf der TPP nicht vorausgesetzt werden konnte, dass 
diese mit dem LTranspG insgesamt gut vertraut sind, wurde die Fragestellung auf die TPP 
eingegrenzt. Gefragt wurde dabei nach der Zustimmung zu folgender Aussage: „Die TPP trägt 
dazu bei, staatliches Handeln zu kontrollieren.“ Zu der Frage äußerten sich 63 von 93 Befrag-
ten. Abbildung 66 zeigt, dass der Aussage 42 Prozent der Befragten zustimmten, davon 10 
Prozent voll und ganz. 19 Prozent der Befragten gaben weder noch an. 39 Prozent stimmten 
nicht zu, davon stimmten 22 Prozent überhaupt nicht zu. Somit überwogen zwar die Zustim-
mungen leicht, allerdings war die ablehnende Haltung deutlicher ausgeprägt. Der Mittelwert 
lag bei 2,9 Skalenpunkten und damit mit einer kleinen Tendenz in Richtung Ablehnung der 
Aussage.  
Abbildung 66: Kontrolle staatlichen Handelns (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 63 
Da sich unter den Befragten auch Beschäftigte der öffentlichen Verwaltung befanden und 
diese von der Aussage mindestens mittelbar betroffen sind, wurde geprüft, ob sich deren An-
gaben von jenen der übrigen Befragten unterscheiden. Dazu wurden 2 Vergleichstests der 
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beiden Gruppen durchgeführt.61 Mit anderen Worten wurde geprüft, ob eventuelle Unter-
schiede zufälliger Natur sind. Zwar unterschieden sich die beiden Gruppen in geringem Maße, 
aber der Unterschied war nicht statistisch signifikant. Somit konnte nicht davon ausgegangen 
werden, dass ein systematischer Unterschied bei den Angaben besteht. 
8.4.1.2 Crowdworker-Befragung 
Die Antworten der Crowdworker fielen auch in Hinblick auf die Kontrolle staatlichen Handelns 
deutlich positiver aus als die der Nutzerinnen und Nutzer, die an der Umfrage auf der TPP 
teilnahmen. Abbildung 67 zeigte, dass von den Crowdworkern 57 Prozent der Aussage zu-
stimmten, dass die TPP dazu beiträgt, staatliches Handeln zu kontrollieren, 14 Prozent stimm-
ten der Aussage nicht zu und 28 Prozent stimmten weder zu, noch nicht zu.  
Abbildung 67: Kontrolle staatlichen Handelns (Crowdworker-Befragung) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 375 
8.4.1.3 Einschätzungen weiterer Stakeholder 
Von Seiten des Vereins Mehr Demokratie e. V. wurde die TPP sehr kritisch bewertet. Dies 
bezog sich einerseits auf die Nutzungsqualität, aber auch auf die eingestellten Inhalte und 
deren Beschreibungen. Auf inhaltlicher Ebene wurde bspw. kritisiert, dass bei einigen Infor-
mationen nicht genügend Kontextinformationen verfügbar seien, um diese zu verstehen. Die 
Nutzungsqualität wurde als derart eingeschränkt bewertet, dass sich diese auch negativ darauf 
auswirkte, die TPP im Rahmen der ehrenamtlichen Arbeit nutzen zu können. Entsprechend 
würde die TPP keinen Beitrag zur Kontrolle staatlichen Handelns bzw. der Erreichung der Ziele 
beitragen. Gegenteilig und damit positiv beurteilt wurde dagegen der Informationszugang auf 
Antrag, welcher in der überwiegenden Zahl der Fälle aufgrund der nachvollziehbaren stattge-
gebenen und schnell beantworteten Anträge sehr positiv beurteilt wurde und auch der Kon-
trolle staatlichen Handelns diene.  
8.4.2 Perspektive der öffentlichen Verwaltung 
Um die Perspektive der öffentlichen Verwaltung auf die Kontrolle staatlichen Handelns zu er-
fassen, wurden verschiedene empirische Zugänge gewählt. Einerseits fanden sich unter den 
                                               
61 Dazu wurden Mittelwerte für 2 Gruppen gebildet, einmal für die Beschäftigten der öffentlichen Ver-
waltung und einmal für die übrigen Befragten. Anhand eines T-Tests und eines Wilcoxon-Vorzeichen-
Rang-Tests wurde geprüft, ob sich die die Angaben statistisch signifikant unterscheiden.  
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Personen, die sich an der Umfrage auf der TPP beteiligten, auch Beschäftigte aus der öffent-
lichen Verwaltung. Diese wurden zur Kontrolle staatlichen Handelns aus Sicht der Verwaltung 
befragt. Andererseits wurden den TPS im Rahmen der teilstandardisierten Erhebung auch ei-
nige Einschätzungs- bzw. Einstellungsfragen gestellt.  
Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass TPS und Beschäftigte der 
öffentlichen Verwaltung zunächst einmal die zu kontrollierenden Stellen bzw. Personen dar-
stellen. Somit handelt es sich um eine andere Perspektive als die von Bürgerinnen und Bür-
gern, die von außen die Möglichkeiten zur Kontrolle staatlichen Handelns bewerten sollen.  
8.4.2.1 Beschäftigte der öffentlichen Verwaltung (Umfrage auf der TPP) 
Bei der Umfrage auf der TPP wurden den Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung zur Kon-
trolle staatlichen Handelns 2 Fragen gestellt, davon eine mit Bezug zur TPP und eine zum 
LTranspG insgesamt (Abbildung 68).  
In Hinblick auf die Frage zum Beitrag der TPP zur Kontrolle staatlichen Handelns, fielen die 
Antworten sehr ähnlich aus wie von regulären Nutzerinnen und Nutzern, die nicht der Verwal-
tung angehören (vgl. Kapitel 4.3.2.3).  
Bei der Aussage, dass die TPP zur Kontrolle staatlichen Handelns beiträgt, überwog die Ab-
lehnung mit 50 Prozent im Vergleich zu 44 Prozent Zustimmung. Dabei zeigte sich auch, dass 
ein Drittel der Aussage überhaupt nicht zustimmte, folglich die Haltung entschiedener war als 
auf der Seite der Befürwortenden, bei der nur 11 Prozent voll und ganz zustimmten. Lediglich 
6 Prozent bzw. eine befragte Person wählte die Mittelkategorie.  
Mit Blick auf die Verwaltungsbeschäftigten, die an der Umfrage auf der TPP teilgenommen 
hatten, wurde davon ausgegangen, dass diesen das LTranspG bekannt war. Deshalb wurden 
diese auch um Einschätzungen zum Gesetz insgesamt, und nicht nur zur TPP gebeten. Die 
zweite Aussage, zu der die Befragten eine Einschätzung abgeben sollten, lautete: „Das Lan-
destransparenzgesetz trägt dazu bei, staatliches Handeln durch die Öffentlichkeit zu kontrol-
lieren“. Dabei zeigte sich ein deutlich positiveres Bild als bei der vorangegangenen Frage. So 
stimmten zwei Drittel der Befragten (67 Prozent) der Aussage zu, davon stimmten 56 Prozent 
eher zu und 11 Prozent voll und ganz. „Weder noch“ gaben 17 Prozent an, ebenfalls 17 Pro-
zent stimmten überhaupt nicht zu. Bei der Interpretation der Angaben ist einerseits auf die 
vergleichsweise geringe Fallzahl von 17 Personen zu verweisen, andererseits kann gerade in 
diesen Fällen aufgrund der Anonymität der Angaben einzelner Beschäftigter davon ausgegan-
gen werden, dass in diesem Fall kein Bias im Sinne von sozialer Erwünschtheit vorliegt, was 
möglicherweise bei den Angaben der TPS der Fall war.  
Die deutlich höheren Zustimmungswerte der Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung zur 
zweiten Aussage, legen den Schluss nahe, dass die Beschäftigten dem Antragsrecht eine 
höhere Bedeutung bei der Kontrolle staatlichen Handelns beimaßen als der TPP. Somit wur-
den in kleinem Umfang positive Auswirkungen auf die Kontrolle staatlichen Handelns erwartet, 
wenngleich von der Mehrzahl nicht durch die TPP.  
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Abbildung 68: Kontrolle staatlichen Handelns aus Sicht von Verwaltungsbeschäftigten (Um-
frage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 17 
8.4.2.2 Erhebung bei den transparenzpflichtigen Stellen 
Neben der Umfrage auf der TPP wurden im Rahmen der standardisierten Erhebung unter den 
TPS ebenfalls Einschätzungen zur Kontrolle staatlichen Handelns erfasst. Dabei wurde gebe-
ten, zu folgender Aussage Stellung zu beziehen: „Das Landestransparenzgesetz trägt dazu 
bei, staatliches Handeln durch die Öffentlichkeit zu kontrollieren.“ Hier zeigte sich, dass eine 
knappe Mehrheit (51 Prozent) der Aussage zustimmte, davon stimmten 7 Prozent voll und 
ganz zu. 24 Prozent gaben an weder zuzustimmen, noch nicht zuzustimmen. 25 Prozent 
stimmten hingegen der Aussage nicht zu. Der Mittelwert lag bei 3,2 Skalenpunkten, somit war 
eine leichte Tendenz hin zur Zustimmung im Mittel erkennbar. Im Ergebnis zeigt sich, dass die 
Hälfte der TPS davon ausging, dass das LTranspG etwas zur Kontrolle staatlichen Handelns 
beiträgt, zugleich ging ein Viertel der TPS nicht davon aus, dass das LTranspG einen Beitrag 
zur Kontrolle leistet – ein weiteres Viertel war unentschlossen.  
Abbildung 69: Kontrolle staatlichen Handelns aus Sicht der TPS 
 
Anmerkung: Fallzahl (TPS) = 133 
   
  
164 
8.4.2.3 Erfahrungen der obersten Landesbehörden 
Im Erhebungszeitraum sind keine Anträge oder Rückmeldungen bei den obersten Landesbe-
hörden eingegangen, die gezielt bzw. offensichtlich die Kontrolle staatlichen Handelns betref-
fen. Denkbar sei jedoch die Kontrolle der Verwaltungsentscheidungen und damit des staatli-
chen Handelns durch das Wissen, dass Informationen auf Anfrage an die Öffentlichkeit kom-
men könnten. 
8.4.3 Einschätzungen weiterer Stakeholder 
Nachfolgend werden die Einschätzungen weiterer Stakeholder, namentlich des LfDI, von Mehr 
Demokratie e. V. und den kommunalen Spitzenverbänden dargelegt. 
8.4.3.1 Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Aus Sicht des LfDI leistet das LTranspG einen wichtigen Beitrag, um staatliches Handeln zu 
kontrollieren. Dabei verweist dieser auf Anträge auf Informationszugang, die einen Kontroll-
druck in Einzelfällen erzeugen, da sich die öffentliche Verwaltung erklären müsse. Darüber 
hinaus werde über die proaktive Veröffentlichung auf der TPP die Verwaltung veranlasst, das 
eigene Handeln zu reflektieren. Mit Blick auf die Kontrolle staatlichen Handelns berichtete der 
LfDI, dass keine Fälle bekannt geworden seien, in denen die Transparenzbestimmungen zur 
unmittelbaren Verhinderung, Vereitelung oder Aufdeckung von Amtsmissbrauch geführt hät-
ten. Es sei kaum dazu gekommen, dass das Gesetz bewusst umgangen worden wäre. Viel-
mehr sei zum Teil aufgrund von (wahrgenommener) Rechtsunsicherheit oder Unsicherheit im 
Umgang mit dem Gesetz eine restriktive Auslegung die Folge gewesen. Im Rahmen der Frage 
nach Risikovermeidungsstrategien der Verwaltung wurde darauf verwiesen, dass die Akten-
führung unter Umständen aufgrund der bestehenden Möglichkeit zur Herausgabe von Akten 
angepasst wurde, indem von Beginn an eine ordentliche62 Aktenführung vorgenommen werde.  
8.4.3.1 Kommunale Spitzenverbände 
Die Frage, ob das Gesetz die Möglichkeiten zur Kontrolle staatlichen Handelns verbessert 
oder vereinfacht, konnte vom Gemeinde- und Städtebund und vom Landkreistag nicht ab-
schließend beurteilt werden. Stattdessen beschrieben sie das Gesetz als eine Erweiterung der 
Möglichkeiten der Kontrolle staatlichen Handelns.  
8.4.3.2 Zivilgesellschaft 
Aus Sicht von Mehr Demokratie e. V. leiste das LTranspG einen deutlichen Beitrag zur Kon-
trolle staatlichen Handelns. Grundsatz sei hierbei, dass nur kontrolliert werden könne, wovon 
man wisse. Das Gesetz trage dazu bei, mehr Informationen zugänglich zu machen und so die 
Kontrollmöglichkeiten zu erweitern. Zugleich stünde der größte Beitrag noch aus, da die dritte 
Umsetzungsstufe erst zum Jahresbeginn 2021 eintreten wird.  
8.4.3.3 Zwischenfazit 
Insgesamt zeigt sich hinsichtlich der Kontrolle staatlichen Handelns, dass die Bürgerinnen und 
Bürger, soweit sie sich als Nutzerinnen und Nutzer der TPP zur Kontrolle staatlichen Handelns 
äußerten, in Summe nicht davon überzeugt waren, dass die TPP einen Beitrag dazu leistet, 
staatliches Handeln durch die Öffentlichkeit zu kontrollieren. Im Durchschnitt stimmten die Nut-
zerinnen und Nutzer weder zu, dass die TPP einen Beitrag hierzu leistet, noch stimmten sie 
                                               
62 Im Sinne der Nachvollziehbar- und Vollständigkeit. 
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nicht zu. Die Crowdworker gingen dagegen mehrheitlich von positiven Auswirkungen der TPP 
auf die Kontrolle staatlichen Handelns aus. Den Ergebnissen der Nutzerbefragung sollte dabei 
mehr Gewicht beigemessen werden, da es sich bei den Crowdworkern um eine hypothetische 
Situation handelte, auf deren Basis sie die Bewertung vornahmen.  
Auch auf Seiten der Verwaltung war die Einschätzung ähnlich. Die Beschäftigten der öffentli-
chen Verwaltung, welche die TPP nutzten und an der Umfrage auf der Webseite teilnahmen, 
hatten eine ähnliche Einschätzung bezüglich des Beitrags der TPP zur Kontrolle staatlichen 
Handelns wie andere Nutzerinnen und Nutzer. Nach den Auswirkungen des LTranspG insge-
samt gefragt, schätzten die Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung diese etwas positiver 
ein und erwarteten positive Auswirkungen. Die TPS wurden im Rahmen der teilstandardisier-
ten Befragung ebenfalls nach einer Einschätzung zum Beitrag des Gesetzes zur Kontrolle 
staatlichen Handelns durch die Öffentlichkeit gebeten. Die Hälfte der TPS war der Einschät-
zung, dass das Gesetz einen Beitrag dazu leisten würde, ein Viertel stimmte nicht zu und ein 
Viertel stimmte weder zu noch nicht zu. Von Seiten der obersten Landesbehörden konnten 
keine Anfragen berichtet werden, die unmittelbar die Kontrolle staatlichen Handelns zum Ziel 
hatten.  
Von Seiten des LfDI wird davon ausgegangen, dass die Kontrolle staatlichen Handelns durch 
das Gesetz gefördert wird, da die Verwaltung sich durch Anfragen in Einzelfällen erklären 
müsse und die Veröffentlichungen auf der TPP zur Reflexion in der Verwaltung anstoßen 
könne. Von Seiten des Vereins Mehr Demokratie e. V. wurden die Anfragen als Instrument 
positiv hervorgehoben, gleichzeitig wurde auf die noch ausstehende dritte Umsetzungsstufe 
bei den Veröffentlichungen verwiesen, weshalb die Einschätzung vorläufiger Natur sei. 
Zusammenfassend zeigt sich, dass die Nutzerinnen und Nutzer eher skeptisch sind, dass die 
Kontrolle staatlichen Handelns durch die TPP gefördert wird. Etwas positiver sind die Einschät-
zungen aus der öffentlichen Verwaltung, dies gilt sowohl für die TPS wie auch die Beschäftig-
ten der öffentlichen Verwaltung in Hinblick auf das LTranspG insgesamt. Dagegen gehen der 
LfDI und Teile der Zivilgesellschaft von einem Beitrag zur Kontrolle staatlichen Handelns aus.  
8.5 Zwischenfazit zur Erreichung der Ziele des Gesetzes 
Mit Blick auf die Erreichung der Ziele des Gesetzes ist zunächst darauf zu verweisen, dass 
sich mit Einführung der Veröffentlichungspflicht und der TPP die Menge der frei zugänglichen 
Informationen erhöht hat. Das Aufkommen der Anträge auf Informationszugang ist eher gering.  
Hinsichtlich der Etablierung von Transparenz und Offenheit als Leitlinie der Verwaltung kann 
konstatiert werden, dass die Bekanntheit des Gesetzes in den TPS von mittlerer Ausprägung 
ist und sich dabei im Laufe der Zeit steigert, indem Anträge auf Informationszugang bei den 
TPS eingehen und sich diese in Folge mit dem Gesetz befassen. Zur Etablierung trugen ver-
mutlich die – insbesondere in der Anfangszeit des LTranspG – umfangreichen Schulungsmaß-
nahmen bei, die das Verständnis des Gesetzes in der öffentlichen Verwaltung förderten. Die 
Akzeptanz von Transparenz und Offenheit in der Verwaltung ist eher hoch ausgeprägt. Einige 
qualitative Rückmeldungen legten nahe, dass die Aufgeschlossenheit gegenüber Transparenz 
nach wie vor mit dem Dienstalter der Beschäftigten zusammenhinge und dienstältere Beschäf-
tigte in der Tendenz zurückhaltender mit der Herausgabe von Informationen wären. 
In Hinblick auf die demokratische Meinungs- und Willensbildung kann festgehalten werden, 
dass der Zugang zu Informationen für Bürgerinnen und Bürger aus Sicht der Verwaltung, wie 
auch aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger selbst, sowohl vereinfacht als auch erweitert 
wurde. Die Befragten erwarteten dabei einen kleinen positiven Effekt auf die Meinungsbildung 
und die Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen.  
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Bezogen auf den Beitrag des Gesetzes zur Kontrolle staatlichen Handelns zeigten sich die 
befragten TPS skeptisch. Dies galt sowohl für das Gesetz allgemein als auch für die TPP im 
Speziellen. Von Seiten der Nutzerinnen und Nutzer der TPP wurde dies ähnlich eingestuft. Die 
Einschätzungen auf Basis von Interviews verwiesen darauf, dass das Gesetz durchaus einen 
Beitrag leisten könne, sich dieser aber in Einzelfällen zeige und ansonsten eher grundsätzli-
cher Natur sei.  
Zusammenfassend kann bei der Erreichung der Ziele festgehalten werden, dass das Gesetz 
zur Erreichung der unmittelbaren Nahziele, wie der Vereinfachung oder Erweiterung des Zu-
gangs zu Informationen über staatliches Handeln beigetragen hat. Bezüglich der Fernziele des 
Gesetzes Demokratie und demokratische Kontrolle durch Transparenz zu fördern, zeigt sich 
einerseits, dass positive, jedoch nur kleine Auswirkungen eingetreten sind. Vor dem Hinter-
grund der Tatsache, dass es sich bei dem LTranspG um eine Regelung in einem demokrati-
schen und rechtsstaatlichen System handelt, erscheinen kleine positive Effekte im Rahmen 
des Gesetzes durchaus beachtlich.  
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9 Nebeneffekte des Gesetzes 
Auf Basis des aktuellen Forschungsstandes zu den Auswirkungen von Transparenz und Of-
fenheit wurden mögliche Nebeneffekte des Gesetzes identifiziert. Als Nebeneffekte wurden 
hier Effekte verstanden, die nicht Teil des Gesetzesvollzugs, dessen administrativer Auswir-
kungen und der Ziele des Gesetzes waren. Dabei wurden einerseits Effekte auf das Vertrauen 
in Politik und Verwaltung wie auch negative Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit empi-
risch untersucht. Hinsichtlich der zu erwartenden Wirkrichtungen kamen verschiedene politik- 
und verwaltungswissenschaftliche Theorien zu unterschiedlichen Aussagen (vgl. Kapitel 4.1).  
9.1 Vertrauen in Politik und Verwaltung  
Zur Untersuchung der Auswirkungen des LTranspG wurden Einschätzungen zum Einfluss des 
Gesetzes auf das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger abgefragt. Darüber hinaus war Ge-
genstand der Evaluierung, Einflüsse auf die Akzeptanz der behördlichen Entscheidungen zu 
erheben. Hierzu wurden Fragen bei den folgenden Erhebungsinstrumenten der Umfrage auf 
der TPP, der Crowdworker-Befragung und der Erhebung bei den TPS erhoben. Nachfolgend 
werden die Ergebnisse getrennt nach Erhebungsinstrumenten dargestellt und anschließend 
zusammenfassend bewertet.  
9.1.1 Umfrage auf der TPP 
Bei der Umfrage auf der TPP wurden unterschiedliche Fragetypen gestellt. Die ersten 3 Aus-
sagen wurden mit dem Ziel gestellt, Einschätzungen zu Wirkungszusammenhängen zu erhe-
ben. Mit ähnlicher Zielsetzung, aber methodisch anders gelagert, wurden insgesamt 4 Fragen 
zu Vertrauen gestellt, die einen Vergleich des Institutionenvertrauens vor und nach dem Be-
such der TPP erlaubten.  
9.1.1.1 Einschätzungen zu Wirkungszusammenhängen 
Um einschätzen zu können, ob die Gesetzesziele mit der TPP erreicht wurden, sollten die 
Befragten zu mehreren Aussagen Stellung beziehen (Abbildung 70). Dafür wurde erneut eine 
5er-Bewertungsskala gewählt, die jeweils in 2 der Aussagen zustimmender („Trifft eher zu“ 
und „Trifft voll und ganz zu“) und 2 nicht zustimmender („Trifft eher nicht zu“ und „Trifft über-
haupt nicht zu“) sowie einer neutralen Antwortmöglichkeit („Weder noch“) aufgeteilt war.  
Abbildung 70: Vertrauen in Politik und Verwaltung (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 62  
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Nachfolgend werden die Aussagen aufgeführt, zu denen die Befragten Einschätzungen abge-
ben sollten, und danach die Verteilung beschrieben und interpretiert. 
(1) „Die TPP steigert die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger von Entscheidun-
gen der Verwaltung“  
Mit 39 Prozent ablehnender und 37 Prozent zustimmender sowie einem relativ hohen 
Anteil neutraler Antworten, war hier keine Steigerung der Akzeptanz für die Entschei-
dungen der Verwaltung bei den Bürgerinnen und Bürger durch die TPP zu erkennen. 
(2) „Die TPP stärkt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Verwaltung“  
Die Zustimmungen und Ablehnungen der Aussagen hielten sich nahezu die Waage: 
36 Prozent stimmten der Aussage zu, 35 Prozent stimmten nicht zu. Der Anteil der 
neutralen Antworten lag mit 29 Prozent etwas höher als bei der vorherigen Aussage. 
Insgesamt lässt sich hier keine klare Tendenz für einen Vertrauensgewinn feststellen. 
Vielmehr zeigen sich ein hoher Anteil neutraler Angaben und ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Zustimmungen und Ablehnungen. 
(3)  „Die TPP stärkt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Politik“  
Dieser Aussage konnten die Befragten mehrheitlich nicht zustimmen. Für insgesamt 
42 Prozent der Befragten traf diese Aussage nicht zu. Etwa ein Viertel der Befragten 
stand neutral zu der Aussage und 34 Prozent stimmten der Aussage zu, wovon der 
größte Teil eher zustimmte und nur 11 Prozent voll und ganz stimmten. 
Insgesamt war das Verhältnis von positiven zu negativen Zustimmungswerten nahezu ausge-
glichen, bei einem gleichzeitig hohen Anteil von Personen, die die Mittelkategorie wählten. 
Lediglich in Bezug auf das Vertrauen in die Politik erwartete nur eine Minderheit eine Stärkung 
des Vertrauens in die Politik durch das LTranspG.  
9.1.1.2 Vertrauensanstieg durch den Besuch der Transparenz-Plattform 
Darüber hinaus wurden bezüglich des Vertrauens in die öffentliche Verwaltung und in die Po-
litik jeweils 2 weitere Fragen gestellt. Dabei wurde das Vertrauen vor und nach dem Besuch 
der TPP abgefragt.  
Das Vertrauen in die öffentliche Verwaltung (Abbildung 71) war vor dem Besuch der TPP in 3 
annähernd gleiche Gruppen aufgeteilt (negativ, neutral und positiv). Durch den Besuch der 
TPP verschob sich diese Verteilung ins positive, weil die 2 negativen Antwortmöglichkeiten 
zusammen 8 Prozent einbüßten und die beiden positiven Antwortmöglichkeiten sogar um 9 
Prozent zulegen können. Im Gegensatz zu den vorherigen beiden Grafiken konnten hier beide 
positiven Antwortmöglichkeiten zulegen. Somit waren die Personen, die „viel Vertrauen“ in die 
öffentliche Verwaltung haben, nach dem Besuch der TPP die größte Gruppe unter den Be-
fragten mit 35 Prozent. Im Mittel lag das Vertrauen vor dem Webseitenbesuch bei 2,88 Ska-
lenpunkten, nach dem Webseitenbesuch lag das Mittel bei 3,14 Skalenpunkten, der Unter-
schied betrug 0,26 Skalenpunkte und war mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 5 Prozent 
statistisch signifikant (p < 0,05). Somit ist davon auszugehen, dass sich durch den Webseiten-
besuch das Vertrauen in die öffentliche Verwaltung in kleinem Umfang erhöht hat.  
Zusammenfassend kann für das Vertrauen in die öffentliche Verwaltung somit von einer klei-
nen, statistisch signifikanten Vertrauenssteigerung durch die TPP gesprochen werden. Bezüg-
lich des Vertrauens in die Politik konnte keine statistisch signifikante Veränderung festgestellt 
werden, weshalb nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gesagt werden kann, 
ob oder wie sich das Vertrauen in die Politik durch den Webseitenbesuch verändert.  
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Abbildung 71: Vertrauen in die öffentliche Verwaltung (Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 64; Fallzahl (Nachher) = 68. 
Nicht ganz so positiv war der Einfluss der TPP auf das Vertrauen in die Politik ausgeprägt 
(Abbildung 72). Zwar waren die Verschiebungen auch hier Ausdruck eines positiven Einflusses 
durch den Besuch der TPP, jedoch waren die Zuwächse nicht so stark ausgeprägt: Zwar ver-
ringerten sich die negativen Antwortmöglichkeiten um 9 Prozent, aber die Verschiebung er-
folgte wesentlich zugunsten der Mittelkategorie, die auf 33 Prozent anwuchs. Auch insgesamt 
war das Vertrauen in die Politik geringer als in die Verwaltung, da die beiden negativen Ant-
wortmöglichkeiten nach dem Besuch der TPP immer noch um 9 Prozent höher lag als der 
Anteil der beiden positiven Antwortmöglichkeiten.  
Abbildung 72: Vertrauen in die Politik (Umfrage auf der TPP) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 62; Fallzahl (Nachher) = 67. 
Der Mittelwert für das Vertrauen in die Politik lag vor dem Besuch bei 2,65 Skalenpunkten, 
nach dem Besuch betrug der Mittelwert bei 2,78 Skalenpunkten, was einer Steigerung von 
0,13 Skalenpunkten entsprach. Allerdings erwies sich die Differenz als nicht statistisch signifi-
kant. Somit bestand der Unterschied zwar in der vorliegenden Stichprobe der Umfrage, es 
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kann aber nicht davon ausgegangen werden, dass bei einer anderen Stichprobe das Ergebnis 
nicht anders ausgefallen wäre und z. B. kein (nennenswerter) Unterschied zwischen den An-
gaben bestanden hätte.  
9.1.2 Crowdworker-Befragung 
Den Crowdworkern wurden zu Vertrauen und Akzeptanz 2 unterschiedliche Fragestellungen 
präsentiert. Zum einen wurden sie analog zur Umfrage auf der TPP gebeten, Einschätzungen 
zu 3 Aussagen abzugeben (Abbildung 73). Diese erlauben eine Aussage über die Einschät-
zungen der Crowdworker und einen Vergleich zu den Nutzerinnen und Nutzern. Zum anderen 
wurden sie nach ihrem Vertrauen in die öffentliche Verwaltung und in die Politik vor und nach 
Besuch der TPP gefragt. Der Vergleich der Aussagen zu Vertrauen vor und nach dem Besuch 
erlaubt einen zeitlichen Vergleich für einzelne Befragte.  
Abbildung 73: Vertrauen und Akzeptanz (Crowdworker-Befragung) 
 
 Anmerkung: (1) Fallzahl = 380; (2) Fallzahl = 385; (3) Fallzahl = 379 
Nachfolgend werden die Verteilungen von Akzeptanz und Vertrauen beschrieben. 
(1) „Die TPP steigert die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger von Entscheidun-
gen der Verwaltung.“ 
Von den Crowdworkern waren 64 Prozent der Auffassung, die TPP steigere die Ak-
zeptanz von Verwaltungsentscheidungen, 13 Prozent stimmten der Aussage nicht zu, 
24 Prozent gaben an, weder zuzustimmen, noch nicht zustimmen.  
(2)  „Die TPP stärkt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Verwaltung.“ 
Sogar etwas deutlicher als zur ersten Aussage stimmten 70 Prozent der Crowdworker 
der Aussage zu, dass sich die TPP das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die 
Verwaltung stärkt. Lediglich 11 Prozent stimmten dem nicht zu, 19 Prozent stimmten 
weder zu noch nicht zu.  
(3) „Die TPP stärkt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Politik.“  
Mit Blick auf Vertrauen in die Politik gingen 59 Prozent der Crowdworker von einem 
positiven Einfluss der TPP aus. 13 Prozent gingen nicht von einem solchen Einfluss 
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aus, 27 Prozent stimmten weder zu, noch nicht zu. Von den 3 Aussagen erlangte diese 
Aussage die geringste Zustimmung.  
Zusammenfassend hatten die Crowdworker sehr positive Erwartungen bezüglich des positiven 
Einflusses der TPP auf die Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen und das Vertrauen in 
die Politik. In Bezug auf die Verwaltung fielen diese sogar noch positiver, nämlich mit 70 Pro-
zent Zustimmung, aus.  
Im Vergleich zur Umfrage auf der TPP unter regulären Nutzerinnen und Nutzern zeigte sich 
auch hier, wie schon in Bezug auf die Erreichung der Ziele des Gesetzes (demokratische Mei-
nungs- und Willensbildung, Kontrolle staatlichen Handelns), dass die Crowdworker zu deutlich 
positiveren Einschätzungen kamen. Zugleich waren die relativen Verhältnisse ähnlich. Crow-
dworker und reguläre Nutzerinnen und Nutzer erwarteten eher positive Auswirkungen der TPP 
in Bezug auf Vertrauen und Akzeptanz in die Verwaltung als in Bezug auf die Politik. Dies 
erschien plausibel angesichts der Tatsache, dass auf der TPP vor allem Verwaltungsdoku-
mente veröffentlicht werden und die Verbindung zu politischen Entscheidungen weniger direkt 
erschien.  
9.1.2.1 Vertrauensanstieg durch den Besuch der Transparenz-Plattform 
Neben den Einschätzungen zu Auswirkungen der TPP auf das Vertrauen in die Politik und in 
die Verwaltung wurde auch das Vertrauen direkt abgefragt. Dabei wurden die Crowdworker 
zur Ausprägung vor und nach Besuch der TPP befragt (Abbildung 74). Nachfolgend werden 
die Angaben der Crowdworker zum Vertrauen in die öffentliche Verwaltung diskutiert.  
Nach dem Besuch der TPP gaben von den Crowdworkern 2 Prozent an, überhaupt kein Ver-
trauen zu haben, 8 Prozent hatten sehr wenig Vertrauen, 40 Prozent hatten etwas Vertrauen, 
44 Prozent hatten viel Vertrauen und 6 Prozent hatten volles Vertrauen. Gemäß der eigenen 
Erinnerung vor Besuch der TPP gaben 3 Prozent der Teilnehmenden an, überhaupt kein Ver-
trauen in die öffentliche Verwaltung zu haben, 12 Prozent gaben an sehr wenig Vertrauen zu 
haben. 44 Prozent hatten immerhin etwas Vertrauen, 36 Prozent hatten viel Vertrauen und 6 
Prozent hatten volles Vertrauen in die öffentliche Verwaltung.  
Der Vergleich mit der Erinnerung der Befragten zum Zeitpunkt vor der Befragung zeigt, dass 
sich insgesamt nur eine kleine Steigerung des Vertrauens bei den Angaben ergab. So sank 
der Anteil von Personen mit überhaupt keinem Vertrauen um 1 Prozent. Der Anteil der Perso-
nen, die sehr wenig Vertrauen hatten sowie der Personen, die etwas Vertrauen hatten, sank 
jeweils um 4 Prozent. Demgegenüber stieg der Anteil der Personen mit viel Vertrauen um 8 
Prozent. Der Mittelwert des Vertrauens stieg von 3,31 Skalenpunkten vor Besuch der TPP auf 
3,45 Skalenpunkte nach Besuch der TPP. Folglich ergab sich ein Anstieg des Vertrauens im 
Mittel um 0,14 Skalenpunkte. Ein T-Test ergab, dass die Unterschiede statistisch signifikant 
waren (p < 0,01). Somit kann davon ausgegangen werden, dass der Unterschied nicht zufällig 
ist.  
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Abbildung 74: Vertrauen in die öffentliche Verwaltung (Vorher-Nachher-Vergleich, Crowdwor-
ker) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 390; Fallzahl (Nachher) = 391. 
Unter den Crowdworkern war das Vertrauen in die Politik nach Besuch der TPP wie folgt aus-
geprägt (Abbildung 75): 4 Prozent hatten überhaupt kein Vertrauen, 16 Prozent hatten sehr 
wenig Vertrauen, 44 Prozent hatten etwas Vertrauen, 30 Prozent hatten viel Vertrauen und 5 
Prozent hatten volles Vertrauen.  
Abbildung 75: Vertrauen in die Politik (Vorher-Nachher-Vergleich, Crowdworker) 
 
 Anmerkung: Fallzahl (Vorher) = 388; Fallzahl (Nachher) = 389. 
Der Vorher-Nachher-Vergleich zeigt, dass auch hier das Vertrauen leicht anstieg und sich die 
Veränderung vor allem im mittleren Bereich zwischen sehr wenig Vertrauen und viel Vertrauen 
vollzog. So sank der Anteil der Personen, die sehr wenig Vertrauen hatten, um 4 Prozent, der 
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Anteil der Personen, die viel Vertrauen hatten, stieg zugleich um 4 Prozent. Dabei ist nicht 
gesagt, dass die gleichen Personen durch den Besuch der TPP ihre Einschätzung von sehr 
wenig zu sehr viel Vertrauen änderten.  
Vielmehr handelte es sich dabei vorwiegend um Veränderungen um einen Skalenpunkt. Zu 
Änderungen kam es in 79 von 386 Fällen. Von den Veränderungen waren 63 Prozent Steige-
rungen um einen 1 Skalenpunkt, nur in 8 Prozent der Fälle stieg das Vertrauen um mehr als 
einen Skalenpunkt. Unter den Veränderungen waren 27 Prozent Rückgänge des Vertrauens. 
Auch bei diesen zeigte sich, dass die Veränderung meist einen Skalenpunkt (25 von 27 Pro-
zent).  
Im Mittel stieg das Vertrauen in die Politik von 3,06 Skalenpunkten vor Besuch der TPP auf 
3,16 nach Besuch der TPP, also um 0,1 Skalenpunkte. Auch in diesem Fall zeigte ein T-Test, 
dass der Unterschied statistisch signifikant war (p < 0,01). Somit war auch hier ein geringer, 
aber signifikanter Zusammenhang zu verzeichnen.  
9.1.2.2 Zwischenfazit Crowdworker 
Angesichts der geringen Veränderung sind die Effekte auf das Vertrauen in die öffentliche 
Verwaltung und das Vertrauen in die Politik nicht überzubewerten. So kam es beim Vertrauen 
in die öffentliche Verwaltung zu einer Steigerung um 0,14 Skalenpunkte. Bezüglich des Ver-
trauens in die Politik betrug die Steigerung 0,1 Skalenpunkte. Zu vernachlässigen sind die 
Veränderungen jedoch nicht. Vertrauen in die öffentliche Verwaltung und in die Politik werden 
durch mehr als nur einen Faktor beeinflusst. Bei der TPP handelt es sich nur um eine von 
vielen Maßnahmen zur Transparenz und Offenheit der öffentlichen Verwaltung. Es ist davon 
auszugehen, dass dies auch den Crowdworkern bewusst ist. Somit waren keine starken Än-
derungen in der Ausprägung des Vertrauens zu erwarten. Dass dennoch kleine, aber signifi-
kante Zusammenhänge gefunden werden konnten, spricht eher dafür, dass bereits die Be-
kanntheit der TPP vertrauenssteigernd wirken kann, wenngleich in sehr geringem Maße. Wie 
nachhaltig der Effekt ist oder ob der Effekt nach kurzer Zeit wieder verschwindet, konnte im 
Rahmen der Evaluierung nicht überprüft werden.  
9.1.3 Erhebung bei den transparenzpflichtigen Stellen 
Im Rahmen der Befragung der TPS wurde auch nach Einschätzungen zum Einfluss des 
LTranspG auf die Akzeptanz von behördlichen Entscheidungen und das Vertrauen von Bür-
gerinnen und Bürgern in die Verwaltung sowie in die Politik gefragt. Dabei handelte es sich um 
Einschätzungen von TPS dazu, wie sich das LTranspG auf Einstellungen von Bürgerinnen und 
Bürgern auswirkt. 
Durch den Kontakt der TPS mit Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen der Antragsverfahren 
ist davon auszugehen, dass sich TPS in eingeschränktem Maße eine Meinung auf Basis ihrer 
Erfahrungen bilden können. Angesichts des vergleichsweise geringen Aufkommens bei den 
meisten befragten TPS ist jedoch eher anzunehmen, dass die Erfahrungsbasis beschränkt ist. 
Zugleich ist davon auszugehen, dass die TPS auch Einschätzungen über die Wirksamkeit der 
Transparenzmaßnahmen treffen können. Somit zeigen die nachfolgenden Angaben der TPS 
vermutlich stärker, wie diese die Wirksamkeit des Gesetzes beurteilen, als die tatsächlichen 
Beurteilungen der Bürgerinnen und Bürger.  
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Abbildung 76: Einschätzungen zu Vertrauen und Akzeptanz (TPS) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 124 
Nachfolgend werden die Antworthäufigkeiten aus Abbildung 76 beschrieben und interpretiert:  
(1)  „Das LTranspG steigert die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger von Ent-
scheidungen der Verwaltung“ 
In Hinblick auf die erste Aussage zeigte sich, dass nur etwas mehr als ein Fünftel (22 
Prozent) der TPS dem zustimmte. Unentschieden zeigten sich 35 Prozent, die weder 
zustimmten, noch ablehnten. Insgesamt 43 Prozent stimmten der Aussage nicht zu.  
(2) „Das LTranspG stärkt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Verwal-
tung“ 
Bezüglich des Vertrauens in die Verwaltung zeigte sich tendenziell ein ähnliches, wenn 
auch leicht positiveres Bild der Verteilungen der Antworten. So waren 26 Prozent der 
TPS der Auffassung, das Vertrauen in die Verwaltung werde durch das LTranspG ge-
stärkt. 35 Prozent stimmten weder zu, noch lehnten sie die Aussage ab. 39 Prozent 
waren nicht der Auffassung, das Vertrauen werde durch das LTranspG gestärkt.  
(3) „Das LTranspG stärkt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Politik“ 
In Hinblick auf Vertrauen in die Politik fielen die Antworten im Vergleich zu den beiden 
anderen Aussagen am skeptischsten aus. Nur 17 Prozent der TPS gingen von einem 
positiven Einfluss auf das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Politik aus, 45 
Prozent gingen nicht von einem positiven Einfluss aus. 38 Prozent der TPS stimmten 
weder zu, noch lehnten sie ab.  
Insgesamt ging also zwischen einem Sechstel und einem Viertel der befragten TPS davon 
aus, dass das LTranspG positiven Einfluss auf Akzeptanz und Vertrauen in Politik und Ver-
waltung hat. Ein Viertel der befragten TPS (26 Prozent) ging davon aus, dass das Gesetz das 
Vertrauen in die Verwaltung erhöht. Gleichzeitig zeigte sich ein großer Teil der befragten TPS 
skeptisch gegenüber einer Steigerung von Vertrauen und Akzeptanz in Politik und Verwaltung.  
9.1.4 Erfahrungen der Oberste Landesbehörden  
Durch die Herausgabe von Informationen konnte nach Aussagen einer Transparenzbeauftrag-
ten bzw. eines Transparenzbeauftragten eines Ministeriums bereits Misstrauen der Bevölke-
rung gegenüber dem Verwaltungshandeln, insbesondere gegenüber den Entscheidungen der 
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Verwaltung, abgebaut werden. In einem Fall lag der Landesregierung ein Gutachten vor, wel-
ches jedoch nicht für die Öffentlichkeit proaktiv veröffentlicht wurde, obwohl die Fertigstellung 
des Gutachtens der Öffentlichkeit bekannt war. Dieses Misstrauen verschwand durch die Ver-
öffentlichung.  
Ebenso konnte Misstrauen aufgrund von Verdächtigungen gegen Verwaltungsmitarbeiterin-
nen und Verwaltungsmitarbeiter in 2 anderen Fällen ausgeräumt werden, nachdem den An-
tragstellerinnen und Antragstellern mit der Offenlegung der Informationen durch die bewilligten 
Anträge auf Herausgabe das Gegenteil bewiesen werden konnte. 
Das Vertrauen in die Verwaltung hat jedoch auch mit den Problemen der sogenannten Fa-
kenews zu kämpfen. Wie bereits unter Kapitel 5.1.3 dargelegt, kann die Verwaltung diese Hin-
dernisse allerdings auch für sich nutzen und durch die verstärkte proaktive Herausgabe und 
gelebte Transparenz das Vertrauen der Öffentlichkeit stärken und Falschmeldungen proaktiv 
vorbeugen.  
9.1.5 Einschätzungen weiterer Stakeholder 
Nachfolgend werden die Einschätzungen der kommunalen Spitzenverbände und von Mehr 
Demokratie e. V. zum Einfluss des Gesetzes auf das Vertrauen in Politik und Verwaltung dar-
gelegt.  
9.1.5.1 Kommunale Spitzenverbände 
Die Kommunalen Spitzenverbände berichteten davon, dass vom Antragsrecht durch Bürge-
rinnen und Bürger Gebrauch gemacht würde. Nach Ansicht des Städtetages erhöhe Transpa-
renz und Offenheit im Grundsatz das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in Politik und 
Verwaltung. Einschränkend wurde von Seiten des Gemeinde- und Städtebundes berichtet, 
dass ein kleiner Personenkreis von hohem Misstrauen gegenüber der Verwaltung geprägt sei 
und sich aufgrund dessen auch durch die Herausgabe von Informationen nicht von diesem 
Misstrauen abbringen ließe. Als Beispiel wurde dabei ein Fall angeführt, bei dem die antrag-
stellende Person zunächst Informationen angefragt hatte und diese nach Erhalt für gefälscht 
hielt und auch durch die Aushändigung von Metadaten und Änderungsprotokollen nicht vom 
Gegenteil zu überzeugen war. 
9.1.5.2 Mehr Demokratie e. V.  
In einem Interview berichtete Mehr Demokratie e. V. überwiegend von sehr positiven Erfah-
rungen bei der Bearbeitung und Beantwortung von Anträgen auf Informationszugang. Dabei 
seien die Anträge auf Informationszugang mehrheitlich schnell und umfassend beantwortet 
worden. Dies habe das Vertrauen in die Verwaltung gestärkt. Dabei wurde auch angeführt, 
dass im Vergleich dazu vor der Einführung des LTranspG im Jahre 2016 Anträge auf Informa-
tionszugang oftmals abgelehnt worden wären. Der Informationszugang wäre damals oftmals 
erst nach Klageverfahren und gerichtlicher Entscheidung zugunsten der Antragstellenden ge-
währt worden.  
9.1.6 Zwischenfazit 
In der Gesamtschau zeigte sich, dass die Mehrheit der auf der TPP befragten Nutzerinnen und 
Nutzer und der befragten TPS keine positiven Erwartungen in Hinblick auf Akzeptanz und Ver-
trauen in Politik und Verwaltung hegten. Allerdings konnte festgestellt werden, dass sich das 
Vertrauen in die öffentliche Verwaltung in geringem, aber nicht irrelevantem Maße durch den 
Besuch der TPP erhöht. Auf Seiten der Crowdworker zeichneten sich durchaus positive  
Befunde ab, allerdings sind diese aufgrund der hypothetischen Situation in Hinblick auf die 
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Erreichung der Ziele begrenzt aussagefähig. Das Urteil fällt im Mittel bei der Umfrage auf der 
TPP weniger negativ aus, als bei den TPS. Die TPS zeigten sich mehrheitlich sehr skeptisch 
gegenüber positiven Auswirkungen auf Vertrauen oder Akzeptanz. Die obersten Landesbe-
hörden verwiesen auf verschiedene Beispiele, bei denen die Herausgabe von Informationen 
Misstrauen zerstreuen konnte.  
Insgesamt ist auf die Grenzen der Untersuchung hinzuweisen, da hier einerseits mit den TPS 
(mit einigen Ausnahmen) Stellen der öffentlichen Verwaltung befragt wurden und andererseits 
Nutzerinnen und Nutzer der TPP. Zusammengenommen vermögen diese nur in geringem 
Maße die Auswirkungen zu beleuchten, zumal es sich dabei um Wirkungskategorien handelt, 
die durch viele verschiedene Faktoren bestimmt werden. Von daher wäre es eher verwunder-
lich, wenn sich große Auswirkungen – und sei es in Form von Einschätzungen der Befragten 
– gezeigt hätten.  
9.2 Negative Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit 
Auf Basis der politik- und verwaltungswissenschaftlichen Theorien wurden neben den Zielen 
des Gesetzes auch mögliche Nebeneffekte auf die Verwaltungstätigkeit identifiziert, die sich 
vornehmlich darauf bezogen, dass die Kontrolle staatlichen Handelns zu einem Gefühl der 
Überwachung geführt hätte und dies wiederum zu einer Verunsicherung, was zu Verantwor-
tungsvermeidung und im schlimmsten Falle sogar Handlungsblockaden führen könnte (vgl. 
Kapitel 4.1).  
9.2.1 Erhebung bei den TPS 
Zur Erfassung der Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit wurden die TPS im Rahmen der 
teilstandardisierten Erhebung und die Verwaltungsbeschäftigten, die an der Umfrage auf der 
TPP teilnahmen, nach möglichen negativen Nebeneffekten gefragt (Abbildung 77). Die Ant-
worten auf die Fragen können nur als Indizien gewertet werden und sind mit Vorsicht zu inter-
pretieren.  
Abbildung 77: Einschätzungen zu negativen Auswirkungen (TPS) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 116 




(1) „Das Landestransparenzgesetz führt dazu, dass sich die TPS durch die Öffent-
lichkeit überwacht fühlen." 
Der Aussage, dass sich die TPS aufgrund des Gesetzes durch die Öffentlichkeit über-
wacht fühlten, stimmten nur 14 Prozent zu. 29 Prozent stimmten weder zu noch nicht 
zu. 57 Prozent stimmten der Aussage nicht zu.  
(2) „Das Landestransparenzgesetz fördert Verantwortungsvermeidung in der Ver-
waltung." 
Noch deutlicher wurde die Aussage zurückgewiesen, dass das Gesetz Verantwor-
tungsvermeidung in der Verwaltung fördere. Zwei Drittel der TPS teilten diese Ein-
schätzung nicht, davon stimmten 21 Prozent überhaupt nicht zu. 23 Prozent wählten 
die Mittelkategorie. Zustimmung lag lediglich bei 10 Prozent der TPS vor.  
(3) „Das Landestransparenzgesetz führt zu Handlungsblockaden in der Verwal-
tung." 
In Hinblick auf Handlungsblockaden in der Verwaltung stimmten 58 Prozent nicht zu, 
25 Prozent wählten die Mittelkategorie und 17 Prozent stimmten zu.  
Somit zeigte sich, dass nur eine kleine Zahl der TPS davon ausging, dass Verantwortungsver-
meidung, Handlungsblockaden oder das Gefühl der Überwachung in den TPS durch das Ge-
setz befördert wird.  
9.2.2 Umfrage auf der TPP 
Abbildung 78: Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit(Umfrage auf der TPP) 
 
Anmerkung: Fallzahl = 17 
In ähnlicher Weise, wenngleich anhand von 2 statt 3 Fragen, wurden die Verwaltungsbeschäf-
tigten bei der Umfrage auf der TPP nach negativen Auswirkungen gefragt. Interessant ist da-
bei, dass angesichts der vornherein gewährleisteten Anonymität der Teilnehmenden von einer 
noch größeren Unabhängigkeit der Aussagen auszugehen ist.  
Bei Abbildung 78 ist darauf zu achten, dass diese Fragen nur den Personen vorgelegt wurden, 
die ihre Eigenschaft als „Beschäftigter des öffentlichen Dienstes“ angegeben haben. Daher lag 
die Fallzahl hier mit 18 Befragten relativ niedrig, was bei der Interpretation der Prozente zu 
berücksichtigen ist. Auch hierbei wurde erneut eine 5er-Bewertungsskala gewählt, die jeweils 
in 2 der Aussage zustimmender („Trifft eher zu“ und „Trifft voll und ganz zu“) und 2 nicht zu-
stimmender („Trifft eher nicht zu“ und „Trifft überhaupt nicht zu“) sowie einer neutralen Ant-
wortmöglichkeit („Weder noch“) aufgeteilt war. Nachfolgend werden die Aussagen aufgeführt, 
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zu denen die Befragten Stellung beziehen sollten und danach, die Verteilung beschrieben und 
interpretiert. 
(1) „Das Landestransparenzgesetz fördert Verantwortungsvermeidung in der Ver-
waltung.“ 
Diese Aussage verneinten 58 Prozent und damit die Mehrheit aller Befragten, 24 Pro-
zent stimmten weder zu, noch nicht zu, 18 Prozent stimmten der Aussage zu.  
(2) „Das Landestransparenzgesetz führt dazu, dass sich die transparenzpflichtigen 
Stellen durch die Öffentlichkeit überwacht fühlen.“ 
Die Ergebnisse fielen ähnlich aus wie bei der ersten Aussage. Die Hälfte der Befragten 
verneinte diese Aussage, etwas mehr als ein Viertel der Befragten (28 Prozent) äu-
ßerte sich neutral, etwa 22 Prozent der Befragten stimmte der Aussage eher zu.  
Über die Hälfte der befragten Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung ging nicht davon aus, 
dass das Gesetz die Verantwortungsvermeidung fördere. In ähnlicher Weise ging die Hälfte 
der Befragten nicht davon aus, dass sich TPS durch die Öffentlichkeit überwacht fühlen wür-
den. Ein kleiner Anteil von TPS (10 bis 18 Prozent) erwartete jedoch negative Auswirkungen. 
Dies galt auch für Beschäftigte, die im Rahmen der Umfrage auf der TPP befragt werden konn-
ten. Der Befund ist somit ein doppelter: Einerseits ist festzuhalten, dass die Mehrzahl der TPS 
und Beschäftigten nicht davon ausgeht, dass sich negative Auswirkungen einstellten oder ein-
stellen. Andererseits war eine Minderheit der Ansicht, dass dies doch der Fall sein könne.  
9.2.3 Erfahrungen der obersten Landesbehörden  
Da die Verwaltung an Recht und Gesetz gebunden ist, ist ein direkter Einfluss auf die Verwal-
tungstätigkeit durch die Herausgabe von Informationen aufgrund des LTranspG auszuschlie-
ßen. Allerdings wurde von teils erheblichen Arbeitsaufwänden aufgrund von Antragsverfahren 
seitens der obersten Landesbehörden berichtet, welche insbesondere durch eine hohe Zahl 
von Drittbeteiligungsverfahren zustande kommen. Drittbeteiligungsverfahren ergeben sich 
bspw., sofern eine Mitbetroffenheit von Unternehmen gegeben ist und damit Betriebsgeheim-
nisse oder personenbezogene Daten betroffen sind. Der Großteil des Arbeitsaufwandes ent-
fällt dabei auf den Abstimmungsbedarf zwischen der Vielzahl von beteiligten Personen, inner-
halb wie außerhalb der Verwaltung. 
Darüber hinaus wurde von der Gefahr berichtet, dass durch die neuen Aufgaben des 
LTranspG die bereits bestehenden Aufgaben vernachlässigt würden, da die Bearbeitung der 
Veröffentlichungsprozesse und Herausgabe von Informationen zu der bisherigen Aufgaben-
wahrnehmung dazu gekommen ist, die Personalkapazität sich jedoch nicht erhöht hat. 
9.2.4 Zwischenfazit 
Insgesamt fanden sich auf Basis der Erhebungen keine klaren Hinweise darauf, dass negative 
Auswirkungen auf die Verwaltungstätigkeit zu erwarten wären. Dabei sei ausdrücklich darauf 
verwiesen, dass im Rahmen der Erhebungen dies nur Indizien hätte liefern können. In diesem 
Kontext spielen Faktoren wie soziale Erwünschtheit eine große Rolle. Auf der anderen Seite 
ist angesichts des Aufkommens an Anträgen auf Informationszugang nicht davon auszugehen, 
dass dies die TPS in ihrer täglichen Arbeit berührt.  
Die Erhebungen zeigten, dass in geringem Maße auch positive Effekte auf das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger in die Verwaltung durch das Gesetz zu erwarten sind. Dies gilt auch 
für die Akzeptanz von Entscheidungen der Verwaltung, nicht aber für das Vertrauen in die 
Politik. Überdies fanden sich keine Hinweise negativer Auswirkungen auf die Verwaltungstä-
tigkeit im Rahmen der Erhebung.  
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10 Handlungsempfehlungen  
Auf Basis der durchgeführten Evaluierung wurde Optimierungspotenzial identifiziert, das in 
den nachfolgenden Handlungsempfehlungen resultierte.  
1. Steigerung der Bekanntheit des Antragsrechts und der Transparenz-Plattform 
Die Bekanntheit der TPP ist eine notwendige Bedingung für die Nutzung der Möglichkeiten 
des Informationszugangs, die das Gesetz bietet, und damit auch für die Erreichung der Ge-
setzesziele. Die Nutzerstatistik der TPP hatte im Verlauf von Anfang 2016 bis Ende Oktober 
2020 insgesamt 82.197 Besuche zu verzeichnen, im Jahresmittel waren dies 20.549. Mit Aus-
nahme von 2017 nahmen die Besuchszahlen stetig zu. Um die Besuchszahlen der TPP weiter 
zu steigern, empfiehlt es sich, eine Werbekampagne zu starten. Zur Steigerung der Bekannt-
heit können verschiedene Maßnahmen zum Einsatz kommen. So könnten bspw. Briefum-
schläge der rheinland-pfälzischen Behörden auf der Rückseite für die TPP werben.  Das Ge-
setz sieht in § 8 Abs. 5 bereits vor, auf der Einstiegswebseite von TPS auf das Antragsrecht 
hinzuweisen, bislang sind davon jedoch insbesondere die Kommunen ausgenommen. Um 
auch auf lokaler Ebene für das Antragsrecht und die TPP zu werben, sollte auch auf den Web-
seiten der Kommunen für das Gesetz geworben werden. Darüber hinaus ist vom Gesetz nicht 
vorgesehen, dass auch auf die TPP hingewiesen werden soll. Die Verankerung eines solchen 
Hinweises im Gesetz oder in der Verwaltungsvorschrift wie auch verstärkende Werbung auf 
den Seiten der TPS würden ebenfalls zur Bekanntheit beitragen. Um speziell jüngere Bevöl-
kerungsgruppen, welche bisher unter den Besuchern der TPP noch unterrepräsentiert sind, 
auf die Webseite aufmerksam zu machen, könnten die Social-Media-Kanäle der rheinland-
pfälzischen Behörden genutzt werden.  
Mit Inkrafttreten der dritten Umsetzungsstufe sind nun auch die Kommunalverwaltungen in 
Teilen veröffentlichungspflichtig, was zum Anlass genommen werden könnte, auch auf deren 
Webseiten für die TPP zu werben, um eine größere Bekanntheit in der breiten Bevölkerung zu 
erzielen.  
2. Optimierung der Nutzungsqualität der TPP 
Die Erhebungen zeigten, dass die Nutzungsqualität der TPP noch Optimierungspotenzial birgt, 
insbesondere in den drei Bereichen Nutzerführung, Such- und Filterfunktionen bei der Suche 
nach Informationen sowie Komplexität der Sprache (vgl. Kapitel 7.2). Auf diese Weise kann 
die Attraktivität der TPP gesteigert werden, was sich auch in erhöhten Wiederbesuchszahlen 
und einer Weiterempfehlung von Besucherinnen und Besuchern der TPP an zukünftige Nut-
zerinnen und Nutzer niederschlagen kann.  
3. Elektronische Antragstellung auf der Transparenz-Plattform 
Die empirischen Untersuchungen zeigten (vgl. Kapitel 5.2.2.3.1), dass das Projekt FragDen-
Staat der Open Knowledge Foundation im Rahmen des Antragsaufkommens zur Herausgabe 
von Informationen eine nicht unbeachtliche Rolle spielt. Die Open Knowledge Foundation gab 
an, dass im Erhebungszeitraum von 2016 bis 2019 für Rheinland-Pfalz insgesamt 1.252 Infor-
mationsfreiheitsanfragen verzeichnet wurden. Für die Einordnung der Zahl ist es jedoch wich-
tig zu erwähnen, dass diese Zahl sowohl Anfragen nach dem LTranspG als auch nach dem 
Verbraucherinformationsgesetz beinhaltet.  
In der Vergangenheit kam es bei Anträgen über FragDenStaat zu Problemen mit der Feststel-
lung der Identität von Antragstellenden, da das Portal die Antragstellung unter Verwendung 
eines Pseudonyms ermöglicht und keine Wohnanschrift angegeben werden muss. Außerdem 
werden die Identitäten der bearbeitenden Personen der TPS teilweise veröffentlicht, was unter 
Umständen zu datenschutzrechtlichen Problemen führt. 
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Diese Nebeneffekte könnte das Land Rheinland-Pfalz selbst beheben, in dem es eine attrak-
tive Möglichkeit zur Antragstellung direkt unmittelbar über die TPP schaffen würde. Damit wür-
den die veröffentlichungspflichtigen Behörden in Rheinland-Pfalz auch ihrer durch das 
LTranspG geschaffenen neuen Aufgabe der transparenten und öffentlichen Verwaltung ein 
weiteres Stück näherkommen. Das Land soll somit nicht in Konkurrenz zur Plattform FragDen-
Staat treten, sondern ein mindestens ebenso benutzerfreundliches und ergiebiges Angebot 
schaffen. Der oder die interessierte Antragstellende sollte nicht lediglich auf das Angebot eines 
privaten Anbieters angewiesen sein, sondern die Wahl zwischen einer digitalen Antragstellung 
auf der TPP und FragDenStaat haben sollen. Die Anzahl der Antragstellungen über FragDen-
Staat lassen die Schlussfolgerung zu, dass eine solche plattformbasierte Antragstellung un-
abhängig von der Möglichkeit, einen Antrag per E-Mail direkt an die TPS zu stellen, von den 
Bürgerinnen und Bürgern bevorzugt und mit steigender Tendenz in Anspruch genommen wird. 
Es erleichtert zudem die Auswahl der zuständigen TPS und das Herausfinden der richtigen 
Kontaktdaten, da die Anfrage direkt über eine solche digitale Antragstellung an die TPS wei-
tergeleitet wird. Solch eine Funktion sollte in die oben beschriebene Werbekampagne integriert 
werden, um möglichst weite Bekanntheit zu erlangen. 
4. Zeitnahe Veröffentlichung von elektronisch sowie schriftlich zugänglich gemach-
ten Informationen im Antragsverfahren  
Nach dem Grundsatz „access for one = access for all“ müssen Informationen, die durch die 
TPS aufgrund eines Antragsverfahrens nach § 11 ff. LTranspG elektronisch herausgeben wer-
den, auch auf der TPP veröffentlicht werden (Zu § 7 Abs. 1 Nr. 14, Rn. 7.1.14 der VV zum 
LTranspG). Dadurch sollen die Informationen nicht nur dem Antragstellenden, sondern eben-
falls der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Hierzu normiert weder das Gesetz, noch 
die Verwaltungsvorschrift eine Frist zur Veröffentlichung auf der TPP. Die empirischen Erhe-
bungen zeigten, dass zwar die Herausgabe an den Antragstellenden – nicht zuletzt aufgrund 
der normierten Frist – zeitnah erfolgte, das Einpflegen der Informationen auf der TPP jedoch 
nicht umgehend oder nicht in jedem Fall erfolgte. 
Der Verwaltungsaufwand zur Veröffentlichung elektronischer Informationen, die durch die po-
sitive Bescheidung des Antrags bereits in veröffentlichungsfähiger elektronischer Datei vorlie-
gen, ist gering. Um eine Zeitverzögerung zwischen beiden Schritten zu minimieren und der 
gesetzlichen Pflicht zur Veröffentlichung nachzukommen, empfiehlt sich aus Sicht der Evalu-
ation, eine normierte Frist von 14 Tagen ab Herausgabe der elektronischen Informationen an 
den Antragstellenden bis zur Veröffentlichung eben dieser Informationen auf der TPP. Dazu 
könnte die Frist in die Verwaltungsvorschrift zum LTranspG durch eine Änderung aufgenom-
men werden und stellt im Vergleich zu einer Gesetzesänderung einen geringeren Aufwand 
dar. 
Dabei kann als positiver Nebeneffekt eintreten, dass durch die zeitnahe Veröffentlichung auf 
der TPP das Handeln der Verwaltung als zügig und bürgernah wahrgenommen wird. Dies 
wiederum kann die Wahrnehmung von transparentem, offenem Handeln der Verwaltung för-
dern bzw. stärken und ggf. Misstrauen gegenüber der Verwaltung (Zurückhaltung von Infor-
mationen) abbauen.  
Auch bei schriftlich herausgegebenen Informationen im Antragsverfahren kann auf den oben 
angeführten Grundsatz „access for one = access for all“ verwiesen werden und dies als 
Chance zum Ausbau der Transparenz gesehen werden. Je nach Beschaffenheit können auf 
Antrag schriftlich bzw. papierhaft zugänglich gemachte Informationen bei angemessenem Auf-
wand anhand einer Texterkennungssoftware zur Überführung z. B. in ein PDF-Dokument und 
mithilfe der Schwärzungsanwendung des Landes in ein Format überführt werden, das den 
Anforderungen des Gesetzes gemäß § 8 LTranspG zur Veröffentlichung genügt. Aus Sicht der 
Evaluation ist es empfehlenswert, je nach Einzelfall zu prüfen, ob eine solche Überführung 
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möglich wäre. Je größer das Informationsangebot auf der TPP wird, desto mehr steigt die 
Attraktivität der Plattform und desto eher werden die angestrebten Gesetzesziele (vgl. Kapitel 
8) erreicht. Eine digitale Veröffentlichung der schriftlich herausgegebenen Informationen ist 
zwar im LTranspG nicht normiert, kann jedoch ein freiwilliger weiterer Schritt der TPS in Rich-
tung der offenen Verwaltung sein. 
5. Veröffentlichung anonymisierter Anträge 
Zur Steigerung der Transparenz empfiehlt sich, bei der Veröffentlichung von im Antragsver-
fahren zugänglich gemachten Informationen auf der TPP neben der Veröffentlichung der In-
formationen und dem Antwortschreiben der TPS zu prüfen, ob auch der schriftliche oder elekt-
ronische Antrag (anonymisiert) mitveröffentlicht werden könnte. Im Rahmen der Evaluation 
zeigte sich, dass dies teilweise bei elektronisch gestellten Anträgen und ebenfalls elektronisch 
herausgegebenen Informationen bereits umgesetzt wird. Für die Bürgerinnen und Bürger kann 
es gewinnbringender sein, den Antrag im Kontext der Informationen auf der TPP dargestellt 
zu bekommen, da die Möglichkeit besteht, dass allein aus den zugänglich gemachten Infor-
mationen bzw. dem Antwortschreiben der TPS der Sachverhalt aufgrund der verwaltungsspe-
zifischen Sprache und Zusammenfassung nicht unmittelbar oder umfassend klar wird. Zudem 
können sich auf diesem Wege Anfragen zum gleichen Thema, bei denen die Anfrage aus den 
zugänglich gemachten Informationen sonst nicht eindeutig für die oder den Außenstehenden 
hervorgeht, durch die Veröffentlichung auf der TPP von selbst erledigen. 
Eine Veröffentlichung der Anträge ist nach dem LTranspG bisher nicht verpflichtend. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund der bürgernahen Öffnung der Verwaltung kann eine solche 
Überprüfung jedoch einen weiteren Schritt in Richtung Transparenz bedeuten und die bereits 
teilweise umgesetzte Vorgehensweise zu einer einheitlichen Praxis etablieren. 
6. Verankerung des digitalen Vier-Augen-Prinzips im Einstellprozess 
Die Evaluation zeigte auf, dass der Einstellprozess von Informationen auf der TPP unter-
schiedlich gehandhabt wird. Im Einstellprozess ist es nach Auskunft des Ministeriums des In-
nern und für Sport bereits technisch möglich, die Bearbeitenden zu hinterlegen, die an der 
Veröffentlichung beteiligt waren. Zur Sicherstellung der internen Nachvollziehbarkeit sollte 
diese Option genutzt werden. Auch für Außenstehende sollte auf der TPP erkennbar sein, 
durch wen das Vier-Augen-Prinzip angewendet wurde, da dies das Vertrauen in die veröffent-
lichten Informationen weiter steigern kann. Im Falle datenschutzrechtlicher Bedenken gegen 
die Nennung von Klarnamen sollten Alternativen hierzu geprüft werden.  
7. Einführung eines Monitorings zur Erhebung der Anträge in schriftlicher, digitaler 
sowie mündlicher Form und zur Niederschrift 
 
Die empirische Untersuchung hat herausgearbeitet, dass derzeit nur in wenigen TPS eine fort-
laufende Statistik über die Antragszahlen in schriftlicher, digitaler oder mündlicher Form sowie 
zur Niederschrift geführt wird. Somit erfährt die Öffentlichkeit nicht, in welchem Ausmaß das 
Antragsrecht in Anspruch genommen wurde, was jedoch zur Transparenz der Verwaltungsar-
beit beitragen kann. Hier empfiehlt sich eine Orientierung an der Statistik der Anträge nach 
dem Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) des Bundes, bei welcher alle Ressorts einschließlich 
der Geschäftsbereiche sowie andere nachgeordneten Einrichtungen turnusmäßig ihre Zahlen 
melden und diese gesammelt in einem Jahresbericht veröffentlicht werden. Dabei kann spezi-
fiziert dargestellt werden, wie viele Anträge eingingen, wie vielen davon stattgebenden wurde, 
wie viele Widersprüche es gab und wie viele im Klageverfahren mündeten. Eine Offenlegung 
der stattgegebenen Anträge im Vergleich zu den abgelehnten Anträgen kann das Misstrauen 
der Bürgerinnen und Bürger gegenüber der Verwaltung abbauen und so die Wahrnehmung 
stärken, dass, wenn immer möglich, Informationen herausgegeben werden. Auf diese Weise 
   
  
182 
könnte auch die Bekanntheit des Antragsrechtes und die Zahl von Anträgen auf Informations-
zugang gesteigert werden. 
 
8. Regelmäßige Prüfung des Personalbedarfs aufgrund des Gesetzes 
Im Rahmen der Evaluierung wurden die personellen Auswirkungen der Umsetzungsstufen 1 
und 2 überprüft. Die Umsetzungsstufe 3 weitet die Veröffentlichungspflichten auf eine Vielzahl 
von TPS aus, insbesondere in Bezug auf Umweltinformationen. Die Ausweitung der Veröffent-
lichungspflicht, aber auch die Entwicklung des Aufkommens von Anträgen und der Veröffent-
lichungen auf der TPP, kann weiteren Personalbedarf bei den TPS erzeugen. Deshalb wird 
eine regelmäßige Überprüfung des Personalbedarfs bei den TPS empfohlen. Die Einführung 
eines Monitoringsystems (siehe Handlungsempfehlung 7) könnte dies vereinfachen.  
In der Evaluierung zeigte das Aufkommen an Anträgen auf Informationszugang oder der Ver-
öffentlichungen auf der TPP bei den TPS eine Mehrbelastung, die aber mit bestehenden Per-
sonalkapazitäten bewältigt werden konnte. Zu besonderen Belastungsspitzen kam es bei-
spielsweise bei der SGD Süd, die von 2016 bis 2019 4.283 Anträge verzeichnete und damit 
73 Prozent der bei 195 TPS erfassten Anträge auf sich vereinigte (vgl. Kapitel 5.2.2.1).  In dem 
genannten Fall ist aus Evaluationssicht der Personalbedarf zu prüfen. 
9. Einführung einer gebührenrechtliche Regelung für Anträge auf Informationszu-
gang 
Im Rahmen der Erhebung von Kosten (Gebühren und Auslagen) für Anträge auf Informations-
zugang sollte für die TPS durch eine gebührenrechtliche Regelung, z. B. durch ein besonderes 
Gebührenverzeichnis, Rechtssicherheit geschaffen werden. Bei der Ausgestaltung einer ge-
bührenrechtlichen Regelung sollte darauf geachtet werden, dass die Kosten nicht den wirksa-
men Zugang zu Informationen verhindern (§ 24 Abs. 1 S. 4). Entsprechend dem Gesetz dürfen 
für die Erteilung einfacher schriftlicher Auskünfte keine Kosten erhoben werden, dabei wäre 
eine Maßgabe bspw. in Form der Bearbeitungszeit für die TPS hilfreich. Außerdem sollte ein 
Verfahren vorgesehen werden, wie Kosten zu bemessen sind. Nach Aussagen des Ministeri-
ums des Innern und für Sport ist der Erlass einer gebührenrechtlichen Regelung beabsichtigt. 
  




Mit dem Landestransparenzgesetz vom 27. November 2015 (GVBl. 2015, S. 383) führte das 
Land Rheinland-Pfalz als zweites Bundesland ein Landestransparenzgesetz ein. Die Ziele des 
Gesetzes sind es, die Transparenz und Offenheit der Verwaltung zu vergrößern und als Leit-
linie für das Handeln der Verwaltung zu verankern sowie die Demokratie und die Kontrolle 
staatlichen Handelns zu fördern (§ 1 LTranspG). Dazu führte das Gesetz eine proaktive Ver-
öffentlichungspflicht für amtliche Informationen und Umweltinformationen ein und fusionierte 
das Informationsfreiheits- und das Umweltinformationsgesetz. Die beiden Kernbestandteile 
sind die proaktive Veröffentlichung von Informationen auf einer neu geschaffenen TPP (§§ 6 
ff. LTranspG) und der Anspruch auf Informationszugang auf Antrag (§§ 11 ff. LTranspG).  
Die vorliegende, retrospektive Gesetzesevaluierung hatte 3 Schwerpunkte: Erstens die Unter-
suchung des Gesetzesvollzugs und der Implementierung der TPP, zweitens die Untersuchung 
der administrativen Auswirkungen in organisatorischer, personeller und finanzieller Hinsicht 
und der weiteren Auswirkungen des Gesetzes sowie drittens die Überprüfung der Erreichung 
der in § 1 LTranspG genannten Gesetzesziele.  
Zur empirischen Untersuchung der Schwerpunkte wurden quantitative und qualitative Metho-
den der empirischen Sozialforschung komplementär zum Einsatz gebracht, darunter die Erhe-
bung und Auswertung von bereits bestehenden Sekundärdaten, leitfadengestützte Interviews 
sowie teilstandardisierte Erhebungen mittels Online-Fragebogen. Gegenstand der Evaluie-
rung waren die ersten beiden Umsetzungsstufen des Gesetzes, die zum 1. Januar 2018 und 
dem 01. Januar 2019 in Kraft traten (§ 26 Abs. 2 LTranspG), sowie das Recht auf Informati-
onszugang auf Antrag. Die dritte Umsetzungsstufe trat am 01. Januar 2021 in Kraft und war 
nicht Gegenstand der Evaluierung.  
Gesetzesvollzug der Anträge auf Informationszugang 
Im Rahmen einer retrospektiven Erhebung für den Zeitraum 2016 bis 2019 wurden die TPS 
des Landes mit Bitte um Mitwirkung kontaktiert. Als Adressatenkreis wurde die unmittelbare 
Staatsverwaltung (Landesbehörden, Kommunen sowie weitere TPS, soweit sie sich in der Zu-
ständigkeit der jeweiligen Landesressorts befanden) festgelegt. Insgesamt wurden 442 TPS 
kontaktiert und diese gebeten, die Erhebung – sofern vorhanden – an weitere TPS in ihrem 
Zuständigkeitskreis (z. B. Eigenbetriebe) weiterzuleiten. Es beteiligten sich 195 TPS an der 
Erhebung. Über die TPS, die sich nicht an der Erhebung beteiligten, kann dementsprechend 
keine Aussage getroffen werden. Vor diesem Hintergrund sind die folgenden Ergebnisse zu 
interpretieren. 
Das Aufkommen von Anträgen auf Informationszugang liegt jährlich durchschnittlich bei 863 
Anträgen pro TPS. Dabei variierte die Zahl der Anträge: So entfielen auf die obersten Landes-
behörden etwa 9 Anträge im Durchschnitt, auf die oberen Landesbehörden etwa 264 Anträge 
und auf die unteren Landesbehörden etwa 1 Antrag pro Jahr. Bei  den Kommunalverwaltungen 
waren es zwischen durchschnittlich 6 Anträgen bei Landkreisen, 3 Anträgen bei kreisfreien 
Städten und großen kreisangehörigen Städten sowie durchschnittlich 1 Antrag bei den Ver-
bandsgemeinden bis hin zu weniger als einem Antrag bei den verbandsfreien Gemeinden. 
Mündliche und telefonische Anträge wurden vermutlich häufig nicht als Anträge nach dem 
LTranspG gewertet oder nicht dokumentiert. Daher ist es möglich, dass die Zahl dieser  
Anträge unterschätzt wurde. Selbst wenn eine bedeutende Zahl von Anträgen mündlich oder 
                                               
63 Werden von der Berechnung die beiden oberen Landesbehörden SGD Süd und SGD Nord, bei denen 
es sich um spezifische Fallkonstellationen handelt (5.2.2.1.), ausgeschlossen, liegt der Jahresdurch-
schnitt pro TPS bei 2 Anträgen. 
64 An dieser Stelle wurden die SGD Süd und die SGD Nord bei der Berechnung ausgeschlossen, werden 
diese einbezogen liegt das arithmetische Mittel bei 65 Anträgen pro Jahr pro obere Landesbehörde. 
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telefonisch gestellt worden wäre, ist insgesamt von einem geringen Aufkommen von Anträgen 
auf Informationszugang auszugehen. Anträge wurden vor allem überwiegend elektronisch ge-
stellt (74 Prozent), wobei ein nicht unerheblicher Anteil auf die Plattform FragDenStaat entfiel, 
wenngleich sich darunter auch Anträge nach dem Verbraucherinformationsgesetz befanden 
und somit eine genaue Ausweisung des Anteils vorliegend nicht möglich ist.  
Die Ablehnungsrate lag, gemittelt über alle Anträge, bei 5 Prozent, wobei rund 23 Prozent der 
Anträge auf amtliche Informationen abgelehnt wurden und nur 1 Prozent der Anträge auf Um-
weltinformationen. Teilweise gewährt wurden Informationen in ebenfalls 5 Prozent aller An-
träge – auch hier fiel die Einschränkung bei Anträgen auf amtliche Informationen höher aus. 
Anträge, die sowohl Umweltinformationen als auch amtliche Informationen enthielten, wurden 
in 3 Prozent der Fälle abgelehnt und in 2 Prozent der Fälle teilweise positiv beschieden.  
Insgesamt wurde somit ein nicht unerheblicher Anteil von Anträgen auf amtliche Informationen 
abgelehnt, wobei die häufigsten entgegenstehenden Belange der Schutz personenbezogener 
Daten sowie der Schutz von geistigem Eigentum bzw. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
darstellten und als häufigster Ablehnungsgrund die nicht erkennbare Identität der antragstel-
lenden Person genannt wurde.  
Die Bearbeitung erfolgte in 10 Prozent aller Fälle am gleichen Tag, in 16 Prozent innerhalb 
einer Woche, in 62 Prozent nach mehr als einer Woche, aber weniger als einem Monat; nur in 
13 Prozent der Fälle dauerte die Bearbeitung mehr als einen Monat. Als Gründe für die Frist-
überschreitung wurde dabei meist die Komplexität bzw. der Umfang der begehrten Information 
genannt. Insgesamt kam es in 4 Prozent aller Fälle zu Drittbeteiligungsverfahren, wovon jedes 
fünfte eine Fristverlängerung nach sich zog. Für Anträge auf Umweltinformationen ist eine 
Höchstfrist von insgesamt 2 Monaten ab Eingang des Antrags bei der TPS vorgesehen (§ 12 
Abs. 3 S. 2 Nr. 2 LTranspG).  
In quantitativer Hinsicht zeigte sich, dass als missbräuchlich wahrgenommene Anträge ver-
gleichsweise selten vorkamen (0,9 Prozent der Anträge). Noch seltener wurden Anträge von 
den TPS als klar beleidigend eingestuft (0,4 Prozent der Anträge). In etwa 2,5 Prozent der 
Anträge wurden Anträge gestellt, die nach Ansicht der TPS nicht vom Gesetz abgedeckt waren 
(z. B. Rechtsberatungen oder politische Stellungnahmen). Insgesamt zeigt sich auf der Daten-
grundlage, dass sich in diesen Bereichen kein Handlungsbedarf ergibt, wenngleich sich ent-
sprechende Fälle bei einzelnen TPS häufen und zum Teil auf einzelne Antragstellende zurück-
gehen.  
Bei den antragstellenden Personen handelte es sich nach Einschätzung der TPS, bei denen 
die Anträge eingegangen waren, in der Mehrzahl der Fälle um Privatpersonen mit privatem 
Interesse. Ein wirtschaftlicher Hintergrund war in rund einem Fünftel der Fälle festzustellen.  
Implementation der TPP  
Auf der TPP erfolgten bis Jahresende 2019 insgesamt 10.607 Veröffentlichungen (Datensätze 
und Dokumente eingestellt), wovon rund 87 Prozent auf der TPP noch einmal gebündelt wur-
den, aber bereits zuvor anderweitig verfügbar waren (etwa beim Geoportal Rheinland-Pfalz, 
dem Informationssystems des Landtags, dem Statistischen Landesamt oder Landesrecht On-
line). Etwa 11 Prozent der Veröffentlichungen entfielen auf zentral eingestellte Veröffentlichun-
gen, wovon 99 Prozent auf die Veröffentlichung von Ministerratsbeschlüssen entfielen. Etwa 
2 Prozent der Veröffentlichungen erfolgten dezentral.  
Die Besuchszahlen der TPP sind im Zeitverlauf gestiegen, von 14.686 Besuchen im Jahr 2016 
auf 20.725 in den ersten 10 Monaten des Jahres 2020. Die Besuchszahlen bewegen sich 
jedoch insgesamt auf vergleichsweise geringem Niveau. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
sich rund 43 Prozent der Besucherinnen und Besucher so kurz auf der TPP aufhalten bzw. so 
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wenig mit der TPP interagieren, dass hierbei nicht von einer Nutzung der TPP gesprochen 
werden kann, wenngleich nicht völlig ausgeschlossen werden kann, dass es sich bei einem 
Teil der Besuchenden um wiederkehrende Besuchende handelt, die ein Dokument erneut auf-
riefen. Von den Besucherinnen und Besuchern nutzten im Jahr 2020 (bis 15. November 2020) 
rund zwei Drittel Desktop-PCs oder Laptops und ein Drittel mobile Geräte, überwiegend Smart-
phones und nur zu einem kleinen Teil Tablets. Auf Basis der Umfrage zu den Nutzerinnen und 
Nutzern zeigt sich, dass diese überwiegend mit privatem Interesse die TPP besuchen, aber 
auch berufliche Nutzerinnen und Nutzer finden den Weg auf die Plattform.  
 
Zur Erhebung der Nutzungsqualität wurde auf der TPP eine Umfrage unter den Nutzerinnen 
und Nutzern über einen Zeitraum von knapp 6 Monaten durchgeführt. Daran beteiligten sich 
94 Personen. Die Nutzungsqualität der TPP wurde als verbesserungsbedürftig wahrgenom-
men. 65 Prozent der Nutzerinnen und Nutzer konnten sich vorstellen, die TPP noch einmal zu 
besuchen. Allerdings waren nur 41 Prozent der Nutzenden mit den Inhalten und Informationen 
zufrieden. Als insgesamt benutzerfreundlich wurde die TPP von 38 Prozent der Nutzerinnen 
und Nutzer eingestuft. Kritisiert wurden unter anderem die Übersichtlichkeit, die Navigation 
und die Suchfunktion.  
 
Darüber hinaus wurde ergänzend und vertiefend eine Homepage-Evaluierung durchgeführt, 
bei der in einem qualitativen User Experience Test Optimierungspotenzial identifiziert wurde 
und in einer quantitativen Umfrage mit Hilfe von Crowdworkern die Homepage von 397 Per-
sonen beurteilt wurde. Auf diese Weise konnten eine breitere Datengrundlage zur Bewertung 
der TPP geschaffen werden und zugleich spezifische Aspekte der TPP genauer untersucht 
werden. Bei der Crowdworker-Befragung zeigte sich bei der Nutzungsqualität insgesamt ein 
positiveres Bild: So bewerteten 67 Prozent dieser Befragten die Webseite als insgesamt be-
nutzerfreundlich. Dennoch verwiesen auch diese auf Optimierungspotenzial. Insgesamt be-
steht Optimierungspotenzial vor allem in 3 Bereichen: Nutzerführung, Such- und Filterfunktio-
nen bei der Suche nach Informationen sowie Komplexität der Sprache. In Bezug auf die Nut-
zerführung wurde z. B. darauf hingewiesen, dass viele Klicks nötig seien, um zum gewünsch-
ten Dokument zu gelangen. In Hinblick auf die Such- und Filterfunktionen wurde etwa darauf 
hingewiesen, dass die Datumsfunktion besser umgesetzt werden könnte, um eine Eingren-
zung nicht nur tagesgenau, sondern auch nach Zeiträumen zu ermöglichen. Auf der TPP wer-
den mitunter technische Begriffe oder verwaltungssprachliche Begriffe verwendet, die für Bür-
gerinnen und Bürger nicht unmittelbar verständlich sind. Darunter fallen etwa „originäre Meta-
daten“ oder „Elektronisch zugänglich gemachte Informationen im Antragsverfahren“. Eine 
sprachliche Vereinfachung sollte hier in Betracht gezogen werden.  
 
Administrative Auswirkungen 
Im Bereich der Auswirkungen auf die Verwaltung zeigt sich in organisatorischer Hinsicht, dass 
es in etwa 30 Prozent der Fälle zu Änderungen bei Arbeitsabläufen, Zuständigkeiten oder der 




Die personellen Auswirkungen wurden vor allem durch eine Kombination des Aufkommens 
von Anträgen bzw. Veröffentlichungen mit der damit verbundenen durchschnittlichen Bearbei-
tungszeit ermittelt. Die Bearbeitungszeit von Anträgen lag im Durchschnitt bei 3,1 Stunden, 
was bei einem durchschnittlichen Aufkommen von 8 Anträgen pro TPS pro Jahr einem Bear-
beitungsaufwand von durchschnittlich 24,8 Stunden pro Jahr entspricht. Dabei gilt es zu be-
rücksichtigen, dass das Aufkommen der Anträge in hohem Maße ungleich verteilt ist und dabei 
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auf die oberen und obersten Landesbehörden deutlich mehr Anträge entfallen als auf die üb-
rigen Behörden. Einzelne Behörden waren mit einer hohen Zahl von Anträgen befasst, die 
wiederum teilweise auf einzelne Antragstellende zurückzuführen waren. 
 
Einen Ausreißer nach oben bildete die SGD Süd, bei der etwas über 70 Prozent aller erfassten 
Anträge eingingen. Bei dieser entstand in erheblichem Maße Bearbeitungsaufwand durch das 
nachvollziehbare Interesse im Zusammenhang des Erwerbs von Grundstücken und Immobi-
lien zu erfahren, ob eine Gefährdung durch Hochwasser oder eine Belastung durch Altlasten 
vorliegt. Dies beanspruchte die Personalkapazitäten der mit der Thematik befassten Referate 
insbesondere der SGD Süd in hohem Maße, weswegen eine personelle Unterstützung dies-
bezüglich zu prüfen wäre. Rechtlich bestand dabei der Anspruch auf Informationszugang be-
reits nach dem LUIG und wurde durch das LTranspG nicht geändert. Lediglich die Bekanntheit 
dieses spezifischen Informationszugangs hat sich geändert.  
 
Die personellen Auswirkungen der Veröffentlichungen wurden bei automatischen Veröffentli-
chungen nicht berücksichtigt, da deren Veröffentlichung zuvor schon auf anderer Grundlage 
erfolgte und vorgesehen war. Mit Blick auf die dezentralen Veröffentlichungen und die zentra-
len Veröffentlichungen zeigte sich ein Bearbeitungsaufwand von durchschnittlich 1,0 bis 1,5 
Stunden je Veröffentlichung. Dabei bezog sich die Bearbeitungsdauer auf den gesamten Ein-
stellprozess, inklusive Prüfung auf entgegenstehende Belange, Schwärzen, Einstellen und 
Freigabe. Insgesamt summierte sich der Bearbeitungsaufwand in den Jahren 2018 und 2019 
auf rechnerisch 2.052 Stunden. Inwieweit die Ergebnisse auf weitere Behörden im Rahmen 
der dritten Umsetzungsstufe übertragbar sind, hängt in entscheidendem Maße davon ab, wie 
der Einstellprozess technisch und organisatorisch umgesetzt wird.  
Finanzielle Auswirkungen 
In Hinblick auf die finanziellen Auswirkungen des LTranspG lagen die Sachkosten für die Ein-
führung, den Betrieb und die Betreuung der TPP von 2013 bis Ende 2020 bei 2,8 Mio. Dies 
entspricht durchschnittlichen Jahreskosten von ca. 350.000 Euro. Der damit verbundene Per-
sonalaufwand auf Seiten des zuständigen Ministeriums des Innern und für Sport lag bei etwa 
0,35 VZÄ, die wesentlich dem vierten Einstiegsamt (ehemals höherer Dienst) zuzuordnen wa-
ren.  
In Hinblick auf Anträge auf Informationszugang und Veröffentlichungen auf der TPP wurden 
die personellen Auswirkungen dargestellt. Für die Bearbeitung von jährlich 1.474 Anträgen auf 
Informationszugang, die für die Jahre 2016 bis 2019 bei 195 TPS erfasst wurden, summierte 
sich die Bearbeitungszeit auf 4.475 Stunden, was einem theoretischen Stellenanteil von 2,7 
VZÄ entspricht. Dabei ist zu berücksichtigen, dass insbesondere mündliche und telefonische 
Anträge in bedeutendem Maße unterschätzt worden sein könnten und somit der Aufwand in 
Summe deutlich höher liegen könnte.  
Bei den Veröffentlichungen zeigte sich insgesamt bis Jahresende 2019 ein Bearbeitungsauf-
wand von 2.052 Stunden, der sich auf die verschiedenen obersten Landesbehörden verteilte, 
wenngleich der größte Anteil auf die zentrale Veröffentlichung von Ministerratsbeschlüssen mit 
1.632 Stunden (83 Prozent des Bearbeitungsaufwandes) durch die Staatskanzlei entfiel.  
Bei der Erhebung von Kosten (Gebühren und Auslagen) zeigt sich, dass in 41,4 Prozent aller 
Anträge auf Informationszugang Kosten erhoben wurden. Fast alle Anträge, bei denen Kosten 
erhoben wurden, entfielen auf die SGD Süd oder die SGD Nord (39,9 Prozent aller Anträge). 
Die SGD Süd und die SGD Nord erhoben Gebühren in einer durchschnittlichen Höhe von 124 
EUR je Antrag. Von den übrigen Fällen wurden in 6,5 Prozent aller Fälle (88 von 1.314  
Anträgen) Kosten erhoben. Die durchschnittliche Höhe der erhobenen Kosten (Gebühren und 
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Auslagen)65 lag bei 160 EUR, wobei die Höhe stark zwischen durchschnittlich 554 EUR bei 
den obersten Landesbehörden und 42 EUR bei Verbandsgemeinden bis hin zu 20 EUR bei 
öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen bzw. -ingenieuren variierte. Darüber hinaus 
wurde in der Erhebung vereinzelt angemerkt, dass Unsicherheit bzgl. der Gebührenfestset-
zung besteht, weshalb teilweise darauf verzichtet wurde.  
Erreichung der Gesetzesziele und weitere Effekte 
Den dritten Schwerpunkt der Untersuchung bildete die Erreichung der Gesetzesziele des 
LTranspG. Als erstes Ziel wird die Vergrößerung der Transparenz und Offenheit der Verwal-
tung im Gesetzestext genannt. Sowohl in rechtlicher wie auch in faktischer Hinsicht vergrö-
ßerte sich die Transparenz und Offenheit der Verwaltung mit Einführung der proaktiven Ver-
öffentlichungspflicht auf der TPP. Dabei werden Informationen nicht nur gebündelt, sondern 
auch zuvor nicht frei zugängliche Informationen veröffentlicht. Die Statistiken zum Webseiten-
besuch wiesen auf ein mit der Zeit wachsendes Interesse an der TPP hin. Die Nutzung er-
scheint auch mit rund 2.000 Besuchen monatlich im Jahr 2020 quantitativ noch ausbaufähig.  
Der Informationszugang auf Antrag wurde aus dem LUIG und dem LIFG zusammengeführt, 
aber nicht substanziell verändert. Mit der Veröffentlichung von Antworten auf bereits zuvor 
gestellte Anträge auf Informationszugang wird der Zugang zu Informationen auf Antrag von 
einzelnen Antragstellenden auf die Allgemeinheit ausgeweitet, sofern es sich um Anträge an 
die Landesbehörden handelte. Die Zahl der Anträge auf Informationszugang ist im Bereich der 
amtlichen Informationen gegenüber Anträgen nach dem LIFG in den Jahren 2009 bis 2011 
gestiegen. Insgesamt zeigt sich jedoch, dass sich das Aufkommen der Anträge bislang auf 
einem vergleichsweise geringen Niveau bewegt. Selbst wenn hierbei berücksichtigt wird, dass 
die Zahl der mündlichen und telefonischen Anträge vermutlich unterschätzt wurde, ist dennoch 
von einem insgesamt geringen Niveau im niedrigen zweistelligen Bereich von Anträgen auf 
Informationszugang pro Jahr je TPS auszugehen. Niedrige Zahlen von Anträgen können dabei 
auf geringe Bekanntheit oder aber auf geringes Interesse bei Bürgerinnen und Bürgern bzw. 
weiteren antragsberechtigten Personen schließen lassen. Eine Beantwortung der Frage, wo-
rauf die geringe Zahl der Anträge zurückzuführen ist, war nicht Gegenstand der Untersuchung.  
Bei der Transparenz und Offenheit als Leitlinie der Verwaltung kann insgesamt von einem 
mittleren Etablierungsgrad gesprochen werden. Die Akzeptanz der Transparenz und Offenheit 
unter den befragten TPS fiel zwar hoch aus, zugleich wurde von einer mittleren Bekanntheit 
des Gesetzes innerhalb der Behörden, die sich an der Erhebung beteiligten, berichtet. Zur 
Unterstützung der Etablierung von Transparenz und Offenheit wurden insbesondere nach Ein-
führung des Gesetzes umfassende Schulungsmaßnahmen durchgeführt. Aus der Praxis 
wurde berichtet, dass die Bekanntheit des Gesetzes unter den Mitarbeitenden innerhalb einer 
Behörde, die wenige Anträge auf Informationszugang erhalten, mit jedem Antragseingang 
wächst. Dies liege daran, dass sich Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter dadurch ge-
nauer mit dem Gesetz beschäftigen, wodurch sie sich mit diesem vertraut machen. Durch die 
Ausweitung der Veröffentlichungspflichten auf die weiteren TPS, insbesondere im Bereich der 
Umweltinformationen, ist davon auszugehen, dass diese Entwicklung in Zukunft weiter voran-
schreitet und sich dadurch der Bekanntheitsgrad des Gesetzes vergrößert.  
Neben dem unmittelbaren Ziel der Vergrößerung von Transparenz und Offenheit soll das 
LTranspG unter anderem auch die demokratische Meinungs- und Willensbildung und die Kon-
trolle staatlichen Handelns fördern. Zur Erfassung der Förderung der demokratischen Mei-
nungs- und Willensbildung wurden im Rahmen des Gesetzes Einstellungen von Seiten der 
                                               
65 Zur Höhe der erhobenen Kosten und Auslagen machten nur wenige TPS Angaben, weswegen die 
Durchschnittswerte in hohem Maße durch die Angaben einzelner TPS beeinflusst wurden. 
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Personen erfasst, die sich an der Umfrage auf der TPP beteiligten. Diese wurden nach Ein-
schätzungen zum Einfluss der TPP auf die Ziele des Gesetzes befragt. Darüber hinaus wurden 
die TPS zu ihren Einschätzungen zur Zielerreichung des Gesetzes befragt. Ebenso wurden 
mit den obersten Landesbehörden, dem LfDI und weiteren Stakeholdern Interviews geführt.  
Insgesamt ging die Mehrheit der befragten Nutzerinnen und Nutzer davon aus, dass die TPP 
den Zugang zu Informationen erleichtert. In Hinblick darauf, ob die Plattform auch einen Bei-
trag dazu leistet, sich eine Meinung über Politik und Verwaltung zu bilden, äußerten sich die 
Befragten dagegen eher unentschlossen und in der Tendenz skeptisch. Gleiches gilt für die 
Nachvollziehbarkeit politischer Entscheidungen. Zwar widersprachen die Befragten der Aus-
sage nicht aktiv, äußerten sich im Mittel jedoch ebenfalls leicht skeptisch. Die befragten TPS 
gingen mehrheitlich nicht von positiven Effekten des Gesetzes auf die Förderung der demo-
kratischen Meinungs- und Willensbildung oder der Nachvollziehbarkeit politischer Entschei-
dungen aus, stimmten aber der Aussage zu, dass durch das Gesetz der Zugang zu Informati-
onen vereinfacht werde. Die befragten Crowdworker äußerten sich zur Zielerreichung positi-
ver, deren Einschätzungen sollten aber, da sie keinen unmittelbaren Bezug zum Gesetz hat-
ten, nicht überschätzt werden.  
Ähnlich wie bei dem Einfluss auf die demokratische Meinungs- und Willensbildung fielen die 
Einschätzungen zur Kontrolle staatlichen Handelns aus. Dabei zeigten sich sowohl die auf der 
TPP befragten Personen als auch die TPS selbst skeptisch gegenüber dem Einfluss des Ge-
setzes auf die Kontrolle staatlichen Handelns. Von Seiten des LfDI und in einem Fall von Sei-
ten der Zivilgesellschaft wird dagegen davon ausgegangen, dass das Gesetz einen Beitrag 
zur Kontrolle staatlichen Handelns fördert. Nach Einschätzung der Transparenzbeauftragten 
der obersten Landesbehörden kann das Gesetz einen Beitrag leisten, die Ziele des Gesetzes 
zu erreichen. Allerdings führen diese selbst an, dass diese Einschätzungen nicht auf konkreten 
Erfahrungen beruhen. 
Einfluss des Gesetzes auf Vertrauen in Politik und Verwaltung und die Verwaltungstä-
tigkeit 
In Hinblick auf mögliche weitere Effekte, die auf Basis des Forschungsstandes identifiziert 
wurden, zeigte sich, dass die TPP bei den Nutzerinnen und Nutzern in kleinem, aber statistisch 
signifikanten Maß das Vertrauen in die Verwaltung ansteigen ließ. Im Gegensatz dazu gehen 
die TPS überwiegend nicht davon aus, dass das Gesetz dazu beiträgt, das Vertrauen in die 
Verwaltung oder in die Politik oder die Akzeptanz derselben zu stärken. Auf Basis ihrer Erfah-
rungen kommen einzelne Transparenzbeauftragte der obersten Landesbehörden zum 
Schluss, dass das Vertrauen in die Verwaltung gesteigert werden kann, indem bestehendes 
Misstrauen durch die Herausgabe von Informationen abgebaut wird.  
Im Rahmen der Untersuchung gab es keine Indizien für negative Auswirkungen auf die Ver-
waltungstätigkeit dadurch, dass sich Behördenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter überwacht 
fühlten und dies zu Verantwortungsvermeidung oder gar Handlungsblockaden führen würde.  
Die Evaluierung des Gesetzes zeigte in Hinblick auf die Anträge auf Informationszugang, dass 
der Vollzug nur in Einzelfällen Probleme nach sich zog. Bezüglich der Veröffentlichungen auf 
der TPP zeigte sich, dass der Einstellprozess an einzelnen Stellen optimiert werden könnte. 
Die Gestaltung der TPP wurde zum Teil gut und zum Teil als noch ausbaufähig bewertet. 
Optimierungspotenzial konnte dabei in verschiedenen Bereichen identifiziert werden. Orientie-
rungs- und Ansatzpunkte hierzu können die aufgezeigten Handlungsempfehlungen (vgl. Kapi-
tel 10) bieten. 
Das Hauptziel der Vereinfachung und Erweiterung des Informationszugangs wird erreicht. Mit 
Blick auf die Erreichung der weiteren Gesetzesziele zeigt sich, dass die unmittelbaren Ziele 
der Vergrößerung der Transparenz und Offenheit auf der staatlichen Seite der Bereitstellung 
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grundsätzlich erreicht werden. Die Nachfrageseite von Seiten der Bürgerinnen und Bürger, 
also die Nutzung sowohl bezüglich des Antragsrechts als auch bezüglich der veröffentlichten 
Informationen, erscheint noch steigerungsfähig.   
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Tabelle 30: Liste der durchgeführten Interviews 
Interviewpartner/in  Themen  Datum 
Leitfadengestützte Interviews mit weiteren Stakeholdern 
Erstes Interview mit dem Landesbe-
auftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit  
Arbeitsweise und Tätigkeit 





ziele, Hinweise für die Eva-
luierung 
05.05.2020 
Zweites Interview mit dem Landesbe-
auftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit 
Diskussion zentraler Ergeb-
nisse der Evaluierung und 
Entwicklungspotenziale zur 
Förderung von Transparenz 
und Offenheit 
12.01.2021 
Interview mit den kommunalen Spit-
zenverbänden 
(Gemeinde- und Städtebund Rhein-
land-Pfalz sowie Landkreistag Rhein-
land-Pfalz) 
Diskussion zentraler Ergeb-
nisse der Evaluierung und 
Einschätzungen der Ver-
bände zum Gesetzesvoll-
zug, der Auswirkungen auf 
die Verwaltung und der Er-
reichung der Gesetzesziele 
18.01.2021 




Leitfadengestützte Interviews mit den Transparenzbeauftragten der obersten 
Landesbehörden Rheinland-Pfalz 
Ministerium der Finanzen Gesetzesvollzug, insb. An-
tragsverfahren der Anträge 
zur Herausgabe von Infor-
mationen und Implementie-
rung sowie Nutzung der 
TPP, Auswirkungen auf die 
Verwaltungstätigkeit, Errei-
chung der Ziele des Geset-
zes, 
Nebeneffekte des Gesetzes 
20.10.2020 
Bildungsministerium sowie zugleich66 
Ministerium für Wissenschaft, Weiter-
bildung und Kultur 
20.10.2020 
Staatskanzlei 22.10.2020 
Ministerium des Innern und für Sport 23.10.2020 
Ministerium der Justiz 23.10.2020 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau 
28.10.2020 
Ministerium für Soziales, Arbeit, Ge-
sundheit und Demografie 
29.10.2020 
Ministerium für Familie, Frauen, Ju-
gend, Integration und Verbraucher-
schutz 
16.11.2020 
Ministerium für Umwelt, Energie, Er-
nährung und Forsten 
02.11.2020 
Leitfadengestützte Interviews mit Fachvertreterinnen und Fachvertretern 
                                               
66 Der Zuständigkeitsbereich der amtierenden Transparenzbeauftragten umfasst beide Ministerien 
gleichermaßen. 
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Bundesverband für freie Kammern e. V.  Erfahrungen und Nutzung 
des Antragsrechts und der 
TPP für die eigene Arbeit 
und Erfahrungen der Mitglie-
der und weiterer Personen, 
Einschätzungen zum Ein-




Landesjugendring Rheinland-Pfalz 17.11.2020 
Mehr Demokratie e. V.  20.11.2020 
Weiterer Informationsaustausch mit der öffentlichen Verwaltung  
und weiteren Stakeholdern 
Interview mit der Struktur- und Geneh-
migungsdirektion Süd 




Schriftlicher Austausch mit der Struk-
tur- und Genehmigungsdirektion Nord 




Schriftlicher und telefonischer Aus-
tausch mit dem Landesbetrieb Daten 
und Information 
Austausch unter anderem 
zur technischen Funktions-
weise des Einstellprozesses 





Schriftlicher Austausch mit der Open 
Knowledge Foundation  
Austausch zur Zahl der An-
träge auf Informationszu-
gang in Rheinland-Pfalz 
über FragDenStaat 
12.01.2021 
Schriftlicher Austausch mit der Stelle 
des LfDI 
Austausch zu Erfahrungen 
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Automatisierte Veröffentlichung 9.275 
§ 7 Abs. 1 
Nr. 2 
Berichte und Mittei-
lungen an den 
Landtag 
OPAL Sobald die Einstellung 
erfolgt ist 
1.769 
§ 7 Abs. 1 







Sobald die Einstellung 
erfolgt ist 
426 
§ 7 Abs. 1 
Nr. 7 
Amtliche Statistiken statistik.rlp.de Sobald die Einstellung 
erfolgt ist 
476 




Sobald die Einstellung 
erfolgt ist 
6.070 
§ 7 Abs. 2 




PortalU Sobald die Einstellung 
erfolgt ist 
535 




UVP-Verbund keine Einstellung nicht inte-
griert 
Zentrale Veröffentlichung 1.095 










§ 7 Abs. 1 
Nr. 5  





§ 7 Abs. 1 




Staatskanzlei 2 Mal jährlich 2 
§ 7 Abs. 1 




Innern und für 
Sport 
Aktuelle Fassung 4 
§ 7 Abs. 1 




Dezentrale Veröffentlichung 237 
§ 7 Abs. 1 
Nr. 2 
Berichte und Mittei-







§ 7 Abs. 1 




Jeweilige TPS spätestens 4 Wochen 
nach der jeweiligen Sit-
zung 
33 
§ 7 Abs. 1 
Nr. 4  
Wesentliche Inhalte 






§ 7 Abs. 1 









§ 7 Abs. 1 
Nr. 7 
Tätigkeitsberichte Jeweilige TPS 
 
6 
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§ 7 Abs. 1 
Nr. 10 
LTranspG 
Öffentliche Pläne Jeweilige TPS 
 
- 





Jeweilige TPS Jährlich, zu Beginn des 
Folgejahres 
12 





























Tabelle 32: Dezentrale Veröffentlichungen nach obersten Landesbehörden 















Ministerium der Finanzen FM 94 82 12 0 
Ministerium der Justiz JM 73 66 2 4 
Ministerium für Bildung BM 59 51 8 0 
Ministerium für Umwelt, Ener-
gie, Ernährung und Forsten 
MUEEF 59 37 
 
23 0 
Ministerium des Innern und für 
Sport  
MdI 38 34 1 3 
Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und 
Weinbau  
MWVLW 30 27 3 0 
Ministerium für Wissenschaft, 
Weiterbildung und Kultur 
MWWK 22 17 5 0 
Staatskanzlei StK 20 18 1 1 
Ministerium für Soziales, Ar-
beit, Gesundheit und Demo-
grafie 
MSAGD 19 18 1 0 
Ministerium für Familie, 
Frauen, Jugend, Integration 
und Verbraucherschutz 
MFFJIV 8 6 1 0 
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Amtliche Informationen Umweltinformationen Gemischte Anträge 
MD MW SD n MD MW SD n MD MW SD n MD MW SD n 
Oberste Landes-
behörde 
8 9 7 10 5 8 8 9 0 1 1 3 1 1 1 3 
Obere Landes- 
behörde 
2 65 252 18 1 2 1 17 0 52 167 13 0 39 134 12 
Untere Landes- 
behörde 
0 1 3 18 0 1 3 13 0 0 0 14 0 0 0 10 
Kreisfreie Stadt 3 3 2 7 2 3 2 6 0 0 0 4 0 0 0 4 
Landkreis 4 6 5 12 2 3 4 12 1 2 3 11 0 0 0 7 
Große kreis- 
angehörige Stadt 
2 3 3 6 2 2 2 4 0 0 0 3 0 0 1 4 
Verbandsge-
meinde 
0 1 3 48 0 1 3 35 0 0 1 22 0 1 3 23 
Verbandsfreie 
Stadt/Gemeinde 






0 1 2 6 0 1 2 4 0 0 0 2 0 0 0 2 




0 0 1 9 0 0 1 6 0 0 0 5 0 0 0 5 
Sonstige 0 1 1 12 0 1 1 9 0 0 0 5 0 0 0 5 
Summe 0 9 82 0 1 2 4 0 0 8 64 0 0 6 51 0 
Anmerkung: MD = Median, MW = Mittelwert (Arithmetisches Mittel bzw. Durchschnitt) , SD = Standardabweichung, n = Fallzahl





Tabelle 34: Dezentrale Veröffentlichungen nach Informationstatbeständen 
 Zahl der Veröffentlichungen 







In öffentlicher Sitzung 
gefasste Beschlüsse  
(§ 7 Abs. 1 Nr. 3) 
15 13 0 2 




(§ 7 Abs. 1 Nr. 4) 
21 3 18 0 
Allgemeine Veröffentli-
chungen 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 6 Var. 2) 
95 88 4 3 
Tätigkeitsberichte  
(§ 7 Abs. 1 Nr. 7) 
8 9 0 0 
Gutachten und Studien  
(§ 7 Abs. 1 Nr. 8) 
6 4 1 1 
Öffentliche Pläne und 
andere landesweite Pla-
nungen  
(§ 7 Abs. 1 Nr. 10) 
0 0 0 0 
Zuwendungen ab 1000 
EUR  
(§ 7 Abs. 1 Nr. 11) 
20 18 0 1 
Zuwendungen an die öf-
fentliche Hand  
(§ 7 Abs. 1 Nr. 12) 
20 15 4 0 
Wesentliche Unterneh-
mensdaten  
(§ 7 Abs. 1 Nr. 13) 





(§ 7 Abs. 1 Nr. 14) 





421 355 57 8 
Anmerkung: Im Rahmen der Datenerhebung konnten kleinere Dateninkonsistenzen (Abwei-
chungen von insgesamt 3 Veröffentlichungen) nicht aufgeklärt werden.  
  




Tabelle 35: Anträge auf Informationszugang bei den obersten Landesbehörden 










E G TW A E G TW A E G TW A E G TW A 
StK 102 33 11 60 10
2 
33 11 60 - - - - - - - - 
BM 63 56 2 5 63 56 2 5 - - - - - - - - 
MWVL
W 
42 24 4 14 - - - - - - - - - - - - 
MF 39 18 9 12 36 18 8 10 - - - - 3 - 1 - 
MdI 35 17 10 8 35 17 10 8 0 - - - 0 - - - 
MUEEF 27 20 2 2 10 6 1 2 5 5 - - 6 5 1 - 
MWWK 21 17 4 0 21 17 4 0 - - - - - - - - 
MSAG
D 
15 12 3 - 15 - - - - - - - - - - - 
JM 8 6 2 - 8 6 2 - - - - - - - - - 
MFFJIV 7 6 1 0 6 5 1 0 1 1 0 0 - - - - 
Legende: E= eingegangen, G = gewährt, TW = teilweise gewährt, A = abgelehnt 
 
Tabelle 36: Vorliegen interner Dokumente 
Art der TPS Zahl der Nennungen Zahl der TPS 
Oberste Landesbehörde 8 10 
Obere Landesbehörde 7 18 
Untere Landesbehörde 3 20 
Kreisfreie Stadt 2 7 
Landkreis 5 12 
Große kreisangehörige Stadt 1 6 
Verbandsgemeinde 3 49 
Verbandsfreie Stadt/Gemeinde 0 8 








Sonstige 2 12 
Keine Angabe 0 22 
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Tabelle 37: Reaktionen von Antragstellenden auf abgelehnte Informationsanträge 









3 6 2 0 
Obere Landes- 
behörde 
7 12 3 2 
Untere Landes-
behörde 
1 2 1 0 
Kreisfreie Stadt 1 1 0 0 
Landkreis 8 6 0 1 
Große kreis- 
angehörige Stadt 
1 5 1 0 
Verbands- 
gemeinde 
44 8 3 0 
Verbandsfreie 
Stadt/Gemeinde 






1 2 0 0 




0 0 0 0 
Sonstige 1 0 0 0 
Keine Angabe 0 0 0 0 
Fallzahl 67 42 10 4 
Fragestellung: „In wie vielen Fällen haben Antragstellende gegen die Ablehnung ihres Antrags 
auf Informationszugang etwas unternommen?“ 
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Oberste Landesbehörde 0 0 0 0 
Obere Landesbehörde 0 5 0 0 
Untere Landesbehörde 0 0 0 0 
Kreisfreie Stadt 0 1 0 0 
Landkreis 0 1 0 0 
Große kreisangehörige 
Stadt 
0 0 0 0 
Verbandsgemeinde 15 3 1 1 
Verbandsfreie Stadt/Ge-
meinde 





1 2 0 0 
Gericht 0 0 0 0 
Öffentlich bestellte/r Ver-
messungsingenieur/in 
0 0 0 0 
Sonstige 0 0 0 0 
Keine Angabe 0 0 0 0 
Summe 16 12 1 1 
Fragestellung: „In wie vielen Fällen haben Dritte gegen die erfolgte Gewährung des Zugangs 
zu sie betreffenden Informationen etwas unternommen?“ 
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Oberste Landesbehörde 0 1 1 0 
Obere Landesbehörde 1 6 0 2 
Untere Landesbehörde 0 1 0 0 
Kreisfreie Stadt 1 1 0 0 
Landkreis 0 0 0 0 
Große kreisangehörige 
Stadt 
0 1 1 0 
Verbandsgemeinde 1 4 2 0 
Verbandsfreie Stadt/Ge-
meinde 
0 0 0 0 
Eigenbetriebe, Landesbe-
triebe und Unternehmen mit 
Landesbeteiligung 
0 1 0 0 
Gericht 0 0 0 0 
Öffentlich bestellte/r Ver-
messungsingenieur/in 
0 0 0 0 
Sonstige 0 0 0 0 
Keine Angabe 0 0 0 0 
Summe 3 15 4 2 
Fragestellung: „In wie vielen Fällen haben Antragstellende etwas gegen die Erhebung von Kos-
ten (Gebühren und Auslagen) unternommen?“ 
Tabelle 40: Verteilung der Anträge, die nicht vom Gesetz abgedeckt werden  
 Fälle Zahl der Behörden 
Oberste Landesbehörde 17 3 
Obere Landesbehörde 44 8 
Untere Landesbehörde 22 3 
Kreisfreie Stadt 3 1 
Landkreis 24 3 
Verbandsgemeinde 28 8 
Verbandsfreie Stadt/Gemeinde 2 1 
Eigenbetriebe, Landesbetrieb,  
Unternehmen mit Landesbeteiligung 
4 2 
Gericht 1 1 
Sonstige 8 2 
Summe 153 32 
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3 3 0 7 3 5 1 9 10 
Obere  
Landesbehörde 
7 5 0 6 0 1 2 11 18 
Untere  
Landesbehörde 
4 3 1 3 0 0 1 7 20 
Kreisfreie Stadt 1 1 1 4 0 0 0 6 7 
Landkreis 4 6 0 1 1 0 0 7 12 
Große kreis- 
angehörige Stadt 
1 1 0 2 0 0 0 4 6 
Verbandsgemeinde 6 9 0 9 0 0 3 22 49 
Verbandsfreie 
Stadt/Gemeinde 





2 0 0 1 0 0 0 2 6 




1 0 0 1 1 1 1 2 9 
Sonstige 3 4 0 0 0 0 1 6 12 
Keine Angabe 0 0 0 0 0 0 0 0 22 
Summe aller TPS 34 36 3 34 5 7 10 83 195 
 
